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Die PolizeiTHSsenschaft hat im Laufe der letzten Jahrzehnte 
eine merkwürdige Veränderung erfahren. Während mit dem Aus- 
bau des modernen Rechtsstaates ihr Objekt, die Polizei, immer 
mehr in ihre naturgemässen engem Schranken zurückge(frängt 
wurde, hat die sogenannte Polizeiwissenschaft einem innem 
Bedürfnisse folgend sich immer mehr erweitert; der Name deckt 
gegenwärtig so wenig mehr die Sache, dass es wohl Zeit sein 
dürfte, ihn aufzugeben. 

Allerdings scheint es etwas gewagt zu sein , an die Stelle der 
„Polizeiwissensdiaft^ eine „Verwaltungslehre" zu setzen, theils 
weil dieser Ausdruck eine mehrfache Auffassung wirklich zulässt, 
theils auch, wie manche meinen, weil damit kein abgeschlossenes 
Wissensgebiet bezeichnet, also auch der Anschluss an die bisher 
übliche Gruppirung der Staatswissenschaften und des staatswissen- 
schaftlichen Lehrplans an den deutschen Universitäten gar nicht 
oder nur sehr schwer möglich sei. 

Es begegnen sich aber doch die verschiedenen Auffassungen 
der Verwaltung des Staates mehr oder minder in der Unterschei- 
dung zwischen Verwaltung im weitem und engern Sinne (allge- 
meine und besondere oder innere Verwaltung), wie dieselbe im § 1 
durchgeführt ist; ein Missverständniss über den Umfang der Lehre 
von der Verwaltung als selbständige Disciplin dürfte sich mit die- 
ser Auffassung um so weniger ergeben, als eine Lehre von der 



Verwaltnng im weitern Sinne (allgemeine StaataverwaltnngBlehre) 
sich wohl inuner nnr als zweiter Theil einer allgemeinen Staats- 
lehre (neben allgemeiner Verfassungslehre) darstellen liesse. — Was 
aber den Inhalt der Verwaltungslehre anbetrifft, so ist derselbe 
darch die abgeschlossene Ausbildung der Lehren von der Rechts- 
pflege tnd der Finanzwissenschaft einerseits, sowie der specifisch 
sogenannten Politik (Staatskunst) und der Militärwissenschaften 
anderseits wohl genügend begrenzt und auch in dieser Segrenznog 
wissenschafllich zu begründen. Die stoffliche Erweiterung des Ge- 
bietes der bisherigen Polizeiwissenschaft Ist aber om so weniger 
ein Tadel als dadurch nur manches noch gänzlich verwahrloste 
Feld des politischen Lebens einer systematischen wissenschaftlichen 
Behandlung definitiv zugewiesen wird. Die bisherige Gruppirnng 
der staatswissenschafUichen Lehre wird dadurch nicht verändert, 
sondtm nur vervollständigt. 

Wer übrigens mit dieser Disciplin der Staatswissenschf^len 
einigermassen vertraut ist, nnd insbesondere als Universitätslehrer 
dieselbe näher zn behandeln Gelegenheit hat, der verlangt wohl 
keine besondere Rechtfertignng eines Versuchs, dieselbe für das 
Bedürfniss der studierenden Jugend entsprechend darzustellen. 

Es ist bekannt, dass diese Disciplin kein Compendium besitzt, 
welches ohne Beziehung auf einen bestimmtea Staat die allgemeinen 
Lehren in einer für das academisehe Studium geeigneten bändigen 
und verständlichen Weise vollständig umfasste,* 



* Eben bei Beginn des Drucke« erhalte ich das neae „Handbuch der 
VerwaltungsiehTB und dea Verwaltnngsrecht»" Ton Prof, Dr. t. Stein in Wien, 
welches gleichfalls als Grandlage fUr Torlesangen dienen soll. Dass gerade der 
Terdieuütrolle Haaptrertreter der neoern Tenraltungslehre sich bieza gedrängt 
fiihiio ist, ein neuer Beweig Ton der Dringliehkeit des Bedürfnisses nach einem 

der Tielseitigen Anregung, velehe ich aus den schon aosfübrlich be- 
Partieen der Stein'scheo „Venrattungslebre" eTbolten habe, kann ich 
lera, dass eine Benützung des „Handbuchs" an keiner Stelle meiner 
ehr möglich war. leb boffe Übrigens, ima dos Werk des Meisters 
t des Jüngers nicht als entbehrlich oder gar äberSässig verde er 
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Darauf war denn auch hauptsächlich mein Bestreben gerichtet, 
and von diesem Gesichtspunkte vornehmlich geleitet, habe ich diese 
Bearbeitung mit steter Rücksicht auf den Studiengang an deutschen 
Hochschulen und auf das Bedürfniss der Studierenden unternom- 
men und eingerichtet. Darum vermied ich alle Polemik, so sehr 
audi die bisherigen Schriften über Gregenstande der Verwaltungs- 
lehre dieselbe nicht selten herausfordern; darum unterliess ich auch 
eine ausführliche Angabe der Literatur und beschränkte mich aus- 
schliesslich auf die Nachweisung solcher Werke, welche for das 
academische Studium geeignet oder wenigstens für einzelne Partieen 
als Ergänzung heranzuziehen sind. 

Der Fachgenosse wird nichtsdestoweniger aus dem Werke ent- 
nehmen können, dass jede Uebereinstimmung mit den wissenschaft- 
lichen Ergebnissen anderer Forscher inmier das Resultat eigenen 
sorgfaltigen Nachdenkens, weder aus blindem Nachbeten noch aus 
mangelnder Literaturkenntniss hervorgegangen ist. Beständiges 
Haschen nach Originalität war mir dabei eben so ferne als eine 
Scheu vor unbedingtem Anlehnen an Autoritäten, wo sie nach 
meiner Ueberzeugung das Beste geleistet haben. In welch reichem 
Masse diess vorzüglich von Mohl und Stein, für die dritte Abthei- 
lung besonders von Rau und Röscher gilt, beweist wohl am besten 
fast jeder Paragraph meiner Verwaltungslehre. Möge es mir erlaubt 
sein, diesen Männern bei solchem Anlasse den Dank der wissen- 
schaftlichen Welt für ihre Leistungen zu Füssen zu legen und mit 
einem Ehrenkranze unseres Altmeisters Rau frisches Grab zu 
schmücken ! 



Universit&t Innsbruck, Juli 1870. 
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EESTE ABTHEILUNG. 
Grandlagen der Staatsverwaltung. 



I. Capitel Einleitung. 

§ 1. Begriff und Wesen der Verwaltung. 

Der Begriff der Verwaltung ist aus dem Staatsbegriffe 
zu entwickeln. 

Der Staat ist die höchste Form menschlicher Vereinigung 
für die Zwecke des Lebens. Er ist entstanden in Folge der ge- 
meinsamen Lebensbedürfnisse der Menschen, welche die Ergänzung 
ihrer individuellen ünvoUkoinmenheit, die Förderung ihrer gemein- 
samen und den Schutz ihrer Sonderinteressen in ihm finden. 

Der Staatszweck ist also das erste Moment für die Be- 
griffsbestimmung des Staates. 

Der Staat' ist aber auch ein organisches Product; nicht blos 
eine Zusammenfassung vieler einzelner Individuen C^tomistische 
Auffassang), sondern die Einheit eines in allen denkbaren Gesell- 
schaftsformen gegliederten Volkes Cgesellschaftliche Auffassung). 

Daher ist das Volk (Nation, bürgerliche Gresellschaft) das 
zweite Hauptmoment des Staatsbegriffs. 

Jede gesellschaftliche Organisation setzt nun die wechselseitige 
Anerkennung der in ihr vorhandenen Einzelexistenzen und der ver- 
schiedenen Gesellschaftsformen voraus; diese ist in der dem Men- 
schen innewohnenden ethischen Grundlage gegeben, in der Erkennt- 
niss und Achtung von Mein und Dein oder dem Rechte. 
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Das Recht aber bedarf zu seiner allgemeinen Anerkennung 
der Kraft des Vollzugs, welche nur im Staate gegeben sein kann. 
Das Recht ist daher das dritte Hauptmoment des Staats- 
begrilFs. 

Der Staat ist also die rechtlich organisirte Volks- 
gemeinschaft zur höchsten Vollendung des mensch- 
lichen Daseins auf Erden (organischer oder gesellschaftlicher 
Rechtsstaat).* 

Damit der Staat diese seine Aufgabe erfüllen kann, muss er 
vor Allem organisirt (physische Persönlichkeit) und er muss selb- 
ständig sein (geistige Persönlichkeit). Gebiet, Volk, Regierung 
sind die Grundlagen seiner physischen Persönlichkeit; Erkenntniss, 
Wille, Charakter, Recht und Moral sind die Grundlagen der gei- 
stigen. Das ist es, was wir zusammen die Verfassung des 
Staates nennen. 

Indem dann dieser physische Organismus durch' seine geistige 
Selbständigkeit thätig wird, entsteht im weitesten Sinne die Ver- 
waltung, das Walten des Staates zur Erfüllung seiner Aufgaben, 
Diese allgemeine Thätigkeit des Staates lässt sich aber zer- 
legen in Thätigkeiten zur Erhaltung und Sicherheit des Staates als 
solchen (äussere Politik, Finanzwirthschaft und Vertheidigungswesen) 
und solche, welche der Entwicklung des Volkes gewidmet sind. 
Und auch von dieser Thätigkeit muss noch eine Seite ausgeschie- 
den werden, um zu dem allgemein angenommenen Begriffe der Ver- 
waltung zu gelangen : die Sorge für die Aufrechthaltung des Rechts, 
als der allgemeinen Voraussetzung jeder Culturentwicklung , mag 
dasselbe wirklich verletzt oder blos streitig geworden sein (Rechts- 
pflege). 

Durch die Verwaltung i. e. S. erfüllt der Staat 
daherdie ihm ausserhalb der Rechtspflege gestellten 
Aufgaben, welche der günstigen Entwicklung des bür- 
gerlichen Lebens sowohl der Einzelnen als der Staats- 
gesellschaft zugewendet sind. 



* Die weitere Ausführung und Entwicklung dieses Begriffs habe ich in 
einer Abhandlung „über Inhalt und Grenzen des Staatslebens" zu geben ver- 
sucht. (Deutsche Vierteljahrschrift 1867. 3. Heft.) 



Die Staatsverwaltung ist demnach ihrem Wesen nach eine 
Thätigkeit für das Volk und wegen des Volkes; sie ist ihren 
Zwecken entsprechend (welche mit den Staatszwecken identisch sind) 
eine überwachende und ergänzende Thätigkeit, welche ihre Schranke 
in der Verfassung als dem Ausdrucke der Staatszwecke findet. 
Innerhalb ihres Wirkungsgebietes aber ist sie überall gefordert; 
ihren Inhalt empfängt sie daher von dem vielgestaltigen, wechsel- 
vollen Leben des Volkes. 

§ 2. Wissenschaft der Verwaltung. 

Die Verwaltungslehre ist ein Zweig der Staatswissenschafb. 
Diese kann in zwei Hauptgruppen geschieden werden, von denen 
die eine die Gesammtheit der Verfassungslehren, die andere 
die der Verwaltungslehren (im weitesten Sinne der obigen 
Definition, § 1) enthält. 

Diese letzteren sind im Einzelnen: 

1. die Lehre von der äussern Politik; 

2. die Finanzwissenschaft; 

3. die Militärwissenschaft; 

Diese drei Disciplinen behandeln die Theorie der Erhaltung 
und Sicherung des Staates als solchen. 

4. Die Lehre von der Rechtspflege, welche die Grund- 
sätze entwickelt, nach welchen der Staat für Aufrechthaltung des 
bestehenden Rechtszustandes innerhalb seiner Grenzen sorgt. 

5. Die Lehre von der Staatsverwaltung i. e. S. (auch 
innere Verwaltungslehre genannt), welche demnach auf die Kennt- 
niss der Staatsaufgaben und der Mittel zu ihrer Erfüllung gerichtet 
ist, so weit dieselben nicht in den andern Disciplinen besonders 
behandelt werden. 

In der Verwaltungslehre lassen sich drei Momente unter- 
scheiden : 

Das juristische, das polizeiliche und das politische, 
welche bei jeder Verwaltungsthätigkeit sich finden und desshalb 
auch in der Theorie der Staatsverwaltung untrennbar neben ein- 
ander bestehen müssen. Sie werden aber auch selbständig wissen- 
schaftlich behandelt in 

allgemeinem Staatsrecht, 

1* 



Polizeiwissenschaft, 

Staatspflege (auch Staatskunst, innere Politik).* 

Die in diesen drei Disciplinen behandelten Funktionen des 
Staatslebens sind zusammen eben die Verwaltung; sie sind gleich 
in Bezug auf ihren Zweck, verschieden nur, insoferne sie die der 
Staatsverwaltung zu Gebote stehenden Mittel bezeichnen. Das Staats- 
recht will die Erreichung der Verwaltungsaufgaben durch Herstel- 
lung eines geordneten Rechtszustandes zwischen Staatsgewalt und 
Staatsbürgern ; die Polizei durch Sicherung des zu Recht Bestehen- 
den vor Gefährdung und Verletzung, nöthigenfalls mit Anwendung 
obrigkeitlichen Zwanges; die Staatspflege verfolgt dasselbe Ziel mit 
Anwendung aller übrigen erlaubten und ihr zu Gebote stehenden 
materiellen und moralischen Mittel. 

Ihre Prinzipien schöpft die Verwaltungslehre aus dem 
allgemeinen StaatsbegriflPe; es sind dieselben, nach welchen der 
Staat selbst besteht und sich weiter bildet: das Recht, die Moral 
(beide in ihrem letzten Grunde identisch), der Staatszweck (in 
seiner Vielseitigkeit). Alle führen auf ein oberstes, höchstes Prinzip, 
die Cultur, zurück. 

Ihr materieller Inhalt ist das Leben; sowohl das per- 
sönliche als das gesellschafbUche Leben in seiner materiellen und 
seiner geistigen Richtung. (Persönliches, — wirthschaftliches, — 
sociales Leben.) 

§ 3. Geschichte der Verwaltung. 

Die Geschichte des Staatsbegriflfs ist die Grundlage für eine 
Geschichte der Verwaltung ; denn der Staat hat verschiedene Auf- 
gaben je nach der Auffassung des Volkes und des Zeitalters; die 
Verwaltung aber muss diese Aufgaben lösen. 

A. Der antike griechische Staat. 

Die Staatsidee zeigt trotz der Verschiedenheiten der Verfas- 
sung in den einzelnen Republiken eine gleichartige, geistige Ent- 



* Diese Disciplinen enthalten in der Regel auch Theile der Yerfassungs- 
lehren, welche natürlich bei dieser Zusammenfassung zur Yerwaltungslehre ebenso 
ausgeschieden werden müssen, wie diejenigen, welche den übrigen allgemeinen 
Verwaltungslehren (wie Justiz-, Finanzyerwaltung) zugehören. 



Wicklung nicht nur bei den verschiedenen Stämmen, sondern sogar 
in den verschiedenen Zeitaltern. 

Der Staat ist eine Einrichtung, gesetzt über eine Summe von 
Menschen, und ist sich selbst Zweck und Aufgabe; er hat keine 
Aufgabe gegenüber dem Einzelnen, weil dieser im Staate auf- 
gehen muss. 

Der schroflfste Ausdruck dieser Staatsidee ist in den wenigen 
Gesetzen der Spartaner enthalten. Gemässigter schon tritt sie bei 
Zaleukos und Charondas auf; Solon fährte das Recht (die Rechts- 
sicherung des Ganzen) als politisches Prinzip in die Verfassung 
ein. Das Recht der freien Persönlichkeit kommt auch durch ihn 
nicht zur Anerkennung. 

Diesen nur das Interesse des Ganzen berücksichtigenden, 
zwingenden Charakter hatte auch die Staatsverwaltung. Das Staats- 
interesse rechtfertigte sowohl auf dem Gebiete der Polizei (Sorge 
für Sicherheit und Gesetzmässigkeit), als der Staatspflege (Sorge 
für Wohlbefinden und Anstand, svxots^ia) unbedingten Zwang 
auf die Einzelnen. 

B. Der römische Staat. 

Im römischen Staate wurde die griechische Staatsidee aufge- 
griffen und cosmopolitisch gestaltet; Rom sollte das unabweisbare 
Bedürfniss für die Erde sein. Die herrschsüchtige äussere Politik 
fand in einer gebieterischen innern ihr Spiegelbild. Diese Gewalt- 
herrschaft nach Innen erforderte als bestes und einfachstes Mittel 
— die Uniformität 

Die gemeinschaftlichen Grundprinzipien der Verwaltung im 
griechischen und römischen Staate erklären sich aus ihrer gemein- 
samen Grundanschauung vom Staate. 

C. Der christlich-feudale Staat (als Prototyp des 

Mittelalters). 

Nach dem völligen Untergange der antiken Staatswesen er- 
stand in ihm eine Erstlingsschöpfung neuer Culturvölker. 

Der Staatsbegriff in unserem Sinne mangelte ursprünglich 
gänzlich; die Staatsgewalt beruhte theils auf der Hierarchie, theils 
auf dem Privatrechte. Da war natürlich kein allumfassender Schutz 
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des Staates, keine rechtliche Organisation der Gesellschaft, über- 
haupt keine Leistungsfähigkeit des Staates möglich. 

Die Thätigkeiten der Staatsverwaltung hatten im Mittelalter 
die Lehens- und Gutsherren, oder die Genossenschaften (Gemein- 
den) übernommen. Dass sie nicht Unwesentliches leisteten, beweisen 
z. B. die Weisthümer. Aber die Verwaltung beruhte auf Herkom- 
men oder Privatwillkür; administrative Gesetze fehlen. 

Die Anfange administrativer Gesetzgebung durch den Staat 
fallen zusammen mit den Anfangen des Absolutismus, der wieder 
mit dem Eindringen des römischen Rechts, der humanistischen 
Studien und der griechischen Staatsphilosophie zusammenfallt. 

D. Der Polizeistaat. 

Mit dem Beginne der neuem Zeit entstand auch der absolute 
(unumschränkte) Staat, der mit Beziehung auf die Verwaltung 
Polizeistaat heisst. Nach seinem Grundgedanken ist der Staat dazu 
da, um durch die in ihm vereinigte Macht in geistiger und mate- 
rieller Beziehung die Wohlfahrt aller Staatsangehörigen herbeizu- 
fuhren. Er ist die erste Grundform eines modernen Staates, in 
welchem die Geltung des Individuums und die selbständige Gewalt 
des Staates zum Ausdrucke gelangen. Er ist also ein ethischer 
Portschritt gegenüber der antiken, ein politischer gegenüber der 
mittelalterlichen Staatsidee. 

Aber es lag im Geiste des Absolutismus, stets zwingend auf- 
zutreten, und so blieb auch die Verwaltung des Polizeistaates eine 
gewaltsame; wo das „gemeine Beste '^ es erheischte, wurde die freie 
Wahl und Selbstbestimmung der Staatsangehörigen unterdrückt; 
Jeder sollte nach den Ideen der Regierung glücklich werden. Die 
Ziele des modernen Staates sind daher grossentheils schon erkannt, 
aber nicht die erlaubten Mittel. Es fehlte noch das Recht als 
Grundlage und Schranke der Verwaltung. 

E. Der Rechtsstaat. 

Gerade der Zwang des Polizeistaates erzeugte die Reaction, 
welche als Ausgangspunkt die natürliche Freiheit der Menschen 
nahm. Der Staat soll nicht diese Freiheit des Einzelnen aufheben, 
um den Fortschritt des Ganzen zu erzielen, sondern er soll die 



freie Leistungsfähigkeit des Einzelnen und der Gesellschaft steigern 
durch Ordnung. Diese beruht in der strengen Abgrenzung der 
Rechtssphäre des Individutims sowohl, als der Gesellschaft und des 
Staates selbst durch die Gesetzgebung. 

In Bezug auf die Zweckbestimmung des Staates besteht die 
Verschiedenheit des Polizeistaates und des Rechtsstaates nur in der 
besondern Betonung des Rechtszwecks neben dem Wohlfahrtszwecke; 
wohl aber ist damit eine lokale Veränderung in der Auffassung 
von den erlaubten Mitteln des Staates zur Erfüllung seiner wesent- 
lichen Aufgaben eingetreten und damit eine gründliche Veränderung 
der Verwaltung angebahnt. Denn das Prinzip der freien Selbst- 
bestimmung des Einzelnen und der Gesellschaftsfprmen (Autonomie 
und Selbstverwaltung) kann erst jetzt ^.um Durchbruche gelangen. 



Die Wissenschaft ging mit dieser wechselnden Auffassung des 
Staates gleichen Schritt. Ihre Anfange beginnen mit den Anfangen 
des modernen Staatslebens, an dessen Kräftigung sie einen her- 
vorragenden Antheil hatte. Während der ganzen Periode des Poli- 
zeistaates behielt die Verwaltungswissenschaft einen dem praktischen 
L«b^ gegenüber idealen Charakter (Eudämonismus). 

Die Hauptvertreter dieser Epoche sind : Hugo Grotius, Pufen- 
dorf , Wolf, Thomasius (zugleich die Begründer des Naturrechts). 
Justi, Sonnenfels (die Gründer der Polizeiwissenschaft).' 

Der gegenwärtigen Auffassung der Verwaltung haben vorge- 
arbeitet: Fischer, Berg, Jacob, Behr, Zimmermann. 

Vollständig der Gegenwart angehörig und zum Studium der 
Verwaltungslehre geeignet sind: 

Mo hl R. V. Die Polizei- Wissenschaft nach den Grundsätzen 
des Rechtsstaates. 3 Bände. 3. Aufl.» 1866. 

Pözl Grundriss zu Vorlesungen über Polizei. 1866. Mit be- 
sonderer Beziehung auf Baiern. 

Stein L. v. Verwaltungslehre. (Bis jetzt 7 Bände. 1865 ff.) 

Stein Handbuch der Verwaltungslehre. 1870. 

Gerstner L. J. Die Grundlehren der Staatsverwaltung. 
I. Band. Einleitung. 1862. 



* Aber nur diese. 



Ausserdem können zum Studium die Lehrbücher des allge- 
meinen Staatsrechtes von Bluntschli, Hodler, die Schriften 
über Politik und allgemeine Staatslehre von Ahrens, Escher, Fröbel, 
Held, Rödinger, Roller, Walter, sowie zum Nachschlagen das 
Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater benützt werden. 

IL Capitel. Die Prinzipien der Staatsverwaltung * 

§ 4. Das Rechtsprinzip. 

Die letzte Ursache des staatlichen Daseins ist seine Noth- 
wendigkeit für die Culturentwicklung. Diese ist seine fundamentale 
Aufgabe und sein ganzes Leben muss daher dem Culturzwecke 
gewidmet sßin. 

Um mit dieser Aufgabe nie in Widerspruch zu gerathen, be- 
darf der Staat für seine Thätigkeit überhaupt gewisser Prinzipien. 

Die Cultur ist aber bedingt von dem geordneten Zusammen- 
leben der Menschen ; die Ordnung des gesellschaftlichen Lebens ist 
das Recht (natürliches Recht). Die staatliche Aussprache des 
Rechts ist das Rechtsgesetz. Das nicht ausgesprochene Recht ist . 
die Sittlichkeit (Sitte, Moral, Sittengesetz). 

Recht und Moral sind also in ihrem letzten Grunde identisch 
und bilden zusammen das oberste Prinzip der Staatsverwaltung. 

Das Rechtsprinzip verlangt, dass die Verwal- 
tung nichts thue, wodurch die bestehende (öffentliche 
oder private) Rechtsordnung verletzt würde, weil sie 
damit die gesellschaftliche Ordnung und die von ihr bedingte Cul- 
turentwicklung stören, also dem Wesen des Staates und ihrem 
eigenen untreu würde. 

Wo daher im öffentlichen Interesse eine Aufhebung wohler- 
worbener Privatrechte oder individueller öffentlicher Rechte noth- 
wendig ist (wie dies z. B. bei der Zwangsenteignung oder der Si- 
cherheitshaft der Fall ist), bedarf es gleichfalls eines Gesetzes, . 
welches entweder im Voraus (in Fällen des öffentlichen Nutzens) 



* Hierüber sehr ausführlich: Holtzendorff, Die Prinzipien der Po- 
etik. 1869. 



oder nachträglich (bei öflfeDtlichem Nothstande) diese Thätigkeit 
der Verwaltung rechtfertigt. 

Die Consequenzen dieses Prinzips sind: 

1. Die Verwaltung muss unbedingt thun, was ein Gesetz po- 
sitiv gebietet, unbedingt unterlassen, was es verbietet. 

2. Die Rücksicht auf den concreten Staatszweck darf nur in 
den Fällen massgebend sein, in welchen das Gesetz die Vornahme 
oder Unterlassung eicier Handlung gestattet. 

3. Immer aber soll sie aus dem Geiste der Gesetze die Richt- 
schnur ihres Handelns entnehmen. 

§ 5. Das Moralprinzip. 

Die Legalität ist für eine erfolgreiche Thätigkeit der Verwal- 
tung ungenügend. Denn: 

1. sind nicht alle Lebensverhältnisse, welche sie berührt und 
auf welche sie einwirkt, ausgesprochene Rechtsverhältnisse; 

2. sind die den Gesetzen zu Grunde liegenden Verhältnisse 
und Anschauungen veränderlich; 

3. föllt die grosse Mehrzahl ihrer Thätigkeiten in den Rahmen 
der gestaltenden Gesetze, welche also nur die Endpunkte oder 
Grenzen der administrativen Wirksamkeit, nicht ihre Thätigkeit im 
Einzelnen vorschreiben. 

Da aber Sittlichkeit und Recht in ihrem letzten Grunde iden- 
tisch und zur Culturentwicklung der Gesellschaft gleich nothwendig 
siad (§ 4), so muss die Verwaltung gleiche Achtung vor dem 
Sittengesetze wie vor dem Rechtsgesetze haben. 

Das Moralprinzip verlangt daher, dass die Ver- 
waltung nichts thue, was die sittlichen Anschauungen 
deö Volkes verletzt und nichts unterlasse, was das 
Sittengesetz gebietet. 

Es erwächst demnach für die Verwaltung eine negative und 
eine positive Verpflichtung aus dem Sittengesetze: 

Die negative Verpflichtung besteht darin, dass die 
Verwaltung weder positiv unsittliche Ziele, noch erlaubte Ziele durch 
unsittliche Mittel verfolge. 

Die positive Verpflichtung besteht in der Anerkennung 
und Durchfuhrung der Sittengesetze, indem die Verwaltung dem 
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sittlichen Impulse sowohl bezüglich der von ihr vorzunehmenden 
gesetzmässigen Handlungen, als auch bezüglich der Weiterbildung 
des gesetzlichen Zustandes folgt, so weit dies ihre Aufgabe ist. 

Damit dient sie nicht nur am besten ihrer Aufgabe, die Staats- 
zwecke zu befördern, sondern wirkt auch auf Verstärkung und 
Verallgemeinerung des Sittengesetzes selbst und führt auch das 
Recht seinem Ideal, der Identität mit der Sittlichkeit im Staate 
immer mehr entgegen. 

§ 6. Das Zweckpfinzip. 

Recht und Sittlichkeit sind die allgemeinen Voraussetzungen 
der Culturentwicklung und damit des Staatslebens; sie sind seine 
Fundamente. Daher bilden sie Prinzipien, welche die Thätigkeit 
der Verwaltung zunächst formal bestimmen und die Freiheit ihrer 
EntSchliessung beschränken. 

Die nmterielle Richtung erhält die Verwaltung erst durch die 
concreten Aufgaben, welche sie für das Leben zu erfüllen hat. 
Diese sind so mannigfaltig wie das Leben selbst; ihre Summe 
bildet die realen Staatszwecke, welche also als drittes Prinzip 
der Verwaltung erscheinen, während der ideale Staatszweck 
(Culturzweck) die abstract gedachte Bestimmung und Aufgabe des 
Staates ausdrückt und so die einzelnen Prinzipien zum höchsten 
Prinzipe alles Staatslebens harmonisch vereinigt. 

Das Zweckprinzip verlangt demnach, dass die 
Verwaltung nichts thue, was den erkannten Staats- 
zwecken entgegenwirkt, und nichts unterlasse, was 
dieselben zu fördern vermag. 

Als Consequenz dieses Prinzips ergibt sich: 

1. dass die Verwaltung nicht nur keine Thätigkeit entfalten 
darf, welche in Beziehung auf ihren Zweck in Widerspruch mit 
den übrigen steht, sondern 

2. dass sie auch zur Erreichung eines anerkannten Staats- 
zweckes kein Mittel anwenden darf, welches, indem es dem einen 
Staatszwecke dient, einen andern verletzen würde; 

3. dass sie weder eine planlose, noch eine gleichgültige Thä- 
tigkeit verfolgen darf, sondern sich des zu fördernden Zweckes auch 
stets bewusst sein muss. 



Die richtige Erkenntniss der realen Staatszwecke gehört zu 
den schwierigsten Aufgaben des Staatsmannes, da sie, aus dem 
Leben hervorgehend, nach Zeit und Volk verschieden sein können. 
Sie muss gewonnen werden: 

1. durch logische Schlussfolgerung aus dem philosophisch und 
historisch festgestellten idealen Staatszwecke; 

2. aus dem nationalen Bewusstsein des Volkes; 

3. aus dem Zeitgeiste, als dem Ausdrucke der herrschenden 
Culturideen. 

Für die Gegenwart kann zwischen den Völkern EJnropa's eine 
ziemliche üebereinstimmung der Anschauungen über die realen 
Staatszwecke angenommen werden. 

Darnach lassen sich dieselben nach drei Hauptgesichtspunkten 
zusammenfassen, welche auch die Grundbeziehungen der Verwal- 
tung zu den Objekten ihrer Thätigkeit enthalten.* 

1. Der (nationale) Machtzweck des Staates, der aus 
der Nothwendigkeit des Staates fär die Culturentwicklung, und aus 
dem Selbstbewusstsein der Volksgemeinschaft (Nation) hervorgeht, 
und sein Verhalten gegenüber andern Völkern bestimmt; 

2. der (individuelle) Freiheitszweck, welcher seine 
Wurzel im Selbstbewusstsein der individuellen Persönlichkeit hat, 
und die Beziehungen der Gesammtheit zu dem Einzelnen bestinmott; 

3. der (gesellschaftliche) Culturzweck im engern 
Sinne, welcher in den Wechselbeziehungen und gemeinsamen In- 
teressen einerseits zwischen den Theilen des Staatsvolks, anderseits 
zwischen der menschlichen Gesellschaft überhaupt begründet ist, 
und das Verhalten des Staates (also auch der Verwaltung) zu den 
Interessengegensätzen der in ihm vorhandenen Gesellschaftskreise, 
sowie gegenüber den cosmopolitischen Gesellschaftsinteressen be- 
stimmt, bei welchen er als organisirter Theil der menschlichen Ge- 
sellschaft unmittelbar betheiligt ist.** 



* Ygl. die Rede von Thiers im gesetzgebenden KOrper zn Paris (Jttnner 
1870): Jede Nation hat drei grosse Angelegenheiten: 1. die Freiheit, 2. ihre 
GrOsse, 3. ihr materielles Gedeihen. 

^* Das Verdienst, die realen Staatszwecke mit grosser Klarheit und 
Schftrfe bestimmt nnd entwickelt zu haben, gebührt unstreitig dem schon er- 
wähnten Werke Holtzendorffs. 
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in. Capitel. Das Recht der Staatsverwaltung. 

§ 7. Die Verwaltungsg-esetzg-ebung". 

Das Recht der Staatsverwaltung oder die Berechtigung ihrer 
Thätigkeit liegt im Allgemeinen schon in dem Rechtsprinzipe der 
Verwaltung ausgesprochen. 

Damit sind der Verwaltung aber nur die allgemeinen Schran- 
ken gezogen, welche ebenso für die Verfassung des Staates gelten; 
denn auch diese darf in ihren Einzelheiten nicht die das Ganze 
beherrschende Rechtsidee des Staates verletzen. 

Die Summe von Verwaltungsthätigkeiten, welche innerhalb des 
Rechtsprinzips zulässig sind, muss aber auch wieder rechtlich be- 
gründet und geordnet sein. (Idee des Rechtsstaats.) 

Hier sind es vor Allem die Verfassungsgesetze, welche die 
Grundlage des Verwaltungsrechtes bilden. Sie stehen nach Form 
und Inhalt ausserhalb der Verwaltungslehre, müssen vielmehr von 
ihr vorausgesetzt werden. 

Weiter als es die Verfassung eines Staates zulässt, kann 
demnach das Recht der Verwaltung nicht gehen. (Daher der Begriff 
des verfassungsmässigen Verwaltungsrechts.) 

Nach seinem Inhalte (materielles Recht) wird das Ver- 
waltungsrecht bestimmt durch die Verwaltungsaufgaben, das heisst 
nach den Lebensverhältnissen, welche eine Thätigkeit der Verwal- 
tung und damit eine rechtliche Regelung nothwendig machen. Da 
nun die Kenntniss dieser Verwaltungsaufgaben Gegenstand der Ver- 
waltungslehre ist, so ist es auch der ganze Inhalt des Verwaltungs- 
rechtes, und es begründet hiebei keinen Unterschied, welche Organe 
zur Aussprache dieses Rechts und zu seiner Durchführung be- 
rufen sind. 

Nach seiner Form ist das Verwaltungsrecht 

1. Verwaltungsgesetz, soferne es durch die obersten 
Organe des Staates (Verfassungsorganismus, gesetzgebende Gewalt) 
ausgesprochen wird. 

2. Eigenes Recht der besondern Verwaltungsorgane, wel- 
ches allerdings auch wieder aus dem Rechte der Gesammtheit, dem 
Verfassungsrechte abgeleitet werden muss. 
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Obwohl nun das Gesetzgebungsrecht im Ganzen in den Kreis 
der Verfassungslehren gehört, weil es die Willensäusserung der 
Staatspersönlichkeit enthält, so ist es doch auch för die Verwal- 
tung durchaus nicht gleichgültig, in welche Form das Verwaltungs- 
recht im einzelnen Falle gekleidet ist. 

Die Verwaltungslehre hat daher auch die nothwendiger- 
weise durch Gesetze zu regelnden Fälle zu bezeichnen. 
Diese ergeben sich aus dem Zusammenhalte des Verfassungsrechts 
mit dem materiellen Rechte der Verwaltung und lassen sich auf 
folgende Grundsätze zurückfuhren. 

1. Ein Verwaltungsgesetz ist nothwendig, wenn über ein be- 
stehendes Rechtsverhältniss etwas neues, ausdehnend oder beschrän- 
kend, bestimmt werden soll. 

2. Nur ein Gesetz darf eine Strafandrohung enthalten. 

3. Nur durch Gesetz darf ein anderes authentisch erklärt 
oder aufgehoben werden. 

4. Ein Verwaltungsgesetz ist nothwendig, so oft fär den gan- 
zen Staat eine zwingende Norm gegeben werden soll. 

5. Ein Verwaltungsgesetz ist nothwendig, so oft überhaupt 
durch eine Anordnung grosse, weite Kreise berührende Interessen 
betroffen oder neue begründet werden.* 

In allen andern Fällen kann das eigene Recht der besondem 
Verwaltungsorgane ausreichen. 

§ 8. Das Verordnungsrecht. 

Der Verwaltung i. A. als der Thätigkeit des Staates muss 
der Wille des Staates vorausgehen. Die Willensäusserung der 
Staatspersönlichkeit ist aber das Gesetz (S 7); insoweit dieser 
Wille auf eine Verwaltungsaufgabe gerichtet ist, — Verwaltungs- 
gesetz. So sehr es nun auch im Wesen der Staatsaufgabe liegt, 
allen Lebensverhältnissen eine rechtliche Ordnung durch das Gesetz 
geben zu wollen, so ist es doch eben so richtig, dass der Staat 
alle seine Aufgaben mit den Gesetzen allein nicht erfüllen kann. 
Denn: 



* In dieser YoUständigkeit hat die Nothwendigkeit der Verwaltungs- 
(PoUzei-) Gesetze zuerst B. ▼. Mohl Polizeiwiss. I. pag. 45 ff. entwickelt. 
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1. kann das Gesetz in vielen Fällen (besonders bei Special- 
gesetzen) die rechtlichen Grundsätze einer bestimmten V^:waltungs- 
thätigkeit zwar vollständig feststellen, nicht aber zugleich die Art 
und Weise, wie es am zweckmässigsten im Leben ausgeführt werde; 

2. in vielen andern Fällen (besonders bei allgemeineren Ge- 
setzen) kann das Gesetz nicht einmal so wejt gehen, sondern das 
Recht nur in grossen Zügen und prinzipiell bestimmen, nicht aber 
auch alle rechtlichen Conseqüenzen ziehen, welche sich für das ört- 
lich und zeitlich verschiedenartig gestaltete Bedürfniss des Lebens 
ergeben. 

Die Organe der Staatsverwaltung bedürfen daher eines eigenen 
Rechts C§ 7), um die Gesetze auszuführen, und zu ergänzen. 

1. Zur Ausführung eines Gesetzes, welches der Staatsverwal- 
tung etwas gebietet oder verbietet, bedürfen die Verwaltungsorgane 
des Rechtes der Vollzugsvorschrift. Dies besteht darin, 
dass die oberste Verwaltungsbehörde allgemeine, die niederen immer 
für ihre untergebenen Organe verbindende Vorschriften erlassen 
dürfen, wie das Gesetz gehandhabt werden solle, um die von dem- 
selben beabsichtigte Wirkung zu erreichen. Die Vollzugsvorschrift 
kann also nur eine Unterweisung sein, welche die vorgesetzte Ver- 
waltungsbehörde ertheilt, und wozu sie das Recht aus den organi- 
satorischen Gesetzen ableitet. (Verordnungsrecht vom Gesichts- 
punkte der Vollziehung.) 

2. Zur Ausführung eines Gesetzes, welches der Staatsverwal- 
tung etwas gestattet, bedürfen die Verwaltungsorgane des Rechtes 
der Verordnung. Dieses besteht in der selbständigen Aus- 
sprache eines Rechtswillens durch die Verwaltungsorgane, in Bezug 
auf diejenigen Lebensverhältnisse und Thätigkeiten , welche das 
Gesetz wegen ihrer Mannigfaltigkeit im Staate nur prinzipiell regeln 
konnte und wollte. Die Verordnung ist daher eine Ergänzung des 
Gesetzes, zur Herstellung eines vollkommen geordneten verfassungs- 
mässigen Rechtszustandes in der Verwaltung nothwendig; darum 
kann das Verordnungsrecht nur aus einem gesetzlichen Vorbehalte 
abgeleitet werden, welcher in dem zu ergänzenden Gesetze ausge- 
sprochen sein muss. (Verordnungsrecht vom Gesichtspunkte der 
Verwaltung.) 

Nur wo Verwaltungsthätigkeit gefordert ist, ohne dass die 
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dieselbe in Anspruch nehmenden Verhältnisse irgend eine gesetz- 
liche Regelung erfahren haben, ist ein Verordnungsrecht anzuneh- 
men, welches sich nicht auf einen solchen Vorbehalt stützt. (Noth- 
verordnungsrecht.) Dasselbe muss aber durch spätere Acte 
der Gesetzgebung, entweder durch Erhebung der Verordnung zum 
Gesetze, oder durch Erlassung eines Gesetzes mit ausdrücklicher 
Aufrechterhaltung der Verordnung in die allgemeine Ordnung des 
Verwaltungsrechts wieder zurückgeführt werden. 

Das Verordnungsrecht muss allen Verwaltungsorganen, jedem 
für seinen Wirkungskreis zustehen. Doch wird gewöhnlich nur das 
Recht der obersten Staatsverwaltungsbehörde , des Ministeriums 
Verordnungsrecht, das der niederen Verwaltungsorgane Verfögungs- 
recht genannt. 

Damit nun die Harmonie des Verwaltungsiiechts und seine 
Uebereinstimmung mit dem Rechte des Staates überhaupt stets 
erhalten bleibt, sind dem Verordnungsrechte Schranken gezogen 
hinsichtlich des Gegenstandes und der Zuständigkeit. 

Gegenstand der Verordnung Codier Verfugung) kann nur 
sein , was das Gesetz als solchen dadurch erklärt , dass es einen 
Vorbehalt der Verordnung ausspricht (dass es für einen bestimm- 
ten Gegenstand die Zulässigkeit einer Verordnung erklärt). Es 
können sowohl Verordnungen, als Verfugungen, alternativ oder cu- 
mulativ vorbehalten sein. Ebenso können Vorbehalte mit mehr- 
facher Zuständigkeitsbezeichnung gemacht werden. Nicht minder sind 
mittelbare Vorbehalte zulässig (in welchen der Verordnung gestattet 
wird, einen Verfügungsvorbehalt zu machen). 

Die rechtlichen Wirkungen des Vorbehalts sind: 

1. das Ermessen des zuständigen Verwaltungsorganes zur Er- 
lassung einer Verordnung (Verfügung), nicht die Pflicht hiezu; 

2. die Begründung der Zuständigkeit; 

3. der Ausschluss jedes andern Organs von der üebung glei- 
cher Befiigniss; 

4. die prinzipielle Unterstellung des Gegenstands der erlaub- 
ten Verordnung unter das vorbehaltende Gesetz; 

5. die Verneinung des Rechts der Verwaltungsbehörde den 
Gegenstand der vorbehaltenen Verordnung prinzipiell zu regeln. 
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Die Zuständigkeit der Verwaltungsorgane muss im Gesetze 
geregelt sein: 

1. nach dem nur örtlichen oder allgemeineren Charakter des 
Gegenstands ; 

2. nach dem Grade der Wichtigkeit desselben; 

3. nach dem Bedürfnisse der Ordnung und Repression. 

Die vom Gesetze ausgesprochene Zuständigkeit schliesst die 
Uebertragbarkeit des Verordnungs- (Verfiigungs-) Rechts durch die 
.einzelnen Verwaltungsorgane aus. 

Die Rechtverbindlichkeit der Verordnungen und 
Verfügungen hängt von ihrer vorschriftsmässigen öffentlichen 
Bekanntmachung ab. 

Das Recht der Verordnung oder Verfügung schliesst auch das 
Recht der beliebigen Wiederaufhebung für die erlassen- 
den Organe in sich. 

Einen Theil des Verordnungsrechts bildet das Recht der 
Polizeivorschrift (Polizeiverordnung, P. Verfügung), das heisst 
jener Anordnungen der Verwaltungsorgane, deren Nichtbefolgung 
eine Polizeistrafe nach sich zieht. Nach dem Grundsatze nulla 
poena sine lege können Verordnungen keine Strafe androhen, son- 
dern nur auf die im Gesetze gedrohte Strafe hinweisen (S 7); 
Polizeivorschriften müssen sich daher ebenso an das Gesetz (Polizei- 
strafgesetz) anschliessen, wie alle Verordnungen. 

Gegenstand der Polizeivorschrift können daher nur 
gesetzlich als strafbar bezeichnete öffentliche Ordnungsgefahrdungen 
oder Störungen sein; soferne im Gesetze selbst der zur Strafbar- 
keit nothwendige objektive Thatbestand festgestellt ist, kann kein 
Recht der Polizeivorschrift bestehen; nur soferne das Gesetz blos 
Strafdrohungen für ganze Kategorien polizeilicher Gegenstände ent- 
hält und den Vorbehalt beifugt, dass der betreffende Gegenstand 
durch Verordnung oder Polizeivorschrifl geregelt werden dürfe, tritt 
nach Massgabe des Vorbehalts, das Recht derselben ein; denn 
keine Strafandrohung kann ohne bestimmte und klare Thatbestands- 
beschreibung wirksam sein.* 

* Sehr klar und erschöpfend ist hierüher: St. v. Stengel Das System 
der Torbehaltenen Polizeivorschriften in der Zeitschrift für Gesetzgebung und 
Rechtspflege des Rönigr. Baiem. YIII. 310 ff. 
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Das Verordnungsrecht in seinem ganzen Umfange ist also das 
eigene, selbständige Recht der Verwaltung, beziehungsweise ihrer 
Organe. 

Die Vollzugsvorschrift ist nur eine Seite des Rechtes des Ver- 
waltnngsorganismus. Daher ist auch der Inhalt der Vollzugsvorschrift 
kein Recht, sondern nur eine Norm fiir die Ausfiihrung des Rechts, 
während die Verordnung ein allgemein verbindliches Recht enthält, 
welches die vom Gesetze geschaffene Rechtsgrundlage zu ergänzen 
bestimmt ist. 

§ 9. Das Zwang-srecht. 

Damit die Verwaltung ihren Aufgaben zu jeder Zeit und unter 
jeder Bedingung genügen könne, muss ihr das Recht zustehen, den 
etwa vorhandenen Widerstand zu beseitigen. Soferne dieser in dem 
Willen des Einzelnen oder einer Gesellschaft im Staate begründet 
ist, heisst dieses Recht das Zwangs recht. Gegen natürliche 
Verhältnisse gibt es keinen Zwang und daher kein Zwangsrecht in 
diesem Sinne. (Stein.) 

Dasselbe ist also ein integrirender Bestandtheil des ganzen 
Rechts der Verwaltung, mag dies auf einem Gesetze beruhen oder 
eigens Recht der Verwaltungsorgane sein. Darum gelten auch 
prinzipiell dieselben Grundsätze, welche für die Thätigkeit der Ver- 
waltung überhaupt aufgestellt werden müssen (§ 4 — 8), für ihr 
zwangsweises Handeln.* 

Die eigenthümliche Natur des Zwanges als eines unmittelbaren 
Eingriffs in die individuelle Freiheit rechtfertigt aber ein näheres 
Eingehen in die Grundsätze des Zwangsrechts. 

Der Zwang lässt sich scheiden in einen moralischen und einen 
physischen Zwang. Als Formen des erstem erscheinen der Befehl 
und die Drohung einer bestimmten Rechtsfolge, besonders auch die 
Strafdrohung. Diese Zwangsformen haben aber nichts Eigenthüm- 



* Es ist dabei ohne wesentliche Bedeutung, dass das Zwangsrecht ge- 
wöhnlich von dem übrigen Hechte der Staatsyerwaltung äusserlich geschieden 
erscheint, indem für dasselbe besondere Behörden, die Polizeiorgane bestehen. 
Die innere Einheit beider Bechtsgebiete wird dadurch nicht berührt. Vgl. auch 
Stein I. pag. 320. 

In«ma-8tenie{;g, Vcrwaltungnlehre. 2 
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liches, da das Recht überhaupt einen moralischen Zwang der An- 
erkennung enthält. 

Das eigentliche (physische) Zwangsrecht hat seinen innern 
Grund in der Pflicht der Verwaltung, die Staatszwecke zu ver- 
wirklichen; seinen äussern Grund findet es in dem Wider- 
stände, welcher dieser Pflichterfüllung im Wege steht 

Desshalb ist auch der Inhalt des Zwangsrechts nur die An- 
wendung physischen Zwangs, weil nur durch ihn ein wirklicher 
Widerstand beseitigt werden kann. 

Der Umfang des Zwangsrechtes ergibt sich einerseits 
aus dem Rechte, welches der Verwaltung zur Realisation der 
Staatszwecke zusteht (dessen Consequenz eben ihre Pflicht hiezu 
ist) ; anderseits aus dem Umfange des zu beseitigenden Widerstands. 

In erster Beziehung wird der Umfang formell und materiell 
durch das Gesetz bestimmt, mag dasselbe die unmittelbare oder 
mittelbare (Verordnung zulassende) Grundlage des Verwaltungs- 
rechts sein (verfassungsmässiges Zwangsrecht). 

In zweiter Beziehung ist in der Grenze des Widerstands 
die Grenze des Zwangsrechts zu sehen. Dasselbe geht daher immer 
nur so weit, als die Grösse und die Natur des Widerstandes es 
erfordert, und hört mit Aufhören des Widerstandes sofort gleich- 
falls auf. Gegenüber einem unbegrenzten Widerstände ist aber auch 
das Zwangsrecht ein unbegrenztes, weil die rechtlich geforderte 
Verwaltungsthätigkeit auch unbedingt durchgeführt werden muss.* 

Die Mittel des Zwangsrechts richten sich zunächst auch 
formell nach dem Gesetze, materiell nach dem beabsichtigten Er- 
folge der polizeilichen Thätigkeit. 

Sie bestehen entweder in einer directen physischen Nö- 
thigung einer Person, wenn die Thätigkeit der Verwaltung ohne 
solche nicht ausgeführt werden kann; oder 

in zwangsweiser Herstellung eines nothwendigen 
Zustandes durch die Behörde, wenn der Einzelne einer obrig- 
keitlichen Anordnung keine Folge leistet, in der Regel auf Kosten 
des Ungehorsamen; endlich 



* Wohl können aber Klagheitsgründe die Verwaltung zu masvoUem Ge- 
brauche ihres Rechts veranlassen. 
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in der Ausführung der angedrohten Strafe, sei es 
um dadurch den Widerstand zu brechen oder zur Abschreckung 
vor künftigem Widerstand. 

Diese Mittel können nach der Lage der Sache alternativ oder 
cumulativ angewendet werden ; gegenüber einem allgemeinen, unbe- 
grenzten Widerstand ist natürlich auch jedes Mittel der Gewalt 
zulässig. (Waflfenrecht.) 

Immer aber unterliegt die Zwangsthätigkeit der Verwaltung 
der verfassungsmässigen Verantwortlichkeit.* 

IV. Capitel. Die Organisation der Staatsverwaltung. 

§ 10. Die centralisirten Organe.** 

In dem Begriffe des. Staates liegt schon die Nothwendigkeit 
einer besondern Organisation für seine Aufgaben. 

Die allgemeinen Grundlagen für die Organisation der Ver- 
waltung sind durch die Verfassungslehre zu entwickeln. Darnach 
gipfelt der Organismus des Staates: 

1. im Staatsoberhaupte, 

2. in der Volksvertretung, 

3. in der Staatsregierung. 

Das Staatsoberhaupt ist die persönliche Erscheinung der recht- 
lich organisirten Volksgemeinschaft; 

die Volksvertretung ist das besondere Organ des Willens 
derselben; 

die Staatsregierung ist das Organ für die Verwirklichung dieses 
Willens durch die That. 

Damit dieser Organismus eine wahre Einheit darstelle, dürfen 
die Organe des Willens und der That nie in einem dauernden 
Widerspruche mit einander stehen (parlamentarische Regierung), 
und die Funktionen beider müssen in der Einheit des persönlichen 
Willens des Staatsoberhauptes zusammentreffen. (Sanktion des 
Staatsoberhauptes.) 



* Unberührt muss hier das Gebiet der gerichtlichen Polizei and ihres 
Zwangsrechts bleiben. Dasselbe gehört in die Lehre von der Rechtspflege. 

** Ausgezeichnete Bemerkungen über Ceotralisation und Decentralisation 
bei Röscher System der Yolkswirthschaft. ü. Band. Einleitung. 5. Aufl. 1867. 

2* 
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Die Einheit des gesammtstaatlichen Organismus muss aber 
nicht blos unter den obersten drei Organen des Staates erhalten, 
sondern auch bei der Gliederung jedes einzelnen Hauptorganes ge- 
wahrt werden. Denn nur in der einheitlichen Volksvertretung (Par- 
lament) kann der Gesammtwille des Volkes zum Ausdrucke ge- 
langen, und nur eine einheitliche Staatsregierung vermag diesem 
Willen allenthalben im Staate Geltung zu verschaffen und die Ver- 
waltung der Staatsangelegenheiten in fortwährender Uebereinstim- 
mung mit denselben zu erhalten. 

Diese einheitliche (centralisirte) Organisation ist jedoch nur in- 
soweit gefordert und berechtigt, als es sich um Angelegenheiten 
der Gesammtheit, der im Staate verbundenen Volksgemeinschaft, 
handelt. Sie würde zum blossen Mechanismus, wenn sie über den 
Kreis der gemeinsamen Angelegenheiten hinaus jede öflfentliche An- 
gelegenheit einzelner Theile des Staatsvolks durch den Gesammt- 
willen desselben rechtlich bestimmen und durch die Gesammtthätig- 
keit der Staatsregierung ausführen würde. Denn jeder lebensvolle 
Organismus muss in seiner Thätigkeit bestimmt sein durch das 
gemeinsame Interesse derjenigen Volksgemeinschaft, aus welcher er 
hervorgegangen ist. 

Darum muss sich an das System der centralisirten 
Organe ein System der decentralisirten Organe als noth- 
wendige Ergänzung und Vervollständigung anschliessen, welches der 
Mannigfaltigkeit des Volkslebens im Staate einen Ausdruck ver- 
leihen kann, ohne die Einheit des Staatslebens aufzuheben. 

Für die Gentralverwaltung des Staates gliedert sich 
der Organismus 

1. in ein System von Ministerien, 

2. in ein System von Behörden. 

Erstere enthalten die leitenden, letztere die ausfuhrenden Or- 
gane der Verwaltung. 

1. Für die Staatsverwaltung im weiteren Sinne (S 1) müssen 
so viele Ministerien bestehen, als es selbständige Verwaltungs- 
gebiete gibt, damit die nothwendige Einheit des Vollzugs flir alle 
einzelnen Verhältnisse dieser selbständigen Verwaltungsaufgaben er- 
halten werden kann, (Ministerium des Auswärtigen, des Krieges, der 
Hnanz, der Justiz, des Innern.) Bealsystem. 
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Diese nothwendigen Ministerien müssen aber auch wieder unter 
sich in einem organischen Zusammenhange stehen, um die innere 
üebereinstimmung der verschiedenen Verwaltungsmassregeln und die 
Einheit und gleichmässige Geltendmachung der leitenden politischen 
Grundsätze überhaupt zu erhalten. (Gesammtministerium.) 

Für die Verwaltung im engern Sinne ist daher wenigstens ein 
Ministerium nothwendig (Verwaltungsministerium, gewöhnlich M. 
des Innern genannt). 

Bei dem grossen Umfange der Aufgaben ist dasselbe aber wieder 
aufzulösen in ein System von Ministerien, welches dem Systeme der 
Staatsverwaltung entspricht und mehr oder minder ausgebildet in 
allen grössern Staaten sich vorfinden muss. Daher gibt es ein 

Polizeiministerium, 

Unterrichtsministerium (auch Cultus-M. genannt), 

Ministerium für Volkswirthschaft (welches wieder aufgelöst sein 
kann in Ackerbau-M., Handels-M., M. der öffentlichen Arbeiten etc.), 

besonderes Verwaltungsministerium (für sociale Angelegenheiten). 

Diese Ministerien bilden im Staatsorganismus eine Gruppe für 
sich, und sollten billiger Weise ihre gemeinsamen Angelegenheiten 
auch gemeinsam behandeln. 

Die Aufgabe des Ministeriums ist zunächst die Her- 
stellung und beständige Erhaltung der Harmonie zwischen Gesetz- 
gebung und Verwaltung. 

Sie soll jeder Amtshandlung den Geist der Staatsregiemng 
und damit der Verfassung aufprägen und die innere Üebereinstim- 
mung in der Gesammtheit der Thätigkeiten der Verwaltung dadurch 
bewirken. 

Das Recht des Ministeriums muss der Ausdruck dieser 
seiner Functionen sein; es ist: 

1. Entscheidendes Organ für die Vollziehung; daher kann kein 
Gebiet der Verwaltung ausserhalb des Ministerialsystems stehen. 

2. Das Recht der Contrasignatur, in dem ersten schon be- 
gründet, weil erst dadurch die Autorität des Ministeriums und die 
rechtliche Verantwortlichkeit desselben zur Aussprache gelangt. 

3. Das Recht der Verordnung (§ 8). 

4. Das Recht der Oberaufsicht über alle Verwaltungsthätig- 
keit sowohl der Behörden, als auch der Selbstverwaltungsorgane. 
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2. Das System der Behörden ist die Gesammtheit aller 
derjenigen amtlichen Organe, welche bestimmt sind die Aufgaben 
der Ministerien innerhalb des ihnen zugewiesenen sachlichen und 
örtlichen Wirkungskreises dauernd zu vollziehen. 

Es besteht dasselbe demnach zur Durchfuhrung aller Aufgaben 
der Centralstaatsverwaltung und muss daher sowohl räumlich über 
den ganzen Staat sich verbreiten, als auch sachlich über alle Ge- 
biete der Centralverwaltung sich erstrecken. Daraus erwächst die 
Nothwendigkeit einer doppelten Gliederung des Behördensystems. 

a) Die räumliche Ausdehnung des Behördensystems macht eine 
Eintheilung des ganzen Staatsgebiets in administrative Bezirke 
(Amtsbezirke) nothwendig. Die hiebei gebotene Rücksicht auf die 
geographischen Verhältnisse, sowie auf die Bevölkerungsgliederung 
und deren Verschiedenheiten (Bevölkerungsdichtigkeit, Stadt und 
Land, nationale, sociale, wirthschaftliche Einheiten) erheischt eine 
ünterabtheilung des Behördensystems in Mittel- und Unterbehörden, 
mit verschiedener räumlicher Ausdehnung ihres Wirkungskreises, 
damit die Durchführung einer jeden Anordnung der Centralstaats- 
verwaltung den natürlichen und socialen Verschiedenheiten einer 
jeden Provinz und eines jeden Bezirks im Staate möglichst ange- 
passt werden kann. 

b) Die sachliche Verschiedenheit der Verwaltungsaufgaben ver- 
langt, dass jedes Hauptministerium sein besonderes Behördensystem 
habe, woraus wieder die Nothwendigkeit einer besonderen admini- 
strativen Landeseintheilung für jeden Hauptverwaltungszweig her- 
vorgeht, obschon es vortheilhaft ist, wenn die einzelnen Amtsbezirke 
der verschiedenen Verwaltungsbehörden möglichst zusammenfallen. 

Für die verschiedenen Ministerien der Verwaltung i. e. S. 
macht sich jedoch dieses Bedürfniss nicht in demselben Masse gel- 
tend, da die sachlichen Verschiedenheiten dieser Verwaltungsauf- 
gaben ungleich geringer sind, vielmehr ihre innere Einheit durch 
gemeinsames Behördensystem auch nach Aussen am besten zur 
Darstellung und Geltung gelangt. 

Die rechtliche Stellung der Behörden im Organismus 
der Staatsverwaltung ist durch das Prinzip der Centralisation be- 
stimmt. Das Ministerium, welches für die Erhaltung der Harmonie 
zwischen Gesetzgebung und Verwaltung verantwortlich ist, muss 
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för die einheitliche Durchfuhrung aller Aufgaben der Centralver- 
waltung Sorge tragen und darum einen amtlichen Gehorsam der 
Behörden für die von ihm ausgehenden Anordnungen verlangen, 
ohne welchen die Ministerverantwortlichkeit nicht möglich wäre. 
Diess schliesst jedoch eine gewisse Selbständigkeit der Entscheidung 
für die Behörde nicht aus, sei es dass dieselbe an genaue Direk- 
tiven des Ministeriums gebunden oder dem freien Ermessen der 
Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit, jedoch auch mit selbstän- 
diger Verantwortlichkeit gegenüber dem Ministerium überlassen ist. 
Im Gegentheile wird dadurch die Verwaltung nicht blos rascher 
und billiger, die Behandlung jeder einzelnen Aufgabe sachgemässer 
sein können, sondern es erwachsen auch durch die gesteigerte Au- 
torität und Thatkraft jeder einzelnen Behörde, sowie durch die 
Wohlthat mehrerer Instanzen einerseits, durch die Beschränkung 
des Ministeriums auf die allgemeine politische Leitung der Ver- 
waltung und durch seine Befreiung von lästigem und ihm schwer 
zugänglichem Detail anderseits für eine den wahren Bedürfnissen 
der Bevölkerung entsprechende Verwaltung ganz entschiedene Vor- 
theile. 

In ähnlicher Weise rechtfertigt sich auch eine gewisse Selb- 
ständigkeit der ünterbehörden gegenüber den Mittelbehörden mit 
Ausnahme einzelner einen streng gegliederten und genau ineinan- 
dergreifenden Mechanismus erfordernden Gesammtmassregeln (z. B. 
Staatspolizei), hinsichtlich welcher dann die Behörden nur als Exe- 
kutivorgane des Ministeriums angesehen werden können. 

§ 11. Die decentralisirten Organe. 

Ministerial- und Behördensystem bilden zusammen den Orga- 
nismus der Central-Staatsregierung, d. h. der einheitlichen centra- 
lisirten Staatsthätigkeit. Sie erstrecken sich daher über den ganzen 
Staat und sind in der Regel ohne weitere Rücksicht auf die Ver- 
schiedenheit der Staatstheile nach dem Realsysteme (auch lo- 
gisches S.) eingerichtet; es besteht in sämmtlichen Theilen des 
Staates dieselbe Einrichtung und Geschäftstheilung für die gleiche 
Art von Behörden. (Mohl.) 

So unabweisbar und wichtig aber auch dieser Regierungsörga- 
nismus ist, so genügt er doch nicht zur Durchfuhrung aller Ver- 
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walttingsaüfgaben. Neben der Nothwendigkeit einer einheitlichen 
Regelung der öffentlichen Verhältnisse zur Verfolgung der Staats- 
zwecke und Erhaltung des Staatswesens überhaupt, entsteht mit 
Mehrung der eine Verwaltungsthätigkeit in Anspruch nehmenden 
Verhältnisse des öffentlichen Lebens auch die Nothwendigkeit, die 
eigene freie Thätigkeit und Leistungsfähigkeit des Volkes für diese 
Aufgaben zu organisiren. So weit sie sich hiefiir befähigt zeigt, 
und so weit die Consequenzen einer freien Verwaltungsthätigkeit ein- 
zelner Volkskreise nicht über ihr natürliches Wirkungsgebiet hinaus- 
gehen, ist daher die Organisation der Selbstverwaltung gefordert. 

Ganz verschieden hievon ist die die Verfassungsverhältnisse 
eines Staates berührende, darum auch hier nicht weiter zu unter- 
suchende Autonomie oder Selbstgesetzgebüng der einzelnen Län- 
der und Provinzen eines Staates, welche alle jene ölBfentlichen An- 
gelegenheiten in sich begreifen kann, deren prinzipielle Regelung 
durch den Gesammtstaat in keiner Weise geboten erscheint. Die 
autonome Behandlung dieser Gegenstände schliesst natürlich auch 
die Selbstverwaltung zum Vollzuge der Autonomie in sich. Die 
Nothwendigkeit der üebereinstimmung der autonomen Landes- (Pro- 
vinzial-) Gesetzgebung mit der Reichsgesetzgebung sowohl als mit 
dem persönlichen Willen des Staatsoberhauptes (Sanktion) bleibt 
nichtsdestoweniger bestehen. 

Die Selbstverwaltung ist demnach diejenige vom Staate 
organisirte Thätigkeit des Volkes, durch welche dasselbe Aufgaben 
der Staatsverwaltung anstatt der Behörden zu erfüllen übernimmt. 
Daraus folgt: 

1. dass das Recht der Selbstverwaltungsorgane nur vom Staate 
abgeleitet werden kann, nicht für sich selbständig besteht; 

2. dass dieses Recht im Wesen das gleiche Recht aller staat- 
lichen Organe sein muss, insbesondere also für den Bereich der 
Thätigkeit der Selbstverwaltung denselben Inhalt hat, wie das Recht 
des amtlichen Organismus der Staatsregierung; 

3. dass nur Staatsverwaltungsaufgaben Gegenstand des Selbst- 
verwaltungsrechts bilden können; 

4. dass nur für einzelne Volkskreise, nie für das Staatsganze 
eine Selbstverwaltung denkbar ist. (Daher kein Selbstverwaltungs- 
ministerium.) 
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Die Selbstverwaltungsorgane können örtlich oder sachlich (durch 
Interessen) begrenzt sein. Das historische Moment wirkt dabei viel- 
fach massgebend. 

ertliche Selbstverwaltongsorgane bilden das Provinzial- 
mid das Gemeindesystem. (Zwischenglieder sind der Kreis, der 
Bezirk; die historische Bildung ist die Landschaft.) 

Sachliche Selbstvei'waltungsorgane sind Vertretungen, Räthe, 
Kammern, Vereine; historischer Bildung sind Korporationen, Stif- 
tungen. 

Obschon nun auch die sachlichen sog. Selbstverwaltungsorgane 
vielfach zur Mitwirkung bei Erfüllung von Staatsaufgaben heran- 
gezogen und hieför sogar dann und wann besonders organisirt wer- 
den, so gelten doch nur die örtlichen Selbstverwaltungsorgane als 
wahre Glieder des Organismus der Staatsverwaltung und sind dess- 
halb noch besonders zu betrachten. 

1. Das Provinzialsystem. 

Dasselbe ist hervorgegangen aus dem Grundgedanken der innern 
Einheit einer Provinz (Grafschaft, Kronland) in Bezug auf die 
wichtigsten Lebensinteressen; diese erhalten in der Provinz einen 
gewissen Abschluss, ohne desshalb ihre Gemeinsamkeit mit den 
übrigen staatlichen Interessen zu verlieren. In den verschiedenen 
Staaten wird je nach den natürlichen oder sonstigen Culturver- 
schiedenheiten und nach dem historischen Rechte der Staatstheile 
jedenfalls das Mass der nothwendigen und zulässigen Ausdehnung 
des Provinzialsystems erheblich differiren. So weit diese öffentlichen 
Angelegenheiten also in der Provinz gemeinsam und abgeschlossen 
sind, bilden sie einen naturgemässen Gegenstand der Selbstverwal- 
tung, und das Organ derselben ist die Provinzialregierung. Der 
centralisirte Organismus des Staates ist davon unberührt; Gesetz- 
gebung und Regierung des Staates bleiben einheitlich. Auch wird 
sich die Selbstverwaltung nur in jenen Schranken bewegen können, 
welche der Inhalt der Staatsverfassungsgesetze zulässt. 

Hat jedoch die Staatsgesetzgebung nicht bereits die Verwal- 
tung des Landes vorgezeichnet, so schliesst sich die Selbstverwal- 
tung naturgemäss an die Provinzialautonomie an und bringt den 
durch diese zum Ausdruck gelangten Volkswillen in Ausführung. 
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In dem Wesen dieses Systems liegt die Nothwendigkeit einer 
zweifachen Organisation, einer ständigen und einer periodischen. Die 
letztere ist analog der Volksvertretung im Staate das Organ des 
Willens der Provinz (Landtag, Provinzialstände etc.), ein gesetz- 
gebender Factor im Staate, dazu Verwaltungsorgan für das Ver- 
ordnungsrecht. Die erstere sind Ausschösse mit ihrem Vorstande 
(Landespräsident, Landeshauptmann etc.), welche Vollzugsorgane 
des Landtags und verwaltende Organe für die nicht dem Landtage 
vorbehaltenen Verwaltungsangelegenheiten des Landes (der Provinz) 
sind. Ebenso ist aus dem Wesen der Selbstverwaltung die Noth- 
wendigkeit zu erklären, dass die Provinzialverwaltungsorgane durch 
freie Wahl aus dem Volke hervorgehen. 

2. Das Gemeindesystem. 

Die zweite Grundform der Selbstverwaltung ist die Gemeinde; 
zugleich ist sie die letzte Form der Organisation der Staatsver- 
waltung. Es steht dieselbe in einem ähnlichen Verhältnisse zum 
Provinzialsystem wie das Behördensystem zum Ministerialsystem. 
Darnach kommen also alle Verwaltungsaufgaben, welche die Staats- 
gesetzgebung nicht der Centralverwaltung vorbehalten hat, hier im 
örtlichen Rahmen zur Erfüllung. 

Die Gemeinde kann demnach in Staatsverwaltungsaufgaben: 

1. nur ein Verfügungsrecht haben, dagegen kein Gesetzgebungs- 
oder Verordnungsrecht. 

2. Das Zwangsrecht kann und muss auch der Gemeinde ein- 
geräumt sein, soweit sie es für ihre Aufgaben bedarf. Die Ge- 
meinde ist desshalb nicht schon wegen ihrer polizeilichen Funktionen 
auch ein Organ der centralisirten Verwaltung. 

3. Die Gemeinde ist der ProvinziaJ- (Landes-) Verwaltung in 
den Gegenständen provinzieller Selbstverwaltung untergeben; zu 
dem centralisirten Verwaltungsorganismus dagegen steht sie in kei- 
nen unmittelbaren organischen Beziehungen. 

4. Auch die Gemeinde leitet ihr Recht der Selbstverwaltung 
schliesslich vom Staate ab und ist daher ein Theil des Staats- 
verwaltungsorganismus. 

5. Auch in der Gemeinde soll eine zweifache Organisation statt- 
finden; es soll ein beschliessendes und ein vollziehendes Organ bestehen. 
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6. Jedenfalls müssen auch die Gemeindeorgane aus freier 
Wahl der Gemeindeangehörigen hervorgehen. 

7. Die Staatsregierung hat die Oberaufsicht über die Selbst- 
verwaltungsthätigkeit derselben, welche durch die Provinzialregierung 
vermittelt wird. 

8. Als social bedeutsame Gesellschaftsform kommt aber der 
Gemeinde auch Autonomie in ihren eigenen örtlich abgeschlossenen 
Angelegenheiten zu, worüber in der vierten Abtheilung § 63 flf. 
weiter zu handeln ist .♦ 



* Eine andere Bildung yon Gemeinden ist nach englischem Mnster in 
den VerwaltUDgsgemeinden zu sehen, welche jedoch eigentlich sachliche Selbst- 
▼erwaltungskörper sind und in den Organismus der Staatsverwaltung nur da 
hereinbezogen werden können, wo die Ortsgemeinde in unserm (deutschen) 
Sinne fehlt. 



ZWEITE ABTHEILUNG. 
Die Verwaltung des persönllclien Lebens, 



§ 12. Die Bedeutung- des persönlichen Lebens 

für den Staat. 

Das persönliche Leben des Menschen ist für den Staat ans 
einem zweifachen Gesichtspunkte von Bedeutung. 

Zunächst ist nämlich der Mensch das Element des 
Staates. Der Staat besteht ans einer Summe von Menschen, 
einer Bevölkerung, welche ihn bedingt, wie sie hinwiderum von 
ihm bedingt wird. Darum ist aber auch jeder Einzelne von Werth 
und Bedeutung für den Staat, schon als Person nicht blos als 
Theil.der GesfUschaft. Die bewusste und anerkannte Nothwendig- 
keit des Staates, seine Pflicht der Selbsterhaltung macht es ihm 
zur Aufgabe, für die Bevölkerung überhaupt und für jeden Ein- 
zelnen zu sorgen. 

Dann aber liegt im Wesen des Staates die Cultur- 
beförderung Der Mensch ist aber der Träger der Cultur; die 
allgemeine Zweckbestimmung des Staates ist daher auch eine be- 
sondere für jeden Einzelnen; denn der Fortschritt des Ganzen ist 
bedingt durch den Fortschritt der Theile. Darum rauss aber auch 
die Sorge des Staates jedem Einzelnen zugewendet sein um seiner 
selbst willen, nicht blos des Staates wegen. 

Im Grunde genommen weisen beide Gesichtspunkte auf das- 
selbe Ziel; indem der Staat den Einzelnen in seinen Bestrebungen 
fordert, erfüllt er seinen allgemeinen Culturzweck ebenso, als indem 
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er für den Einzelnen sorgt uip des Staates willen; denn der Staat 
ist ja nur das Mittel zur Realisation der Cultur. Darum ist es 
aber, auch gleichgültig ob der eine oder der andere Gesichtspunkt 
beim einzelnen Verwaltungsakte überwiegt; denn das Ziel bleibt 
das Gleiche. 

Die Bedeutung des persönlichen Lebens für den 
Staat ist desshalb auch eine allgemeine, alleLebens- 
verhältnisse umfassende. 

Zunächst ist der Einzelne schon als Mensch für den Staat 
von Werth. Die Volkszahl kann und darf für den Staat nicht 
gleichgiltig sein; und ebensowenig ist sie für den Einzelnen selbst 
gleichgiltig. Von der Menge der auf einem bestimmten Räume 
CStaatsgebiet) wohnenden Menschen ist die individuelle wie dieGe- 
sammtentwickluDg gar mannigfach bedingt. 

Sodann ist auch der Wechsel der Bevölkerung in Raum 
und Zeit von grösster Bedeutung; weder der Staat noch der Ein- 
zelne kann hier die rechtliche Ordnung entbehren. 

Durch die Entfaltung des persönlichen Lebens im 
Staate in körperlicher imd geistiger Beziehung erwachsen ferner 
dem Staate aus den beiden berührten Gesichtspunkten eine Reihe 
von Verwaltungs-Aufgaben. 

Zunächst ist jode Entwicklung des Menschen bedingt von dem 
Vorhandensein eines vollkommenen, leistungsfähigen Organismus. 
Die Gesundheit ist die erste Voraussetzung eines leistungsfä- 
higen Lebens. Der Sorge fiir dieselbe muss daher der Staat sein 
Augenmerk zuwenden. 

Die Unmündigkeit, Geistesschwachheit verhindert 
gleichfalls die volle Entfaltung der persönlichen Leistungsfähigkeit; 
ebenso kann der Mensch durch den Tod in der Vollendung be- 
gonnener Thätigkeit gehindert werden. Auch hier entstehen Staats- 
verwaltungsaufgaben, um aus diesen physischen Zuständen keinen 
Nachtheil für die Betroffenen oder deren Rechtsnachfolger entstehen 
za lassen. 

Auch durch Armut h kann die Verwerthung der sonst vor- 
handenen körperlichen und geistigen Kraft für kürzere oder längere 
Zeit unmöglich gemacht sein; daher auch in diesem Falle die er- 
gänzende Sorge des Staates einzutreten hat. 
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Aber auch wenn der menschliche Organismus* an keinerlei 
Störungen oder Unvollkommenheiten leidet und auch äussere 
Verhältnisse nicht seine Leistungsfähigkeit unterbrechen, so ist 
die Leistung des Menschen für die Cultur doch erst bedingt von 
seiner geistigen Entwicklung durch Unterricht und 
Bildung. Je wichtiger gerade die geistige Thätigkeit des Menschen 
für die Gesammtheit ist, desto umfassender müssen daher auch in 
dieser Beziehung die Aufgaben der Staatsverwaltung sich gestalten; 
sie bilden desshalb die Krone aller staatlichen Fürsorge für das 
persönliche Leben. 

Die übrigen Verhältnisse des menschlichen Lebens sind Col- 
lektiverscheinungen; sei es dass der Einzelne mit andern zur Be- 
friedigung seiner materiellen Lebensbedürfnisse in wirthschaftlichen 
Verkehr tritt, sei es dass er als Theil gesellschaftlicher Kreise 
überhaupt vorübergehend oder dauernd erscheint. Die Aufgaben 
der Staatsverwaltung für diese Lebensverhältnisse gehören daher 
nidit mehr in den Kreis der Verwaltungsaufgaben des persönlichen 
Lebens. 

L Capitel. Bevölkerungswesen.* 

§ 13. Bevölkerungspolitik. 

^Eine dichte Bevölkerung ist nicht bloss ein Kennzeichen 
stark benutzter und bedeutender Productivkräfte, sondern schon an 
sich eine Productivkraft." (Röscher). Diess gilt nicht nur von 
der wirthschaftlichen, sondern fast noch mehr von der geistigen 
Production; eine dichte Bevölkerung ist eine Culturkraft; daraus 
ist die allgemeine Folgerung zulässig, dass ein Volk unter sonst 
gleichen umständen um so mächtiger und blühender ist, je mehr 
gut entwickelte Menschen es zahlt. Darum muss auch die Bevöl- 
kerungszunahme in einem Staate als eine erfreuliche Erscheinung 
gelten, soferne sie nur ihre natürliche Grenze einhält, welche in 
der Grenze der wirthschaftlichen Kraft zur allseitigen Bedürfniss- 
befriedigung des Volkes liegt**. 



* Siehe besonders Mo hl R. y. Geschichte und Literatur der Staats- 
wissenschaften ni. Bd. 1855—58. Gerstner, Grundlehren Bd. 11. 1865. 

** Diese S&tze sind von der BeyOlkerungslehre, welche einen Theil der 
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In der Bevölkerung eines Staates sind nun in zweifacher Weise 
Missverhältnisse möglich; die Bevölkerung kann z u schwach sein, 
sei es überhaupt in Bezug auf die von ihr bedingten Culturfort- 
schritte, sei es besonders im Verhältnisse zu den vorhandenen Pro- 
ductivkräften ; 

sie kann aber auch zu dicht sein im Verhältniss zu ihrer 
wirthschaftlichen Kraft, d. h. es entfallt auf den Einzelnen nicht 
mehr die für seinen Culturfortschritt nothwendige Durchschnitts- 
summe des Volksvermögens. (Auch eine zu grosse Ungleichheit 
in der Vertheilung des Volksvermögens kann ähnlich wirken, 
vgl. S 32.) 

In beiden Fällen ist der allgemeine • Staatszweck gefährdet ; 
daher die Verwaltung die Aufgabe hat, der Gewinnung und Er- 
haltung einer in den richtigen Schranken gehaltenen dichten Be- 
völkerung ihr Augenmerk zuzuwenden* (Bevölkerungspolitik). 

Daraus erwächst dem Staate die doppelte Aufgabe: 

1. zu erkennen, in welchem Dichtigkeitsverhältnisse seine Be- 
völkerung sich befindet; 

2. Missverhältnisse jeder Art zu verhüten. 

Zur Erkenntniss der Bevölkerungsthatsachen muss der 
Staat vor allem das Mittel anwenden, welches über alle Lebens- 
verhältnisse, wenn auch durchaus nicht vollständige, Aufschlüsse zu 
geben vermag und Anhaltspunkte zur Beurtheilung bietet, — die 
Bevölkerungsstatistik ; 

ferner dient hiefur die Consumtionsstatistik und das Ergebniss 
der Besteuerung (zunächst der indirecten); überhaupt aber müssen 
alle Anhaltspunkte, welche die Volkswirthschaftslehre zur Beur- 



Gesellschaftswissenschaft bildet, (gewöhnlicli ist sie in die Yolkwirthschaftslehre 
aufgenommen) allgemein anerkannt. Das sog. Malthus'sche Gesetz, dass die 
Bevölkerung die Grenze der vorhandenen Nahrungsmittel nicht überschreiten 
könne, erleidet in Bezug auf den Staat die im Texte angenommene Verän- 
derung ; nicht die Nahrungsmittel selbst , sondern nur die Möglichkeit sie zu 
erhalten bildet hier die Grenze; der Tauschverkehr mit andern Staaten tritt 
ergänzend und modificirend ein. 

* Die Bevölkerungspolitik ist ausser den schon angeführten Werken auch 
in den meisten Lehrbüchern der Nationalökonomie (z. B. von B>au, Boscher, 
Stein) ausfuhrlich behandelt. 
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theilung des Volksvennögens an die Hand gibt, zu Rathe gezogen 
werden. 

Zur Herbeiführung und Erhaltung eines richtigen Bevölkerungs- 
verhältnisses hat nun die Verwaltung umsomehr Sorgfalt in ihrer 
Thätigkeit und in der Wahl ihrer Mittel anzuwenden, je weniger 
es ihr möglich ist, einen directen Einfluss auf die Verhältnisse 
auszuüben. 

Zur Erhaltung einer wohlständigen Bevölkerung 
wird es genügen, wenn die Verwaltung die ihr zu Gebote stehen- 
den indirecten Mittel kräftig und umsichtig anwendet; zunächst 
also die Pflege der Volkswirthschaft, als der Bedingung der Volks- 
ernährung und des Volksvermögens; die Sorge für öffentliche Ge- 
sundheitsverhältnisse zur Verminderung der Mortalität, Erhöhung 
der durchschnittlichen Lebensdauer; Beförderung der Bildung zur 
Erweiterung der Einsicht des Volkes selbst in die Ursachen seiner 
gunstigen Entwicklung; Erhaltung und Beförderung der Sittlichkeit 
und Gesittung zur Begünstigung, aller derjenigen socialen Einrich- 
tungen (Ehe, Vereine, Genossenschaften etc.), welche ihrerseits 
wieder auf Wohlstand und günstige Entwicklung des Volkes zu- 
rückwirken. 

Dagegen ist die Verwaltung allerdings veranlasst, directe Mittel 
zu versuchen zur Herbeiführung einer wohlständigen Be- 
völkerung, sei es, dass eine Vermehrung wünschenswerth oder 
eine Uebervölkerung zu fürchten oder gar schon wirklich vorhan- 
den ist. 

A. Bei dünner Bevölkerung sind zunächst alle Hinder- 
nisse der Vermehrung thunlichst zu beseitigen. 

I. Am leichtesten ist dies möglich bezüglich der gesetz- 
lichen Hindernisse: 

1. Erschwerung der Ansässigmachung, wodurch 
Verspätung der Ehen und damit geringere Volksvermehrung wenig- 
stens auf geordnetem Wege herbeigeführt wird. 

2. Beschränkung des freien Gewerbsbetriebes, 
wodurch spätere factische Möglichkeit einer Familiengründung ent- 
steht. 

Durch den Grundsatz voller Freizügigkeit wird er- 
fahrungsgemäss eme wohlständige Volksvermehrung wesentlich ge- 
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fördert. Durch die Befiigniss, sich nach eigenem Ermessen überall im 
Staate niederzulassen, alle Arbeit zü unternehmen und eine Familie 
zu gründen, kann jede Kraft, welche in einem Volke vorhanden 
ist, geweckt und nutzbar gemacht werden; in der Freiheit ist der 
grösste Sporn zur Thätigkeit gelegen; sie weckt die Selbstverant- 
wortlichkeit und befördert damit die wahre Sittlichkeit. 

3. Gebundenheit des Besitzes, insbesondere des 
Grundbesitzes. Die freie Theilbarkeit des Grundeigenthums, 
möglichste Beschränkung des fideicommissarischen oder des Besitzes 
der todten Hand geben einer grössern Volkszahl die dauernde Mög- 
lichkeit einer gesicherten Existenz. 

4. Erschwerung der Einwanderung, dadurch dass 
dem Ausländer grössere Schwierigkeiten bezüglich der Ansässig- 
machung, des Eigenthumserwerbes oder des Gewerbsbetriebs ge- 
macht werden als den Einheimischen. 

n. Schwieriger schon ist es für die Staatsverwaltung, Hinder- 
nisse zu beseitigen, welche im Volke selbst oder in gesellschaft- 
lichen Einrichtungen wurzeln; hieher gehören: die Sitte all- 
zufrüher Heirathen, Ausschweifungen, verschwenderische Lebensweise, 
angestammte Vorurtheile. 

Weder Gesetzgebung, noch Verwaltung können hier in der 
Regel direct eingreifen, dagegen sind umfassende indirecte Mittel 
in der Staatsthätigkeit auf andern Verwaltungsgebieten gelegen. 

Besondere Erwähnung bedürfte etwa die auf den Dogmen ver- 
schiedener grosser Kirchengesellschaften beruhende Ehelosigkeit der 
Geistlichen und Mönche, ^welche der Volkszahl um so mehr schadet, 
als sie nicht blos eine grosse Anzahl von Individuen trifft, sondern 
überdies in der Mehrzahl solche, deren Einkünfte die Gründung 
einer Familie wohl gestatten würden.'' (Mohl.) Hier könnte der 
Staat höchstens insoferne direct eingreifen, als er sich gegen die 
durch die Religion nicht gebotenen Klöster wendete, eine Massregel 
welche jedoch vom Standpunkte der Associationsfreiheit Bedenken 
unterliegt; gegen den Gölibat selbst kann er nur mit dem Mittel 
der Aufklärung ankämpfen. 

Neben dieser negativen Richtung der Verwaltungsthätigkeit 
sind aber auch positive Massregeln vorgeschlagen und durchgeführt 
worden. 

Inaaui-Sternegg, Verwaltung« lehre. 3 
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1. Directe Begünstigung oder Nothigung zur Ehe- 
schliessung. Diese Massregeln gehören sämmtlich einer frühem 
Periode (besonders dem Mittelalter) an , wo noch die Familie und 
der Stand eine überwiegende Bedeutung im Staatsleben hatten. 
So war z. B. in vielen deutschen Reichsstädten zur Bekleidung 
mancher Aemter, nach der Zunftverfassung zur Erlangung des Meister- 
rechts vielfach Verheirathung vorgeschrieben. Strafen und Rechts- 
nachtheile d^er Hagestolzen, Kinderprämien sollten in derselben 
Weise wirken. 

Auf gegenwärtiger Culturstufe kann davon nicht mehr die 
Rede sein; der Zwang zur Ehe widerspricht der ersten Forderung 
des Rechtsstaats, der persönlichen Freiheit. Belohnungen einer gros- 
sen Kinderzahl sind zum mindesten sehr überflüssig; im Vergleiche 
zu der Last der Kindererziehung und Versorgung können sie doch 
immer nur sehr geringfügig sein. Sie bönnen aber sogar direct 
schädlich wirken, wenn damit mehr versprochen wird, als gehalten 
werden kann. Aehnliches gilt von staatlicher Ausstattung anner 
Heirathslustiger.* 

2. Begünstigung der Einwanderung. 

Berufung von Einwanderern war früher ein beliebtes, vielfach 
angewendetes Mittel zur Volksvermehrung. Man gewährte denselben 
viele Vortheile durch Befreiung von Steuern und Militärdiensten 
für eine Reihe von Jahren, wies ihnen unentgeltlich Ländereien 
an u. dgl. 

Wenn es sich um die Volksvermehrung in einem Staate mit 
reichen wirthschaftlichen Kräften handelt, mag immerhin eine solche 
Begünstigung der Einwanderung zweckmässig und berechtigt er- 
scheinen, soferne sie für die Eingewanderten nur ein vorübergehen- 
des Privilegium enthält; der Staat „verzichtet hier eben nur zeit- 
weilig auf einen Vortheil, der andernfalls gar nie zu erwarten ge- 
wesen." (Röscher.) • 

Im Uebrigen muss allgemein angenommen werden, dass die 
Einwanderung an sich weder gut noch schlecht sei, sondern dass 
der dadurch erwartete Vortheil abhängt von den wirthschaftlichen 



* Selbstverständlich ist dadurch z. B. die PriTatwohlthätigkeit eines Fürsten 
nach keiner Seite hin berührt. 
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Verhältnissen der Einwanderer. Nur wenn dieselben die für ihr 
Leben nothwendigen wirthschaftlichen Kräfte (oder mehr) mitbrin- 
gen, ist die Einwanderung von Vortheil ; eine solche wird aber nur 
da erwartet werden können, wo die politischen und socialen Ver- 
hältnisse eines Staates günstiger als anderswo sind. Darum muss 
die Verwaltung auf dem Prinzipe der freien Einwande- 
rung beruhen. Denn einerseits ist von den Prämien für Einwan- 
derer kein Vortheil zu erwarten, da nur Dürftige dadurch ange- 
lockt werden und die Entfaltung ihrer Arbeitskraft wegen ihrer 
Unkenntniss der wirthschaftlichen und socialen Verhältnisse des 
neuen Lebens mit grossen Schwierigkeiten zu kämpfen hat; ander- 
seits müssen die aufgewendeten Belohnungen aus dem National- 
vermögen genommen und die Staatsangehörigen zu Gunsten der 
Ankömmlinge höher belastet werden, während sie ohnehin schon 
durch eine solche Vermehrung der Volkszahl wenigstens anfänglich 
einen wirthschaftlichen Nachtheil erleiden durch das Steigen der 
Lebensmittel- und Waarenpreise; dadurch kann diese Verwaltungs- 
massregel leicht zu einem Unrechte an den eigenen Angehörigen, 
also positiv den Staatszwecken gefahrlich werden. 

3. Auswandern ngs verböte gehören gleichfalls der Zeit 
des absoluten Polizeistaates an. Der modernen Cultur- und Staats- 
entwicklung „widerspricht ein solcher Zwang, welcher den Staat 
zum Gefangnisse macht, auf das allerschroffste^. (Röscher.) Da- 
gegen sind Auswanderungsbeschränkungen, welche nicht weiter gehen, 
als auf Erfüllung von staatlichen Pflichten (Steuern und Militär- 
dienste) allerdings zulässig. 

B. Die Massregeln der Staatsverwaltung gegen Uebervöl- 
kerung fallen zunächst mit der Sorge für Erhaltung einer wohl- 
ständigen Bevölkerung zusammen, soferne damit nur eine drohende 
Gefahr der Uebervölkerung beseitigt werden soll. Ohnehin ist eine 
solche nicht leichthin aus einigen Anzeichen anzunehmen; sehr oft 
ist es nur eine Ungleichheit der Vermögensvertheilung, welche ähn- 
liche Verhältnisse erzeugt, aber nicht die gegen wirkliche Ueber- 
völkerung zu ergreifenden Mittel rechtfertigt. Aber selbst bei ge- 
gründeter Furcht muss die Verwaltung vielmehr auf Vermehrung 
der wirthschaftlichen Kräfte als auf Verminderung der Bevölkerung 

bedacht sein. Daher rechtfertigen sich auch in diesem Falle weder 

3* 
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Beschränkungen der Freizügigkeit noch der wirthschaftlichen Frei- 
heit überhaupt, weil sie die Leistungsfähigkeit des Volkes minde- 
stens ebenso schwächen als die Volkszahl. £ine Erschwerung der 
Einwanderung ist hier um so weniger geboten, als eine solche (ur 
ein übervölkertes Land an und für sich nicht zu befurchten ist. 

Für eine wirkliche üebervölkerung eines Staates kann daher 
als einziges wirksames Mittel die Beförderung oder zwangs- 
weise Durchführung der Auswanderung in Frage 
kommen. 

In einem übervölkerten Staate wird an und für sich ein Aus- 
wanderungstrieb vorhanden sein; eine Beförderung der Auswande- 
rung kann die Verwaltung schon dadurch herbeiführen, dass sie 
der P^son und dem Vermögen des Auswanderers ihren besondern 
Schutz angedeihen lässt gegen Uebervortheilung oder Betrögerei der 
Agenten und Transportunternehmer; diess kann geschehen durch 
Belehrung des Publikums in Auswanderungsfragen, strenge Ueber- 
wachung der Auswanderungsschiffahrt, gute Einrichtung des Con- 
sulatswesens, besonders auch durch strenge Bestrafung sogenannter 
Seelenverkäufer. — Besonderen Reiz kann der Staat der Aus- 
wanderung dadurch geben, dass er selbst Kolonien gründet oder, 
wo diess nicht möglich ist, durch Verträge mit Kolonialstaaten den 
Auswanderern besonders günstige Aussichten eröffnen kann; denn 
in solchen Kolonien können dann die Auswanderer immer noch 
ihre Verbindung mit dem Mutterlande erhalten, auf eine gewisse 
Sorge von Seite ihres Mutterstaates rechnen; und der Staat ge- 
winnt för sich selbst grosse Vortheile, indem eine unter solchen 
Verhältnissen ausgewanderte Bevölkerung nicht gänzlich für ihn 
verloren geht, sondern ihm durch den Aufschwung, welchen sie in 
der Kolonie herbeiführt , ganz besondern positiven Vortheil bringen 
kann. Darum soll auch ein sehr stark bevölkerter Staat selbst 
grosse Kosten für eine solche Koloniengründung nicht scheuen. 
Wäre auch an eine unmittelbare Tilgung einer hiefur aufgenomme- 
nen Staatsschuld nicht zu denken, so doch um so mehr au eine 
mittelbare, durch den Aufschwung der Zölle und indirecten Steuern, 
welcher durch den lebhaften Güteraustausch zwischen Mutterland 
und Kolonie entsteht. 

Dagegen ist eine kostspielige Beihilfe für die nicht kolonisa- 



37 

toriscbe Auswanderung durch nichts gerechtfertigt; hier müssten 
nttr die treuen Unterthanen das Geld für die untreuen beisteuern. 
Die Frage, ob bei ungenügender freiwilliger Auswanderung zur 
Abstellung eines massenhaft auftretenden Pauperismus eine zwangs- 
weise Auswanderung (nach MohTs Vorschlag durch eine 
Auswandererconscription) zulässig sei, muss mit Berufung auf das 
Recht der persönlichen Freiheit unbedingt verneint werden. Ein 
Staat mit so unhaltbaren Zuständen würde auch durch dieses 
Mittel nicht mehr zu retten sein.* 

§ 14. Bevölkerungsordnung. . 

Während die Bevölkerungspolitik die Aufgabe verfolgt auf den 
Gang der Bevölkerungsbewegung im Interesse einer wohlständigen 
Volkszahl einen bestimmenden Einfluss auszuüben, ist es dagegen 
Sache der Bevölkerungsordnung, bezüglich der fär den Staat 
bedeutsamen Bevölkerungsthatsachen in einem gegebnen Zustande 
objektive Gewissheit herbeizuführen (Volkszählung, Standesregister, 
Passordnung) und jedem Staatsangehörigen durch Fixirung einer 
Heimath eine dauernde Wohnstätte rechtlich zu sichern. 

I. Die Volkszählung kann als Bedingung für alle weitere 
Verwaltungsthätigkeit bezeichnet werden, weil nur damit ein An- 
haltspunkt für den Umfang der Leistungsfähigkeit und der Auf- 
gaben des Staates gewonnen wird. Weder durch Schätzung nach 
irgend einer bestimmten Thatsache (z.B. Zahl der Wohngebäude), 
noch durch Berechnung der Volkszahl nach bestimmten Erfahrungs- 
sätzen über das Verhältniss einer Bevölkerungsthatsache zu den 
übrigen (z. B. Procentsatz der jährlichen Geburten etc.) kann ein 
auch nur annähernd so sicheres Ergebniss gewonnen werden, wie 
es, um brauchbar zu sein, den politischen Erwägungen zu Grunde 
gelegt werden muss. 

Dass der Staat im Allgemeinen ein Recht zur Vornahme einer 
Volkszählung habe, begründet sich genügend mit seiner Pflicht der 
Selbsterkenntniss und der erfahrungsmässigen Unmöglichkeit, auf 
einem andern Wege zur genauen Kenntniss der Bevölkerungsthat- 



* Die Lehre von der Auswandernng ist meisterhaft und erschöpfend be- 
handelt von Röscher Kolonien, Kolonialpolitik und Auswanderung. 2. Aufl. 1856. 
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Sachen zu gelangen. Nur darf dieses Recht nicht weiter ausge- 
dehnt und in Anspruch genommen werden, als die Kenntniss dieser 
Thatsachen eine Voraussetzung ftir die im Interesse der Gesammt- 
heit gebotnen Staatsmassregeln bildet. Darin unterscheidet sich 
die administrative von der statistischen Volkszählung; die letztere 
sucht sich über alle zugänglichen und überhaupt erhebbaren That- 
sachen Gewissheit zu verschaffen, kann jedoch Niemanden zur Ab- 
gabe von Daten oder Beihilfe verpflichten; die erstere darf nur 
Thatsachen erheben, welche nothwendig sind, um die Höhe der 
Bevölkerungszahl und ihre Vertheilung im Staate unzweifelhaft fest- 
stellen zu lassen ; neben der genauen Bezeichnung der Person (Iden- 
ditätszeugnisse) , Name, Stand und Wohnort, also noch Alter, 
Staats- und Gemeindeangehörigkeit; nicht aber etwa Vermögens- 
oder Einkommensverhältnisse, sociale Beziehungen u. dgl. — Die$e 
nothwendige Kenntniss muss sich die Verwaltung aber auch durch 
Verpflichtung aller Staatsbürger zur Antwort auf ihre Fragen er- 
holen können. 

Auf welchem Wege die Verwaltung zu sichern und brauchbaren 
Resultaten einer Volkszählung kommen kann, lehrt die Statistik, 
welche einestheils Aufschlüsse gibt über jene Verwaltungsverhält- 
nisse, welche sich überhaupt zahlenmässig darstellen lassen, andrer- 
seits die Klugheitsregeln an die Hand gibt, welche bei Volkszäh- 
lungen ein genaues Ergebniss herbeifuhren. Nur wenn die Bevöl- 
kerungsthatsachen im ganzen Staate gleichzeitig (wo möglich am 
gleichen Tage), gleichmässig (durch gleichlautende Fragen und Ta- 
bellen) und regelmässig wiederholt*, und dazu die amtlichen und 



*) Von einer allzuhänfigen Wiederholung warnen jedoch schon die grossen 
Summen, welche der Aufwand für eine Volkszählung nothwendig macht; hei 
der Yolkszählung in England i. J. 1852 waren 39.000 dazu bestellte Personen 
mit der Aufnahme der ganzen Bevölkerung an einem Tage beschäftigt. — Die 
Zählung von Belgien im Jahre 1846 kostete 612.000 Fr. ; die der Vereinigten 
Staaten von Xord-Amerika i. J. 1850 über 1.300.000 Doli. Es könnte daraus 
eher eine Neigung zu seltner Vornahme der Zählungen entstehen. Vgl. noch 
Engel über die Bedeutung der Bevölkerungsstatistik. (Zeitschrift des stati- 
stischen Bureau*s für das Kgr. Sachsen. 1855. Nr. 9). — Ders. Die Volks- 
zählungen, ihre Stellung zur Wissenschaft und ihre Aufgabe in der Geschichte 
(Zeitschrift des preussischen Bureau's 1862. Nr. 2). Hermann F B. W. v. 
Beiträge zur Statistik des Königreichs Baiern. Heffc XIII und XVII. 1865. 1867. 
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Selbstverwalttingsorgane verwendet werden, ist auf Sicherheit, Zu- 
verlässigkeit und Vollständigkeit der endlichen Ergebnisse zu zählen. 
n. Standesregister. Die Thatsachen der Bewegung der 
Bevölkerung (Geburt, Ehe, Tod) haben, wegen der Summe von 
Privat- und öffentlichen Rechten, welche in jeder einzelnen Person 
zusammentreffen, nicht bloss eine natürliche, sondern auch eine ju- 
ristische Bedeutung, müssen daher auch als juristische Thatsachen 
durch die Verwaltung festgestellt werden, weil sie von der wesent- 
lichsten Bedeutung für Ordnung und Sicherung des Verkehrs und 
Gesellschaftslebens sind. Diese Feststellung geschieht durch die 
Standesregister, welche daher die Grundlage für die aus diesen 
drei Thatsachen der Bewegung der Bevölkerung folgenden Rechts- 
beziehungen bilden. Damit dieselben ihrer Bestimmung vollkommen 
entsprechen können, müssen sie in bestimmter Weise geführt und 
mit öffentlicher Autorität versehen sein. 

1. Der Inhalt der Standesregister muss juristische Gewissheit 
enthalten; daher ist die Identität der Personen und die beurkundete 
Thatsache durch Zeugen zu beglaubigen. 

2. Die Führung der Standesregister ist Verwaltungsaufgabe, 
indem sie im allgemeinen Interesse der Bevölkerung gefordert sind. 
Sie muss daher von den eigens dazu bestellten staatlichen Or- 
ganen vorgenommen und jeder Eintrag in bestimmter Form be- 
glaubigt sein*. 

3. Unter diesen Voraussetzungen muss den Standesregistern 
das Recht innewohnen, juristischen Beweis für ihren gesetzmässigen 
Inhalt zu machen. 

m. Passordnung. Der vorübergehende Aufenthalt der 
Staatsangehörigen ist an sich gar nicht Gegenstand administrativer 
Massnahmen ; er hat weder rechtliche noch politische Consequenzen 
und wird daher mit Recht als Act der freien individuellen Selbst- 



*) Wegen der mit Gebart, Ehe and Tod in der Regel Terbandnen kirch- 
Uchen Fanktionen (Taufe Trauung, Begräbniss} führt auch die Kirche Standes- 
registet, welche früher wohl allgemein auch vom Staate mit dem Rechte der 
amtlichen versehen waren; bei der genauen Ausscheidung des kirchlichen und 
staatlichen Wirkungskreises (siehe IV. Abtheilung) muss jedoch die Führung 
der CiTilstandsregister eignen staatlichen Organen übertragen und den kirch- 
lichen Registern die Eigemehaft öffentlicher Urkunden abgesprochen werden. 
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bestimmung angesehen. Darum ist vorerst das Princip der obli- 
gatorischen Meldung eines jeden Ortsfremden bei der Ortspolizei- 
behörde oder der Lösung einer Aufenthaltskarte zu verwerfen. 

Ebensowenig ist aber auch im Fremdenverkehre (der 
Ausländer) prinzipiell eine politisch bedenkliche oder rechtlich be- 
deutsame Thatsache zu sehen, welche wenigstens amtlich constatirt 
sein müsste. Daraus folgt die Unhaltbarkeit des obligatorischen 
Pas s Systems, sei es nun in der altern (strengem) Form der 
Pässe mit Verpflichtung zur Vorlegung des Reisepapiers behufs 
Visirung, oder in der neuern (mildern) Form der Passkarten, wo- 
mit die Aufhebung der Visa's für Staaten verbunden war, welche 
diesem Systeme sich angeschlossen hatten. 

Ausnahmsweise dagegen kann sich allerdings für die Regierung 
die Noth wendigkeit ergeben, die Indentität einer auf Reisen befind- 
lichen Person (Inländer oder Ausländer) zu oonstatiren, sei es zur 
Feststellung eines Thatbestandes oder zur Ermittlung einer von 
dem Gesetze verfolgten Person; auch können Verhältnisse eiijtreten, 
welche den ungehinderten Reiseverkehr für das Staatswohl bedenklich 
erscheinen lassen. In diesen beiden Fällen muss daher der Ver- 
waltung auch das Recht zustehen, diejenigen Massregeln zu ergreifen, 
wodurch sie ohne eine unnöthige Belästigung des Reiseverkehrs 
ihren Aufgaben gerecht werden kann. 

1. In erster Beziehung muss die Verwaltung das Recht haben 
von jedem Inländer oder Ausländer eine Legitimation zu verlangen, 
wenn hiezu ein nicht bloss im Reiseverkehr selbst gelegner gesetz- 
licher Grund vorhanden ist. Eine bestimmte Form der Legitima- 
tion ist dabei nicht zu verlangen, sondern dem Reisenden anheim- 
zugeben, in welcher Weise er einen genügenden Ausweis über seine 
Person beibringen will. 

Dabei widerspricht es dem Gründsatze der Passfreiheit durch- 
aus nicht, wenn die Verwaltung selbst Pässe, sonstige Reisepapiere 
oder andere Legitimationsurkunden (z. B. Wanderbücher, Dienst- 
bücher) auf Verlangen ausstellt. 

Vorzugsweise Anwendung findet dieses Recht bei mittellosen 
Personen, welche mit der Reise einen Gewerbsbetrieb oder das 
Aufsuchen von Arbeit verbinden (Hausirer, Handwerksgesellen 
u. dgl.). Dagegen fallen die Dienstboten-, Seefahrtsbücher und ahn- 
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liehe Zeugnisse über bisherige Dienstverhältnisse nicht anter diesen 
Gesichtspunkt. • 

2. Wenn die Sicherheit oder öffentliche Ordnung des Staates 
durch Krieg, innere Unruhen oder sonstige gemeingefährliche Er- 
eignisse, wie Epidemien, bedroht ist, muss der Verwaltung das 
Recht eingeräumt sein, die Passpfiicht oder eine strengere Hand- 
habung der Legitimationspflicht entweder für den ganzen Staat oder 
f&r einzelne Bezirke oder für den Reiseverkehr mit bestimmten 
Staaten vorübergehend anzuordnen. 

rV. Die Aufgaben der Verwaltung für das persönliche Leben 
können endlich nur erfallt werden, wenn die Bevölkerung eine 
sesshafte ist, das heisst, wenn jeder Staatsangehörige nicht blos 
factisch, sondern auch rechtlich an einem bestimmten Orte (Ge- 
meinde) seine dauernde, unentziehbare Wohnstätte hat. Diese er- 
hält jeder Einzelne durch das Heimathsrecht, welches daher 
die Grandlage der sog. administrativen Ordnung der Bevölkerung 
bildet, und jedem Staatsangehörigen zukommen muss. 

Der Inhalt des Heimathsrechts besteht: 

1. in dem unentziehbaren Rechte auf Aufenthalt in einer 
bestimmten Gemeinde des Staates. Selbst die volle Freizügigkeit 
(Aufenthalts- und Niederlassungsfreiheit) gewährt ein solches Redit 
noch nicht, indem der Verwaltung die Wegweisung eines nicht 
Heimathberechtigten aus der Aufenthaltsgemeinde aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und administrativen Ordnung immer vorbe- 
halten sein muss. Jeder Staatsangehörige kann aber auch nur in 
einer Gemeinde Heimathsrecht haben, weil nur dadurch die Auf- 
rechterhaltung der administrativen Ordnung und die rechtliche Fixi- 
rung der Existenz des Einzelnen an einem bestimmten Orte mög- 
lich ist. 

2. Das Heimathsrecht darf jedoch keinerlei Beschränkung der 
Freizügigkeit enthalten, also nicht auch eine Pflicht des Aufent- 
halts an einem bestimmten Orte (abgesehen von dem Falle der 
polizeilichen Aufsicht) erzeugen. 

3. Das Recht auf Unterstützung durch die Heimathgemeinde 
(ünterstützungswohnsitz), welches in der Regel den zweiten Haupt- 
inhalt des Heimathrechts bildet, begründet sich mit den Prinzipien 
der öffentlichen Armenpflege; vgl. S 20 ff. 



Die Thatsachen, auf welcbe das Heimathrecht begnitidet 
ist, sind: 

1. die Familie; jeder StaatsaDgehßrige bat seine (nrsprfing- 
Hcfae) Heimath in jener Gemeinde, in welcher seine Aeltem hei- 
mathberechtigt sind oder' bei seinem Tode heimathberechtigt wajen. 
Frauen erwerben dorcb Sdiliessung einer giltigen Ehe die Heimath 
des Mannes; 

2. der Änfenthalt in einer Giemnnde, iretcher mit der 
Absicht der Niederlassung eine gewisse längere Zeit Mndnrc^ fort- 
gesetzt wurde, soferne nicht während der hiezn nothwendigen Zeit 
ein gesetzliches Widerapmchsret^t der Gemeinde (wegen begehrter 
Annennnterstätznng, Bestrafnng wegen Verbrechen oder Vergehen 
etc.) entstanden ist. Ebenso mnss das den Aufenthalt bedingende 
Öffentliche Dienstesverhältniss (Beamte, Lehrer, OfSdere ete.) das 
Heimathsrecht in der Gemeinde der Anstellung mit sich bnngen. 
(Erworbene Heimath.) Jedes früher besessene Heimathrecht geht 
im Falle der Erwerbung eines neuen verloren. 

3. Der Erwerb des Gemeindebürgerthums muss 
wegen der engen socialen Verbindung, in welche der Einzelne da- 
durch zur Gemeinde gebracht wird, gleichfalls das Heimathsrecht 
erzengen, es sei denn dass in einer Person sich ein mehrtadies 
Bürgerrecht vereint, in welchem Falle die Heimathgemeinde unter 
jenen Gemeinden gewählt werden kann. Dagegen scheint die Er- 
werbung des Heimathsrecfats durch Vertragschliessung mit einer 
Gemeinde dem Wesen dieses Sffentlichen Rechts zu wider- 
sprechen. 

4. Solchen Personen, für welche ans keiner dieser Thatsachen 
ein Heimathsrecht begründet werden kann (sei es dass die ur- 
sprüngliche Heimath nicht ermittelt werden kann, oder gar keine 
bestanden hat, wie bei natnralisirten Ausländem) muss die Ver- 
waltung eine Heimatb zuweisen. 

Oapitel. Oeffentliches Gesundheitswesen. 
§ 15. Einleitung. Organisation, 
j Verwaltung des öffentlichen Gesnndheitswesens ist die 
lg derjenigen Staatsanfgaben, durch ifel<die die Bedingungen 
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einer nngestörten physischen Entwicklung des persönliclien Lebens 
hergestellt nnd erhalten werden. 

Die staatliche Fürsorge für das öffentliche Gesundheitswesen 
begründet sich: 

1. Durch die Unmöglichkeit des Einzelnen, sich die Bedingungen 
der Gesundheit selbst herzustellen und zu erhalten, weil das Leben 
der Gesammtheit ihn beständig beeinflusst. 

2. Durch die Prinzipien der Verwaltung, u. z. sowohl durch 
die rechtlichen und sittlichen Pflichten des Staates gegenüber dem 
f}inzelnen und der Gesammtheit, als auch besonders durch sein 
Interesse (Zweckprinzip), indem alle realen Staatszwecke eine phy- 
sische gut entwickelte Bevölkerung zur Voraussetzung ihrer glück- 
lichen Durchfuhrung haben. 

Der Umfang dieser Verwaltangsaufgaben erstreckt sich dem- 
nach über das ganze Gebiet des Staates und über die gesammte 
Bevölkerung sowohl für das Ganze als fiir jede einzelne Person; 
dabei muss jedoch die persönliche Freiheit des Einzelnen über seine 
Gesundheit zu verfugen, gewahrt bleiben, sofeme dadurch nicht die 
Interessen anderer an ihrem physischen Wohle dadurch verletzt wer- 
den. (Daraus folgt z. B. die Straffreiheit des Selbstmordversuches). 

Den Inhalt der Verwaltungsaufgaben bilden: 

1. Die Sorge des Staates für Verhütung von Gesundheitsge- 
fahrdung; 

2. Für Heilung vorhandener Gesundheitsstörungen. 

In erster Beziehung werden Verwaltungsthätigkeiten erfordert: 

1. Zum Schutze gegen Verbreitung bestehender Krankheiten. 

2. Zum Schutze gegen Ejrankheitsursachen. 

3. Zum Schutze gegen Körperverletzungen und Beschädigungen. 
In der zweiten Beziehung muss die Verwaltung 

1. Für das Vorhandensein und die Möglichkeit entsprechender 
Verwendung eines vollständigen Heilpersonals sorgen. 

2. Anstalten für Heilung und Pflege entweder selbst herstellen 
oder deren Herstellung befördern*. 



*) Die Schriften über OffentUche Gesundheitswesen tiieilen sich in poli- 
zeiUche (administratire) nnd medizinische. Anf ersterem Standpunkte stehen 
Mohl nnd Stein, anf letzterem Sohürmayer, Vogel, Pappenheim u. a. 



Damit ntm die Yerwaltnng diesen mannigfachen Aofgaben fOr 
das Sffentliche Gesundheitswesen fortw&hrend und voUatändig ent> 
sprechen kSnne, gen&gt in den seltensten Fällen der allgemeine 
TenraltnnKsorganismns , sondern wird ein besonderer OrganismiiB 
des Sffentlidieii Gesnndheitsvesens als E^gSozong des allgemeinen 
nothvendig. 

Dieser Organismns mnss nach bestimmten Prinzipien einge- 
richtet sein: 

1. Er mnss dem allgemeinen Yerwaltongsorganismus angepasst 
nnd in denselben eingefügt sein. 

2. Er mnss auf dem Grundsätze der Selbstverwaltung beruhen, 
also besonders aus Interessenten und Fachmännern genommen 
werden. Dm ans Äerzten allein za bilden ist wegen der vielfachen 
hier concnrrirenden Interessen nicht räthtich. 

Demgemäss wird der Schwerpunkt einer solchen besondem 
Verwaltungfiorganisation in der Gemeinde liegen, welche das allge- 
meine Örtliche Organ der Selbstverwaltung ist, n. z. sowohl wegen 
des meist örtlichen Charakters dieser Verwaltungsaufgaben, nnd 
wegen des nnmittelbarsten Interesses der Gemeindeangehörigen, als 
auch wegen der Kothwendigkeit sofortigen unmittelbaren Eingreifens 
was zweckmässig nur durch locale Organe möglich ist. — Daneben 
wird allerdings auch für die umfassenderen Autgaben der Gesund- 
heitsverwaltuDg und für die einheitliche Leitung des Ganzen bei 
den Provinzialorganen, sowie bei der Central-Behörde (Ministerium) 
ein solcher besondrer Organismus ausgebildet werden müssen. 

Als eine diesen Prinzipien entsprechende sachgemässe Orga- 
nisation des öffentlichen Cresnndbeitswesens dürfte sich etwa em- 
pfehlen : 

1. Bei der Gemeindeverwaltung jeder Stadt einen besondem 
" " itsausschuss (Sanitätscommission) zu bilden, welcher sich 

optation von Bürgern, Aerzten und Technikern nach Be- 

verstärkt ; 

ede Gememde muss einen Cremeindearzt anstellen, welcher 

n Referent des Gesundheitsausschusses ist, m Landge- 

die Functionen desselben allein versieht. 

Luch bei der Provinzialverwaltung besteht ein solcher Ge- 
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sündheitsausschuss von ähnlicher Zusammensetzung mit einem eigens 
angestellten ärztlichen Referenten. 

4. Bei dem Ministerium des Innern besteht eine aus Verwal- 
tungsbeamten, Aerzten und Technikern zusammengesetzte Gentral- 
behörde als besondere Abtheilung. 

Entbehrlich erscheinen bei einer solchen Organisation beson- 
dere Medizinalbehörden als Mittelbehörden, da ihre Thätigkeit neben 
einem Provincialgesundheits- Ausschusse doch nur in den seltensten 
Fällen über die einfache Durchfuhrung von Gesetzen oder Mini- 
sterialverordnungen hinausgehen wird; hiezu aber dürfte der allge- 
meine amtliche Organismus der Mittelbehörden, welche ja doch 
auch immer Sachverständige an der Seite hat, vollkommen ge- 
nügen. 

Die Competenz eines solchen Organismus des öffentlichen Ge- 
sundheitswesens richtet sich: 

1. Nach der Competenz desjenigen allgemeinen Organes der 
Staatsverwaltung, bei welchem das besondere Organ eingereiht ist. 

2. Innerhalb dieses allgemeinen Organs kann dem Medizinal- 
organ keine weitergehende Befugniss als jeder andern Fachabthei- 
lung eingeräumt sein. Der Vorstand jedes solchen Organs muss 
also der Vorstand des allgemeinen Verwaltungsorgans sein. (In 
Gemeinden der Bürgermeister, bei der Provinzial- oder Landesver- 
waltung der Provinzial- oder Landeschef, im Ministerium der 
Minister) *. 

§ 16. Oeffentliche Gesundheitspflege. (Hygieine). 
L Schatz gegen Verbreitung bestehender Krankheiten. 

Die Krankheiten, welche die Möglichkeit der Verbreitung in 
sich selbst tragen, sind entweder erblich oder ansteckend oder 
miasmatisch. Es kann aber auch eine Anzahl von Krankheiten 
andrer Art epidemisch (überhaupt verbreitet) oder endemisch (local 
verbreitet) auftreten. 



*) Vgl. hiezu die Beschlüsse der 43. VersammluDg deutscher Natur- 
forscher und Aerzte zu Innsbruck 1869 (Section für öffentl. Gesundheitspflege 
und Medizinalreform), welche in mehren wesentlichen Punkten hiemit überein- 
stimmen. 
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In all diesen Fällen ist die öffentliche Gesundheit bedroht und 
darum die Thätigkeit der Verwaltung zur Verhütung einer Weiter- 
verbreitung gefordert. . 

1. Schutz gegen erbliche Krankheiten. 

Eine fnrsorgende Thätigkeit der Verwaltung ist in diesem 
Falle nothwendig, theils weil ohne solche eine wenn auch nur all- 
mälige Beseitigung dieses Uebels gar nicht zu erwarten ist, theils 
weil diese Krankheiten solche Personen treffen, welche sich selbst 
dagegen in keiner Weise zu schützen vermögen. 

Das einzige Mittel dagegen ist das Verbot der Eheschliessung 
zwischen Personen, welche mit solchen erblichen Krankheiten dauernd 
behaftet sind. 

Das Recht der Verwaltung hiezu erleidet aber eine mehrfache 
Beschränkung. 

1. Die Eheschliessung ist im modernen Rechtsstaate ein freier, 
von keiner Genehmigung abhängiger Act des socialen Lebens. Eine 

# 

obrigkeitliche Verweigerung der Trauung bedarf daher jedenfalls der 
Begründung durch ein höherstehendes öffentliches Interesse. 

2. Ein solches ist unzweifelhaft da vorhanden , wo von einer 
Freiheit der Selbstbestimmung des Individuums nicht geredet werden 
kann (z. B. bei Geisteskranken, Blödsinnigen, Gretins). 

3. In allen übrigen Fällen sog. erblicher Krankheiten müsste 
diese Vererbung unzweifelhaft sein, um ein solches höher stehendes 
Recht der Verwaltung zu begründen. Da aber dies nach dem ge- 
genwärtigen Stande der Medizin nicht möglich ist, so kann die Ver- 
waltung hier auch die Trauung nicht verweigern, abgesehen davon, 
dass auch die Gonstatirung solcher Krankheiten nicht möglich oder 
wegen der dazu nothwendigen Thätigkeiten (Visitationen etc.) un- 
erlaubt ist.. 

2. Schutz gegen ansteckende Krankheiten. (Contagien). 

Die Verbreitungsfahigkeit gewisser Krankheiten durch blosse 
Berührung einer Person oder einer Sache mit den von Gontagium 
inficirten Gegenständen macht es für den Einzelnen unmöglich sich 
ausreichend gegen derartige Gesundheitsverletzungen zu schützen. 
Die darin liegende Gefahr für die öffentlichen Gesundheitsverhält- 
nisse veranlassen die Thätigkeit der Staatsverwaltung zur Fern- 
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haltung tiusläadischer ansteckender Krankheiten und 
zar Unterdrückung inländischer Gontagien. 

A, Gegen ausländische Gontagien, 

Dem ersteren Zwecke dient zunächst die Einrichtung der Land- 
und See-Quarantänen, Anstalten zur Anhaltuog und Untersuchung 
von Personen undWaaren, welche aus Gebieten kommen, in denen 
eine ansteckende Krankheit herrscht und welche die Staatsgrenze pas- 
siren wollen, eine Einrichtung, welche sich selbstverständlich nur gegen 
acute und verheerende Gontagien rechtfertigt. (Gegenwärtig nur 
gegen die orientalische Pest und das gelbe Fieber gerichtet). Eine 
Erleichterung dieses immerhin bedeutenden Verkehrshindernisses ist 
von einer besseren Organisirung des Gonsulats- und Agentenwesens 
in fremden Staaten zu erwarten, indem allgemeine Gesundheitsbe- 
richte und besondere Gesundheitszeugnisse dieser Agenten im Aus- 
lande eine Vereinfachung der Gontrole herbeiführen. (Die neuerlich 
erleichterte Quarantäne der französischen Oceanhäfen ist durch Gon- 
vention vom 24. Juni 1864 auch auf italienische und französische 
Mittelmeerhäfen ausgedehnt). 

Wirksamer könnte noch gegen ausländische Gontagien durch 
gemeinsames Vorgehen der Grossstaaten bei der jeweilig betheiligten 
Regierang angekämpft werden. 

Eine vollständige Absperrung des Landes (z. B. durch Sani- 
tätscordon) ist nicht nur wegen des Ungeheuern Kostenaufwandes 
und der Vermögensbenachtheiligung, sondern auch wegen der Un- 
möglichkeit vollständiger Durchführung kein geeignetes Mittel der 
Verwaltung. 

Bezüglich der einzelnen unter den Begriff des Gontagiums fal- 
lenden Krankheiten ist die Verwaltung natürlich auf die Medizin 
angewiesen ; sie muss sich desshalb auch mit ihren jeweiligen 
Anordnungen stets auf der Höhe dieser Wissenschaft zu halten 
streben. 

B. Gegen Gontagien im Inlande, 

Auch gegen diese Krankheiten bilden die Absperrung und die 
Vernichtung der mit dem Gontagium behafteten Gegenstände (Kleider 
etc.) die wirksamsten Mittel. Die Absperrung wird je nach 
dem Grade der Gefährlichkeit und der Verbreitung der Krankheit 
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eine provinzielle oder gemeindliche (in diesen Fällen durch Cordon) 
oder nur eine Haus- oder Zimmer- Sperre sein müssen. Die Ver- 
nichtung inficirter. Gegenstände kann in leichtem Fällen je nach 
dem Stande der Naturwissenschaften durch Desinfection ersetzt 
werden. 

Neben diesen allgemeinen Massregeln empfehlen sich bei ge- 
fahrlichen Contagien besonders noch Schliessung der Schulen, Ver- 
hinderung der Versammlung grösserer Menschenmassen, Schutz- 
massregeln bei Beerdigung von Personen, welche einer solchen 
Krankheit unterlegen sind, besondere Sorgfalt für arme Kranke, 
unbedingte Anzeigepflicht der Aerzte und der Kranken selbst; ferner 
auch für leichtere Fälle eine Selbstanzeigepflicht beim Familienhaupte 
oder Dienstherrn, die Forderung eines Gesundheitsattestes bei Aus- 
fertigung von Gewerbspässen etc.; endlich sind Strafbestimmungen 
nothwendig für Fälle bewusster Ansteckung, Uebertretung sanitäts- 
polizeilicher Vorschriften u. dgl. 

Dabei ist es selbstverständlich, dass alle gegen die freie Be- 
wegung der Gesunden gerichteten Massregeln nur bei akuten Con- 
tagien zulässig sind, die gegen die Krankheit und ihre Träger ge- 
richteten aber auch bei chronischen Contagien angewendet werden 
dürfen. Da aber erfahrungsgemäss die akut- contagiösen Krank- 
heiten, wenn sie epidemisch auftreten, in der Regel einen miasma- 
tischen Beisatz haben (Schürmeyer § 307 nimmt es unbedingt an), 
so gelten die bezeichneten Massregeln auch für die miasmatisch- 
contagiösen Krankheiten, indem dadurch wenigstens gegen die eine 
Verbreitungsart Vorsorge getroffen wird ; daneben können dann auch 
die gegen reine Miasmen nothwendigen Verwaltungsmassregeln (siehe 
unten) zur Anwendung kommen. 

Als acute inländische Contagien (mit oder ohne Miasma) gelten 
beispielsweise Blattern, Cholera, Scharlach, Dyphterie, als chronische 
Krätze, Syphilis. Vom Standpunkte der Verwaltung verdienen 
Blattern und Syphilis eine besondere Berücksichtigung. 

a. Blattern. 

Der wirksamste Schutz gegen diese Krankheit besteht in der 
durch Jenner erfundenen Impfung. Dieselbe ist desshalb auch 
in vielen Staaten obligatorisch emgefuhrt (Impfzwang). 

Der Impfzwang kann ein zweifacher sein: 
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1. Zwang zur einmaligen Impfling im Kindesalter. 

2. Zwang zur mehrmaligen Impfung (Revaccination). 

Prinzipiell ist eine solche Massregel nicht gerechtfertigt, da 
sich Jeder durch die Impfung selbst zu schützen vermag, bezüglich 
der Kinder aber die Erziehung durch die Aeltern keiner polizeilichen 
Beeinflussung unterliegen soll; e3 setzt aber die Impfireiheit einen 
hohen Bildungsgrad des Volkes voraus ; solange derselbe nicht an- 
genommen werden kann, ist im Interesse der Kinder und der Ge- 
sellschaft die erste Art von Zwang empfehlenswerth. DieNöthigung 
der Erwachsnen zur Revaccination wäre höchstens in Zeiten starker 
Epidemien als vorübergehende Massregel zu rechtfertigen. 

Die gegen die Impfung überhaupt gemachten Einwendungen 
der Unwirksamkeit oder möglichen positiven Schädlichkeit sind theils 
durch die medizinische Wissenschaft nicht so erwiesen wie die Nütz-* 
lichkeit derselben feststeht, theils kann aus der vereinzelten Mög- 
lichkeit gleichzeitiger Einimpfung oder Hervorrufung andrer Krank- 
heiten kein Argument gegen die Massregel im Allgemeinen ge- 
schöpft werden. 

Bei dem Prinzipe des Impfzwanges hat die Verwaltung: 

1. Die Aerzte zur regelmässigen Vornahme der Impfung zu 
verpflichten. 

2. Für Vorhandensein und Vertheilung guter Lymphe (Impf- 
stoff) zu sorgen. 

3. Zum Beweise der geschehenen Impfung obrigkeitlich beglau- 
bigte Atteste zu verlangen. 

b. Syphilis. 

Die Frage von den Massregeln der Verwaltung zum Schutze 
gegen diese Krankheit fällt . zusammen mit der Betrachtung ihrer 
Aufgaben für öfi^entliche Sittlichkeit, darf also nie von einseitig 
medizinischem Standpunkte beantwortet werden. 

Zwei weitverbreitete Irrthümer haben die Beantwortung dieser 
Frage auf falsche Bahnen geführt: 

1. Dass sich der Einzelne vor syphilitischer Ansteckung selbst 
bewahren könne (z. B. werden Frauen von ihren Männern ange- 
steckt, Kinder von den Dienstboten, Ammen; dazu Ansteckung 
durch, syphilitisch inficirte Gegenstände). 

Inama-Stemegg, VerwaltangBlehre. 4 
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2. Dass die Sittlichkeit eines Volkes durch Verminderung der 
Verfuhrung gehoben werden könne" (während doch nur an Stelle 
einer ünsittlichkeitsform eine andre tritt, solange nicht ganz andre 
Sittlichkeitshebel wirken [Erziehung, Bildung, Rechtssinn, Religion]). 

Als richtige administrative Grundsätze, welche sowohl den 
medizinischen als ethischen Forderungen genügen , sind zu be- 
zeichnen : 

1. Die Verwaltung muss der Verbreitung dieser Krankheit 
durch Zwangsmassregeln gegen die öffentlichen Dirnen vorbeugen. 

Hiezu gehören : genaue Erhebungen der Polizei über das Vor- 
handensein und die Verhältnisse solcher Personen ; beliebiger Zwang 
zur ärztlichen Untersuchung derselben im Falle genügender Consta- 
tirung der Identität; gerichtliche Untersuchung und Bestrafung er- 
wiesener gewerbsmässiger Unzucht und Kuppelei auf Antrag der 
Polizeibehörde, Stellung unter Polizeiaufsicht im Rückfalle etc. 

Der Polizei muss in Bezug auf diese Klasse der Bevölkerung 
durch Gesetz ein erweitertes Zwangsrecht eingeräumt sein, von dem 
sie nach eignem Ermessen Gebrauch machen darf; es ist diess um 
so mehr gerechtfertigt, als berechtigte Interessen dadurch nicht ver- 
letzt werden. 

2. In Bezug auf alle Erkrankungsfalle gilt das Gleiche wie 
für andre Contagien. 

3. Die Verwaltung muss das öffentliche Hervortreten der Ün- 
sittlichkeit verhindern; es bedarf hiefiir auch besonderer Strafbe- 
stimmungen. 

4. Die Verwaltung muss die Ursachen der Prostitution (Mangel 
an Bildung, an Sitte und Beschäftigung etc.) zu beseitigen trachten. 

Unter diesen Voraussetzungen sind weder Toleranzhäuser (Bor- 
delle) zu gestatten, noch das System der Inscription zu befür- 
worten, welche beide gegen das Moralprinzip der Verwaltung Ver- 
stössen. 

3. Schütz gegen sonstige bestehende Krankheiten. 

Hieher gehören zunächst alle nicht ansteckenden Epidemien 
und Endemien. Gegen diese Krankheiten sind wegen der gänzlich 
verschiednen Verbreitungsweise zum Theil auch andre Verwaltungs- 
massregeln nothwendig als gegen Contagien. Besonders erweisen 
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sich hier alle Arten von Sperrmassregeln als wirkungslos, sofeme 
die Krankheit nicht auch eine contagiöse Eigenschaft hat. 

Für die. Gesundheitsverwaltung muss es hier eine Hauptauf- 
gabe sein, solche öffentliche Zustände zu beseitigen, welche erfah- 
rungsgemäss zur Verbreitung eines Miasmas beitragen oder solches 
erzeugen. In dieser Beziehung fallen die Massregeln mit dem Schutze 
des Staates gegen Krankheitsursachen zusammen (siehe unten). 
Aber auch auf die Privatverhältnisse darf hier ein solcher Einfluss 
geltend gemacht werden, z. B. polizeiliche Desinfection der Woh- 
nungen bes. der Abtritte, Befehl der Ventilation in inficirten Woh- 
nungen etc. Auch die Verhütung der Versammlung grösserer 
Menschenmassen in geschlossnen Räumen (bes. auch in Schulen) 
kann hieher gerechnet werden.* 

Eine wichtige Aufgabe der Verwaltung besteht auch in zweck- 
mässiger Belehrung des Volkes über die Krankheit, ihre Symtopme, 
Behandlung und über die etwa gerathnen Präservativmittel*. Die 
Nichtbefolgung medizinal-polizeilicher Anordnungen muss mit Strafe 
bedroht sein. 

II. Schutz gegen Krankheitsursachen. 

^ In einer allseitigen Entfaltung einer geordneten und sachver- 
ständigen Verwaltungsthätigkeit zur Beseitigung von Krankheits- 
ursachen ist der Schwerpunkt der öffentlichen Gesundheitspflege zu 
suchen. Diese Thätigkeit kann sich beziehen: 

1. Auf persönliche Verhältnisse. 

2. Auf natürliche oder gesellschaftliche Zustände. 

3. Auf gesundheitsschädliche Gegenstände. 

1. Die persönliche Sorge für Fernhaltung gesund- 
heitsschädlicher Einwirkungen auf das eigne Leben bleibt 
in der Regel frei von jeder administrativen oder polizeilichen Ein- 
wirkung. Ebenso ist die Sorge für die physische Erziehung der 
Kinder den hiezu Verpflichteten (Aeltern, Anverwandten etc.) un- 
bedingt und frei überlassen. Dagegen verbleibt dem Staate den- 
noch die Pflicht, da, wo er diese Sorge in der Erziehung nicht 



^ Als Vorbild kann das „Cholera-Eegulatiy^ von Griesinger, Pettenkofer 
and Wunderlich (1866j gelten. 

4* 
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erwarten kann, oder wo sie erfahrungsgemäss nicht ausreicht, er- 
gänzend mit seiner Thätigkeit zum Schütze der Eander gegen Le- 
bens- und Gesundheitsgefahrdungen einzutreten, denn das in jeder 
Beziehung höherer fremder Sorgfalt bedürftige Kindesalter wird eben 
desshalb auch ein Gegenstand besonderer Verwaltungsaufgaben. 

A. Zunächst ist eine erhöhte administrative Sorgfalt den Kin- 
dern des zartesten Alters (bis zum Beginn der Schulpflicht), ins- 
besondere den Neugebornen und Säuglingen zuzuwenden, 
weil hier die grösste Hilflosigkeit des Kindes mit der höchsten 
Lebensgefahr zusammentrifft, auch erfahrungsgemäss die grösste 
Sterblichkeit herrscht. 

Als hauptsächliche Thätigkeiten der Verwaltung sind hiefur 
geboten : 

a. Sorge für ausreichende Geburtshilfe und Gebäranstalten 
zum Zwecke der Verhütung von Todtgeburten (siehe S 19). 

b. Sorge fiir genügende Pflege der Neugebornen und Säug- 
linge im Bedürfnissfalle. Hiezu ist nothwendig eine sanitätspolizei- 
liche Ueberwachung des Ammenwesens (Strafen für ungesunde Am- 
men), der gewerbsmässigen Pflege der Kinder durch Fremde (sog. 
Pflegkinder-Frauen), Errichtung von Krippen (Säuglingsbewahran- 
stalten und Kleinkinderbewahranstalten) durch die Gemeinden, oder 
Beaufsichtigung privater Anstalten. 

Oeffentliche Ammenanstalten oder Ammenbureaus besonders 
aber Findelhäuser* empfehlen sich nicht, weil sie den Aeltern oder 
Angehörigen der Kinder Veranlassung geben, sich ihrer natürlichen 
Pflichten ohne Noth zu entledigen , und dadurch Immortalität und 
Gewissenlosigkeit befördern. 

B. Besondere Rücksicht erheischt ferner die schulpflichtige 
Jugend wegen der Gefahren, welche das längere Zusammensein 
vieler Kinder in geschlossenem Räume und das Verhalten desselben 
beim Unterrichte für die zarte Gesundheit mit sich führen können. 

Die Verwaltung, welcher die Sorge für das ganze Schulwesen 
obliegt (siehe II. Abth. V. Cap.) hat auch für Verhütung aller 
gesundheitswidrigen Verhältnisse in der Schuleinrichtung Sorge zu 
tragen. Sie ist daher verpflichtet: 

* Vgl. hierüber Conrad in Hildebrand*s Jahrbüchern für Nationalökonomie 
and Statistik 1869. I. 4. und 5. Heft. 
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a. Die Bedingungen einer ungestörten Gesundheit bei dem 
Baue und der Einrichtung der Schulhäuser und ihrer Benützung 
herzustellen und zu erhalten (reichliches Tageslicht, Luftwechsel, 
Reinlichkeit, bequeme Schulbänke etc.) 

b. Für einen die günstige körperliche Entwicklung der Kinder 
bpfördernden Unterrichtsplan zu sorgen (entsprechende Abwechslung 
der ünterrichtsgegenstände, gehörige Erholungszeit etc.). 

c. eine normale Schülerzahl fiir jede Klasse zu fixiren, welche 
nicht beliebig überschritten werden darf. 

C. Die Kinder der arbeitenden Klassen bedürfen 
gleichfalls eines besondern administrativen Schutzes, damit ihre 
Verwendung zur Arbeit nicht ihrer körperlichen Entwicklung nach- 
theilig werde. Eine gesetzliche Regelung sowohl bezüglich des Al- 
ters, von welchem an überhaupt eine regelmässige Verwendung zur 
Arbeit zulässig ist, als auch bezüglich der erlaubten Stundenzahl 
der Kinderarbeit, Verbot der Arbeit während der obligaten Schul- 
zeit sind die hiefür gebotenen Vorkehrungen der Staatsverwaltung, 
(siehe auch unten: Verwaltung des wirthschaftlichen Lebens). 

2. Natürliche und gesellschaftliche Zustände. 

A. Sorge für gesunde Wohnplätze. Diese erstreckt 
sich : 

a. auf die allgemeinen öffentlichen Anstalten und Einrichtungen 
der menschlichen Wohnplätze. 

b. auf die einzelnen Wohngebäude. 

Diese Massregeln haben eine erhöhte Bedeutung erlangt, seit 
die dreifache Bedingung der öffentlichen Gesundheit: gesunde Luft, ge- 
sundes Wasser und gesunder Boden allgemein anerkannt sind und 
zumal in schlechten ungesunden Wohnungen vorzugsweise der Sitz 
aller Gefahr bei ansteckenden und überhaupt epidemischen Krank- 
heiten gefunden wurde. Selbstverständlich wird eine grössere Thä- 
tigkeit in Städten als auf dem Lande nothwendig sein. 

a. Die Massregeln der Verwaltung beziehen sich theils auf 
neuanzulegende öffentliche Wohnplätze theils auf Herstellung der 
Bedingungen öffentlicher Gesundheit bei schon bestehenden durch 
besondere Anstalten und Einrichtungen, theils auf Erhaltung dieser 
Bedingungen. In diesen Beziehungen sind es: 

flf. Die Bauordnungen, welche die Anlegung neuer Ort- 
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Schäften oder grösserer Wohnplätze von dem Vorhandensein deir 
obigbezeichneten Bedingungen abhängig machen müssen, durch Be- 
stimmungen über die nothwendigen Eigenschaften des Terrains, des 
Wasser-Zu- und Abflusses, der Lichtweite der Strassen etc. 

ß. Vorschriften über Reinlichkeit der Strassen, öffentlichen 
Plätze etc. 

y. Eigene Veranstaltungen der Staats- (Gemeinde-) 
Verwaltung, auf öffentliche Kosten oder durch Umlagen von den 
Hausbesitzern zu bestreiten; diese sind nothwendig, wo ein ge- 
meinnütziges Interesse vorliegt und ein allgemeines Zusammenwirken 
nach einheitlichem Plane geboten ist. Hieher gehören Entsumpf- 
ungen, Vorkehrungen gegen üeberschwemmung, Baumpflanzungen 
und Spaziergänge, besonders aber die Sorge für Reinigung, 
Reinhaltung und in Verbindung damit Entwässerung 
der oberen Bodenschichten. 

Eine Verunreinigung findet vorzugsweise durch die Abfalle und 
die menschlichen und thierischen Exkremente statt, welche durch 
Versitzen in den Boden schädliche Ausdünstungen aller Art, Ver- 
unreinigung der Brunnen, Quellen etc. herbeiführen. Ihrer möglichst 
vollständigen, schnellen und unschädlichen Beseitigung zunächst aus 
den Städten hat die öffentliche Gesundheitspflege eine umfassende 
Thätigkeit zuzuwenden. Kann dabei auch noch der Düngerwerth 
dieser Stoffe erhalten und für die Landwirthschaft nutzbar ge- 
macht werden, so wird dadurch natürlich dem allgemeinen Interesse 
um so vollständiger Rechnung getragen sein. 

Die hier einschlägigen Systeme der Beseitigung sind: 

1. Das Grubensystem mit öfterer Abftihr im Jahre (noch sehr 
verbreitet). 

2. Die ältere Kanalisation ohne Schwemmung. 

3. Das System der Schwemmkanäle mit oder ohne water 
closets und Reinigung der Schmutzwässer. 

4. Das Tonnenabfuhrsystem. 

5. Die sog. pneumatische Kanalisation (Liernur'sches System) 
mit Tonnenabfnhr. 

In Verbindung mit ihnen stehen die Einrichtung zur Verwen- 
dung der AbfUlle und Excremente für die Landwirthschaft, insbe- 
sondere die mit dem System der Schwemmkan&le angewendete Be- 
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rieselung der Felder mit den Schmutzwässern und die mit dem Tonnen- 
system und dem Liernur'schen System combinirtePudrette-Fabrikation. 

Wissenschaft und Erfahrung haben sich entschieden nur gegen 
die beiden ersten Systeme gewendet, in Bezug auf die übrigen scheint 
die Entscheidung mehr nach den jeweilig vorhandenen Verhältnissen 
sich richten zu müssen, ohne dass dem einen oder andern ein un- 
bedingter Vorzug eingeräumt werden könnte. 

Ausser diesen Einrichtungen sind hier noch eine vollständige 
Pflasterung oder Macadamisirung, Vorkehrungen zum Abflüsse des 
Regenwassers etc. zu nennen. 

b. Bei den einzelnen Wohngebäuden ergibt sich für 
die Thätigkeit der Sanitätsverwaltung eine bedeutende Verschieden- 
heit je nach der Eigenschaft derselben als öffentliche oder private 
Gebäude. Während bei ersteren die Forderungen der öffentlichen 
Gesundheitspflege vollständig zur Durchführung gelangen können, 
steht bei letztern das freie Verfügungsrecht des Privaten über 
sein Eigenthum und die nothwendige Rücksicht auf das Ver- 
mögen desselben einer unbedingten Durchführung zweckmässiger 
sanitärer Erbauung und Einrichtung der Wohnungen entgegen. 
Die Bauordnungen können also nur das unbedingt, besonders 
auch für dritte, Gesundheitswidrige verbieten, nicht auch bloss 
Zweckmässiges zwangsweise durchfähren. Dahin gehört das Verbot 
oder die Beschränkung der Kellerwohnungen, Vorschriften über die 
Feuerstätten und Latrinen, Verbot der Baufährungen im strengen 
Winter und der Bewohnung noch nicht ausgetrockneter Neubauten, 
Vorschriften über Reinlichhaltung der Wohnungen etc. — Bezüglich 
der zweckmässigen Einrichtungen soll die Verwaltung bei den öf- 
fentlichen Bauten (Kasernen, Schulen, Gefängnissen etc.) mit gutem 
Vorbilde für die Aufklärung und Einbürgerung bei dem Volke 
wirken. Sitte und Erfahrung vermögen viel mehr als obrigkeitliche 
Vorschriften. 

B. Der Gewerbsbetrieb macht eine Reihe von Massregeln 
der öffentlichen Gesundheitspflege nothwendig, sowohl in Bezug auf 
die Anlage als auf den Betrieb der Gewerbsunternehmungen. Die 
Verwaltung hat hier die schwierige Aufgabe, der Production im 
Interesse der öffentlichen Gesundheit Schranken aufzulegen, ohne 
sie desshalb unfrei zu machen. Dies erreicht sie: 
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a. Durch Vorbehalt besonderer Genehmigung jeder 
gesundheitsgefährlichen Gewerbsanlage. Die einer sol- 
chen Genehmigung unterliegenden Gewerbe müssen im Gesetze be- 
sonders bezeichnet, sowie das dabei anzuwendende Verfahren genau 
vorgeschrieben sein. (Vorlegung der Pläne, Einvernehmen der In- 
teressenten, Beschlussfassung, Berufsrecht). 

b. Durch administrative Beaufsichtigung des Be- 
triebs, welche sich auf Prüfung der zu verwendenden Maschinen 
(Kesselprobe), Untersuchung der Feuerungs-, Beleuchtungs- und 
Ventilations-Einrichtungen, Kenntniss der besondern Schutzmass- 
regeln bei Verarbeitung und Aufbewahrung gefährlicher Stoffe so- 
wohl för die ganze Anlage als för die Arbeiter beschränkt. 

C. Zur Verhütung der aus der Verwesung hervorge- 
henden Gesundheitsgefährdungen hat die Verwaltung: 

a. Für rechtzeitige und geordnete Beerdigung derTodten 
Sorge zu tragen. Die Begräbnissordnungen müssen Bestimmungen ent- 
halten über die zulässige Frist vom Eintritt des Todes bis zur 
Beerdigung, Verfahren bei Scheintodten, die materielle Ordnung der 
Beerdigung, sowie über etwaige besondere Vorkehrungen bei Selbst- 
mord, Unglücksfällen etc. Als Regel gilt vollständige Gleichheit 
der Beerdigungsnormen, Beerdigung am Sterbeort und am öffentlichen 
Begräbnissplatze; in grossen Städten obligatorische Benützung des 
Leichenhauses. 

b. Für zweckmässige Anlegung und Benützung öf- 
fentlicher Begräbnissplätze zu sorgen. Dieselben müssen 
von den Wohnungen der Ortsbevölkerung entfernt angelegt, im Ver- 
hältniss zu derselben von entsprechender Grösse sein, an möglichst 
trockenen, luftigen Plätzen sich befinden, und im Innern wohl ge- 
ordnet sein. 

c. Bezüglich der Wasenmeistereien (Fallmeistereien) kom- 
men die für gesundheitsgefährdenden Gewerbsbetrieb überhaupt ge- 
gebnen Bestimmungen zur Anwendung (siehe oben). 

3. Gesundheitsschädliche Gegenstände. 
A. Massregeln zur Erhaltung gesunder Nahrungs- 
mittel. Dieselben können verfälscht oder bloss verdorben sein. 
Die Fälschung wird strafrechtlich verfolgt; die gefälschten Nah- 
rungsmittel unterliegen unbedingt der Konfiskation. 
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Das Verderben der Viktualien muss die Polizöi zu verhüten, 
die verdorbenen zu beseitigen trachten (Markt- und Viktualienpo- 
lizei). Diesen Aufgaben dient die Viktüalienbeschau, die Erlassung 
marktpolizeilicher Vorschriften, Sorge für Reinlichkeit in Fleisch- 
bänken, Schlachthäusern, Mühlen etc. Ausnahmsweise kann auch 
die Herstellung gesunder Nahrungsmittel direkt Sorge der Verwal- 
tung sein; z. B. die Versorgung einer Stadt mit gutem Trinkwasser 
durch Leitung auf öffentliche Kosten. 

B. üeberwachung der Zubereitung und des Han- 
dels mit Giften und gifthaltenden Substanzen. Die Thätigkeit 
der Verwaltung schliesst sich hier unmittelbar an die Beaufsichtigung 
des gesundheitsgefährdenden Gewerbsbetriebs an und verfolgt die- 
selben Grundsätze. Die Zubereitungsbefugniss kann beschränkt 
werden auf Apotheker, chemische und pharmazeutische Fabriken, 
Berg- und Hüttenwerke (soweit es eigne Producte sind) ; auch kann 
das Recht hiezu Fabriken nicht verweigert werden, bei welchen 
Gifte als Nebenproducte erscheinen. Der Handel wird häufig nur 
den Apothekern und Gift- oder Arznei- Waarenhändlern gestattet. 

C. Massregeln gegen Quacksalberei und Geheim- 
mittel. Da der Verkauf und Handel mit Arzneimittel auch bei 
dem Prinzipe der Gewerbefreiheit an besondre administrative Ge- 
nehmigung geknüpft sein soll (§ 19), so unterliegt ein absolutes 
Verbot des Verkaufs ausser dieser Ordnung gar keinem Bedenken. 
Bezüglich der nicht als Arzneimittel bezeichneten cosmetischen etc. 
Geheimmittel ist aber gleichfalls eine polizeiliche Controle gerecht- 
fertigt, welche die Aufgabe hat sich von der Unschädlichkeit der 
Mittel zu überzeugen. Eine Verbreitung ohne vorhergegangene Con- 
trole muss mit Strafe bedroht sein ; dagegen erscheint es zu strenge, 
auch den Redakteur, Verleger oder Drucker bezüglicher Ankündi- 
gungen zu bestrafen. 

III. Schutz gegen Körperyerletznngen nnd Besehä- 

dignngen. 

A. Durch Massregeln in Bezug auf das Bauwesen. Hierin 
beruht die zweite Hauptaufgabe der sog. Baupolizei (siehe II, 2). 
Die Verwaltung muss insbesondere auf Sicherheit (gegen Feuers- 
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gefahr, Einstürz etc.) bei Anlegung Von Gebäuden und bei der 
Bauföhrung (Aufstellung von Warnungszeichen, Aufsicht etc.) Sorge 
tragen; sie muss alle Gefahren der Communicationswege entfernen 
durch Verbot des Aufstellens oder Abiadens verkehrsstörender Ge- 
genstände, Gebot des Anbringens von Geländern und sonstigen 
Sicherheitsvorrichtungen bei Brücken und geßlhrlichen Orten, Ver- 
bot zu schnellen Fahrens, Reitens etc. — Eigner Anstalten der 
Verwaltung (zunächst der Ortsverwaltung) bedarf es zur Herstel- 
lung ausreichender Strassenbeleuchtung , aus gleichen Gründen wie 
bei der Kanalisation, bei Spaziergängen etc. 

B. Auch in Bezug auf den Gewerbsbetrieb sind umfas- 
sende Massregeln zum Schutz gegen Körperverletzungen und Be- 
schädigungen geboten. Abgesehen von Vorsichtsbestimmungen in Be- 
zug auf Einrichtung, Fabrikations weise und Maschinenbenützung 
(siehe oben), handelt es sich hier hauptsächlich um strenge Gesetze 
in Bezug auf die Haftpflicht bei Beschädigungen oder Todesfallen, 
welche bei dem Betriebe der Gewerbe, besonders auch der Trans- 
portgewerbe (Eisenbahnen, Schiffahrt etc.) entstehen. Obwohl der 
Hauptinhalt solcher Gesetze dem bürgerlichen und Strafrechte an- 
gehört, so muss doch die Verwaltung gleichfalls zur Feststellung 
richtiger Grundsätze beitragen. 

Eine günstige Wirkung solcher Gesetze in Bezug auf die Ver- 
hütung von Körperverletzungen und Todesfällen wird immer ab- 
hängig sein von der Höhe des Interesses, das die Unternehmer und 
Eigenthümer solcher Gewerbe an der Verhütung haben. Dies wird 
am stärksten geweckt werden können durch eine ausgedehnte Haft- 
pflicht derselben fiir alle nicht zufälligen und nicht von den Be- 
troffnen selbst verschuldeten Unfälle; die Haftpflicht besteht nicht 
nur den lebenden Beschädigten, sondern auch den Hinterbliebenen 
gegenüber, sofern, der Getödtete zu deren Erhaltung und Versor- 
gung (Alimentation) verpflichtet war; sie erstreckt sich auf die 
Folgen aller den Arbeitern oder Beamten (Officianten) anvertrauten 
Geschäfte, sowie auf die Verletzungen durch die im Besitze des 
Unternehmers befindlichen Sachen; und zwar sowohl gegen das Ar- 
beitspersonal selbst als auch gegen Dritte. Sie besteht fiir alle 
Arten des Verschuldens und ist nicht auf Ersatz des positiven 
Schadens zu beschränken, sondern auch auf Entschädigung für ent- 
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gangenen Vortheil auszudehnen. Damit ein solches Gesetz wirksam 
sein könne, ist aber auch eine Reform des Schädenprocesses noth- 
wendig, welche die sichere Feststellung der nothwendigen Punkte 
ermöglicht. Auch müssen diese Grundsätze fiir alle Arten der ün- 
fallsbeschädigung gelten, nicht etwa bloss für Eisenbahnen, Berg- 
werke etc. Aehnliche Grundsätze müssen bezüglich der Vermögens- 
beschädigung massgebend sein (siehe III. Abschnitt). 

Es sind ferner noch andre Schutzmassregeln der Verwaltung 
far den Gewerbebetrieb nothwendig, so z. B. der Schutz der Ge- 
werbsanlagen (insbesondere der Bahnkörper), Sanitätsvorkehrungen 
im Interesse der Anwohnen von Gewerbsanlagen u. ähnl. 

C. Gefahren der Bade- und Eisplätze. Hiegegen hat 
die Verwaltung durch Ausstecken besonders geeigneter Orte und 
Verbot der Benützung besonders als gefährlich bezeichneter anzu- 
kämpfen. 

D. Gefährdung durch Thiere. Nicht bloss zum Schutz 
gegen Körperverletzungen, sondern oft auch gegen die aus solchen 
entstehende Krankheiten (z. B. Wuthkrankheit) ist die Verwaltung 
thätig zu sein verpflichtet. Theils sind allgemeine Gebote und 
Verbote zu erlassen (periodische Visitation der Hunde, Mitnehmen 
derselben an bestimmte Orte wie Kirchen, Wirthshäuser, Pferde- 
rennen); theils müssen aus bestimmten Anlässen besondre Vor- 
kehrungen getroffen werden ; so besonders bei ausgebrochenen Krank- 
heiten unter den Thieren, welche dem Menschen besonders gefähr- 
lich werden können : Consignirung, Tödtung etc. Zur Verminderung 
der Gefahr der Wuthkrankheit bei Hunden erweist sich eine hohe 
Steuer auf Luxushunde als das Zweckmässigste. Das Halten wilder 
Thiere muss von besondrer polizeilicher Bewilligung abhängig ge- 
macht sein. 

§ 17. Oeffentliche Krankenpflege (Medicinalwesen). 
I. Sorge für vollständiges Heilpersonal. 

Heilung und Pflege von Kranken ist zwar ein besonderer Le- 
bensberuf und Erwerb, und daher auch zunächst in der Sphäre 
der Privatthätigkeit und der freien Mitbewerbung wie bei jeder an- 
dern Erwerbsart gelegen. 
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Da aber die individuellen Krankheitszustände eine Gefahr für 
die öffentliche Gesundheit in sich tragen und der Staat auch zur 
Unterstützung des Einzelnen da verpflichtet ist, wo die Bedingungen 
der Selbsthilfe ausser ihm selbst liegen, so muss die Verwaltung Sorge 
tragen, dass sowohl die Möglichkeit der Heilung stets vorhanden 
als auch eine gewisse Sicherheit für den Kranken gegeben sei, 
dass er von dem berufsmässigen Heilpersonal auch wirklich Heilung 
erwarten könne. Die Aufgaben der Staatsverwaltung sind ver- 
schieden je nach den Kategorien des öffentlichen Heilpersonals, 
welches sich in Aerzte, Apotheker, Hebammen und Heildiener 
scheiden lässt. 

1. Aerzte. 

A. Die Möglichkeit jederzeit Heilung von den Krankheiten 
erlangen zu können, stellt die Verwaltung zunächst her: 

a. Durch Errichtung und Verwaltung von ärztlichen Bildungs- 
anstalten (Universitäten), (siehe Cap. V). 

b. Durch Verpflichtung einer jeden Gemeinde (oder mehrerer 
Gemeinden zusammen) einen Gemeindearzt anzustellen, soferne sich 
kein Arzt daselbst befindet; derselbe kann zugleich öffentlicher 
Gesundheitsbeamter sein (siehe § 15). 

c. Durch besondere Sorge fiir Arme (Armenärzte). 

B. Sicherheit, dass diejenigen, welche sich berufsmässig mit 
der Heilung von Kranken beschäftigen, auch ihrer Aufgabe ge- 
wachsen sind, gewährt die Verwaltung den Kranken: 

a. Durch Einrichtung von medizinischen Prüfungen, deren Be- 
stehen die Bedingung für die Approbation als Arzt ist, oder au 
sich schon der Approbation gleich kommt. Nur approbirten Aerzten 
kommt das Recht öffentlicher Glaubwürdigkeit und die Pflicht der 
Verschwiegenheit, Anzeigepflicht bei Epidemien etc. zu. 

b. Durch die Ertheilung ausschliesslicher Befiigniss zur Füh- 
rung bestimmter Titel (Arzt, Zahnarzt oder gleichbedeutender) an 
die vorschriftsmässig Geprüften, wodurch das Publikum die Mög- 
lichkeit erhält zwischen Geprüften und Ungeprüften zu unterscheiden. 

Damit ist den Bedürfbissen der öffentlichen Krankenpflege in 
Bezug auf das ärztliche Personal Genüge geleistet. 
Ungerechtfertigt und darum unzulässig ist: 
A. Das Verbot der sog. Kurpfuscherei, d. h. der 
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Ausäbüog der Heilkonst ohne Approbation. Dasselbe ist unrecht, 
weil es die Freiheit der Person in der "Wahl des Heilpersonals un- 
nöthigerweise beschränkt und dem Publikum Vertrauen zu einer 
bestimmten Klasse von Personen anbefiehlt; unnütz ist es, weil es 
factisch fortwährend umgangen werden kann. Selbst das zulässigste 
Strafmaximum einer auf gerechten Grundsätzen aufgebauten Gesetz-^ 
gebung ist kein Abschreckungstnittel. Für den Schutz der Bevöl- 
kerung genügt die durch obige Massregeln (B) ermöglichte Unter- 
scheidung zwischen geprüftem und ungeprüftem Heilpersonal. Ein 
Privilegium für die Aerzte aber kann und darf dadurch nicht ge- 
schaffen werden. Daraus folgt auch die Unzulässigkeit einer Un- 
terscheidung von höheren und niederen Aerzten (Chirurgen etc.) 
sowohl bezüglich der Ausbildung als der Berechtigung. 

B. Zwang der Aerzte zur Hilfeleistung in drin- 
genden Fällen ohne genügenden Verhinderungsgrund. Theils 
ist auch eine solche Bestimmung undurchführbar wegen der Un- 
möglichkeit die Triftigkeit des Verhinderungsgrundes und die Dring- 
lichkeit des Falles zu prüfen; theils ist sie für den Arzt schwer 
belastend ja sogar entwürdigend ; endlich ist sie auch fär das Pub- 
likum nicht forderlich, weil gerade der ärztliche Beruf dadurch 
erschwert, also seltner ergriffen wird; als Aequivalent für das 
Privilegium der Praxis kann sie nicht gelten, weil dasselbe ja gleich- 
falls fallen soll und ohnehin keinen Werth hatte. Für das öffentliche 
Wohl sind aber keine Gefahren von dem Wegfall dieses Zwangs 
zu befurchten, weil der Arzt durch sein eignes Erwerbsinteresse, 
zumal bei freier Konkurrenz, zur Hilfeleistung angetrieben wird; 
gegen schuldige Aerzte kann immer durch das Strafgesetzbuch vor- 
gegangen werden. (Fahrlässige Tödtung oder Gesundheitsbeschä- 
digung). 

C. Obrigkeitliche Taxen für die Aerzte. Diese kön- 
nen nur für Streitfalle als normgebend, aber nicht obligatorisch 
festgesetzt werden. Die wissenschaftliche Leistung des Arztes er- 
fordert freie Vereinbarung. 

D.Die administrativeEntziehung der gegebnenAp- 
probation aus andern Gründen als auf den Grund unrichtiger 
Nachweisungen ihrer Voraussetzungen hin. In allen übrigen Fällen 
mus der Richter entscheiden. 
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£. Jede Beschränkung voller Freizügigkeit der 
Aerzte, soferne sie nicht öffentliche Stellen bekleiden. 

2. Apotheker. 

Die Apotheker dürfen von der Staatsverwaltung nicht als reine 
Gewerbtreibende, sondern müssen auch als berufsmässige Medizinal- 
personen angesehen und ihnen daher theilweise ein öffentlicher Cha- 
rakter beigelegt werden.. 

Daher ist das Prinzip der Gewerbefreiheit auf dieselben nicht 
anzuwenden, sondern sie unterliegen einer mehrfachen Beschränkung 
im Interesse der öffentlichen Krankenpflege. 

A. Sie bedürfen, ähnlich wie die Aerzte, einer besondern, auf 
Grund einer Prüfungsnachweises zu ertheilenden Approbation. 

B. Dadurch erlangen sie ein Recht auf Gründung und Betrieb 
einer Apotheke, sowie das Recht ausschliesslich Arzneien zu be- 
reiten. (Die Selbstdispensirung der Aerzte [eigene Zubereitung der 
Arzneien] kann nur ausnahmsweise gestattet sein). 

Das Recht mit Arzneiwaaren zu handeln theilen sie mit be- 
sonders concessionirten Arzneiwaarenhändlern. 

C. Sie übernehmen die Pflicht, die sämmtlichen% durch die 
staatliche Pharmakopoe bezeichneten Heilmittel stets vorschriftmä^sig 
bereit zu halten und gegen die festgesetzte Taxe abzugeben. Auf 
diese Taxen haben sie daher ein Recht mit besonderm Vorzuge 
beim Concurse. 

D. Sie geniesen für ihren Wirkungskreis gleichfalls öffentliche 
Glaubwürdigkeit und haften für jedes Verschulden. 

Die Verwaltung muss sich ein üeberwachungsrecht über den 
Betrieb und die Einrichtung der Apotheken vorbehalten und im 
Bedürfnissfalle die Errichtung solcher veranlassen. 

3. Hebammen. 

Die Berechtigung dieser Klasse des Heilpersonals beruht gleich- 
falls auf öffentlich anerkannter Ausbildung (Prüfung und Appro- 
bation); ferner (der Eigenthünilichkeit des Berufs entsprechend) auf 
Nachweis eines bestimmten Alters, der eignen Gesundheit, ünbe- 
scholtenheit. 

Die Verpflichtungen bestehen in Unterordnung unter die Ge- 
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meindeärzte, Verschwiegenheit; beständige Ortsanwesenheit ohne 
genügende Entschuldigung kann nur bezüglich der von der Ver- 
waltung im Bedürfnissfalle selbst bestellten Hebammen gefordert 
werden. Jedenfalls aber haften diese Personen für jedes Ver- 
schulden. 

4. Heildiener. 

Sie unterscheiden sich in Personen, welche Geschäfte der nie- 
dern Chirurgie vornehmen (Aderlassen, Schröpfen, Blutegel, Plaster- 
setzen etc.) und solche, welche nur mit der Krankenwart und Pflege 
sich beschäftigen. 

Die Staatsverwaltung kann beide Arten für freie Erwerbsarten 
erklären, aber doch im Interesse der öffentlichen Krankenpflege be- 
züglich der erstem Oberaufsicht der Gemeindeärzte, bezüglich der 
letztem die Führung von Dienstbüchern, (Zeugnissen über ihre Qua- 
lification) vorschreiben. 

n. Sorge fär Ueilanstalten. 

1. Allgemeine Krankenanstalten. 
(Krankenhäuser, Hospitäler). 

Die Staatsverwaltung ist zur Herstellung . solcher Anstalten 
im Allgemeinen verpflichtet, weil sie in vielen Fällen nur in sol- 
chen Anstalten der Weiterverbreitung von Krankheiten wirksam 
vorbeugen kann und weil dieselben für fast alle unbemittelten al- 
lein stehenden Personen die nothwendige Voraussetzung genügender 
Krankenpflege und erfolgreicher Heilung bilden. 

Der Charakter dieser vom Staate eingerichteten Anstalten 
kann verschieden sein je nach dein Zwecke, welcher neben dem 
Heilungszwecke noch verfolgt wird: 

A. Allgemeine Krankenhäuser, deren Benützung Jedem 
gegen die festgesetzten Gebühren freisteht. Es können daselbst 
verschiedene Klassen bestimmt, auch besondre unentgeltliche Ab- 
theilungen eingerichtet sein. 

B. Besondere Armenhospitäler, bei welchen die be- 
züglich der Armenpflege überhaupt bestehenden Normen über" die 
Aufnahme und Verpflegung massgebend sind (siehe IV. Capitel). 

C. Medizinische Hospitäler, welche neben der Kranken- 
pflege vorzugsweise ünterrichtszwecke verfolgen (Kliniken). 
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Die Organe dieser Anstalten sind reine Verwaltungsorgane; 
die Leistung muss Fachmännern anvertraut, die wirthschaftliche 
Verwaltung der medizinischen untergeordnet sein. 

Wird diese Verwaltungsaufgabe ausreichend durch Privatthä- 
tigkeit erfüllt (Stiflungs-, Vereinshospitäler), so kann die Staatsver- 
waltung sich darauf beschränken, dieselben zu unterstützen oder 
auch bloss ein allgemeines Oberaufsichtsrecht auszuüben, welches 
in Genehmigung der Anstalt, Verpflichtung derselben, fachmännische 
Leitung einzurichten und öffentliche Rechenschaft abzulegen bestehen 
muss. 

2. Besondere Krankenanstalten. 

A. Irrenanstalten sind gefordert theils wegen der eigen- 
thümlichen Heilmethode, welche für Geisteskranke noth wendig ist, 
theils wegen der Gemeingefährlichkeit vieler Arten des Irrsinns. 
Besonders aus letzterem Grunde kann die Benützung solcher An- 
stalten sogar obligatorisch vorgeschrieben sein, oder durch richter- 
liches ürtheil ausgesprochen werden; eine unentgeltliche Aufnahme 
ist trotzdem nur in Fällen nothwendig, wo die Kosten weder aus 
dem eigenen Vermögen des Kranken noch durch alimentations- 
pflichtige Angehörige desselben gedeckt werden können. 

Sie bedürfen auch eine dem Standpunkte der Wissenschaft 
entsprechende besondere Einrichtung. 

B. Gebärhäüser. Bei ihnen wird neben der den Gebären- 
den zu gewährenden Pflege auch noch der Zweck verfolgt, für das 
Leben der Neugeborenen zu sorgen; ebenso soll dadurch besonders 
Unverheiratheten Gelegenheit geboten werden, unentgeltlich oder 
gegen geringe Entschädigung, ohne Kundwerden der Geburt zu 
gebären, wodurch Kindsmorde oder künstliche Fehlgeburten (Ab- 
treibung) verhütet werden sollen. Diesen Zwecken entsprechend müssen 
daher solche Anstalten eingerichtet sein und unter ärztlicher Lei- 
tung verwaltet werden. 

C. Weitere derartige Anstalten sind orthopädische Anstalten, 
Siechen-, Cretinenhäuser, Blinden- und Taubstummeninstitute und 
dergleichen. 

Bezüglich der Errichtung solcher Anstalten durch die Verwal- 
tung oder durch Private gelten dieselben Grundsätze wie für all- 
gemeine Krankenanstalten. 
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3. BeconvalescenteiiaQ stalten. 

• Hieher gehören eigene Anstalten zur Aufnähme und Pflege 
von halb oder kaum Genesenen, Heilbäder und Badeanstalten. 

Eine directe Thätigkeit der Staatsverwaltung zur Errichtung 
und Verwaltung solcher Anstalten wird in den seltensten Fällen 
geboten sein; wohl aber muss sich dieselbe auch hier ein umfassendes 
Oberaufsichtsrecht wahren; besondere Genehmigung jeder einzelnen 
Anstalt, Verpflichtung zu fachmännischer Leitung, jährliche öffent- 
liche Verwaltungsberichte wenigstens über den medizinischen Theil 
und Strafbestimmungen (Goncessionsentziehung) bei fortdauernden 
Zuwiderhandlungen gegen die Anforderungen der öffentlichen Ge- 
sundheitsverwaltung sind die einzelnen Momente dieses Hechts, 
welches ebensosehr im Interesse der öffientlichen Gesundheitspflege, 
als zum Schutze der Heconvalescenten gegen Ausbeutung geboten 
erscheint. 

ni. Capitel. Pflegschaftswesen. 

S 18. Vörraundschaftsverwaltung.* 

Das thatsächliche Bestehen von persönlichen Lebensverhält- 
nissen, welche dem Einzelnen die volle Entfaltung der freien Selbst- 
bestimmung desshalb dauernd unmöglich machen, weil die Bedingungen 
derselben ausser ihm selbst liegen, fordert die Thätigkeit der Staats- 
verwaltung; die allgemeine Fürsorge derselben für das persönliche 
Leben (S 12) wird hier zu der besondern Aufgabe, zur Beseitigung 
dieser persönlichen Unvollkommenheit und zur Verhütung etwaiger 
daraus entstehender Folgen sowohl für den Betroffenen als für die 
Gesammtheit geeignete Vorkehrungen zu treffen , soweit diess eben 
dem Einzelnen nach seinen Lebensverhältnissen nicht möglich ist. 

Die Verwaltung wird diese doppelte Aufgabe am besten da- 
durch erreichen, dass sie für eine Ergänzung einer solchen un- 
vollkommenen Persönlichkeit durch Aufstellung einer andern Person 
sorgt (Vormund), welche mit ihrem Willen die mangelhafte Willens- 



* Vgl. besonders L. Stein, Das Vonnundschaftswesen , in der dsterr. 
Yierteljahrschrift für Bechts- und Staatswissenschaft yon F. Haimerl 1865. 
Bd. XVI. Heft 2. 

IiuiiiA-SteniegVi Verwaltimgslehre. 5 



66 

fähigkeit der anvertrauten Person (Pflegebefohlnen) da vervollstän- 
digt, wo diess zur Wahrung der persönlichen und Gesammtiir- 
teressen nothwendig erscheint. 

Der Inhalt der Vormundschaft ist also Sorge für das ganze 
persönliche Leben mit den beiden Hauptmomenten der physischen 
und geistigen Pflege einerseits, und der Sorge för die wirthsdiaft- 
liche, sociale und politische £xistenz des Pfleglings anderseits. 
(Nicht bloss wirthschaftliche — Vermögens- Vormundschaft). In die- 
sem ganzen umfange ist daher die Vormundschaft Verwaltungs- 
aufgabe; das Organ ist zunächst der Vormund, welcher als solcher 
eine öff'entliche Aufgabe (munus publicum) versieht. 

Die Grundformen der Vormundschaftsverwaltung bilden 
sich nach den Arten persönlicher Unvollkommenheit und Pflege- 
bedürftigkeit; sie kann sein: 

1. Altersvormundschaft, wo die Selbständigkeit, der 
Person erst im Werden begriffen ist; die Gränze Ist hier die Voll- 
jährigkeit; 

2. Vormundschaft wegen zufälliger dauernder 
Lebensverhältnisse; sie kann für Abwesende, Wahnsinnige, 
Verschwender bestehen; hier kann sie je nach der Ursache länger 
oder kürzer dauernd, von weiterm oder engern (blos wirthschaft- 
lichem) Inhalte sein. 

3. Geschlechtsvormundschaft über die Frauen welche 
jedoch nur nach veralteter Anschauung gerechtfertigt war, dagegen 
mit der rechtlichen und socialen Stellung der Frau auf gegenwär- 
tiger Culturstufe in Widerspruch steht. 

Als gemeinschaftliche Grundsätze der Verwaltungs- 
thätigkeit für alle Arten der Vormundschaft gelten folgende: 

1. Damit die Thätigkeit der Verwaltung überhaupt eintreten 
kann, müssen die dieselbe fordernden Verhältnisse constatirt 
sein; diess geschieht 

a) bei Altersvormundschaft entweder sofort bei Beginn der 
Pflegebedürftigkeit (Wegfall des Vaters, Geburt des Post- 
humus etc. etc.) zugleich mit der Todesfallsaufnahme, oder 
im Falle des Bekanntwerdens derselben; 

b) bei zufälligen Lebensverhältnissen entweder durch Richter- 
spruch (bei Verschwendern, Wahnsinnigen) oder auf Be- 
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gehren der Interessenten nach vorhergegangener Prüfung der 
Verhältnisse (bei Abwesenden, anch bei Wahnsinnigen). 

2. Wo die thatsächlichen Voraussetzungen vorhanden und 
constatirt sind, muss eine Vormundschaft bestellt wer- 
den. Diess geschieht 

a) von den Angehörigen der pflegebedürftigen Person (als welche 
Angehörige die alimentationspflichtigen Personen gelten), ent- 
weder freiwillig unter Anzeige bei der Behörde, oder auf 
eine Aufforderung von derselben hin; 

b) durch die Behörde selbst, wo entweder keine Angehörigen 
vorhanden sind, oder dieselben keinen Vormund bestellen 
wollen. 

3. Die Staatsverwaltung übt ein Oberaufsichtsrecht 
über alle Vormünder, weil diese eine prinzipielle Staatsverwal- 
tungsaufgabe besorgen und daher einen öfi'entlichen Charakter 
haben. 

4. Die Auflösung des Vormundschaftsverhältnis- 
ses (sowohl bei Wechsel der Vormünder, als bei Entlassung aus 
der Vormundschaft) muss durch die Behörde geschehen und dabei 
sowohl der Vormünder als die Obervormundschaftsbehörde ent- 
lastet werden. 

§ 19. Verlassenschaflsverwaltuirg. 

Durch den Wegfall des Subjects in Folge des Todes dürfen 
die bürgerlichen Rechte und Pflichten desselben nicht erlöschen (mit 
Ausnahme höchst persönlicher Rechte und Pflichten wie Mandat, 
Societät, gewisse Klagen etc.). Dies liegt ebensosehr im Interesse 
jeder handelnden Person selbst und ihrer Rechtsnachfolger, als im 
Interesse des Verkehrs und eines gesicherten Rechtszustandes. 

Die letzteren wahrzunehmen und zu ihrer Sicherung thäüg zu 
werden ist nun schon prinzipiell und unter allen Unjständen eine 
Aufgabe der Staatsverwaltung; aber auch der Einzelne kann die 
Bedingungen nicht immer selbst herstellen, unter welchen seine 
Handlungen durch seinen Tod bezüglich der beabsichtigten Wir- 
kungen und rechtlichen Gonsequenzen unbeeinflusst bleiben; nur 
die eventuelle Mitwirkung der öffentlichen Gewalt beim üebergange 

seines gesammten Rücklasses in die Hände der Rechtsnachfolger 

5* 
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kann ihm hierüber genügende Sicherheit verschaffen, in allen Fällen 
wo dieser Uebergang, beziehungsweise die Rechtsnachfolger selbst 
ungewiss oder pflegebedürftig sind. — Endlich ist es auch den 
Rechtsnachfolgern nicht immer möglich ihre Ansprüche auf den 
Nachlass rechtzeitig und wirksam geltend zu machen, oder sofort 
an die Stelle des weggefallenen Rechtssubjekts zu treten ; auch sie 
können oft nur durch die Sorge des Staates in ihren Rechten und 
Interessen geschützt werden. 

Diese dreifache Sicherung des öffentlichen Interesses, desi Be- 
standes der Verlassenschaft und des Rechtes der Nachfolger bildet 
den Inhalt der Verwaltungsaufgaben in Bezug auf das Verlassen- 
schaftswesen. 

Die H'auptmomente dieser Thätigkeit der Staatsverwaltung 
sind: 

1. Die Todesfallserklärung. 

Die objective Gewissheit des Todes erscheint als die erste 
Voraussetzung der Vormundschafts- Verwaltung; ihre Thätigkeit ist 
also auch hierauf als auf ihr erstes Ziel gerichtet. Diese Gfewissheit 
wird hergestellt: 

a) Durch Constatirung eines jeden Todesfalls, 
welche zugleich Aufgabe der Bevölkerungsordnung (§ 14) und der 
öffentlichen Gesundheitspflege ist; auch soll damit zugleich die Con- 
statirung der Pflegebedürftigkeit im Interesse der Vormundschafts- 
verfolgung erfolgen. 

b) amtliche Todeserklärung (Verschollenheitserklärung), 
wodurch eine objektive Gewissheit des Todes fingirt wird. Sie 
besteht in der Aufhebung der Rechts Wirkungen des Lebens einer 
Person, über deren Existenz seit so langer Zeit keine Kunde mehr 
vorhanden ist, dass die Vermuthung des Todes dadurch gerecht- 
fertigt ist. 

2. Verwaltung der Verlassenschaft. 

Diese besteht in einer Uebernahme des Rücklasses einer ver- 
storbenen Person durch die Verwaltung und Vermittlung des üeber- 
gangs desselben an die Berechtigten. Dieselbe muss subsidiär sein 
und darf nur eintreten : 
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a) bei unbekannten, angewissen oder abwesenden Rechtsnach- 
folgern ; 

b) bei pflegebedürftigen, aber noch onbevormundeten Personen 
als Rechtsnachfolgern; 

c) wenn der Verstorbene öffentlicher Depositar war, bezüglich 
der aus diesem Verhältnisse stammenden Gegenstände des 
Rücklasses ; 

d) auf Verlangen eines Erben oder Rechtsnachfolgers, wenn er 
sein Interesse daran bescheinigt (nicht auch auf Verlangen 
des Rücklassgläubigers). 

Das Verfahren ist in einfachen Fällen Versiegelung, Fest- 
stellung der Berechtigten, Entsiegelung upd Einantwortung; bei 
schwieriger Auseinandersetzung Inventarisirung, wirthschaftliche Ver- 
waltung nach den Grundsätzen der Vormundschaft (Verlassenschafts- 
curator) ; rechtliche Verwaltung zur Sicherung der Ansprüche aller 
Berechtigten auf das ihnen zukommende Vermögen (Legitimations- 
verfahren, Fristenbestimmung etc.) 

Bei streitig gewordener Verlassenschaft hat die Verwaltungs- 
behörde selbstverständlich mit der Auseinandersetung bis zu erfolg- 
tem endgültigem Richterspruch zu warten. 

3. Verlassenschaftseinweisung und Verlassenschafts- 

Theilung. 
Sie besteht in Auslieferung der Verlassenschaft an die als be- 
rechtigt Erklärten, wenn die Verwaltung den Besitz hat übernehmen 
müssen. Dabei besteht aber nicht die Aufgabe, den Berechtigten 
nur den reinen Nachlass auszuantworten ; Berechtigungen Dritter 
sind an die Erben zu# verweisen. '^ 

IV. Capitel. Armenwesen.** 

§ 20. Pflicht der Unterstützung. 

Armuth ist der Zustand, in welchem der Einzelne sich die 



* Das Institut der Yerlassenschaftsabhandlung in Oester- 
reich hat eine besondere Literatur in den Arbeiten Ton Unger (der es ganz 
Terwirft) nnd Helm im X. Bande der Osterr. Yierteljahrsschrift für Rechts- nnd 
Staatswissenschaft, nnd Harrassowsky, sftmmtlich aus dein Jahre 1862. 

^* Literatur: J. J. Vogt, Das Armenwesen 1853. 2 Bde. F. Bitzer, 
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nothwendigen Bedingungen seiner physischen Existenz nicht selbst 
zu verschaffen vermag, weil er keine wirthschaftliche Leistungs- 
fähigkeit (keine verwerthbare Arbeitskraft, kein Kapital) besitzt. 

Die Armuth macht daher die Ergänzung und Unterstützung 
des persönlichen Lebens durch Andere nothwendig, weil hier die 
Freiheit der Selbstbestimmung aus äusseren vom Individuum nicht 
zu beseitigenden Gründen beschränkt oder aufgehoben ist. Die 
Bedeutung des persönlichen Lebens für den Staat (S 12) macht 
diese Sorge für Beseitigung der persönlichen ünvoUkommenheit 
prinzipiell zu einer Aufgabe der Staatsverwaltung. 

Die öffentliche Armenpflege ist nur eine Bethätigung ihrer 
Prinzipien, besonders des Moralprinzips; die Armuth als gesell- 
schaftliche Erscheinung ist eine Folge des gesellschaftlichen Zu- 
standes, för welchen der Staat verantwortlich gemacht wird. In 
der Armuth selbst liegt die innere Begründung dieser Verwaltungs- 
Aufgabe. 

Aber auch aus vielen äussern Gründen ist dieselbe ge- 
fordert. In der Armuth liegen grosse Gefahren fiir einen geord- 
neten Rechtszustand, besonders für die Sicherheit von Person und 
Eigenthum, für die Sittlichkeit und Bildung; die Mittel zur Besei- 
tigung der Armuth liegen oft ausschliesslich in der Hand des 
Staates (z. B. Zwang, Strafen). 

Dagegen kommt nicht in Betracht, dass die staatliche Armen- 
pflege oft ihren Zweck verfehle oder nur unvollständig erreiche, 
weil diess durch Verbesserung der Mittel verhütet werden kann; 
ebensowenig, dass die Unterstützung Hilfsbedürftiger Sache der indi- 
viduellen sittlichen Pflicht sei , weil die Ausübung privater Armen- 
pflege durch die staatliche nicht beeinträchtigt, im Gegentheile als 
Unterstützung der letztern betrachtet und begünstigt werden soll; 
endlich auch nicht der Einwand, dass die Armuth nur durch 
locale Pflege zu beben also nur die Gemeinde dafür befähigt sei, 
der Staat aber höchstens ergänzend eintreten dürfe. Immerhin 
können die Gemeinden die zunächst berufenen Organe der Ver- 



Das Recht der Armenanterstütznng. 1863. Flottwell, Armenrecht nnd Ar- 
menpolizei. 1866. Emminghans, Das Armenwesen nnd die Armengesetz- 
gehung. 1870. 
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waltung sein, ohne dadurch die prinzipielle Aufgabe des Staates 
zu verändern oder aufzuheben. 

Der Umfang der staatlichen Unterstützungspflicht ergibt 
sich aus dem BegnflPe der Armuth. Sie besteht demnach nicht: 

1. wo eine Selbsterhaltung des Individuums möglich ist (also 
besonders nicht gegenüber arbeitsfähigen Personen bei vorhandener 
Arbeitsgelegenheit). 

2. wo private Alimentation rechtlich und faktisch besteht. 
Wo die rechtlich begründeten Alimente faktisch nicht geleistet 
werden, ist die öffentliche Armenunterstützung nur provisorisch und 
vorschussweise zu gewähren. 

Dagegen ist kein Unterschied der Pflicht begründet in der 
Arbeitsfähigkeit oder Unfähigkeit des Armen, oder in dem Grade 
des eignen Verschuldens der Verarmten; die Verschiedenheit der 
Mittel und der Dauer der Unterstützung, welche dadurch hervor- 
gerufen, wird , berührt das Pflichtverhältniss nicht; auch fremde 
Staatsangehörigkeit (resp. fremde Heimath) schliesst die Verpflich- 
tung nicht vollständig aus. 

, Wenn mit der Armuth auch noch andere Hilfsbedürfligkeit zu- 
sammentrifit, wie Krankheit, organische Fehler etc. so können die 
Massregehi der öffentlichen Krankenpflege mit der Armenpflege 
concurriren. 

Die Unterstützungspflicht des Staates gehört dem öffent- 
lichen Rechte an, weil sie in dem Wesen und den Zwecken 
des Staates, nicht in seinen Vermögensrechten begründet ist; sie 
erzeugt also keinen privatrechtlich klagbaren Anspruch. Aber auch 
die Pflicht der Gemeinde in Folge des Heimatsrechts ist keine 
privatrechtliche Verpflichtung; denn auch hier liegt ein öffentlich* 
rechtliches Verhältniss vor; die Gemeinde ist hier ein Verwaltungs- 
organ; ihre Handlungen sind also Ausflüsse der Staatsgewalt, nicht 
eines privaten Rechtsverhältnisses mit dem Heimatberechtigten. 

Dagegen ist der im Heimatsrechte liegende Anspruch auf 
Armenunterstützung ein verfassungsmässiges Recht des Heimath- 
berechtigten; die Pflicht der Gemeinde also keine bloss moralische, 
sondern rechtliche, auf dem Wege der Beschwerde zu verfolgende; 
das Gleiche gilt von der Pflicht des Staates, welche entweder ein 
unmittelbares verfassungsmässiges Rtecht des Staatsbürgers, oder 
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WO die Gemeinden primär Organe der öffentlichen Armenpflege 
sind, ein unmittelbares Recht erzeugt. 

§ 21. Anspruch auf Unterstützung. 

Die Geltendmaxshung eines Anspruchs auf Armenunterstützung 
hängt von dem Vorhandensein rechtlicher und factischer Voraus- 
setzungen ab. 

I. Die rechtlichen Voraussetzungen sind verschieden für in- 
ländische und ausländische Arme. 

1. Für den Inländer kommt in Betracht: 

a) das Heimathrecht (Unterstützungswohnsitz) in einer 
Gemeinde, mit welchem prinzipiell der Anspruch auf Armenunter- 
stützung verbunden ist. Die Bestimmungen über Erwerb und Ver- 
lust des Heimathsrechtes enthalten daher zugleich die Grundsätze 
für den Anspruch auf Unterstützung (§ 14), 

b) wenn mit dem Heimathrechte ein allgemeiner Anspruch 
auf Unterstützung nicht verbunden ist, so kann ein solcher durch 
besondere Gesetze oder durch Verfassungsbestimmun- 
gen begründet sein. 

2. für den Ausländer ist ein Anspruch auf Unterstützung 
bedingt von dem Vorhandensein eines Vertrags zwischen seinem 
Heimaths- und seinem Aufenthaltsstaat über gegenseitige Armen- 
unterstützung; eine Verfolgung dieses Anspruchs im Verweigerungs- 
falle wird dem armen Ausländer aber nur durch Anrufen seines 
Heimathstaates möglich sein, welcher die Erfüllung des Vertrags 
seitens des andern Staates auf dem Wege der Beschwerde oder 
der Repression verlangen kann. 

Bei fehlender Vertragspflicht ist der arme Ausländer aus- 
schliesslich auf den guten Willen eines Staates und die Achtung 
des Sittengesetzes durch denselben angewiesen. 

In keinem Falle ist der Anspruch an den Staat auf dem 
Wege des Civilprozesses geltend zu machen, da er immer nur im 
öffentlichen Rechte begründet sein kann. 

Dagegen kann der Arme ein klagbares Privatrecht 
nicht nur gegen die privatrechtlich Alimentationspflichtigen, sondern 
auch gegen Stiftungen und Genossenschaften haben, wenn und so 
weit diese sich in dem Bereiche des Privatrechts halten, also weder 
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füT den öffentlichen Armenfond begründet sind, noch auch über- 
haupt der öffentlichen Verwaltung zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
zugewiesen oder unterstellt worden sind. Eine blosse Oberaufsicht 
des Staates über Armenstiftungen oder Genossenschaften begründet 
an sich noch keine Ausschliessung bestimmter Privatrechte einzel- 
ner Armen. 

n. Neben diesen rechtlichen Voraussetzungen müssen auch 
gewisse facti sehe bestehen, um einen Anspruch auf Unterstütz- 
ung zu begründen. 

Nur wer keine factische und genügende Alimentation geniesst, 
wer kein für seine nothwendigsten Lebensbedürfnisse genügendes 
Vermögen besitzt und bei vorhandener Arbeitskraft keine ausreichende 
Arbeitsgelegenheit zu finden vermag, gilt vom Standpunkt der 
öffentlichen Armenpflege als arm und daher als ansprachsberechtigt. 
Der Nachweis der wirklichen Armuth kann nicht wohl von dem 
Unterstützung Suchenden erwartet werden, sondern es muss die 
Verwaltung die thatsächlichen Verhältnisse festzustellen suchen. 

Irrig ist es dagegen , ein Recht auf Unterstützung durch die 
öffentliche Armenpflege erst bei unzureichender oder fehlender Privat- 
armenpflege eintreten zu lassen. Die Privatwohlthätigkeit besteht neben 
der öffentlichen Armenpflege; sie geht ihr aber, was die Verpflichtung 
anbelangt, nicht vor, sondern steht ausser aller Beziehung zu der- 
selben. Dagegen kann allerdings die Privatwohlthätigkeit beim ein- 
zelnen Armen eine der factischen Voraussetzungen des Unterstütz- 
ungsanspruchs beseitigt und dadurch die Pflicht der öffentlichen 
Armenpflege für den einzelnen Fall aufgehoben haben. 

in. Der Anspruch geht nur auf Ergänzung des Mangels, 
welcher eben die Selbsterhaltung des Lebens und die freie Selbst- 
bestimmung unmöglich macht; er bewegt sich innerhalb der Gren- 
zen der Verwaltungsaufgabe. Desshalb ist derselbe: 

1. ein höchst persönlicher, daher nicht übertragbarer Anspruch; 

2. geht er nicht auf Unterstützung in einer bestimmten Form 
(G^ld oder Naturalien), sondern der Arme muss sich mit der von 
der öffentlichen Armenpflege gewählten Form begnügen. 

3. Aus diesem Grunde liegt auch in dem Ansprüche eine 
freiwillige Unterwerfung unter die Bedingungen, an welche die öffent- 
liche Armenpflege im Interesse der Bekämpfung der Armuth die 
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Unterstützung zu knüpfen sich veranlasst sieht (besonders 
Arbeit). 

IV. Der Arme hat nicht blos einen Ansprach auf Vorschass, 
sondern auf eine definitive Unterstützung, weil mit dem Vorhan- 
densein der rechtlichen und factischen Voraussetzungen die Thätig- 
keit der Staatsverwaltung ohne Rücksicht auf die Zukunft des 
Armen schon gefordert ist. Aber auch Gründe der innem Politik 
sprechen dagegen, weil die Wirkung einer nur vorschussweise ge- 
währten Unterstützung auf die moralische Hebung des Armen und 
auf die Thätigkeit der Armenverwaltung selbst eine ungünstige sein 
würde. Eben darum ist es auch ungerechtfertigt, das Erbrecht 
der Verwandten eines Armen zu Gunsten der öffentlichen Armen- 
pflege einzuschränken oder gar dieser ein gesetzliches Erbrecht oder 
noch weiter gehende Berechtigungen an allem vom Armen künftig 
zu erwerbenden Vermögen einzuräumen. 

Dagegen wird allerdings die begehrte Armenunterstützung bei 
einer Gemeinde, in welcher der Arme erst Heimath erwerben will, 
diesen Heimathserwerb aufhalten oder wenigstens in den Willen 
der betreffenden Gemeinde stellen müssen. 

S 22. Organisation der Armenpflege. 

Da die öffentliche Armenpflege prinzipiell zu den Aufgaben 
der Staatsverwaltung gehört, so müssen auch ihre Organe die zur 
Erfüllung dieser Aufgaben nothwendigen Thätigkeiten vollziehen. 

Die eigenthümliche Natur des Armenwesens und die besonr 
dern Rechtsverhältnisse, welche sich für dasselbe entwickelt haben, 
bringen es aber mit sich, dass der Behördenorganismus nicht in 
gleicher Weise wie der Selbstverwaltungsorganismus für die Er- 
füllung dieser Aufgabe befähigt und ausreichend erscheint, sondern 
dass dem letzteren ein entschiedener Vorzug zukommt. 

Entscheidend hiefür ist 

1. das Heimathrecht, welches das Recht auf Armenunterstü- 
tzung von der Heimathgemeinde in der Regel als ein Hauptmoment 
in sich schliesst (S 14) Diese Rechtsentwicklung macht primär 
die Gemeinde, subsidiär die Provinz (das Land) zum naturgemässen 
Organe der öffentlichen Armenpflege. Denn wo die Unterstützung 
begehrt werden kann, da soll sie auch gewährt werden können; 
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würde die Annenunterstützung vom Behördenorganismus zunächst 
verwaltet, so müssten weitläufige Verhandlungen gepflogen, zahl- 
reiche kostspielige Einrichtungen getroffen werden, welche nicht 
blos entbehrlich sind, sondern auch sehr häufig ihren eigentlichen 
Zweck besonders bei momentan nothwendiger Hilfeleistung verfeh- 
len, unter allen Umstanden aber gegen die Forderung der Zweck- 
mässigkeit Verstössen würden. 

2. Die Gemeinde hat aber auch das grösste Interesse 
an der Beseitigung und wirksamen Bekämpfung der Armuth, nicht 
blos weil sie dadurch eine wesentliche Erleichterung in Erfüllung 
ihrer übrigen Yerwaltungsaufgaben erfahrt, sondern insbesondere 
weil die nachtheiligen Folgen der Armuth von der Gemeinde in 
viel stärkerem Masse empfunden werden, als von dem ganzen 
Staat, das Interesse der Gesammtheit überhaupt nicht so tief be- 
rührt wird als das einzelner Kreise (Gemeinden, Provinzen). 

3. Bei der Gemeindeverwaltung ist für die Aufgaben der 
öffentlichen Armenpflege auch ein viel grösseres Yerständniss der 
nothwendigen Massregeln, insbesondere wegen der grösseren Per- 
sonal- und Ortskenntniss auch eine zweckmässigere und verdientere 
Yertheilung der Unterstützungen zu erwarten, 

4. Weitere Vorzüge der gemeindlichen (provinziellen) Armen- 
pflege vor derjenigen durch den Behördenorganismus sind femer 
darin zu sehen, dass eine wohlfeile Verwaltung (unentgeltliche per- 
sönliche Thätigkeit, Sparsamkeit etc.) eher von jener durchgeführt 
werden kann; dass bei der in den Händen des Behördenorganis- 
mus concentrirten Armenpflege leicht eine Ueberschätzung der gross 
scheinenden Mittel des Armenfonds und damit ein Leichtsinn der 
armen Bevölkerung im Hinblick darauf begünstigt werden kann; 
endlich darin dass die Selbstverwaltung viel besser geeignet ist mit 
den verschiedenen Organen der Privatarmenpflege sich in zweck- 
mässige Verbindung zu setzen, während diese letztere selbst durch 
die ausschliessliche behördliche Armenpflege leichter lässig werden 
könnte, als wenn sie an den localen Aufgaben der Gemeinde mit^ 
zuwirken berufen ist. 

5. Endlich ist es auch ein Act der Gerechtigkeit gegenüber 
den Gemeinden, weil bei einer Verwaltung des Armenwesens durch 
den Behördenorganismus die Mittel durch gleichmässige Besteue- 
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rung aufgebracht, dadurch aber nothwendigerweise diejenigen (Je- 
meinden verkürzt werden müssten, bei welchen durch umsichtige 
Thätigkeit oder besondere Mildthätigkeit Einzelner ein das Durch- 
schnittsverhältniss im Staate übersteigender günstiger Zustand her- 
beigeführt worden ist. 

Es liegt nun aber im Interesse der Verwaltung, dass jeweilig 
dasjenige Organ primär mit der Durchführung der Verwaltungs- 
aufgaben betraut werde, welches dieselbe nach der eigenthünüichen 
Natur der Verhältnisse am vollständigsten zu erfüllen vermag. 
Wie an die Oertlichkeit (§ 10), so ist die Organisation der Ver- 
waltung auch an die einzelnen Objekte ihrer Thätigkeit möglichst 
sachgemäss anzupassen ; insbesondere ist die Organisation der Selbst- 
verwaltung da in erster Linie heranzuziehen, wo sich dieselbe für 
eine Aufgabe besonders befähigt zeigt, ohne dass dadurch eine 
üeberschreitung ihres natürlichen Wirkungskreises und eine Auf- 
hebung der nothwendigen Einheit in den Prinzipien zu befürchten 
wäre (vgl. S 11 und § 15). 

Diese grundsätzliche Einheit in der öffentlichen Armenpflege 
kann durch den Gesammtorganismus der Verwaltung immer ge- 
wahrt werden, von welchem Punktfe aus auch eine Aufgabe in 
Angriff genommen wird. 

Der Wirkungskreis der Verwaltungsorgane wird demnach in 
folgender Weise sich bestimmen: 

1. Die besondere Organisation der öffentlichen Armenpflege 
und der Wirkungskreis der einzelnen Organe muss durch die Ge- 

etzgebung festgestellt werden, welche zugleich die obersten 
Grundsätze über die Durchfährung dieser Aufgabe (Recht, Pflicht, 
Mittel der Unterstützung) vorschreibt. 

2. Das Ministerium des Innern (eventuell Polizeiministe- 
rium) sorgt für Durchführung der Gesetze, Gleichförmigkeit und 
Regelmässigkeit der Thätigkeit durch Verordnungen und VoUzugs- 
vorschriften, errichtet die etwa nöthigen centralen Armenanstalten, 
ergreift selbständige Massregeln zur Beseitigung von ausserordent- 
lichen Nothständen, verfugt über den im Budget ausgesetzten Cen- 
tralarmenfond för ihre eigenen Anstalten mid Massregeln, sowie 
zur Unterstützung der provinziellen (Landes-) Armenpflege, und übt 
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eine allgemeine Oberaufsicht über die Thätigkeit der Selbstver- 
waltungsorgane. 

3. Das Behördensystem hat in Bezug auf das Armen- 
Wesen keine andern als die ihm nach seiner Stellung im Gesamint- 
organisfflus der Verwaltung zufallenden Aufgaben zu erfüllen; es 
vollzieht die Aufgaben des Ministeriums im Bereiche des jeweilig 
berührten Amtsbezirks im Geiste der Centralisation. 

4. Der Schwerpunkt der Verwaltung muss in den Selbstver- 
waltungsorganen liegen, und zwar zunächst in der Gemeinde. 
In kleinen Gemeinden werden die allgemeinen Verwaltungsorgane 
auch für die Armenpflege ausreichen, in grossen empfiehlt sich eine 
besondere Gommission innerhalb der Gemeindeverwaltung, welche 
sich durch Beiziehung der Vorstände der kirchlichen und der orga- 
nisirten Privatarmenpflege, sowie durch besondere Vertreter aus 
den GBmeindeangehörig'en (Steuerzahlern) nach Bedürfniss verstärkt 
Für die finanzielle Verwaltung des Gemeindearmenfonds ist, ins- 
besondere wo demselben Stiftungen einverleibt sind, ein besonderer 
Gemeindebeamter aufzustellen. 

5. Für grössere Anstalten oder weitergreifende Massregeln ist 
eine Provinzial-(Landes-)Armenpflege zu organisiren, am 
besten wieder in der Form eines besondern Ausschusses mit ähn- 
licher Zusammensetzung; diese Verwaltung stellt entweder . selbst 
Anstalten her oder veranlasst die Verbindung mehrerer Gemeinden 
zu geraeinsamem Vorgehen. Auch sie lässt ihre Provinzial-(Landes-) 
Armenkasse durch besondere Beamte verwalten und übt die Ober- 
aufsicht über die gesamrote gemeindliche Armenpflege, sowie über 
alle innerhalb ihres Wirkungskreises bestehenden Armenstiftungen. 

Bezüglich der Privat-, insbesondere auch der kirchlichen 
Armenpflege ist zu unterscheiden, ob dieselbe organisirt ist 
oder nicht. In Bezug auf letztere hat^ der Staat gar kein Recht; 
hinsichtlich der ersteren steht ihm das gleiche Recht zu wie bei 
Vereinen, Genossenschaften, Stiftungen, nämlich eine beschränkte 
Oberaufsicht (vgl. Verwaltung des socialen Lebens). 

§ 23. Quellen und Mittel der öffentlichen Armen- 
pflege. 
Die Quellen, aus welchen die öffentliche Armenpflege die 
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zahlreichen grossen Mittel fiir ihre Aufgaben schöpft, sind ver- 
schieden nach den Organen, welche mit dieser Yerwaltongsaufgabe 
betraut sind. 

I. Für die Gemeinde sind die Mittel zunächst 

1. aus dem Gemeindevermögen zu schöpfen, und zwar 
aus dem Gesammterträgnisse desselben nach Massgabe des laufen- 
den Gemeindebudgets. Nur ausnahmsweise kann eine Verwendung 
von Vermögenstheilen selbst (z. B. Yertheilung von Gemeindeland) 
für zulässig erklärt werden. Die Ausscheidung eines besondem 
Gemeindearmenfonds ist prinzipiell durch nichts gefordert und wi- 
derspricht auch den Anforderungen der möglichsten Einfachheit und 
Billigkeit der gemeindlichen Vermögensverwaltungen. Nur wo Stif- 
tungen in grössern Beträgen vorhanden sind und diese doch eine 
besondere Verwaltung in Anspruch nehmen, ist die Vereinigung 
derselben mit den für das Armenwesen zu verwendenden Beiträgen 
des Gemeindeeinkommens zu einem besondern Armenfonde unter 
besonderer Vermögensverwaltung (& 22) zu rechtfertigen. 

2. Wenn locale Stiftungen zu Gunsten der öffent- 
lichen Armenpflege gemacht werden, so dienen sie gleichfalls 
zur Bestreitung des nothwendigen Aufwands der Gemeinde, soweit 
der Stiftungszweck es zulässt. Solche Stiftungen sollte die Ver- 
waltung besonders begünstigen. 

3. Nebeneinnahmen kann die Gemeinde für die Armen- 
pflege erlangen durch freiwillige Beiträge, Sammlungen, durch Zu- 
weisung besonderer Einnahmen durch den Staat (z. B. Strafgelder), 
durch die Befugniss bei besondern Gelegenheiten (Festlichkeiten, 
Hochzeiten etc.) örtliche Abgaben zu erheben u. ähnl. 

4. Da der Gesammtaufwand der Gemeinde für ihre Verwal- 
tungsaufgaben bei dem Mangel genügenden Vermögens durch Ge- 
meindeumlagen gedeckt werden muss, so können dieselben auch 
zur Bestreitung der BedQrfhisse der Armenpflege verwendet werden. 
Dagegen muss es als unzulässig erscheinen, eine besondere Ar^ 
mensteuer zu erheben, wo nicht in einer besondern Armenge- 
meinde die staatsrechtliche Voraussetzung dafür besteht. 

Nach deutscher Gemeindeauffassung ist aber die politische 
Gemeinde Organ der Verwaltung für alle ihre örtliche Sphäre be- 
rührenden öffentlichen Verhältnisse, daher auch nur ein Gemeinde- 
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haushält und eine Geineindeumla^e bestehen kann. Abgesehen 
davon ist aber auch „eine solche abgesonderte Auflage für einen 
bestimmten Theil der Staatsthätigkeit nicht nur gegen die Regeln 
einer vernünftigen Finanzverwaltung, sondern sie kann auch, ein- 
mal eingerichtet, gar leicht missbraucht und ungebührlich gesteigert 
werden. Auch wirkt sie der freiwilligen Wohlthätigkeit entgegen.^ 
(Mohl.) Eäne Verwendung der Gemeindeeinkünfte und insbesondere 
der Umlagen für die Armenbedürfnisse der Gemeinde braucht 
durchaus nicht eine übermässige Belastung der Wohlhabenden in 
der Gemeinde mit sich zu führen, denn bei Ungenügendheit der 
für die Armenzwecke ausgesetzten Mittel des Gemeindebudgets tritt 
doch die Provinzial- oder Staatskasse ergänzend und unterstützend 
ein; im G^gentheile sind Gemeindeumlagen gerade bei der Ver- 
schiedenheit der Bedürfnisse der Armenpflege in verschiedenen Ge- 
meinden eine Forderung dw Gerechtigkeit, gegen welche eine all- 
gemeine Staatssteuer Verstössen würde, welche bei dem Mangel an 
Gemeindeumlagen an ihre Stelle treten müsste (vgl. S 22). 

U. Aehnliche Grundsätze gelten für die Provinzial- (Lan- 
des-) Armenverwaltung. Die Ausscheidung eines besondern 
Armenfonds wird auch hier zunächst von dem Vorhandensein pro- 
vinzieller Armenstiftungen abhängig sein; bei Ungenügendheit des 
Vermögens kann die ProvinziaI-(Landes-)Steuerkraft auch zur Be- 
schaffung der nöthigen Mittel der Armenpflege auf dem Wege all- 
gemeiner Besteuerung herbeigezogen werden. 

ni. Die für die Centralarmenverwaltung des Staates 
nothwendigen Mittel bilden einen Theil des Staatsbudgets und sind 
allen übrigen Ausgaben für Verwaltungszwecke gleichgestellt. Ins- 
besondere muss daher auch hier im Falle eines die veranschlagten 
Mittel übersteigenden unabweisbaren Bedürfnisses die erforderliche 
Summe auf dem Wege des Nachtragscredits oder einem sonst ver- 
fassungsmässigen Wege beschafft, nicht aber darf diese prinzipielle 
Staatsverwaltungsaufgabe mit Hinweis auf zu geringe Mittel nur 
unvollkommen erfüllt werden. Denn soweit es sich hier um noth- 
wendige Ausgaben handelt, müssen die Einnahmen des Staates 
nadi den Ausgaben eingerichtet werden, nicht aber umgekehrt. 

Die Wahl und Verwendung der Mittel, welche der öffent- 
lichen Armenpflege zu Gebote stehen, hängt zunächst ab von einer 
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genatien Kenntniss der Thatsachen der Armuth innerhalb 
des Wirkungskreises des jeweiligen Organs. Diese Kenntniss kann 
nur gewonnen werden durch sorgfaltige Erhebungen über die Zahl, 
die Kategorien und Bedürfnisse der Armen, die Ursachen der Ver- 
armung, und aller auf die Armen einwirkenden äussern Verhält- 
nisse, sowie durch beständige Aufsicht über die Armen. Hiezu 
dienen die eignen Angaben derjenigen, welche öffentliche Unter- 
stützung beanspruchen, und die besondern Erhebungen der öffent- 
lichen Verwaltung, welche erstere zu controliren und festzustellen 
hat. Zu diesem Behufe sind besondere Aufsichtsorgane dienlich, 
welche besonders bei Arbeitsfähigen die Armenqualität festzustellen 
haben (Arbeitsnachweisungsbureau) oder die richtige Verwendung 
der Unterstützung zunächst überwachen (Armenväter). Die sämmt- 
lichen Ergebnisse werden in besondern Armenbeschreibungen 
zusamniengefasst, welche alljärlich zu erneuern sind und beständig 
evident gehalten sein müssen. Dieselben bilden die oberste Grund- 
lage für die Beurtheilung der Würdigkeit des Armen und die Be- 
messung der Unterstützung. Doch sind auch selbstverständlich alle 
neu auftretenden Momente und besonders die äussern Verhältnisse 
stets ins Auge zu fassen. Desshalb müssen aber auch die Mittel' 
welche die öffentliche Armenpflege anwendet, möglichst individuali- 
sirt, den Verhältnissen der einzelnen Armen angepasst sein; jedes 
ausschliessliche System der Armenunterstützung ist verwerflich (wie 
z. B. das englische System der Armenhäuser von 1834 war). Die 
Verschiedenheit der Mittel ist in den verschiedenen Zwecken be- 
gründet, welche die öffentliche Armenpflege verfolgt. 

I. Mittel zur Beseitigung der dringenden Noth 
Einzelner. 

Als allgemeine Grundsätze für die Wahl der Mittel müssen 
hier gelten: 

1. Die Unterstützung geschieht in natura; dieBaar- 
geldunterstützung enthält in der Regel eine grosse Gefahr des Miss- 
brauchs; sie ist zwar bequemer für die Verwaltung, die Natural- 
unterstützung dagegen gewährt viel grössere Sicherheit des Er- 
folgs, wesshalb die grössere Mühe der Armenpflege nicht davon ab- 
halten darf. 

2. Die Unterstützung soll weder das Ehrgefühl des Armen 
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verletzen noch einen ungünstigen Einfluss auf seine Gesittnngs- 
Verhältnisse ausüben (besondere Sorgfalt für das Familienleben). 

Die Unterstützung darf nicht verlockend sein, damit nicht 
Müssiggang und Sorglosigkeit befördert werden. Insbesondere darf 
sie also die Lage der Armen nicht dauernd besser gestalten als 
die Lage der von einfachem Arbeitsverdienste Lebenden ist. 

4. Bei der Unterstützung ist immer auf eine möglichst zweck- 
entsprechende voUständige Wirkung Rücksicht zu nehmen. 

Die Form der Unterstützung, welche sich zumeist auf Ge- 
währung von Nahrung, Kleidung und Wohnung erstreckt, richtet 
sich wieder nach der grössten Wirksamkeit, nach der theilweisen 
oder gänzlichen Dürjfligkeit und den sonstigen Verhältnissen der 
Armen, aber auch nach den disponiblen Mitteln der Verwaltung. 
Darnach kann der Arme: 

a) in seiner Wohnung unterstützt werden (Hausarme); 

b) oder einzelne Bedürfnisse in öffentlichen Anstalten erhalten 
(Speiseanstalten, Armenwohnungen). 

c) oder ganz in Armenhäusern aufgenommen werden. 

a) Die Unterstützung Hausarmer unterliegt den ge- 
ringsten sachlichen Schwierigkeiten. Sie fordert den geringsten 
Aufwand und liefert verhältnissmässig die sichersten Resultate 
wegen der grösseren Zuverlässigkeit dieser Klasse von Armen. Die 
Grösse der Unterstützung ist ganz nach der Erwerbsfahigkeit und 
Bedürftigkeit einzurichten. Insbesondere kann sie hier auf Bestrei- 
tung einzelner Bedürfnisse der Armen aus der Armenkasse gerichtet 
sein, so auf unentgeltliche oder besonders billige Gewährung von 
Feuerungsmaterial, Nahrung, Kleidung, Bezahlung des Miethzinses 
u. s. w. Eine ausserordentliche Hilfsleistung kann bei Krankheits- 
fallen, Begräbniss u. dgl. gewährt werden. 

b. Besondere öffentliche Anstalten für einzelne 
Bedürfnisse. 

a. Speiseanstalten, welche vorzugsweise zubereitete Spei- 
sen verabreichen. Dieselben können entweder in besonderen Räu- 
men zum unmittelbaren Genüsse gegeben oder auch Abholung in 
die Wohnungen gestattet sein. Letzteres empfiehlt sich für Haus- 
arme aus sittlichen und wirthschaftlichen Gründen, ersteres für die 
übrigen Kategorien wegen der grösseren Sicherheit für richtige Ver- 

Inama-Sternegg, Verwaltungslehre. 6 
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Wendung der gewährten Unterstützung. Ob die Speisen unentgelt- 
lich oder entgeltlich abgegeben werden sollen, wird sich naych den 
übrigen Einrichtungen und Mitteln der Armenpflege, besonders nach 
dem Umfange der Baargeldunterstützungen richten. In letzterer 
Form lassen sie sich zugleich vortheilhaft als Consumanstalten far 
die Arbeiterbevölkerung einrichten (Rumford'sche Suppenanstalten). 

/?. Wohnungsanstalten werden theils zur Beschaffung bil- 
liger oder unentgeltlicher dauernder Wohnräume (Armenkasemen), 
oder zu bloss vorübergehendem Aufenthalte während des Tages, 
besonders im Winter, eingerichtet (Berliner Asyle). Die Armen, 
welche die letzteren benützen, sollen nach Geschlechtern geschieden 
sein, und können zu entsprechender Beschäftigung angehalten 
werden. 

c) Armenhäuser. 

a. Allgemeine Armenhäuser, in welchen gänzlich mit- 
tellose Arbeitsunfähige dauernden Aufenthalt und vollständige Ver- 
sorgung finden, wohl auch die Kinder zugleich mit den Aeltern. 
Arbeitsfähige finden hier nur vorübergehende Aufnahme, bis sich 
eine Arbeitsgelegenheit für dieselben ergibt, oder sie in die Arbeits- 
häuser versetzt werden können. Wenn den Anforderungen der 
öffentlichen Gesundheitspflege genügend Sorge getragen, die Armen 
nach ihren Kräften zur Arbeit angehalten werden, auf das Fami- 
lienleben und sonstige sittliche Verhältnisse im Armenhause genü- 
gende Rücksicht genommen und strenge Disciplin aufrecht erhalten 
wird, haben die Armenhäuser wegen der Ersparnisse durch die ge- 
meinschaflliche Haushaltung, der erleichterten Aufsicht und der Si- 
cherheit vor Missbrauch der Unterstützung entschiedne Vorzüge 
vor einem Systeme der Versorgung Armer bei einzelnen Familien 
gegen Entgeld. 

ß. Besondere Armenhäuser können bestehen für Inva- 
lide, Sieche, Unheilbare u. dgl. Wo die Mittel zur Errichtung 
solcher besondrer Anstalten nicht vorhanden sind, kann derselbe 
Zweck wohl auch durch Gewährung von Freiplätzen für Arme in 
öffentlichen Krankenanstalten oder durch Bezahlung für dieselben 
in privaten Anstalten erreicht werden. 

n. Mittel zur Verbesserung des Loses der Armen. 

1. Für arbeitsfähige Arme muss der Grundsatz gelten, 
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dass keine Unterstützung gewährt wird, ohne den Armen zugleich 
zur Arbeit anzuhalten; es sei denn zur Beseitigung der dringend*^ 
sten Noth (siehe oben I). Die Anhaltung und Gewöhnung zur 
Arbeit soll den Armen allmählig wieder auf die Stufe des freien 
Arbeiters heben und dadurch nicht bloss einem Ueberhandnehmen 
der Armuth steuern, sondern direct auf Vermehrung des Wohl- 
standes und Stärkung wirthschafUicher Selbständigkeit des Volkes 
hinwirken. Diesen Zwecken können folgende Mittel dienen: 

a) Arbeitsnachweisungsanstalten zur Vermittlung 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter, welche durch die öffentliche 
Armenpflege eingerichtet den doppelten Zweck verfolgen, den Armen 
Arbeitsgelegenheit zu verschaffen, und der Armenpflege selbst Ge- 
wissheit zu gewähren ob Mangel an Arbeitsgelegenheit wirklich vor- 
handen ist oder blos vorgeschützt wird. Privatanstalten dieser Art, 
welche einem richtigen volkswirthschaftlichen Bedürfnisse entsprin- 
gen, sind für die Armenpflege nicht immer zu benützen, theils wegen 
der hohen Taxen , welche sie für die Arbeitsvermittlung fordern, 
theils auch weil die öffentliche Armenpflege die ihr nöthigen Infor- 
mationen durch dieselben nicht vollständig erhalten kann. 

b) Beschäftigung arbeitsfähiger Armer durch die 
öffentliche Armenpflege, welche jedoch in der Regel nur 
eintreten soll, wenn die beabsichtigte Arbeitsvermittlung resultatlos 
geblieben ist. Eine solche Beschäftigung kann die Verwaltung 
durchfuhren: 

er. Durch Veranlassung von Arbeiten auf Kosten oder 
mit Beihilfe der öffentlichen Armenpflege; z. B. öffent- 
liche BauteiT, Hausindustrie etc. Solche Arbeiten müssen jedoch, 
wenn auch nicht gerade nothwendig, wenigstens ftir das öffentliche 
Wohl nützlich sein. Unnütze Arbeit demoralisirt die Arbeiter durch 
das Bewusstsein von dem Unwcrthe ihrer Thätigkeit und verschwendet 
die Mittel der öffentlichen Armenpflege. Sie ist ein Beweis von 
Gedankenlosigkeit der Verwaltung, welche sich nicht die Mühe 
nimmt, nützliche Arbeitszweige für die Beschäftigung der Armen 
aufzusuchen. - Bei der Herbeischaffung und Gewährung von Werk- 
zeugen, Rohstoffen u. dgl. für die Armen ist mit grösster Vorsicht 
zu Werke zu gehen, damit keine Veruntreuung oder schlechte Be- 
nützung derselben durch die Armen zu besorgen ist — Auch muss 

6* 
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jede CoUision solcher Arbeiten mit der freien industriellen Pro- 
duction vermieden werden, weil bei einer Concurrenz beider die 
letztere unter wesentlich ungünstigeren Bedingungen arbeiten müsste 
als die auf Kosten der öffentlichen Armenpflege getriebene Armen- 
beschäftigung. — Bei richtiger Auswahl der Beschäftigung kann 
dieses Mittel sehr günstige Ergebnisse für die Armenpflege erzielen; 
es kann ein Vorwurf gegen dieselbe nicht daraus abgeleitet werden, 
dass die auf diesem Wege erzielten Arbeitsleistungen theurer sind, 
als wenn sie durch freie Concurrenz hergestellt worden wären; denn 
ein Theil des gemachten Aufwandes muss ja als Armenunterstützung 
gerechnet werden, welche jedenfalls zu gewähren ist, und vielleicht 
ungleich mehr in Anspruch genommen würde, wenn gar keine Ge- 
genleistung der Armen (in Arbeit) dafür einträte. 

ß. Durch ^Errichtung von Arbeitshäusern (Werkhäuser) 
in welchen arbeitsfähige Arme ihren Unterhalt verdienen müssen, 
wenn gar keine andre Arbeitsgelegenheit für dieselben ermittelt 
werden kann. Auch hief darf nur die nothwendigste Unterstützung 
gewährt werden, und die Armen sind bei eintretender anderweitiger 
Arbeitsgelegenheit sofort wieder daraus zu entfernen. Auch hier 
muss bei der Wahl der Arbeitszweige Rücksicht genommen werden, 
dass eine Concurrenz mit der Privatindustrie vermieden werde; 
ganz besonders ist in solchen Arbeitshäusern aber eine strenge Dis- 
dplin verbunden mit einem Zwang zur Arbeit durchzuführen, da- 
mit diese Anstalten so wenig als möglich Anlockung bieten und 
nicht Müssiggang und Sorglosigkeit der Armen begünstigt werden.* 

Die Verwerthung der Arbeitsproducte kann entweder durch 
die Anstalt selbst geschehen (Selbstverlag) oder die Beschäftigung 



^ Dabei kann gleichwohl jene Härte vermieden werden, welche die eng- 
lischen Arbeitshäuser charakterisirt , wo neben obigen Grundsätzen auch voll- 
ständige Trennung nach Geschlecht und Alter durchgeführt ist, keine Freiheit 
des Aus- und £ingehens besteht und die Arbeit selbst möglichst unangenehm 
gemacht wird. Solche Arbeitshäuser werden schlimmer als Gefängnisse. Die 
Unterstützung verliert dadurch nicht blos vollständig ihren ethischen Charakter 
der Mildthätigkeit, sondern verfehlt auch ihren Zweck, indem dadurch die Mehr- 
zahl der Armen abgeschreckt wird, sich der geordneten öffentlichen Armenpflege 
zu überlassen und dadurch dem Bettel und Ijaster in die Arme geworfen wird. 
Vgl. über die engUschen Zustände besonders Kries, Die englische Armen- 
pflege. 1863. 
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auf Rechnung von Gewerbsmeistern und Fabriken vorgenommen 
werden, mit welchen die Anstalt Verträge abschliesst. Jedenfalls 
aber darf das finanzielle Ergebniss der Arbeit nicht in erster Linie 
für die Wahl der Beschäftigungen massgebend sein. Schädliche 
Subjekte müssen zur Verhütung einer Ansteckung der Gutgesinnten 
aus der Anstalt entfernt werden ; fiir solche bestehen Polizeianstalten 
und Zwangsarbeitshäuser. 

y. Durch Gründung von Armenkolonien im Inlande. Die- 
selben unterliegen jedoch vielen besondern Schwierigkeiten. Einer- 
seits ist ihre Anlegung nicht immer möglich, weil die nothwendige 
Voraussetzung fehlt (zusammenhängende, bebaubare Strecke Landes, 
welche noch unbewohnt und wenig benützt ist); anderseits ist das 
Gedeihen einer solchen Kolonie sehr unsicher, weil dieselben mei- 
stens doch nur auf schlechtem Boden, in unvortheilhafter Lage ge- 
gründet werden können, wo also ein bedeutender wirthschaftlicher 
Aufschwung fast unmöglich ist; auch ist die Aufsicht über dieselben 
sehr erschwert, die Armen also grösstentheils sich selbst und allen 
schlechten Einflüssen überlassen, welche besonders aus ihrer eigenen 
Mitte sich geltend machen; endlich verursacht die Gründung einer 
Kolonie der öffentlichen Armenpflege sehr bedeutende Kosten für 
Erwerbung der Grundstücke, Erbauung der Wohnungen, Anschaf- 
fung von Inventar und Vorräthen und (wenigstens) Darleihen als 
Betriebskapital; es müssen daher jedenfalls besonders günstige 
Bedingungen (grosser eigener Grundbesitz der Armenverwaltung etc.) 
vorhanden sein, wenn diese Massregel erfolgreich angewendet wer- 
den soll; immerhin wird sie nur geringe Ausdehnung annehmen 
können. Die niederländischen Armenkolonien, das grossartigste 
Beispiel solcher Anstalten, haben sieh nicht bewährt. 

2. Verbesserung des Loses der Armenkinder. 
Ueber Findelhäuser siehe S 16. 

Die Sorge der öffentlichen Armenpflege für die Kinder der 
Armen erstreckt sich ausser der Gewährung der Lebensnothdurflb 
insbesondere auch auf ihre gesunde körperliche und geistige Ent- 
wicklung, damit nicht die Armuth und die mit ihr verbundenen 
Uebel und Gefahren erblich werden. Die Thätigkeit der Verwal- 
tung ist auch hier nur auf den Nachweis der Vermögenslosigkeit 
des Kindes und des Mangels an alimentationspflichtigen und ali- 
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mentationsßUiigen Angehörigen hin gefordert, also in erster Linie 
fär die Waisenkinder, dann aber auch für die Kinder armer Ael- 
tem. Jedoch wird in letzterem Falle in der Regel die Armenver- 
sorgung den Aeltem zugleich mit den Kindern gewährt werden 
(auch in dem Armen- und Arbeitshause sollen sie nicht getrennt 
werden); für die Waisen dagegen sind besondere Mittel der Ar- 
menpflege anzuwenden. 

Die Waisenversorgung kann durchgeführt werden: 

a) in Waisenhäusern; dieselben machen allerdings einen 
grossen Aufwand seitens der Armenpflege nothwendig, und legen, 
wenn sie nicht sehr gut geleitet werden, die Gefahr nahe, dass die 
Kinder durch ungünstige Lebensweise körperlich verkommen, oder 
an Bedürfnisse gewöhnt werden, welche sie in ihrem künftigen Le- 
ben sich versagen müssen; auch werden die Kinder leicht in zu 
grosser ünbekanntschaft mit der Welt gehalten, in welcher sie sich 
mühsam fortbringen sollen. Die letztern Nachtheile können jedoch 
durch eine vernünftige Leitung wohl vermieden werden, ja es ist 
hier sogar eine planmässige, nach pädagogischen Grundsätzen ein- 
gerichtete Erziehung möglich, welcher Umstand denn sogar als 
besonderer Vortheil solcher Anstalten erscheint; auch die beständige 
Aufsicht, und die übersichtliche Verwaltung, welche nur in Anstal- 
ten möglich sind, machen es der Verwaltung leichter, auf diesem 
Wege ihr Ziel zu erreichen, als 

b) durch Unterbringung der Waisen bei recht- 
schaffenen Familien gegen Kostgeld, welche zwar den 
Vortheil des Familienlebens und der naturgemässen, den künftigen 
Verhältnissen des Kindes am meisten entsprechenden Lebensweise 
haben, und der Armenpflege weniger Kosten verursachen, aber doch 
bei der grossen Schwierigkeit, gute Pflegeältern zu erhalten, eine 
Reihe von Gefahren für Erziehung und Sittlichkeit der Kinder mit 
sich bringen, so dass von diesem Mittel nur ausnahmsweise und 
nach ganz zuverlässiger befriedigender Information Gebrauch ge- 
macht werden sollte. 

Auch Rettungshäüser für verwahrloste Kinder unwürdiger 
Aeltem, Säuglingsbewahranstalten und Krippen (siehe 
§ 16), sowie Warteschulen zur Ueberwachung von Armen- und 
Arbeiterkindern während des Tages sind, selbständig oder in Ver- 
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bindung mit den Sanitäts- und Unterrichtsanstalten errichtet, zweck- 
mässige Mittel der Armenpflege. 

3. Verbesserung des Loses armer Kranker. 

Die hiefür nöthigen Massregeln und Anstalten richten sich 
theils nach den allgemeinen Regeln in Bezug auf das Armenwesen, 
theils nach den Grundsätzen der öffentlichen Krankenpflege (S 17). 

III. Mittel zur Verhütung von Ordnungsgefahren, 
welche aus der Armuth entstehen. 

Bei einer grossen Anzahl der Armen hat die Verwaltung be- 
deutende Schwierigkeiten zu überwinden, um eine geordnete Armen- 
pflege aufrecht erhalten zu können. Es gehören hieher vorzugs- 
weise diejenigen Personen, welche im Falle der Mittellosigkeit statt 
geordneter Thätigkeit erwerblos herumziehen, und statt die öffent- 
liche Armenpflege in Anspruch zu nehmen, sich an die Mildthätig- 
keit Einzelner gewerbsmässig wenden: die Vaganten und die 
Bettler. Sie sind nicht nur ein grosses Hindemiss für eine ge- 
ordnete Armenpflege, sondern eine allgemeine Ordnungs- und Si- 
cherheitsgefahr und desshalb muss die Verwaltung ihnen gegenüber 
von ihrem Zwangsrechte (§ 9) Gebrauch machen, einerseits um 
ihre Aufgaben für das Armenwesen vollständig durchfuhren zu 
können, anderseits um auch in den übrigen öffentlichen Verhältnissen 
des gesellschaftlichen Lebens die nöthige Sicherheit und Ordnung 
zu erhalten. Die gemeinsamen Massregeln gegen Vaganten 
und Bettler verfolgen daher zunächst den Zweck der öffentlichen 
Armenpflege, dabei aber zugleich den der allgemeinen Sicherheit. 
Daneben kommen gegen den Bettel noch besondere Massre- 
geln zur Anwendung, welche in der besondem Rechtswidrigkeit 
desselben begründet sind. 

1. Gemeinschaftliche Verwaltungsmassregeln ge- 
gen Bettler und Vaganten. 

a) Aufforderung zur Legitimation (Wanderbuch, Hausirpass 
etc. § 14); 

b) bei Einheimischen Verweisung in die Heimath; bei Aus- 
ländern Landesverweisung; hiezu 

c) zwangsweise vorgeschriebene Reiseroute oder Versohubung; 

d) im Falle keine Heimath zu ermitteln ist, administrative 
Anweisung einer stokhea; 
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e) für Heimath- oder Aufenthaltberechtigte Arbeitsauftrag, 
oft die einzige Waffe der Sicherheitspolizei gegen eine grosse An- 
zahl von verdächtigem arbeitsscheuem Gesindel, welches gefahrlich 
genug, aber doch nach dea Gesetzen nicht strafbar ist. Eine 
energische Anwendung dieses Mittels ist nur möglich bei genauer 
Information der Polizeibehörde sowohl über jede Verurtheilung, als 
über die Armenunterstützungsgesuche innerhalb ihres Bezirkes; 

f) polizeiliche Bestrafung wegen Nichtbefolgung der polizei- 
lichen Weisungen (a-e); 

g) Polizeiaufsicht oder Verwahrung in einer Polizeianstalt 
(Zwangsarbeitshaus) in Folge eines Ausspruchs des Polizeirichters 
auf Zulässigkeit dieser Massregeln. Ohne einen Bichterspruch sollen 
diese, einen Eingriff in die persönliche Freiheit enthaltenden Mass- 
regeln nicht angewendet werden dürfen. 

2. Gegen Bettler insbesondere tritt Bestrafung wegen 
des Bettels an und für sich ein, mag er offen oder versteckt aus- 
geübt worden sein. (Dagegen keine Bestrafung des Almosengebens!) 

IV. Die Massenarmuth kann, als eine Mos weitere Aus- 
dehnung der Armuth über die Normalhöhe derselben hinaus ge- 
dacht, der Natur der Sache nach keine andern als die bezeichneten 
Massregeln der Armenpflege nöthig machen, nur mehrere zugleich 
Und in grösserer Ausdehnung verlangen. 

Die etwa von der Verwaltung gegen eine übermässige Theue- 
rüng der Lebensmittel zu ergreifenden Massregeln müssen als Ge- 
genstand der Lehre von der wirthschaftlichen Verwaltung betrachtet 
werden. Im Falle ab'^r die Massenarmuth Folge eines allgemeinen 
Nothstandes ist, sind von der Verwaltung alle die Mittel anzu- 
wenden, welche ihr durch das Staatsnothrecht zu ergreifen ge- 
stattet sind. 

V. Die Ursachen der Armuth zu ergründen ist selbst- 
verständlich die erste Voraussetzung einer erspriesslichen Armen- 
pflege. Es sind aber weder die Erkenntnissmittel, noch die etwa 
anwendbaren Vorbeugungsmassregeln Gegenstand der Lehre von 
der Armenpflege, sondern müssen der Behandlung der einzelnen 
Gegenstände der Staatsverwaltung vorbehalten werden, um Wieder- 
holungen zu vermeiden. Denn die Armuth kann eben so gut aus 
mangelhafter Gesundheitspflege, wie aus schlechtem Unterricht, aus 
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volkswirthschaftlichen und socialen Ursa<;hen entspringen, deren 
Summe ja geradezu den Inhalt der Verwaltungslehre ausmacht. 

V. Capitel. Unterrichtswesen * 

§ 24. Einleitung. 

Die Bedeutung von Unterricht und Bildung für das öffentliche 
Leben beruht zunächst auf den Wirkungen, welche sie auf alle 
Gebiete desselben ausüben. Jeder Fortschritt des Culturlebens ist 
zuerst ein Bildungsfortschritt und bei der Untersuchung der Mittel 
welche der Staat fiir die Erreichung seiner mannigfaltigen Auf- 
gaben mit Erfolg anwenden kann, steht immer die Erweiterung 
und Verallgemeinerung der Bildung obenan. Dieser Werth, wel- 
cher an dem unmittelbar praktischen Ergebnisse der Bildung für 
das gesellschaftliche Leben gemessen wird, ist aber wieder nur 
ein mittelbares Product des individuellen geistigen Lebens, welches 
seine Förderung und Entwicklung unmittelbar durch Unterricht und 
Bildung erhält; die allgemeine gleichmässige Geistesbildung des 
Einzelmenschen ist die Voraussetzung des nationalen und des poli- 
tischen Culturfortschritts. Unterricht und Bildung gehören daher 
zu den wichtigsten Angelegenheiten des persönlichen Lebens, zu 
den grössten Aufgaben der Staatsverwaltung für dasselbe. 

Thatsächlich zeigt sich nun die Bildung eines Volkes sehr 
verschieden abgestuft nach dem Grade der Bildungsfahigkeit, der 
Bildungsgelegenheit und nach den Zielen der individuellen Ausbil- 
dung; jede Stufe der Bildung ist das Resultat eines gewissen Gra- 
des von Unterricht; dieser gewährt dem Geiste eine formelle 
Schulung und eine Summe von Kenntnissen mit Hinblick auf einen 
bestimmten Erwerb oder Beruf; jene ist die weitere Entwicklung 
desselben mit Beziehung auf das ganze Geistesleben. Darum ist 
auch die Verwaltung des Unterrichtswesens und des Bildungswesens 
getrennt zu behandeln, weil die Ziele und daher auch die Mittel 
der Verwaltung bei beiden verschieden sind; darum auch ist das 



* Vgl. Schmid, Encydopädie des Erziehnngs- und UnterrichtsweseDs 
1859 ff. A. Beer und F. Hochegger, Die Fortschritte des Untenrichts- 
vesens in den Culturstaaten Europa*s. 1867 ff. 
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Unterrichtswesen in mehreren Abstufungen und verschiedenen For- 
men zu betrachten , während die allgemeine Bildung unbegrenzt ist, 
und ein gleiches Ziel für Alle verfolgt. 

Die Grundformen des Unterrichtswesens sind: 

I. Elementarunterricht, sowohl för das ganze Volk als 
Voraussetzung jeder Bildung, als auch für höhere Ausbildung 
(Fortbildungsunterricht). 

IL Berufsunterricht mit dem Zwecke der Unterweisung 
für einen bestimmten Erwerb oder Beruf (Fachbildungsunterricht 
und Universitätsunterricht). 

Die Thätigkeit des Staates in Bezug auf Unterricht und 
Bildung wird nach Umfang und Inhalt gleichmässig bestimmt durch 
die allgemeinen Verwaltungsprinzipien und durch die Bedeutung der 
geistigen Entwicklung des Individuums für die Gresammtheit. Die 
Berechtigung, aber auch die Verpflichtung des Staates in dieser 
Beziehung ist begrenzt 

1. durch das Recht des Einzelnen und der gesellschaft- 
lichen Kreise, sich selbst Unterricht und Bildung frei zu erwer- 
ben, und dieselben zu gewähren (Lehr- und Lemfreiheit) , so 
lange dadurch nicht die Freiheit andrer oder des Staates ge- 
fährdet ist. Der Staat hat also kein Unterrichtsmonopol. 

2. Durch das Moralprinzip, weil Sittlichkeit (Gesittung) 
das letzte Ziel der Bildung ist; dadurch wird die Art und Weise 
des Unterrichts bestimmt, und das allgemeine Ueberwachungsrecht 
des Staates über Unterricht und Bildung als Gregenstände des 
öffentlichen Lebens begründet. 

3. Der Staatszweck macht ein positives Eingreifen der 
Verwaltung in mehrfacher Hinsicht nothwendig und verleiht ihr ein 
Recht auf allgemeine Unterrichts- und Bildungsbeforderung 

a) weil der Staat zu seiner Selbsterhaltung und Entwicklung 
brauchbare Staatsbürger und insbesondere Staatsdiener bedarf 
(Machtzweck) ; 

b) weil er die individuelle Freiheit zu schützen und zu be- 
fördern verpflichtet ist, deren Grundlage die geistige Ausbildung 
ist; denn nur Bildung macht frei (individueller Freiheitszweck); 

c) weil der Staat auch die Aufgabe hat die bürgerliche Gre- 
;se))schafb und die allgemeine Civilisation zu heben, was er wieder 
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nur «durch möglichst vielseitige allgemeine Unterrichts-' und Bil- 
dungsanstalten erreichen kann (gesellschaftlicher Gulturzweok). 

Die Entfaltung dieser prinzipiellen Staatsverwaltungsthätigkeit 
nach Inhalt und Umfang hängt im Einzelnen ab von dem concreten 
Ziele welches durch dieselbe zunächst erreicht werden soll ; die be- 
sondem Rechte und Pflichten der Verwaltung müssen daher bei 
den einzelnen Arten des Unterrichts entwickelt werden. 

§ 26. Volksschule.* 

Das Prinzip von welchem der Staat bei seiner besondern 
Thätigkeit für die Volksschule sich leiten lassen muss, beruht in 
der Erkenntniss, dass eine gewisse Summe von Kenntnissen die 
unabweisbare Bedingung der staatsbürgerlichen Existenz sei. Es 
ist daher nicht nur nothwendig, dass die Verwaltung zur Erfüllung 
ihrer allgemeinen Unterrichtsaufgabe jedem Staatsangehörigen die Ge- 
legenheit gebe , sich diese Kenntnisse anzueignen, sondern sie muss 
auch Sorge tragfen, dass Jeder dieses Minimum von Kenntnissen 
wirklich sich erwerbe. 

Diess kann nur durch gesetzliche Festsetzung der allge- 
meinen Schulpflicht (Schulzwang) erreicht werden. Der Staat 
ist dazu berechtigt nicht bloss weil eine gebildete Bevölkerung die 
Voraussetzung jedes Guiturfortschrittes also auch der Erfüllung des 
staatlichen Gulturzweckes ist, sondern insbesondere auch weil er ein 
allgemeines Obervormundschaftsrecht über alle minderjährigen und 
unselbständigen Personen hat, und er die künftige Brauchbarkeit 
der Staatsangehörigen fUr das bürgeriiche und öffentliche Leben 
nicht von dem Belieben der Aeltern und Vormünder abhängig 
machen darf. 

Aus dem Prinzipe der allgemeinen Schulpflicht ergeben sich 
eine Reihe von Consequenzen, welche die Thätigkeit der Verwal- 
tung in Bezug auf das Volksschulwosen bestimmen. 

I. Inhalt und Umfang der allgemeinen Schulpflicht.'*^^ 
1 . Damit die Erfüllung der Schulpflicht nicht bloss eine leere 

* Vgl. u. a. Wessenberg, Die Elementarbildung des Volkes. 1835 u. IS. 
R. ▼. MobI in „Staatsreoht, Volkerrecht und Politik III.^ 1869. 

** Vgl. hieza Rümelin, Das Objekt des Schulzwangs, in der Tübinger 
Zeitschrift für StaAtswissenschaften. 1868. II. 
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Form sei, muss der Staat auch das Mass des Elementar- 
unterrichts bezeichnen, welches in der Volksschule gewährt und 
erworben werden soll. Es ist also ein Lehrplan und ein Lehrziel 
zu fixiren , mit dessen Erreichung erst der Schulpflicht Genüge ge- 
leistet wird. 

2» Zur Feststellung der wirklichen Erfüllung der Schulpflicht, 
zur Constatirung des von jedem Staatsbürger geforderten Bildungs- 
grades ist eine Schlussprüfung einzurichten, von deren Be- 
stehen der Austritt aus der Volksschule abhängen soll. Nur im 
Falle mehrfacher Reprobation kann wegen gänzlicher Hofliiungs- 
losigkeit der Schüler entlassen werden. 

3. Der Eintritt der Schulpflicht muss an ein bestimmtes 
Alter (in der Regel das 7. Lebensjahr) geknüpft sein. Ebenso 
ist ein Minimalalter festzusetzen , von welchem an der Schüler sich 
der Sddussprüfung unterziehen darf. Das Ende der Schulpflicht 
einfach mit einem gewissen Lebensjahre eintreten zu lassen wider- 
spricht der vom Staate durch den obligatorischen Schulbesuch zu 
verfolgenden Bildungsaufgabe. 

4. Damit die Volksschule das ihr gesteckte Ziel auch wirk- 
lich erreiche, muss der Unterricht weder einseitig noch ex- 
clusiv, sondern für alle gleichartig sein, weil er sonst gegen die 
Allgemeinheit der Schulpflicht Verstössen würde. Nur beim Reli- 
gionsunterrichte muss eine Ausnahme gemacht werden, da derselbe 
wohl nur confessionell ertheilt werden kann. 

Daraus folgt nun sofort, das» confessionelle öffentliche Schulen* 
unzulässig sind. Man versteht darunter solche, in welchen 

a) der Religionsunterricht und die Religionsübungen Hauptlehr- 
gegenstände sind; 

b) alle übrigen Lehrgegenstände dem kirchlichen Erziehungs- 
zwecke untergeordnet, also confessionell gefärbt sind; 

c) das Lehrpersonal der kirchlichen Confession angehören muss ; 

d) die Oberaufsicht und Jurisdiktion über die Schule der Kirche 
aus ihrem Rechte auf die Leitung der Religionsangelegen- 
heiten zusteht. 



* Vgl. hiezu R. Gneist, Die confessionelle Schale 1869. J. B. Meyer« 
Religionsbekenntniss und Schale. 1863. 
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Die confessionelle Schule ist unmöglich nach den Prinzipien 
des Staates und der Verwaltung überhaupt, nach dem Prinzipe 
der allgemeinen Schulpflicht insbesondere und nach dem Grundsatze 
der Gleichberechtigung der Gonfessionen im Staate; sie ist aber 
auch unzulässig weil der Staat die Kosten für die öffentliche Schule 
trägt und nicht die Kirche. (Siehe unten). 

5. Die Allgemeinheit der Schulpflicht verbietet ein Schul- 
geld zu erheben, weil dasselbe den Charakter emer besondern 
Steuer hat, welche aus ähnlichen Gründen wie eine besondere 
Armensteuer als unzulässig bezeichnet werden muss, ja noch in 
viel höherem Grade ungerecht und drückend für Unbemittelte sein 
müsste. * 

6. Die Vernachlässigung der Schulpflicht zieht für die Altem 
oder Vormünder schulpflichtiger Kinder Polizei-Strafe nach sich; 
gegen die letzteren wird nur im Disciplinarwege vorgegangen. 

n. Inhalt und Umfang der Schullast. 

Die Schullast ist die Gegenseite der Schulpflicht; der Staat 
muss die Erfüllung derselben allen, zu jeder Zeit möglich machen 
durch Errichtung von Schulen an allen Orten, Sorge für ein genü- 
gendes Lehrerpersonal und Tragung der Schulverwaltungskosten. 

1. Damit die Erfüllung der Schulpflicht Jedem möglich sei, 
muss in jeder Gemeinde mindestens eine öffentliche 
Schule bestehen. Daneben können mit staatlicher Genehmigung 
Privat- oder kirchliche Schulen errichtet werden, welchen aber nur 
dann die gleichen rechtlichen Wirkungen des Besuches (definitive 
EriuUung der Schulpflicht) zukommen, wenn sie in Bezug auf 
Lehrplan, Lehrziel und Methode die gleichen Grundsätze befolgen 
wie sie für die öffentlichen Schulen festgesetzt sind.** 

2. Der Staat muss für ein ausreichendes entsprechend vor- 
gebildetes Lehrpersonal sorgen und demselben eine unabhängige 
Stellung gewähren. Hiezu ist nothwendig 



^ Ueber diesen Punkt J. Hof mann, Die öffentlichen Schalen and das 
Schaldgeld 1869. 

** Eingehende Erörterangen über das Recht zar Gründung und Unter- 
haltang einer Schale bei Mo hl, Staatsrecht, Völkerrecht and Politik, in. Band. 
1869. pag. 88 ff. 
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a) dass eine Maximal zi ff er der von einem Lehrer zu 
unterrichtenden Schüler bestimmt werde, sowie dass fiir jeden 
Unterrichtsgegenstand der Volksschule geeignete Lehrer bestellt 
seien (Religionslehrer, Turnlehrer etc.). 

b) die Errichtung von besondern Lehrerbildungsanstal* 
ten (Schullehrerseminarien) deren Besuch die fachmässige Lehrer- 
bildung ermöglicht (siehe § 29). 

c) die obligatorische Einfuhrung von Lehrerprüfungen, 
deren Ergebniss die Grundlage für die Anstellung und Beförderung 
der Volksschullehrer bilden muss. 

d) Eine ausreichende Lehrerbesoldung, wodurch der 
Lehrer in den Stand geisetzt wird, sich ausschliesslich seinem Lehr- 
berufe zu widmen, und nicht zu seiner gesicherten Existenz auf 
Nebenverdienste nothwendig angewiesen ist, welche die Unabhängig- 
keit seiner Stellung und seine Unterordnung unter die Staatsgewalt 
gefährden könnten (z. B. Kirchendienste, Gemeindedienste). 

3. Der Staat hat für eine den Zwecken und Bedürfnissen 
der öffentlichen Volksschule entsprechende Verwaltung der 
Schulstiftungen und des sonstigen Schulvermögens 
zu sorgen und ist prinzipiell zur Tragung aller Kosten der Volks- 
schule verpflichtet. Nur kann auch hier, ähnlich wie beim Armen- 
wesen (S 23) die Gemeinde das primär zur Verwaltung des Volks- 
schulwesens heranzuziehende Organ des Staates sein, also auch in 
erster Linie für das Schulvermögen zu sorgen haben (siehe unten DI). 

III. Die Organisation der Volksschulverwaltung.* 

Diese prinzipiellen Aufgaben der Staatsverwaltung för die 
öffentliche Volksschule machen theilweise eine besondere Stellung 
ihrer amtlichen, und selbstverwaltenden Organe, theilweise eine 
besondere eigenthümliche Organisation nothwendig. 

Einerseits tritt auch hier die Gemeinde in den Vordergrund, 
theils wegen des vorzugsweise lokalen Bedürfnisses nach Schulen^ 
theils wegen ihres besonderen Interesses an einem allgemeinen 
Unterricht ihrer Angehörigen; nicht weniger wegen ihrer regelmässi- 



* Hierüber insbesondere: B. Gneist, Die Selbstrerwaltung in ihrer An-. 
rendang auf die Volksschole. 1869. 
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gen Uebereinstiinmung mit den Pfarrsprengeln, und dem gleich- 
zeitigen Bedürfnisse nach Religionsunterricht. 

Anderseits ist es das Bedürfniss nach sachverstän- 
diger Leitung, das höhere Interesse des Staates an der all- 
gemeinen Bildung, der grosse Kostenaufwand des Staates in Folge 
der auf ihm ruhenden prinzipiellen Schullast, welche eine zu grosse 
Ausdehnung der Selbstverwaltung verbieten. Insbesondere gestaltet 
sich desifhalb die directe Thätigkeit des amtlichen Organismus 
eigenthümlich in Bezug auf die Oberaufsicht und Controle des 
Schulwesens. 

Als dritter in eigenthümlicher Weise zu berücksichtigender 
Factor tritt hier die Kirche auf, welche einen selbständigen An- 
theil am Schulwesen wenigstens da hat, wo der Religionsunterricht 
in den Schulplan als obligatorischer Gegenstand aufgenommen ist, 
und einen grössern Antheil häufig auf Grund ihrer Wirksamkeit 
fiir die Sittlichkeit und die ganze Erziehung fordert. Diese letzte 
Forderung kann bei dem System der confessionslosen Schule, 
welches allein dem Geiste der Verwaltung und den Einrichtungen 
und Anforderungen des Rechtsstaates entspricht (siehe oben), nicht 
zu Recht bestehen. Denn die Kirche kann ihren confessionellen 
Charakter nicht aufgeben, darum würde sie diess Element bei 
aller ihrer Thätigkeit im Schulwesen wieder zur Geltung bringen, 
während diess doch nur bei dem Religionsunterrichte gestattet sein 
kann. Eine über das durch den Religionsunterricht vorgezeichnete 
Mass hinausgehende, allgemeine Berechtigung der Kirche an der 
Schulaufsicht oder Schulverwaltung würde also das Prinzip der 
confessionslosen Schule wieder gefährden oder umstossen. 

Es ist eine solche Berechtigung auch aus dem Bedürfnisse 
der Schule nicht abzuleiten; denn bei pädagogisch geschulten 
Lehrern ist ja die ganze Erziehung und Sittlichkeit der Jugend, 
soweit darauf in der Schule gewirkt werden kann, eine in ihrem 
unmittelbaren Wirkungskreise gelegene Aufgabe, welcher sie min- 
destens eben so gut entsprechen können, als die in erster Linie 
nicht nach pädagogischen Grundsätzen auftretende Kirche. 

Damach gestaltet sich die Organisation des Volksschulwesens 
und die Competenz der einzelnen Organe folgendermassen : 

1. Die Organisation selbst und die allgemeinen Grundzüge des 
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Volksschulwesens müssen von der Gesetzgebung ausgehen; 
prinzipielle Einheitliclikeit ist für die Durchführung der allgemeinen 
Schulpflicht unabweisbares Erforderniss der Verwaltung. Insbeson- 
dere bedarf auch die Stellung der Lehrer als ein öflFentlicher Beruf 
im Dienste der Verwaltung einer gesetzlichen Regelung.* 

2. Das Ministerium des Innern (oder ein besonderes 
Unterrichts — Cultus — Ministerium) übt die gesammte Leitung 
und Oberaufsicht über die Volksschule. Ihm stehen die Durch- 
führung der Gesetze, die administrative Eintheilung der Schul- 
verwaltungs- und Aufsichtsbezirke, die Personalien** zu. Es be- 
schafft und verwendet die Gelder für Errichtung und Unterstützung 
von Schulen, für Bezahlung der Lehrer u. s. w. so weit die Mittel 
der Selbstverwaltung nicht ausreichen. 

3. Zur Durchfuhrung der Leitung und Aufsicht dient das 
Institut der Schülräthe (Landes-, Bezirks-, Ortsschulräthe), nach 
dem Prinzipe der Combination aus amtlichen und Selbstverwaltungs- 
elementen in der Weise einzurichten, dass letztere immer stärker 
vertreten sind, je enger der Wirkungskreis dieses Organes ist. 
Insbesondere ist auf ausreichende Vertretung des Lehrerstandes 
selbst (sowohl Laien als Geistliche) das grösste Gewicht zu legen. 
Diese Schulräthe sollen nicht bloss Aufsicht fuhren, sondern im 
Anschlüsse an die Selbstverwaltung (Landes-, ftovinzial- und 
Gemeindeverwaltung) als allgemeine Schulverwaltungsorgane fun- 
giren. 

4. Der Schwerpunkt liegt auch hier in der Gemeinde. 
Darum stellt sich auch die Schullast zunächst als Gemeindelast 
dar, deren Vertheilung nach dem Prinzipe des Geraeinderechts ohne 
confessionelle Ausscheidung geschehen muss. Auch hier muss das 
Prinzip der sachverständigen Leitung durchdringen, also eine Be- 
theiligung der Lehrer, GeistUchen (als Ortsschulrath) an der Ge- 
meindeverwaltung eingeführt werden. 



^ Unzul&ssig ist die Analogie des Lehrers mit dem Arzte. Dieser wirkt 
als einfach praktischer Privatarzt nicht mit an der Erfüllnng einer Aufgabe der 
Staatsverwaltung. 

** Zweckmässig dürfte sich ein Recht der Landes-(Provinzial-)Schalräthe 
zum Vorschlag der Lehrer erweisen. 
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S 26. Höhere allgemeine Schulen* 

In der Volksschule wird die Summe von Kenntnissen gelehrt, 
deren Erwerb die nothwendige Voraussetzung aller weitern Aus- 
bildung ist. Sie bietet also noch keinen in sich abgeschlossenen 
Unterricht, sondern nur die Grundlagen, auf welchen höhere Schulen 
weiter bauen müssen, um Jeden für das Leben und für einen be- 
stiuunten Erwerb oder Beruf brauchbar zu machen. 

Bei jeder höhern Ausbildung ist aber eine- Scheidung des 
Lehrstoffs nothwendig, weil derselbe zu vielseitig und schwierig 
wird, um von allen gleichmässig angeeignet zu werden und weil 
seine einzelnen Theile nicht für alle in gleicher Weise Werth und 
praktische Bedeutung haben. 

Diese Scheidung geschieht daher mit Beziehung auf den 
Lebenszweck der Lernenden ; es ist der Anfang der Berufsbildung, 
welcher damit gemacht wird; immer aber werden in den höhern 
allgemeinen Schulen nur die Elemente der verschiedenen Wissens- 
gebiete gelehrt. 

Die Unterscheidung wird hier nach den verschiedenen Berufs- 
arten durchgeführt, welche entweder wirthschaftliche oder gelehrte 
(wissenschaftliche) sind. Auf die einzelnen Berufsfacher oder Berufs- 
zweige wird bei dieser Scheidung noch keine Rücksicht genommen, 
wohl aber ist nach dem Grade der Intelligenz, welcher für die ein- 
zelnen Zweige der beiden Berufsarten gefordert wird, wieder eine 
Unterscheidung in niedere und höhere Schulen zu machen. 

Darnach gliedert sich das System der an die Volksschule sich 
anschliessenden allgemeinen Schulen. 

1. Niedere Realunterrichtsanstalten; hieher gehören 
die Abend-, Sonntags-, Fortbildungsschulen etc., welche zunächst 
nur eine Ergänzung des Volksschulunterrichts sind und einen besondern 
Unterricht für die Bedürfnisse des praktischen Lebens ertheilen 
sollen (höheres Rechnen, Buchführung, stylistische Uebungen etc.); 
sie schliessen sich daher auch meist unmittelbar an die Volks- 



* Hiezu besonders: Hermann, F. B. W., lieber polytechnische Schulen 
I. II. 1826. Nebenius, Ueber technische Lehranstalten 1833. Bidermann, 
H. J. , Die technische Bildung in Oesterreich. 1854. Thiersch, lieber ge- 
lehrte Schulen. I-III. 1826 ff. 

Inama Si. 111 egg, YerwaltungKl ehre. "J 



schule an. Dieselben bestehen vur/ugsweise für die grusse Klasse 
der Bevölkerung, welche darauf angewiesen ist, alsbald mit Beginn 
ihrer Erwerbsföhigkeit auch schon einer praktischen Thätigkeit sich 
vollständig zuzuwenden. 

2. Höhere Realun terrichtsanstalten. Sie scheiden 
sich wieder in zwei Klassen: 

a) Realschulen (auch allgemeine Gewerbsschulen, höhere 
Bürgerschulen etc.), welche neben der Erweiterung und Vertiefung 
des Lehrstijffes der Volksschule auch die Elemente der Natur- 
wissenschaften und der darstellenden Künste gewähren und zum 
selbständigen Betriebe einer jeden einigermassen bedeutenden wirth- 
schaftlichen Unternehmung (in Landwirthschaft, Gewerbe und Handel) 
vorbereiten. 

b) Realgymnasien, welche sich von den Realschulen vor- 
zugsweise durch Aufnahme eines Theils der humanistischen Bil- 
dung, der sog. römischen Glassicität, sowie andrer formaler Bildungs- 
elemente und durch eine mehr wisse nach aitliche Behandlung des 
ganzen Lehrstoffs unterscheiden. Bei ihnen überwiegt daher der 
Charakter der Vorbildungsanstalt für die höchsten wirthschaftlichen 
Fachbildungsanstalten , die technischen Hochschulen, während bei 
jenen die rortbildung des elementaren Lehrstoffs der Volksschule 
für die unmittelbar praktischen Lebens- und Erwerbszwecke im 
Vordergrunde steht. 

3. Niedere gelehrte Schulen (Lateinschulen, Untergym- 
nasien) zunächst mit der Aufgabe für die höhern gelehrten Schulen 
durch Unterricht in den Elementen der alten Sprachen und Weiter- 
bildung in den Gegenständen der Volksschule vorzubereiten, aber 
auch zur selbständigen Ausbildung für niedere gelehrte Berufe, 

4. Höhere gelehrte Schulen (Gymnasien, Lyceen), deren 
Aufgabe dtr Unterricht in den Elementen der gesammten humani- 
stischen Bildung ist. Sie sind die allgemeine Voraussetzung aller 

gelehrten Bemfe und der hiefür eingerichteten Anstalten 
sitäten). Daneben erfüllen .sie noch die Bestimmung, selb- 
B Unterrichtsanatal ten fiir humanistische Bildung zu sein; 
muss auch der Lehrpl^ in einer Weise festgestellt sein, 

die Erreichung dieses Zweckes ermöglicht. 

itscheidend für die Stellung des Staates zu diesen Anstalten 
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ist seine Pflicht, die Bedingungen der geistigen Entwicklung des 
persönlichen Lebens, so weit dieselben von dem Einzelnen nicht 
selbst hergestellt werden können , überall und für Alle zu gewäh- 
ren. Die Errichtung aller dieser Anstalten ist also prinzipiell als 
Staatssache zu betrachten, was natürlich ebensowenig wie bei der 
Volksschule ausschliesst, dass auch von Privaten, Gemeinden, Kor- 
porationen etc. solche Anstalten gegründet und der Staat dadurch 
bloss zu subsidiärem Eintreten veranlasst werden kann. 

Der wesentliche Unterschied solcher höheren Schulen von den 
Volksschulen beruht darin, dass hier nicht, wie dort, eine Schul- 
pflicht, ein Zwang zur Benützung der Anstalten, besteht und 
desshalb auch dem Staate keine Schullast im Sinne der Volks- 
schule zufällt; denn so wünschenswerth auch eine Weiterbildung 
des Elementarunterrichts der Volksschule ist, so besteht doch keine 
Nothwendigkeit vom staatlichen Gesichtspunkte aus, diese Weiter- 
bildung gerade in irgend einer Anstalt sich zu erwerben; darum 
kann ein über die Volksschule hinausgehender Schülzwang nicht 
gerechtfertigt werden. Damit verändert sich auch die in der Schul- 
last ausgedrückte allgemeine Pflicht des Staates überall Schulen 
hervorzurufen, in eine Pflicht jedem auftretenden Bedürfnisse 
zu genügen ; diess also ist die Richtschnur, von welcher der Staat 

• 

bei der Gründung solcher Anstalten sich leiten lassen muss. 

Die errichteten Anstalten müssen in eine systematische Ver- 
bindung mit den übrigen Unterrichtsanstalten gesetzt werden, also 
nach unten und oben entsprechende Anknüpfung erhalten. Diess 
drückt sich aus in dem Rechte des Besuches; dasselbe, erwerben 
diejenigen, welche sich über erfolgreichen Besuch der nächst niedem 
gleichartigen Anstalt, oder über die Kenntnisse der systematischen 
Unterrichtsvorstufe durch Prüfung ausweisen können ; ebenso erwirbt 
der Nachweis des erfolgreichen Besuchs der höhern Schule das 
Recht zum Uebertritte in die im System der Unterrichtsanstalten 
folgenden Fachbildungsschulen beziehungsweise Universitäten. Die 
Lehrordnung dieser Anstalten ist daher stets in der Weise allge- 
mein einzurichten, dass einer Berufswahl innerhalb der beiden 
grossen Berufsarten durch den Besuch einer solchen Anstalt nicht 
präjudicirt wird. 

Die rechtliche Stellung der Lehrer richtet sich nach dom 

7* 
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Maasse der directen Betheiligung des Staates bei der Errichtung 
und Unterhaltung höherer Schulen. 

Darnach wird bei Privat-, Korporations- und Gemeindeschulen 
eine Bestätigung, bei Provinzial- oder Staatsschulen eine Ernen- 
nung durch den Staat erfolgen müssen , also nur letztem^ der Cha- 
rakter der Staatsdiener zukommen. Ihren Befähigungsnachweis, welcher 
die Grundlage für die Entscheidung des Staates über Bestätigung 
und Ernennung bildet, müssen die Lehrer-durch die für die einzel- 
nen ünterrichtsstufen eingerichteten Prüfungen ablegen; wenigstens 
für die Lehrer an Real- und humanistischen Gymnasien werden voll- 
endete üniversitätsstudien gefordert werden müssen. 

Der Organismus der Staatsverwaltung des höhern Schulwesens 
schliesst sich an den Verwaltungsorganismus der Volksschule, zu- 
nächst an die Provinzial-(Landes-)Organe an, mit stärkerer Be- 
theiligung des amtlichen Organismus, je mehr der Staat aus seinem 
centralen ünterrichtsfonde zur Errichtung und Unterhaltung solcher 
Schulen beiträgt. Für die Schulen höherer Art sind die Lehrer- 
coUegien zunächst zur Verwaltung der Lehre die berufenen Organe 
des Staates und als solche mit dem übrigen Organismus in genaue 
lebendige Verbindung zu setzen. 

§ 27. Fachschulen. 

Auch die Fachschulen theilen sich nach dem Zwecke (den Be- 
rufsarten) in wirthschaftliche und gelehrte Schulen, wozu hier noch 
für eine dritte selbständige Berufsart die künstlerischen Fachbil- 
dungsanstalten treten, für welche die Vorbildung theils in den wirth- 
schaftlichen, theils in den gelehrten höheren allgemeinen Schulen 
erworben wird. Ferner ist auch hier nach der Höhe der Unter- 
richtsstufe und der grössern oder geringeren Wissenschaftlichkeit 
eine Unterscheidung in höhere und niedere Fachschulen zu machen, 
so dass sich das System der Fachschulen folgendermassen gliedert: 

1. Niedere wirthschaftliche Fachschulen, welche 
sich unmittelbar an die Volksschule oder an die niedern Fortbil- 
dungsschulen anschliessen. Hieher gehören: 

a) Praktische Ackerbau- (Bauern-) Schulen; 

b) Gewerbeschulen für die Erlernung technischer Fertigkeit in 
einzelnen Gewerben, wie Schiffahrts-, Webe-, Huf beschlagsschulen etc. 
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c) NiedereHandelsschulen zunächst für künftige Krämer, 
Frachtführer etc. 

Der Besuch solcher Anstalten ist vollständig freigestellt, daher 
auch keinerlei Rechtsanspruch aus dem erfolgreichen Besuche er- 
wächst. 

2. Niedere wissenschaftliche Fachschulen, gleich- 
falls im Anschlüsse an die Volks- und Fortbildungsschule, wie 

a) Schullehrerseminarien (Präparandenschulen), deren Besuch 
in der Regel die Bedingung künftiger Anstellung im niedern Schul- 
fache bildet. 

b) Bader- und Hebammen-Schulen, deren Besuch gleichfalls 
zur Voraussetzung der Ausübung niederer medizinischer Dienstlei- 
stung gemacht werden kann, so ferne solche staatlicher Autori- 
tät bedarf (siehe § 17). 

c) Militärschulen zur Erlernung militärwissenschaftlicher Kennt- 
niss für Unteroffiziere. 

3. Niedere künstlerische Fachschulen, Kunstgewerb- 
schulen, Zeichen-, Musikschulen, deren Besuch, wie die Kunst selbst, 
vollständig frei sein muss. 

4) Höhere wirthschaftliche Fachschulen* im An- 
schlüsse an die Realschulen und Realgymnasien. Der Besuch sol- 
cher Anstalten ist daher auch in der Regel bedingt von erfolg- 
reichem Besuche dieser allgemeinen Schulen und ist Bedingung einer 
jeden Anstellung im höheren technischen Staatsdienste. Hieher 
gehören : 

a) Die landwirthschaftlichen und Forstacademien ; 

b) Die polytechnischen Schulen und besondern Gewerbeacade^ 
mien, wie Bergwerk sacademien, Bauacademien ; 

c) die Handelsacademien, welche sehr häufig mit den vorigen 
vereint sind. 

d) Die Fachhochschulen, von denen jedoch 

e) Die polytechnischen Hochschulen zu unterscheiden sind, so- 
ferne auf denselben die gesammten auf die Realbildung bezüglichen 
Wissenschaften in rein theoretischer Weise vorgetragen werden. 



* Hierüber: Baumstark, üeber Staats- und landwirthscbaftl. Acade- 
mien, 1839. Hartenstein, üeber höhere landw. Lehranstalten. 1852. 
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Diese letztem, welche in unsrer Zeit erst im Entstehen begriffen 
sind, bilden eine eigenthüraliche Erscheinung auf dem Gebiete des 
üntetrichtswesens, indem sie in der Regel mit der Prätension einer 
Gleichstellung mit den Universitäten auftreten, ohne doch eine in- 
nere Berechtigung dazu zu haben. Sie sind nämlich ihrer ganzen 
Bestimmung nach keine universitates scientiarum sondern nur för 
einen — kleinen — Theil derselben eingerichtet und mit bestimmter 
Beziehung auf das praktische Leben und die technische Fachbil- 
dung gegründet. Es fehlen daher ihrem Wesen die Grundpfeiler 
einer Universität, Allgemeinheit und Allumfassendheit der Wissens- 
gebiete und Pflege reiner Wissenschaft ohne unmittelbare Beziehung 
auf praktische Anwendung. 

Die richtige Stellung polytechnischer Hochschulen ist also als 
Schlusspunkt des wirthschaftlichen Fachunterrichts. Darum darf die 
Lehre an diesen Anstalten aber auch nicht rein theoretisch sein, 
weil sie sonst ihren Zweck verfehlt, sondern muss immer auch auf 
die Erlernung der nothwendigen manuellen Fertigkeit Gewicht legen ; 
andrerseits muss die polytechnische Hochschule alle technischen 
Fächer in sich aufnehmen, die besondern Fachhochschulen absor- 
biren, weil nur durch solche Umfassendheit der Wissensgebiete die 
Blüthe einer Hochschule gehofft und die Anstalt vor dem Rück- 
falle zur einfachen polytechnischen Schule oder vor der Gefahr der 
Leistungsunfahigkeit bewahrt werden kann. Denn dem Bedürfnisse 
der Zeit, welches diese Anstalten hervorgerufen hat, wird nur durch 
solche Universalität Genüge geleistet, weil dieselbe allein im Stande 
ist Lehre und Lernende vor jener Vereinseitigung zu bewahren, 
welche die Schattenseite der strengen Arbeitstheilung unserer Zeit 
ist und ohne solche Anstalten auch bei den für die technischen 
Berufe Höchstgebildeten zum Schaden des wirthschaftlichen Gedeihens 
der Einzelnen und der Nation gewiss einreissen würde (siehe auch 
S 28). 

5. Höhere wissenschaftliche Fachschulen im An- 
schlüsse an die humanistischen Gymnasien oder ähnliche allgemeine 
Schulen. Hieher zählen: 

a) medizinisch - chirurgische Lehranstalten, als Vorbereitung 
für wund- und zahnärztliche Praxis, wohl auch ftir Pharmazeuten. 

b) Thierarzneischulen. 
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c) Rechtsacademien, welche jedoch wie die medizinisch-chirur- 
gischen Anstalten an dem Grundfehler der fachlichen Exclusivität 
leiden und gegenüber dem Postulate der innigen auch äussern Ver- 
bindung aller gelehrten Wissenszweige kaum gerechtfertigt werden 
können. 

d) Militäracademien zur Heranbildung eines tüchtigen Offiziers^ 
Standes. 

6. Höhere künstlerische Fachschulen sind die 
Maler-, Bildhauer-, Musikacademien, die Lehranstalten für drama^ 
tische Kunst, bei welchen ein besonderer Werth auf die intensivste 
persönliche Einwirkung des Lehrers auf den Schüler gelegt werden 
muss. In der Kunst schliesst sich die „Schule^ immer unmittelbar 
an den „Meister". 

Rechte und Pflichten des Staates sind hier die gleichen wie 
bei den höhern allgemeinen Schulen; das Prinzip der Freiheit der 
Benützung wird nur bezüglich derjenigen alterirt, welche auf Grund 
der hier gemachten Studien eine Anstellung im Staatsdienste an- 
sprechen. 

§ 28. Universitälen* 

Die Universitäten verfolgen das doppelte Ziel, in allen Wis- 
senschaften einen auf ihrem gemeinsamen geistigen Inhalt begrün- 
deten vollständigen Unterricht zu gewähren, und zugleich die höchste 
theoretische Ausbildung für die speciellen gelehrten Berufe darzu- 
bieten. Sie sind also Pflanzstätten der höchsten allgemeinen Bil- 
dung und zugleich die oberste Stufe für den besonderen Unterricht 
in den sämintlichen Fächern der gelehrten Berufsarten. Doch unter- 
scheiden sie sich von allen übrigen Anstalten für die allgemeine 
Bildung (§ 30) durch die Form des methodischen Unterrichts in 
welcher die Wissenschaften dargeboten werden, und von allen Fach- 
schulen durch ihre Universalität, welche weder gestattet, dass nur 
einzelne Zweige der Wissenschaft gelehrt, noch dass die einzelnen 



♦ Ausgezeichnetes hierüber (vielfach in Programmen und Gelegenheits- 
schriften) ist gesagt Ton Schleiermacher, Schelling, Savigny (in Ranke's Zeit- 
schrift), Döllinger, Sybel; Wessenberg, Die Reform der deutschen Univer- 
sität 1866. Meiners, Geschichte der Entstehung und Entwicklung der hohen 
Schulen. I— IV. 1802 ff. 
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Wissenschaften streng gesondert und unabhängig behandelt werden ; 
vielmehr liegt gerade die Eigenart des Universitätsunterrichts in 
dem Festhalten des innern Zusammenhangs sowohl der einzelnen 
Disciplinen eines grossen Wissensgebietes , als auch dieser unter 
einander, welcher Zusammenhang in der Lehre und in der innern 
Organisation der Universitäten zum Ausdrucke kommen muss. Da- . 
mit rechtfertigt sich wohl zur Genüge die besondere Stellung, welche 
die (deutschen) Universitäten* im ganzen Systeme der Unterrichts- 
anstalten einnehmen; aus dieser besondern Funktion welche die 
Universitäten für den Unterricht zu erfüllen haben ist auch ihre 
besondere äussere und innere Einrichtung zu entwickeln. 

T. Innere Organisation. 

1. Die Lehre. 

Entsprechend der doppelten Aufgabe der Universität, sowohl 
in allen Wissenschaften den vollkommensten Unterricht zu gewähren, 
als auch für die höhern gelehrten Berufsarten die wissenschaftliche 
Fachbildung zu vollenden, muss die Lehre a) allseitig, b) specialisfrt 
nnd c) streng wissenschaftlich sein. 

a) Es ist daher prinzipiell kein Zweig der Wissenschaft vom 
Universitätsunterrichte auszuschliessen, jeder neu auftretenden Wis- 
senschaft eine Stelle im Unterrichtssysteme einzuräumen. Jede er- 
hebliche Lücke in demselben ist ein Schritt zur Fachschule und 
damit zur Verleugnung der Universität. Dies gilt besonders be- 
züglich der technischen Wissenschaften, welche zwar, so weit sie 
für die Fachbildung nothwendig sind, an den polytechnischen Hoch- 
schulen erschöpfend gelehrt werden, nichtsdestoweniger aber doch 
auch auf der Universität gepflegt werden müssen. Denn dort wird 
die technische Wissenschaft um der Anwendung willen gelehrt, 
während sie hier um ihrer selbst willen aufgenommen sein muss; 
nur die Universität hat den Beruf, reine Wissenschaft zu treiben; 
auf die Anwendbarkeit ihrer Lehren wird sie zwar stets Rücksicht 



* Es ist selbstverständlich, dass hier nur yon Universitäten in deutschem 
Sinne nnd Geiste die Rede ist; die sog. englischen und romanischen Universi- 
täten tragen einen ganz andern Charakter; jene sind höhere aUgemeine Schulen, 
diese sind Fachschulen. 
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nehmen müssen, die Anwendung selbst und die Unterweisung in 
derselben liegt ausserhalb ihrer Aufgabe, ja sie widerspricht sogar 
ihrem Wesen. 

Neben diesem prinzipiellen Grunde für die Aufnahme der 
technischen Studien an den Universitäten sprechen auch noch prak- 
tische Gründe dafür, wie die Nothwendigkeit solcher Studien für 
künftige Administrativbeamte, sowohl im amtlichen als Selbstver- 
waltungsdienste, sowie die wünschen swerthe Ergänzung der natur- 
wissenschaftlichen und nationalökonomischen Disciplinen durch tech- 
nische Vorträge über Land- und Forstwirthschaft, Technologie, 
Handelskunde, Bergbau- und Hüttenkunde und Bauwesen. 

b) Die Specialisirung des Unterrichts geschieht, indem die 
sämmtlichen Wissenschaften nach grossen Gebieten getheilt werden, 
in den Facultäten, und innerhalb derselben auch die einzelnen 
Fächer getrennt behandelt werden. Durch diese Einrichtung ist 
der Forderung strenger wissenschaftlicher Arbeitstheilung Genüge 
geleistet und doch zugleich die Einheit der einzelnen Disciplinen 
eines grossen Wissensgebietps, wie der gesammten Wissenschaften 
gewahrt und ausgedrückt. 

Dabei entsteht die Frage, ob die Universitäten sich mit den 
vier alten Facultäten (theologische, juristische, medizinische und 
philosophische) begnügen können, oder ob die neu aufgetretenen 
umfassenden Wissenschaften, die Staatswissenschaften und Natur- 
wissenschaften, zu besondern Facultäten zusammengefasst und also 
von den juristischen und philosophischen Facultäten getrennt werden 
sollen. Was die ersteren anbelangt, so ist die Errichtung einer 
besondern Facultät für Staatswissenschaften, wegen ihres specifisch 
juristischen Charakters, nicht vortheilhaft und kein Bedürfniss; bei 
einer Zusammenfassung der staatswirthschaftlichen und privatwirth- 
schaftlichen (technischen) Wissenschaften zu einer besondern staats- 
wirthschaftlichen Facultät aber entstünde eine Zusammenwürfelung 
von Theilen der Social- und angewandten Naturwissenschaften, 
welche gegen die jeder Facultät nothwendige innere Einheit Ver- 
stössen würde. Hinsichtlich der naturwissenschaftlichen Facultäten 
dagegen ist mit Recht auf den innern Zusammenhang der Natur- 
wissenschaften mit der Philosophie zu verweisen und die Bedeutung 
derselben als allgemein bildende propädeutische Wissenschaften her- 
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vorzahebeu, so dass auch hier eine vollständige Trennung nicht 
gerathen erscheint. Das Zweckmässigste dürfte in beiden Fällen — 
besonders an grossen Universitäten — die Scheidung der juristi- 
schen und philosophischen Facultät in je zwei Sektionen sein, wo- 
durch dem Bedürfnisse der Specialität und der Einheit in gleicher 
Weise Rechnung getragen werden kann. 

c) Die strenge Wissenschaftlichkeit der Lehre prägt sich zu- 
nächst in der acroamatischen (Vortrags-) Form aus, sowie in der 
stets prinzipiellen und rein theoretischen Behandlung der einzelnen 
Lehren. Dabei bleibt nicht ausgeschlossen, dass neben diesen all- 
gemeinen Vorträgen auch praktische Collegien eingerichtet werden, 
welche jedoch prinzipiell nur als Ergänzung und Erläuteruag neben 
den Vorträgen bestehen, nicht aber diese selbst verdrängen sollen. 

In einzelnen Fächern ist eine solche Verbindung der Theorie mit 
der Praxis sogar nothwendig, wie bei den medizinischen Kliniken; 
bei anderen, z. B. den theologischen, philologischen, historischen 
Seminarien, sehr wünschenswerth ; auch für das rechts- und staats- 
wissenschaftliche Studium sind praktische Uebungen unter Anleitung 
des Lehrers von günstigen Wirkungen wegen der anhaltenden Ein- 
wirkung desselben auf die Schüler, der daraus entstehenden An- 
regung zu mehr wissenschaftlicher Thätigkeit und der intimeren 
Beziehungen zwischen beiden. Aber doch ist es nicht wünschens- 
werth, dass sich solch praktischer Unterricht auf Kosten der Lehr- 
vorträge übermässig erweitere, weil er die Gefahr der blossen Rou- 
tine statt tiefer wissenschaftlicher Begründung und die Gefahr der 
dauernden Unselbständigkeit bei den Schülern erzeugt und so nach 
beiden Seiten leicht gegen den Universitätszweck Verstössen könnte; 
auch ist es in der Wissenschaft durchaus nicht in dem Maasse 
Aufgabe des Lehrers, Schule zu machen, wie etwa in der Kunst. 

2. Die Lehrer. 

Die gleichen Grundsätze gelten auch für den Lehrkörper der 
Universität, daher müssen für alle Disciplinen der Wissenschaft 
Lehrer vorhanden sein und zwar wo möglich für jede abge- 
schlossene Disciplin ein besonderer Lehrer. Die Wissenschaft- 
lichkeit ihrer Leistungen wird zunächst gesichert durch Feststel- 
lung gewisser Bedingungen , von welchen der Zutritt zum Lehr- 



amte abhängt, ganz besonders aber wird sie gefördert und erhöht 
werden können durch vollkommene Freiheit der Lehre. 

Jede Wissenschaft fallt in die Scholastik zurück, wenn ihr 
Ziel und ihre Forschungsmittel durch ausser ihr selbst gelegene 
Vorschriften beeinflusst werden. Freie Auffassung der Lehre und 
Methode, insbesondere Freiheit von jeder polizeilichen Bevormundung 
aus politischen oder religiös- kirchlichen Rücksichten ist also die 
erste Forderung, welche im Interesse der Wissenschaft erhoben 
werden muss. Ebensowenig ist eine Beschränkung der Professorea 
auf die im Interesse der Specialisirung der Lehre nothwendigen 
Noniinalföcher gerechtfertigt; gerade die Freiheit der Lehre bürgt 
am besten für die Tüchtigkeit des Lehrers in dem von ihm 
gewählten Fache. Nur engherzige bureaukratische Befürchtung 
kann darin eine Gefahr für die Wissenschaft oder für den Unter- 
richt sehen. 

Die Professoren jeder Facultät bilden zusammen einen Lehr- 
körper für die Verwaltung der Lehre in dem abgeschlossenen 
Wissensgebiete derselben ; die Einheit und Wissenschaftlichkeit des 
ganzen Universitätsunterrichts wird durch das gleichfalls aus den 
Professoren zusammengesetzte allgemeine Verwaltungsorgan , den 
Senat mit dem Rector an der Spitze überwacht und erhalten; 
derselbe entscheidet auch über die Zulassung von Privatdozenten, 
sowie über die Besetzung vakanter Lehrstellen, soweit seine Com- 
petenz reicht; die definitive Besetzung der Lehrkanzeln steht jedoch 
dem Staate zu (siehe unten). Ebenso soll ihm die freie Verwal- 
tung aller innern Angelegenheiten der Universität unter Oberauf- 
sicht des Staates zustehen, soweit die gesetzlichen Grundlagen des 
Universitätswesens davon nicht berührt werden. 

3. Die Studenten. 

Da auf der Universität der doppelte Zweck verfolgt wird die 
Wissenschaft um ihrer selbst willen zu lehren und zugleich den 
höchsten fachlichen Unterricht für die gelehrten Berufsarten zu 
bieten, so sollten füglich die Studierenden auch in zwei Kategorien 
geschieden sein, in ordentliche und ausserordentliche Hörer, von 
denen die ersteren, in der Regel die Mehrzahl, sich zu einem be- 
stimmten Berufe ausbilden, die letztern ihrer allgemeinen Aus- 
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bildung wegen die Universität besuchen. Nur von der ersten 
Gattung Studenten kann mit Recht ein Nachweis genügender Vor- 
bildung gefordert werden, ebenso wie auch nur bezüglich dieser 
Prüfungen eingerichtet werden müssen. 

Auch die Studenten sollen an der Freiheit der Wissenschaft 
Theil haben. Lernfreiheit, sowohl bezüglich der Gegenstände, 
als ihrer Reihenfolge, ist aus Rücksicht für die Individualität, 
die Neigung und die besondern äussern Verhältnisse des Einzel- 
nen geboten; sie erweckt den Eifer, den wissenschaftlichen Sinn 
der Studenten und ist zugleich ein Sporn und Antrieb für den 
Professor; jedoch wird dabei die Bestimmung von ObligatcoUegien, 
— aber ohne vorgeschriebene Reihenfolge — für solche Studen- 
ten, welche auf Grund ihrer Studien einen Anspruch auf Staats- 
anstellung erheben wollen, immerhin aufrecht erhalten bleiben 
können. Jedoch müssen die Studenten unter der academischen 
Disciplin stehen, sowohl in Betreff ihres äussern Verhaltens, als 
ihrer Studien; die Eigenartigkeit und üngebundenheit des acade- 
mischen Lebens, welche Schleiermacher mit Recht als eine 
psychologisch-pädagogische Forderung bezeichnet, braucht darunter 
nicht zu leiden; aber anderseits dürfen auch die pädagogischen 
Rücksichten, so lange der Unterricht dauert, nicht ganz ausser 
Acht gelassen werden. Die früher allgemein bestandene academische 
Gerichtsbarkeit dagegen ist heutzutage durch nichts gerechtfertigt 
(siehe unten). 

IT. Aenssere Organisation. 

1. Die Universitäten sind Korporationen, welche aus der Ge- 
sammtheit der Lehrer, den immatrikulirten Studenten und aus den 
zur Geschäftsführung angestellten Beamten bestehen. Das früher 
besonders privilegirte academische Bürgerrecht hat seine Bedeutung 
verloren, wie auch alle Immunitäten und Privilegien der Universi- 
täten als unzeitgemäss und mit dem Rechtsstaate unvereinbar be- 
seitigt worden sind. Diess gilt insbesondere auch von der acade- 
mischen Gerichtsbarkeit*), welche in Criminalsachen bei 



* Vgl. hiezu die Gutachten von Courtin und Geyer in den Verhandlungen 
des 6. deutschen Juristentags. 1865. 
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dem gegenwärtigen Crirainalprocess mit seinem Anklageprinzip, 
seinen Geschwornen etc. ohnehin ein Privilegium odiosum geworden 
ist, in Civilsachen aber nicht nur überflüssig (auch in Anschauung 
der cansae) sondern auch im Widerspruche mit der Gleichheit vor 
dem Gesetze ist und gegen den Grundsatz der ünzulässigkeit aller 
Privilegien verstösst. Sie gefährdet den ächten Gemeingeist und 
Bürgersinn auf welchem die Zukunft der Staaten beruht. 

Die Verwaltung der Universität, sowohl nach ihrer wissen- 
schaftlich-pädagogischen, als nach ihrer ökonomischen Seite (Stif- 
tungs- und Vermögensverwaltung) wird nach aussen durch den 
Rector magnificus vertreten. 

2. Im Systeme der ünterrichtsanstalteq nimmt die Universität 
die höchste Stufe ein. Für die gelehrten Berufsarten ist sie die 
höchste Fachbildungsanstalt, daher für diese auch der Nachweis 
erfolgreichen Besuchs der höhern allgemeinen Schulen (humanisti- 
schen Gymnasien) die Voraussetzung bildet, ebenso wie von erfolg- 
reich bestandenen Universitätsprüfuugen ein Anspruch auf künftige 
Staatsanstellung in diesen Berufen abhängt. Als die höchsten 
Lehranstalten allgemeiner wissenschaftlicher Ausbildung steht den 
Universitäten, beziehungsweise den einzelnen Facultäten, das Recht 
zur Ertheilung des Doctorgrades zu, dessen früher bestandene 
besondere politische Vorrechte und Privilegien indess auch sämmt- 
lieh gefallen sind. 

3. Die Universitäten sind Staatsanstalten; Privatuniver- 
sitaten dürfen nur mit Genehmigung des Staates errichtet werden. 
Ihm steht auch die Oberaufsicht und die gesammte Leitung der 
Vermögens- und Unterrichtsverwaltung zu, so weit die Erhaltung 
der nothwendigen Einheit des Unterricht.swesens dadurch bedingt 
ist. Demnach muss auch die Anstellung und Besoldung der Pro- 
fessoren durch den Staat geschehen, während die Zulassung von 
Privatdozenten als innere Angelegenheit der Universität (dem Senat 
und der betreffenden Facultät) überlassen bleiben kann. Unter 
allen Umständen soll aber das Ministerium nur nach vorhergegan- 
gener Einvernahme der Universitätsorgane positiv in die Verhält- 
nisse der Universität eingreifen. 

Im Widerspruche mit dem Berufe der Universitäten und der 
Professoren steht eine dauernde Verwendung der juristischen Facul- 



110 

täten als Spruchcollegien für verwickelte Processe, oder gar als 
höchste Instanz fiir Civiljustiz; dagegen unterliegen Gutachten der- 
selben im Bedürfnissfalle keinem Bedenken. 

VI. Capitel. Bildungswesen. 

§ 29. Bildungsinittel. 

Zur Förderung der geistigen Entwicklung und Gesittung eines 
Volkes genügen die verschiedenen Unterrichtsformen noch nicht; die 
Volksschule setzt eine Weiterbildung des elementaren Unterrichts 
durch Lehre und Leben prinzipiell voraus; die höhern und Fach- 
schulen werden durch ihre besondern Zwecke beschränkt; und auch 
die Universitäten sind ihrer Aufgabe als Unterrichtsanstalten nach 
nicht berufen, die geistigen Güter der allgemeinen Bildung zum 
Gemeingute der Nation zu machen. 

Es bedarf daher noch besonderer Thätigkeit der Verwaltung, 
um ihrer allgemeinen Bildungsaufgabe nach allen Seiten hin gerecht 
zu werden ; zum Theile kann diess allerdings dadurch erreicht wer- 
den, dass die Unterrichtsanstalten neben den für ihren Zweck un- 
mittelbar nothwendigen Lehrgegenständen auch Elemente der allge- 
meinen Bildung aufnehmen und unter den Schülern verbreiten 
(Pflege der schönen Künste, allgemein bildende Lektüre etc.); 
immerhin wird auch diess die Anwendung besonderer Bildungs- 
mittel und die Thätigkeit besonderer Anstalten nicht entbehrlich 
machen, welche Mittel und Anstalten die Verwaltung theils selbst 
darzubieten, theils die von Privaten dargebotenen zu überwachen die 
Pflicht hat. 

Als Mittel zur Verbreitung allgemeiner Bildung können alle 
Einrichtungen angesehen werden, welche Jedem das für die Weiter- 
bildung nothwendige oder nützliche Material darbieten (Bibliotheken, 
Sammlungen, Ausstellungen) ; ferner erscheinen als solche alle An- 
regungen zu besonderer Leistung oder Ausbildung, entweder durch 
besondere in Aussicht gestellte Vortheile (Preisausschreibungen, 
Geldunterstützungen und Ehrenbezeugungen), oder durch Vorführen 
nachahmungswerther musterhafter Leistungen (Aufstellung von Kunst- 
werken, Bauten, Monumenten etc.), oder durch persönliche Einwir- 
kung auf den Bildungstrieb des Volkes (öffentliche Vorträge, Wan- 
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derlehrer); nicht minder die Vorführung von Kunstwerken, welche 
nach den Intentionen der Künstler eine combinirte Thätigkeit Ein- 
zelner erheischen (Theater, Konzerte); endlich die Presse als das 
wichtigste Mittel zur Verbreitung von Wissenschaft und Bildung 
in einem Volke. 

Mehrere dieser Bildungsmittel müssen wegen der Stellung des 
Staates und der besondern Aufgaben der Verwaltung noch näher 
betrachtet werden. 

1. Bibliotheken. 

Die Nothwendigkeit öflfentlicher Bibliotheken ergibt sich aus 
dem dringenden Bedürfnisse nach denselben zur Verbreitung allge- 
meiner Kenntnisse und zur Fortbildung des Volkes ebenso, wie aus 
dem Gesichtspunkte der Kosten solcher Sammlungen, welche der 
Privatmann aufzuwenden in der Regel ausser Stand ist; überdiess 
wird durch öffentliche Bibliotheken das Bedürfniss mit den gleichen 
Kosten viel vollkommener befriedigt werden können, als durch viele 
Privatbibliotheken. Solche für die allgemeine öffentliche Benützung 
bestimmte Bibliotheken können jedoch sowohl von einzelnen Pri- 
vaten oder Gesellschaften (Vereinen, Korporationen), als von den 
Gemeinden und dem Staate errichtet werden. 

a) Privatbibliotheken zu allgemeiner Benützung bestehen 
in der Regel nur als gewerbliche Unternehmungen (Leihbibliotheken). 
Der Staat hat kein Interesse, dieselben zu verhindern oder zu be- 
schränken, soferne nicht die von ihm zu überwachende öffentliche 
Sittlichkeit und besonders die bestehenden Strafgesetze verletzt 
werden. Die Befugniss der Polizeibehörden zur Schliessung solcher 
Unternehmungen muss prinzipiell im Gesetze und für jeden ein- 
zelnen Fall durch Richterspruch ausgesprochen sein. Das gleiche 
gilt von Gesellschaftsleihbibliotheken, während die nur für Gesell- 
schaftsmitglieder bestehenden nicht unter diesem Gesichtspunkte zu 
betrachten sind. 

b) Gemeindebibliotheken sind ein immer lebhafter ge- 
fühltes Bedürfniss der allgemeinen Bildung, deren Erweiterung ja 
auch unter die Aufgaben der Gemeindeverwaltungen fallt. Es 
können solche errichtet werden durch Stiftungen, aus den Mitteln 
des Gemeinde- und Schulvermögens ; der Staat soll die Möglichkeit 
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der Herstellung durch Zuschüsse aus dem allgemeinen Bildungs- 
fonde erleichtern. 

c) Bibliotheken der Unterrichtsanstalten sind noth- 
wendig, damit auch bei ihnen die Pflege allgemeiner Bildung neben 
dem besondern Unterrichte stets in umfassender Weise möglich sei. 
Die Errichtung, Instandhaltung und Beaufsichtigung solcher Biblio- 
theken richtet sich nach denselben Grundsätzen, welche bezüglich 
dieser Anstalten selbst gelten. 

d) Bibliotheken der Aemter und Behörden. In 
kleinem Umfange, zum Handgebrauche sind solche wohl bei jeder 
Behörde nothwendig; für die weitern Bedürfnisse, selbstverständ- 
lich mit vorzugsweiser Berücksichtigung der Fachliteratur scheint 
eine vereinigte Bibliothek in jeder Stadt, etwa bei der besondern 
Administrativbehörde, die billigste und zweckmässigste Einrichtung. 

e) Eine grosse allgemeine Staatsbibliothek ist 
nothwendig, weil ^sie allein den wachsenden Umfang der wissen- 
schaftlichen Arbeiten beherrschen und das Bewusstsein und Ver- 
ständniss des geschichtlichen Werdens der grossen geistigen Wahr- 
heiten möglich machen." (Stein.) 

Die Wahl des Ortes, wo sich diese Bibliothek befinden soll, 

wenn die Errichtung mehrerer nicht möglich ist, richtet sich nach 

dem dringendsten Bedürfnisse, also theils nach der Grösse der 

Stadt, der Zahl der daselbst befindlichen Gebildeten, dem Mangel 

. von . anderen (etwa Universitäts-) Bibliotheken. 

Solche Staatsbibliotheken nehmen dieselbe Stellung im Ver- 
waltungsorganismus ein, wie andere der Erfüllung einzelner Ver- 
waltungsaufgaben dienende Organe; die Beamten derselben sind 
also Staatsdiener, stehen unter dem Ministerium des Innern, welches 
nicht blos eine Oberaufsicht, sondern die volle administrative Lei- 
tung der Anstalt fuhrt. 

2. Sammlungen, sowohl wissenschaftliche als Kunstsamm- 
lungen, zeigen ganz ähnliche Verhältnisse; auch hier wird der Staat 
sich der Verpflichtung nicht entziehen können, durch direkte staat- 
liche Thätigkeit dem Bedürfnisse der allgemeinen Bildung zu ge- 
nügen, soweit durch Privatthätigkeit dasselbe nicht in ausreichender 
Weise befriedigt wird. 

3. Ausstellungen, mögen dieselben eine besondere oder 
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alle RichtoDgen der menschlichen Geistesthätigkeit umfassen, für 
kleinere oder grössere Kreise der menschlichen Gesellschaft be- 
rechnet sein, sind in erster Linie immer wirksame Bildungsmittel, 
weil sie den Gesichtskreis der Besucher erweitern, zur Vergleichung 
der Leistungen und damit zu ihrer Verbesserung anregen, neue 
Beziehungen in einem Volke oder zwischen den verschiedenen Völ- 
kern knüpfen und eine weitere Verbreitung geläuterter Anschauung, 
ein gleichmässiges allgemeines Verständniss in weiten Kreisen her- 
beizuführen vermögen. Daneben sind sie auch der Entwicklung 
der Volkswiithschaft günstig durch Erweiterung der Absatzkreise, 
durch genauere Bekanntmachung mit den Productionsbedingungen 
und Verhältnissen fremder Gegenden und Länder, so dass in ihnen 
einer der wirksamsten Hebel der Cultur gesehen werden muss, 
welche die neue Zeit hervorgebracht hat. Der Staat darf sich 
diesem Bildungsmittel gegenüber nicht gleichgültig verhalten; kleinere 
Ausstellungen für bestimmte Bezirke und zu besonderen Zwecken, 
wie lokale landwirthschaftliche und Industrieausstellungen, Kunst- 
ausstellungen u. dgl., werden zwar in der Regel durch Privatthätig- 
keit und Spekulation zu Stande kommen; doch kann die Verwal- 
tung auch hier durch Staatszuschüsse oder sonstige materielle 
Beihilfe (z. B. unentgeltliche Gewährung eines Lokals) der Privat- 
unternehmung fördernd zur Seite treten. Grossartig angelegte Aus- 
stellungen dagegen (besonders allgemeine Weltausstellungen) be- 
dürfen einer kräftigen positiven Unterstützung des Staates oder gar 
der unmittelbar staatlichen Unternehmung; zur Verständigung mit 
andern etwa concurrirenden Staaten sind diplomatische Verhand- 
lungen nöthig; den Ausstellern und Besuchern sollen besondere 
Vergünstigungen . (bei Benützung der Transportmittel, Zollfreiheit 
u. dgl.) gewährt werden; das Unternehmen selbst, wenn es von 
Privaten ausgeht, bedarf in der Regel einer staatlichen Garantie 
seines finanziellen Erfolges oder einer bedeutenden Staatssubven- 
tion; solche Kosten, welche bei gut geleiteten Unternehmungen 
ohnehin wieder gedeckt werden, dürfen jedoch die Verwaltung von 
ausgedehnter Benützung dieses Bildungsmittels nicht abschrecken. 

4. Theater. 

Die Aufgabe der Theater besteht in der Darstellung drama- 
tischer Kunstwerke, welche ihren vollen, mächtigen Einfluss auf 

Inunft-Stemeger, V«rwaltaii|;ilehre. 8 
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die Hebung und Förderung der aUgemeinen Bildung nur durch eine 
Verbindung mehrerer Künste (Poesie, Musik, darstellende Kunst) 
zu äussern vermögen. Gerade die Schwierigkeit und Kostspielig- 
keit guter theatralischer Leistungen legt der Verwaltung die Pflege 
der Theater nahe, weil das Bedürfniss der allgemeinen Bildung 
nach Vorführung solcher Kunstschöpfungen nur selten durch Pri- 
vatleistungen vollkommen befriedigt werden kann. 

Neben dem Bildungszwecke verfolgen auch die Theater in der 
Regel einen wirthschaftlichen Zweck, insoferne sie als gewerbliche 
Unternehmungen betrachtet und darnach eingerichtet werden. 

Von beiden Gesichtspunkten aus bedürfen die Theater prinzi- 
piell voller Freiheit, sowohl bezüglich der Wahl und der Art der 
Kunstdarstellungen, als bezüglich der wirthschaftlichen Seite des 
Unternehmens; und zwar im Interesse der Blüthe und Leistungs- 
fähigkeit der Theater selbst, wie auch im Interesse des Publikums; 
es ist diese Forderung der Freiheit auch nur eine besondere An- 
wendung der allgemeinen freiheitlichen Grundsätze in Bezug auf 
die allgemeine Bildung und die Kunst, wie in Bezug auf den Ge- 
werbsbetrieb. Zur Verhütung von Ordnungs- , Sittlichkeits- oder 
andern Gefahren, sowie zur üeberwachung der Bildungsaufgaben 
der Theater steht jedoch dem Staate ein allgemeines Oberaufsichts- 
recht wie über alle Privatbildungsanstalten zu. 

Diese Oberaufsicht übt die Verwaltung aus: 

1. Durch die Verpflichtung jedes Theaterunternehmers zur 
vorgängigen Anzeige seines beabsichtigten Unternehmens im Ganzen 
bei der Verwaltungsbehörde. 

2. Durch das Recht des freien Zutritts eines hiezti bestimm- 
ten Verwaltungsbeamten zu jeder theatralischen Darstellung. 

3. Durch Anwendung von Repressivraassregeln im Falle von 
Rechts- oder Ordnungsverletzungen seitens der Theaterdirektion; 
polizeiliche Schliessung einer Vorstellung; Polizeistrafen gegen den 
Director oder das Personal; Confiscation des Manuscripts, gesetz- 
widriger Dekorationen etc. darf nur auf einen Richterspruch hin, 
welcher die Zulässigkeit derselben ausgesprochen hat, erfolgen. 

Das gegenwärtig noch fast allgemein bestehende System der 
Theatercensur ist aus drei Gründen fehlerhaft. Einmal legt es das 
Urtheil über die moralische Zulässigkeit eines Kunstwerks zur 
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öflFentlichen Darstellung, und die Entscheidung über die Recht- 
mässigkeit einer solchen Darstellung in die Hand der Verwaltungs- 
organe, während zur Entscheidung über den Thatbestand einer 
Rechtsverletzung doch nur der Richter befugt ist, für Fragen der 
Moral aber ein öffentliches Forum überhaupt nicht besteht. Zwei- 
tens gefährdet die Theatercensur den wirthschaftlichen Erfolg eines 
Theaterunternehmens und damit das berechtigte Privatinteresse des 
Unternehmers, und stellt damit auch die dauernde Befriedigung des 
Theaterbedürfnisses zum Schaden der allgemeinen Bildung in Frage. 
Drittens erweist sich die Theatercensur als wirkungslos, theils wegen 
der Unmöglichkeit jedes vorzuführende Werk zuerst genau in Be- 
ziehung auf Sittlichkeit, politische Grundsätze, Rechtsverletzungen 
u. s. w. zu prüfen, theils wegen der doch immer vorhandenen Mög- 
lichkeit, bei der Darstellung eine Aenderung des der Behörde vor- 
gelegten Manuscripts vorzunehmen. 

Durch das System der administrativen Oberaufsicht in Ver- 
bindung mit einzelnen gesetzlich zulässigen Repressivmassregeln wird 
nicht blos die berechtigte Freiheit der Theaterunternehmung und 
damit ihre Leistungsfähigkeit für die öffentliche Bildung gesichert, 
sondern auch das öffentliche Interesse besser gewahrt, indem durch 
eine strenge richterliche Verfolgung wegen Verletzung der Straf- 
und Polizeistrafgesetze und die gesetzliche Androhung der Corifis- 
kation der dabei angewendeten Mittel jeder Direktor in der wirk-, 
samsten Weise zu seinem eigenen Censor gemacht wird. 

4. Eine weitergehende Oberaufsicht und Einflussnahme auf 
die Theaterverhältnisse wird insbesondere den Selbstverwaltungs- 
organen häufig dadurch möglich sein, dass Theaterunternehmungen 
wegen der, in der Regel im Besitz der Gemeinde befindlichen 
Theaterlokalitäten Verträge mit den Verwaltungsorganen abzuschlies- 
sen genöthigt sind, bei welchen dann die Interessen der Gemeinde 
und besonders der allgemeinen Bildung durch Vertragsbedingungen 
ausreichend sicher gestellt werden können; nur darf auch dadurch 
die nothwendige Freiheit der Kunstleistungen nicht beeinträchtigt 
werden. 

Die Interessen der allgemeinen Bildung machen es jedoch 

nothwendig, wenn durch private Speculation das Theaterbedürfhiss 

nicht hinlänglich befriedigt wird, dass von Seiten der öffentlichen 

8* 
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Verwaltung eine positive Thätigkeit in Bezug auf die Theater ent- 
faltet werde, welche sich aber natürlich im richtigen Verhältnisse 
der Bedeutung desselben zu den übrigen Bildungsmitteln und Ver- 
waltungsaufgaben überhaupt bewegen muss. Zunächst wird die 
Selbstverwaltung (Gemeinde, Provinz, Land) zur Beförderung und 
Herbeiziehung von Privatunternehmungen Subventionen von kür- 
zerer oder längerer Zeit gewähren, wodurch sie sich gleichfalls einen 
massgebenden Einfiuss auf die ganze Unternehmung erwerben 
kann. Dann aber macht das Bildungsbedürfniss die Errichtung 
und Erhaltung wenigstens eines grossen Theaters auf Staatskosten 
(Hof- und Natibnaltheater) nothwendig, welchem die Aufgabe der 
Pflege reiner, edler Kunst ohne Rücksicht auf den Ertrag zufallt. 
Solche Anstalten rechtfertigen sich durch den Werth der klassi- 
schen Kunst fär die allgemeine Bildung und durch die umfassende 
Aufgabe des Staates für dieselbe; darum trifft sie auch ungerecht 
der Vorwurf, dass sie nur Wenigen auf Kosten aller Steuerzahler 
einen Genuss verschaffen. 

Zwei Grundsätze aber müssen bei der Verwaltung von Staats- 
theatern festgehalten werden; sie dürfen eine feste Budgetposition 
nicht überschreiten und müssen dem Privateinflusse des Staats- 
oberhaupts ebenso entzogen sein, wie alle übrigen Staatsanstalten. 
Die Verwaltung der Staatstheater geschieht durch Staatsbeamte, 
welche unter dem Ministerium des Innern (oder des Unterrichts) 
eine unabhängige Stellung einnehmen; an jedem Staatstheater sollen 
auch eine Anzahl systemisirter Stellen mit fixen Gehalten för die 
ersten Partien im Schauspiele und in der Oper bestehen, neben 
welchen die Theaterverwaltung das übrige nothwendige Personal 
mit „freien Contrakten ohne Staatsdienerrechte anzustellen befugt 
sein soll. 

5. Die Presse.* 

Die Presse ist das vollkommenste Mittel zur Vervielfältigung 
und Verbreitung der geistigen Arbeit des Einzelnen durch die 
Buchdruckerkunst und andere Vervielfaltigungskünste , wie Holz- 
schnitt, Stahl- und Kupferstich, Lithographie, Photographie u. dgl. 

♦ Hierüber verbreiten sich ausführlich die YerhandlungeD des 6. deutschen 
Juristentags (Gutachten von Glaser und John). Ferner: Harum, Die öster- 
reichische Pressgesetzgebung. 1857. Pözl im Staatswörterbuche. 
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Durch sie werden die Ideen und Kenntnisse Einzelner zum Gemein- 
gute Aller gemacht, indem sie die Benützung der Resultate aller 
geistigen Arbeit Jedem in der leichtesten und bequemsten Form 
ermöglicht. Durch die Presse werden also zunächst die Mittel 
zur Verbreitung allgemeiner Bildung zahlreicher und zugänglicher 
und darin liegt schon ein ungemein wichtiger Einfluss derselben 
auf den Bildungszustand des Volkes. Sodann wird durch die 
Presse (besonders durch die Tagespresse) ein allgemeiner Gedanken- 
austausch herbeigeführt und damit tritt eine Erweiterung des Ge- 
sichtskreises, eine Reife des Urtheils durch Prüfung entgegenstehen- 
der Ansichten in viel voUkommnerer Weise ein, als diess durch 
mündlichen Gedankenaustausch möglich ist, weil durch die Presse 
eine fortwährende wechselseitige Einwirkung des Einzelnen auf das 
Ganze und der Gesammtheit auf den Einzelnen entsteht. 

Nach ihrer äussern Erscheinung ist auch die Presse ein ge- 
werbliches Unternehmen und zwar in einer zweifachen Form, als 
Druckergewerbe und als Verlagsgeschäft. Sie verfolgt daher neben 
der Bildungsaufgabe ein wirthschaftliches Ziel in einer von jener 
ziemlich unabhängigen Weise. 

Prinzipiell ist auch auf diesem wie auf allen Gebieten des 
allgemeinen Bildungswesens die Forderung voller Freiheit gerecht- 
fertigt; einerseits vom Gesichtspunkte der Bildungsaufgabe der 
Presse, welche sie um so voUkommner und sicherer wird erfüllen 
können, je ungehinderter sie dem jeweiligen Bedürfnisse sich anzu- 
schliessen vermag; der geistige Verkehr des Volkes wird wie der 
wirthschaftliche Verkehr um so lebendiger, daher um so befriedi- 
gender und erfolgreicher für die Bildung desselben sein, je weniger 
er durch gesetzliche oder polizeiliche Schranken in seinen Bewe- 
gungen gehemmt ist. Anderseits ist die Pressfreiheit auch die 
Voraussetzung der Entfaltung der wirthschaftlichen Verhältnisse 
der Presse, welche hinwiederum die Vollwirkung derselben auf 
Verbreitung und Verallgemeinerung der Bildung im Volke bedingt ; 
denn auch beim Pressgewerbe gilt der Satz, dass es zu um so 
grösserer Entfaltung und Blüthe gelangt, je freier die gewerbliche 
Goncurrenz ist und je weniger staatliche Einflüsse auf das gewerb- 
liche Leben sich geltend machen; am allerwenigsten aber ist an 
eine ausschliessliche Ausübung des Pressgewerbes durch den Staat 
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selbst zu denken, da dieser wie zu jedem directen Gewerbsbetriebe, 
so insbesondere zu diesem relativ am wenigsten befähigt und be- 
rufen ist, weil besonders bei der Presse nur durch das individuelle 
SchaflFen und Aufnehmen jene Lebendigkeit des geistigen Verkehrs 
entstehen kann, welche das Wesen und die Bedeutung dieses 
Bildungsmittels ausmacht. 

Demnach hat die prinzipielle Pressfreiheit zwei von einander 
wesentlich verschiedene Seiten. 

1. Muss es Jedem gestattet sein ein Pressuntemehmen in's 
Leben zu rufen und zu fahren (Freiheit des Pressgewerbes). 

2. Muss Jeder seine Meinung durch die Presse frei aus- 
sprechen dürfen (eig. Pressfreiheit). 

Die Schranken, welche der Pressfreiheit durch die Rechtsord- 
nung des Staates gezogen sein müssen, sind theils im Strafrechte, 
theils in der administrativen Ordnung des Staates gelegen. 

Das Pressstrafrecht wendet sich gegen die rechtswidrige 
That, welche durch die Presse bewirkt worden ist, weil eine Strafe 
nur auf concreter Thatbestandsbeschreibung eintreten darf. Das 
Strafgesetz bestimmt den zu einem Pressvergehen erforderlichen 
Thatbestand (der Injurie, Verleumdung, Aufreizung zu rechtswidriger 
physischer That) und enthält zugleich die Strafdrohung; der Richter 
entscheidet über das Vorhandensein des Thatbestands und über 
das in concreto zulässige Strafinaass. 

Daraus folgt, dass Geist und Tendenz eines Presserzeugnisses 
nie Gegenstand der Strafverfolgung sein kann, weil in einer Idee 
kein juristischer Thatbestand einer Gesetzesverletzung vorliegt, son- 
dern nur durch Präsumtion aus dem Inhalte gewonnen werden 
könnte; eine solche ist aber in dem Strafrechte unzulässig. 

In dem Strafgesetze muss aber auch die Zulässigkeit einzelner 
StraflFolgen, wie der Conflskation der sämmtlichen Exemplare, so- 
fern sie noch nicht in Privatbesitz übergegangen sind, des stehen- 
den Drucksatzes etc. prinzipiell anerkannt sein, welche Zulässig- 
keit im einzelnen Falle der Richter auszusprechen hat; die innere 
Berechtigung hiezu erhält das Gesetz aus der allgemeinen Aufgabe 
des Staates für Aufrechthaltung der Rechtsordnung, welche durch 
die mächtige Wirkung der Presse ganz besonders gefährdet wer- 
den kann. 
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Die administrative Ordnung des Presswesens verfolgt 
Zunächst das Ziel, dem Staate die Erfüllung seiner Aufgaben far 
das Bildungswesen, insbesondere die Durchführung einer allgemeinen 
Oberaufsicht über alle Bildungsraittel zu ermöglichen ; daneben dient 
sie aber auch der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung und der 
Strafverfolgung (in der besondem Form der gerichtlichen Polizei, 
deren nähere Betrachtung in die Lehre von der Justizverwaltung 
— Strafprocess — zu verweisen ist). 

Die im Interesse der allgeineinen Bildung gehandhabte Ober- 
aufsicht des Staates auf die Presse erstreckt sich über ihre wirth- 
schaftliche und geistige Seite. 

In erster Beziehung steht der Verwaltung das Recht zu: 

1. von jeder Unternehmung eines Druckergewerbes Anzeige zu 
verlangen; die Unterlassung muss durch das Polizeistrafgesetzbuch 
mit Strafe bedroht sein; 

2. die Ersichtlichmachung des Druckortes, Druckers und Ver- 
legers auf jedem Druckwerke vorzuschreiben und 

3. bei der Tagespresse insbesondere Anzeige eines jeden Unter- 
nehmens mit Angabe des Eigenthümers und des verantwortlichen 
Redacteurs zu fordern. 

In zweiter Hinsicht muss die Verwaltung das Recht haben: 

1. ein jedes Druckwerk unter ihrer vollen Verantwortlichkeit 
mit Beschlag zu legen, wenn das Vorhandensein einer Rechts- 
widrigkeit in demselben bekannt wird, oder die Verwaltung solches 
anzunehmen Grund hat; 

2. den Vertrieb eines Drückwerks unter diesen Voraussetz- 
ungen zu verbieten, wodurch dieser, nicht aber der Besitz eines 
Exemplars polizeilich strafbar wird. In jedem solchen Falle sind 
jedoch die verantwortlichen Personen die sofortige Einleitung einer 
strafrechtlichen Untersuchung zu fordern berechtigt; 

3. von der Tagespresse besonders die Vorlage eines Pflicht- 
exemplars zu verlangen, was gleichzeitig mit der Ausgabe eines 
jeden Blattes geschehen muss. 

4. Die periodische Presse ist auch zu verpflichten jede amt- 
liche Berichtigung einer irrigen Mittheilung unentgeltlich aufzunehmen. 

5. Für besondere Fälle muss ein Verbot einzelner Mitthei- 
lungen bestehen, wie z. B. von Gerichtsverhandlungen vor Beginn 
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des öffentlichen Verfahrens, von militärischen Mittheilungen während 
des Krieges u. dgl. 

Damit ist der Verwaltung ausreichende Möglichkeit gegeben, 
sowohl sich beständig Kenntniss zu verschaffen über die thatsäch- 
liehen Verhältnisse der Presse, als auch Rechts- und Ordnungs- 
verletzungen vorzubeugen. Daher sind auch alle früher gegen die 
Freiheit der Presse angewendeten polizeilichen Systeme fehlerhaft; 
das Prohibitivsystem, in Verbindung mit der Concessionirung 
der Pressgewerbe wegen der damit geschaffenen absoluten Polizei- 
willkür und der feindseligen Stellung der Verwaltung gegenüber der 
gesammten Presse ; das Präventivsystem (Censursystem) wegen 
des Kampfes der Polizei mit dem Geiste des Druckwerks und mit 
den Ideen eines freien geistigen Aufschwunges im Volke; das 
Repressivsystem wegen des Strebens, den Geist der Presse durch 
Bedrohung der Existenzberechtigung des Unternehmens abhängig 
zu machen, indem die materiellen Interessen desselben abhängig 
gemacht werden und insbesondere, jede Opposition gegen die be- 
stehende Regierung dadurch zu unterdrücken, dass ein allgemeines 
Pressdelict als „Aufreizung zu Hass und Verachtung gegen die 
Regierung** formulirt wird, während damit doch keinerlei objec- 
tive Thatbestandsbeschreibung, als Voraussetzung einer Anwendung 
des Strafgesetzes, gegeben ist, auch offenbar keine strafbare An- 
stiftung oder Aufreizung vorliegen kann, wo die Handlung selbst, 
zu welcher angereizt wird (Hass und Verachtung) keiner Bestra^ 
fung unterliegt. 

Einen starkem Einfluss, als auf Grund des allgemeinen Ober- 
aufsichtsrechts über das Bildungswesen der Verwaltung zukommt, 
kann sie auf die Presse ausüben durch positive Unterstützung 
einzelner Pressonternehmungen oder Presserzetignisse (z. B. bei 
wünschenswerthen, aber theuren, wissenschaftlichen Publikationen, 
offiziösen und inspirirten Zeitungen u. dgl.), oder durch eigne 
Pressunternehmungen, wie Staatsdruckereien, offizielle Zeitungen, 
Gesetz- und Verordnungsblätter etc. etc.; nur ist auch hier zu 
betonen, dass der Staat sich auf gewerbliche Unternehmungen 
nur im Falle eines unabweisbaren Bedürfnisses einlassen soll. 
Das Bedürfniss nach einer offiziellen oder offiziösen Tagespresse 
richtet sich zunächst nach der mehr oder minder sichern SteUung 
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der jeweiligen Regierung zum Volke; die Entbehrlichkeit einer 
solchen Presse ist ein Zeichen der consolidirten, geordneten Zu- 
stande in einem Staate; die ofBcielle oder officiöse Mittheilung ein- 
zelner Thatsachen, Actenstücke etc. etc. an die Tagespresse wird 
jedoch immer ein Bedürfhiss bleiben und die Regierung darf auch 
keine Gelegenheit versäumen, über die in der Presse bezüglich 
ihrer Massregeln oder Intentionen verbreiteten irrigen Ansichten 
zur rechten Zeit die nöthigen Berichtigungen und Aufklärungen 
zu veranlassen. 

§ 30. Bildungsanstalten. 

Die Bildungsanstalten nehmen aus mehrfachen Gründen eine 
besondere Stellung des allgemeinen Bildungswesens ein. Sie sind 
verschieden 

1. von solchen durch Privatthätigkeit entstandenen Anstalten 
und Unternehmungen, welche nur ihrer Wirkung nach in erster 
Linie für die allgemeine Bildung bestehen, während sie ihrem 
nächsten Zwecke nach in den Bereich der wirthschafUichen Thätig- 
keiten fallen, wie Ausstellungen, Theater, Presse; 

2. von solchen Anstalten, deren Aufgabe es ist, nur Bildungs- 
mittel zu sammeln und zu gewähren, aber nicht unmittelbar durch 
persönliche Leistungen fiir die allgemeine Bildung zu wirken, wie 
BibUotheken und öffentliche Sanmilungen. Im Gegensatze zu diesen 
Bildungsmitteln verfolgen die Bildungsanstalten den Zweck, durch 
persönliche Thätigkeit ihrer Organe und Mitglieder die allgemeine 
Bildung in erster Linie zu fördern und zu verbreiten. Es kommen 
hauptsächlich zwei Arten solcher Bildungsanstalten in Betracht, 
nämlich 1) Bildungsvereine und wissenschaftliche (gelehrte) Gesell- 
schaften; 2) Academien der Wissenschaften und Künste. 

1. Bildungsvereine und wissenschaftliche Gesell- 
schaften sind private Vereinigungen mit dem doppelten Zwecke, 
sowohl die Kenntnisse und die Bildung der Mitglieder zu erweitem, 
als auch auf die allgemeine Bildung des Volkes einen Einfluss aus- 
zuüben. Dabei können solche Vereinigungen bestehen entweder für 
besondere Kategorien des Volkes, wie Arbeiter-Büdungsvereine, 
oder für besondere Richtungen des geistigen Lebens oder der Ein- 
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sieht der Bevölkerung, wie Bildungsgesellschaften zur Pflege reli- 
giösen Lebens, gelehrte Gesellschaften, landwirthschaftliche, gewerb- 
liche Bildungsvereine, oder fiir die Gesammtheit des geistigen Lebens 
wie Lesevereine, Vereine zur Verbreitung gemeinnütziger Kennt- 
nisse etc. etc. Die Stellung der Verwaltung zu solchen Anstalten 
ist in der Regel eine passive, mit dem Prinzipe allgemeiner Ge- 
stattung nach den Grundsätzen der Vereinsverwaltung (siehe IV. Ab- 
theilung); dabei, ist aber die positive Förderung durch die Ver- 
waltung durch Gewährung materieller und moralischer Unter- 
stützung, wo solche begehrt wird und möglich ist, durchaus nicht 
ausgeschlossen, sondern liegt sogar in der allgemeinen Aufgabe der 
Verwaltung für die Bildung des Volkes. 

2. Wissenschaftliche und künstlerische Acade- 
mien* sind staatliche Bildungsanstalten, welche in der Vereini- 
gung hervorragender Männer aus allen Gebieten der Wissenschaft 
und Kunst bestehen, eine besondere Organisation mit Selbstver- 
waltung ihrer innern Angelegenheiten haben und die Aufgabe ver- 
folgen, mit ihrer Autorität die Ergebnisse wissenschaftlicher und 
künstlerischer Leistung als dauerndes Besitzthum eines Volkes oder 
des ganzen Geisteslebens zu constatiren, wissenschaftliches und künst^- 
lerisches Streben überall zu fördern und mit ihren ausgedehnten 
Mitteln zu unterstützen, durch die eigenen Leistungen ihrer Mit- 
glieder Vorbilder vollkommener geistiger Arbeit aufzustellen, und 
durch die Wahl ausgezeichneter Männer zu Mitgliedern den Ehr- 
geiz und das geistige Schaffen anzuspornen. 

Die Wirksamkeit solcher Staatsanstalten darf jedoch nicht 
allzuhoch angeschlagen und überschätzt und desshalb das Mass 
des Staatsaufwandes für dieselben nicht soweit ausgedehnt werden, 
dass die richtige Verhältnissmässigkeit mit den Staatsleistungen 
auf den andern Gebieten des Bildungs- und ünterrichtswesens da- 
durch verletzt würde. 



* Hieza u. a. J. Grimm, Ueber Schale, Unifersität, Academie. 1850. 
Blantschli im Staatswörterbache. 



DEITTE ABTHEILUNG. 
Die Verwaltung des wirthschaftlichen Lebens,' 



§ 31. Die Bedeutung der Volkswirthschaft für 

den Staat. 

In der Verwaltung des persönlichen Lebens verfolgt der Staat 
die Aufgabe, die Entwicklung und Entfaltung der physischen und 
geistigen Eigenschaften des Menschen — der Persönlichkeit mög- 
lich zu machen durch Beseitigung aller Hindernisse der Freiheit 
des Einzelnen und durch positive Mitwirkung bei der Herstellung 
aller Lebensbedingungen, welche der Mensch aus eigener Kraft und 
durch die Leistung der gesellschaftlichen Vereinigung sich in aus- 
reichendem Maase nicht zu verschaffen vermag. Denn jede voll- 
tüchtige Person ist eine Stärkung der Volkskraft und daher des 
Staates selbst. 

Damit ist die Verwaltung des persönlichen Lebens abge- 
schlossen. Ihre weitern Aufgaben erhält die Verwaltung durch das 
Gesellschaftsleben, in welchem der einzelne Mensch die Bedingung 

* Ausser dem klassischen Hauptwerke tod Bau, Grundsätze der Volks- 
wirthschaftspolitik (IL Band seines Lehrbuchs der polit. Oekonomie] 5. Aufl. 
1862, TgL noch insbesond. Kudler, Grundlehren der Volkswirthschaft 11. Bd. 
2. Aufl. 1856, und M. Wirth, Nationalökonomie. U. Band. 2. Aufl. 1862. 
Stein, Yerwaltungslehre YU. Mo hl, Polizeiwissenschaft 11. — Viel Beleh- 
rung findet sich auch in den drei Hauptzeitschriften: Zeitschrift für die gesamm- 
ten Staatswissenschaften (bis jetzt 26 Bände); Jahrbücher für Nationalökonomie 
Ton Hildebrand (8 Jahrgänge), und Vierteljahrschrift für Volkswirthschaft und 
Cnltorgeschichte (8 Jahrgänge). 
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seiner eigenen Bedürfnissbefriedigung und das Feld seiner Thätig- 
keit fiir die Gesammtheit sucht und findet. Er tritt hier dem 
Staate nur als Theil der bürgerlichen Gesellschaft entgegen ; darum 
nimmt auch der Staat fortan auf seine Privatunternehmungen, seine 
Stellung und Verbindung in der Gesellschaft keinen directen Einfluss. 
Das gesellschaftliche Leben tritt im Staate in zwei Haupt- 
formen auf: 

1. als gesellschaftliche Verbindung zur Gewinnung der wirth- 
schaftlichen Güter, deren das Leben bedarf (Volkswirthschaft). 

2. als gesellschaftliche Verbindung zur Befriedigung aller gei- 
stigen Bedürfnisse (sociales Leben). 

Die Volkswirthschaft, das menschliche Gesellschaft^- 
leben in Bezug auf die wirthschaftliche Güterwelt, bewegt sich 
nun nach Gesetzen, welche nicht vom Staate ausgehen oder in ihm 
die Endpunkte ihrer Wirksamkeit haben , sondern auf den Anlagen 
und Neigungen der Menschen beruhen. Bei ungehinderter Entfal- 
tung aller wirthschaftlichen Kräfte wirken diege Gesetze der Volks- 
wirthschaft in schönster Harmonie auf die immer vollkommnere . M 
Befriedigung des menschlichen Gesammtbedarfs an wirthschaftlichen 
Gütern hin. 

Je grösser aber bei den gesteigerten Verkehrsbeziehungen der 
Völker untereinander das Gebiet der Wirksamkeit dieser volks-. I i 

wirthschaftlichen Gesetze wird, desto leichter kann auch bei einer fi| 

für das Ganze günstigen Vertheilung der wirthschaftlichen Güter 
für einzelne Völker oder Volkstheile ein ungünstiges Verhältniss 
entstehen. 

Es liegt nun aber in dem Selbsterhaltungstriebe des Staates und 
ist eine Seite seines Machtzweckes, dass er gerade seine Angehörigen, 
das Staatsvolk, auch in wirthschaftlicher Beziehung möglichst günstig \Mi 
gestellt zu sehen verlangt. Darum kann auch der Staat der Entwick- :§| 
lung der Volkswirthschaft nicht gleichgültig zusehen, sondern er 
muss die Beförderung der wirthschaftlichen Interessen gerade sei- 
ner Bürger als eine seiner vorzüglichsten Aufgaben erkennen. 
Denn eine gute Entwicklung der Volkswirthschaft ist nicht nur 
eine Bedingung eines hohen Culturznstandes für ein Volk, sondern 
bedingt auch die Existenz und Leistungsfähigkeit eines Staates 
gar mannigfach! ^^ 
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Es können daher Gonflikte zwischen den Forderungen der 
vom Staate absehenden Volkswirthschafb und den Interessen eines 
einzelnen Staates vorkommen, welche derselbe, wenn sie seine 
Existenz bedrohen, nach dem Gesetz der Selbsterhaltung mit allen 
zu Gebote stehenden Mitteln der Politik zu seinen Gunsten zu 
entscheiden bestrebt sein mnss. Es ist also auch bei dem Prin- 
zipe wirthschafblicher Freiheit durchaus nicht jedes Eingreifen der 
Staatsgewalt verwerflich; es handelt sich fiir die Verwaltung nur 
um die Findung eines Systems, nach welchem die Forderungen 
der Yolkswirthschaft mit denen der Gesellschaft und des Staates 
in Einklang gebracht und erhalten werden kann. 

Ein solches System hat als nicht erst zu beweisende Voraus- 
setzungen die Nothwendigkeit des Staates , wie sie sich aus dem 
Gesellschaflsbegriffe ergibt, die staatsbürgerliche Gleichheit der 
Menschen, (daher keinerlei Privilegium oder Bevorzugung) und die 
prinzipielle Nothwendigkeit der wirthschaftlichen Freiheit, des Be- 
sitzes, Erwerbs und Verbrauchs, weil die Volkswirthschaft von 
Gesetzen beherrscht wird, welche ihre günstige harmonische Wir- 
kung nur bei voller Freiheit erzielen können. 

Alle Verwaltungsmassregeln müssen daher diesen Prinzipien 
entsprechen. 

1. Wo der Staat nicht ein eminentes Interesse gefährdet 
glaubt, ist die Privatfreiheit nirgends einzuschränken. 

2. Staatsmassregeln dürfen nie für einzelne Personen oder 
Klassen, sondern immer nur für alle Staatsbürger ergriffen wer- 
den. Nur für Fälle vorübergehenden besondern Nothstandes mö- 
gen Ausnahmen zulässig sein. 

3. Widerspruch einer Staatsmassregel mit den Forderungen 
der Volkswirthschaft kann höchstens ausnahmsweise dann zulässig 
sein, wenn dieselbe nur vorübergehend sein soll, in welchem Falle 
die Wirksamkeit wirthschaftlicher Gesetze wirklich aufgehalten wer- 
den mag; oder wenn es sich um staatliche Existenzfragen handelt, 
wo dann der politische Sinn der Bürger sich das volkswirthschaft- 
liche Opfer gefallen lässt. 

Es ist übrigens eine irrige Anschauung, als ob die sogenannten 
volkswirthschaftlichen Naturgesetze so mächtig wirkten, dass da- 
neben die Staatsgewalt machtlos wäre; diese Gesetze wirken, wie 
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alle Gesetze des menschlichen Geistes (ntir in übertragener Bedeu- 
tung Naturgesetze) nur in gewissen Tendenzen. Die concrete Form, 
in welcher ihre Wirkungen zu Tage treten, wird fast immer durch 
äussere Einflüsse herbeigeführt und es ist nicht abzusehen, warum 
der Staat seine Machtmittel, insbesondere seine rechtsbildende Kraft, 
nicht gleichfalls zur Beeinflussung des wirthschafllichen Lebens in 
seinem Sinne ^sollte verwenden dürfen. Mehr ist der Staat auch 
andern socialen Gesetzen gegenüber zu leisten nicht im Stande; 
denn da er durch die Bevölkerung getragen ist, so muss er auch 
hier dem Genius derselben, dem Zeitgeiste folgen. 

I. Capitel. Besitz und Eigenthum. 

§ 32. Die Ordnung der Besitz- und Eigenthums- 

verhältnisse. 

Wie die absolute Volkszahl und die Vertheilung und Bewegung 
der Bevölkerung im Staate die Objekte besonderer Verwaltungs- 
aufgaben sind, (Bevölkerungspolitik und Bevölkerungsordnung § 13 
und 14) so ist es auch die Thatsache des Eigenthums, seine Ver- 
theilung unter den Staatsangehörigen und sein Wechsel. Darum 
fallen auch der Verwaltung hier ganz ähnliche Aufgaben zu: eine 
selbstbewusste Eigenthumspolitik festzuhalten und durchzu- 
fuhren , und eine die genaue Kenntniss aller Eigenthumsthatsachen 
stets ermöglichende Ordnung der Eigenthums- und Besitz- 
verhältnisse herbeizuführen. 

I. Die Eigenthumspolitik geht von der Freiheit und ün- 
verletzlichkeit des Privateigenthums ebenso aus, wie die Bevöl- 
kerungspolitik von dem Prinzipe der persönlichen Freiheit. Den 
Beweis der Nothwendigkeit und inneren Begründung dieser Prin- 
zipien liefert die Rechtsphilosophie. 

Von einer günstigen Vertheilung des gesammten Eigenthums 
hängt aber nicht bloss die wirthschaftliche Blüthe eines Volkes 
und besonders das Gedeihen aller einzelnen Volksklassen ab; auch 
das nothwendige sociale Gleichgewicht im Volke und die Leistungs- 
fähigkeit des Staates selbst ist von derselben in hohem Grade 
bedingt. 
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Diese Erkenntniss musste in der Staatsverwaltung das Be- 
dürfniss erzeugen auf die Eigenthumsverhältnisse des Volkes einen 
bestimmenden Einfluss zu nehmen, um sich wenigstens politischer 
Consequenzen aus einer ungünstigen Eigenthumsvertheilung durch 
Verhinderung oder Beseitigung derselben zu erwehren. 

Daraus sind die Landvertheilungen bei den Griechen, die 
leges agrariae der Römer hervorgegangen; auf denselben Er- 
wägungen bemhten alle Theilbarkeits- und Verfiigungsbeschrän- 
kungen welche in den Zeiten des Polizeistaates besonders auf dem 
Grundeigenthume lasteten; selbst die socialistischen und communi- 
stischen Heilversuche unserer Tage knüpfen an denselben Ge- 
danken an.* 

Unter der Herrschaft der modernen Prinzipien der ünverletz- 
lichkeit des Eigenthums und der wirthschafllichen Freiheit (S 31) 
erscheinen solche Massregeln als ungerechtfertigte Eingriffe der 
Staatsgewalt in die Rechtssphäre des Einzelnen und der Gesell- 
schaft; die Verwaltung darf sich daher, abgesehen von der Re- 
sultatlosigkeit derselben, solcher Zwangsmittel zur Herbeiführung 
einer günstigen Vermögensvertheilung nicht mehr bedienen. Sie be- 
findet sich daher hier in ähnlicher Lage wie bei der Bevölkerungs- 
politik; sie muss vorzugsweise auf indirectem Wege die Herbei- 
führung des wünschenswerthesten Zustandes erstreben. 

Eine ungünstige Vertheilung des Vermögens kann eintreten: 

1. Durch übermässige Anhäufung von Vermögen in der Hand 
Einzelner neben einer zahlreichen ganz besitzlosen Klasse. Geld- 
oligarchie, Latifundien bildung — Pauperismus, Proletariat. 

2. Durch eine übermässige Zersplitterung besonders des Grund- 
eigenthums, welche, wenn sie nicht mit der Latifundienbilduug zu- 
sammentrifft, nur in einer Uebervölkerung begründet sein kann. 

ad 1. Je weniger die Verwaltung in erster Beziehung direkt 
eingreifen kann, desto mehr muss sie ein wachsames Auge auf die 
Verhältnisse haben; denn sie sind immer Anzeichen ungesunder 
Zustände, welchen sehr oft auf anderem Wege abgeholfen werden 
kann, während ein directes Eingreifen des Staates ein Verstoss 



* Vgl. hiezu A. -Wagner, Die Abschaffung des privaten Grundeigen- 
thums. 1870. 
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gegen die Rechtsordnung wäre. Vorzugsweise liegt in solchen Zu- 
ständen eine Aufforderung zur Prüfung der wirthschaftlichen Gesetz- 
gebung, insbesondere auch der übrigen Verwaltungsmassregeln für 
das persönliche und sociale Leben; von der Beseitigung aller recht- 
lichen Hindernisse einer wirthschafblich richtigen Vertheilung des 
Grundeigenthums (Aufhebung des ständischen und geschlossnen 
Grundbesitzes) hängt zumeist die dem Bedürfnisse des Volkes ent- 
sprechende Vertheilung ab. 

ad 2. Eine übermässige Vermö^enszersplitterung, wodurch 
der sogenannte Mittelstand gänzlich beseitigt würde, kann beson- 
ders in socialer Beziehung eine ungünstige Vermögensvertheilung 
genannt werden, vorzugsweise in dem Falle, wo eine zahlreiche ganz 
besitzlose Klasse neben wenigen Reichen und einer im übrigen sehr 
gering bemittelten Volksklasse besteht; eine Zersplitterung, wodurch 
die übrwiegende Mehrzahl der Bevölkerung in den Bezitz eines 
wenn auch kleinen Vermögens gelangt ist, wäre dagegen ökono- 
misch sogar ein günstiger Zustand, besonders da die Macht der 
Association des beweglichen Vermögens die Wirksamkeit kleiner 
Vermögen erheblich zu steigern vermag. 

Das Grundeigenthum zeigt dagegen besondere Verhältnisse, 
indem dasselbe nicht so leicht associirt werden kann, und eine 
übermässige Parcellirung der Grundstücke ihre Productivität (aus- 
genommen in Städten) absolut verringert. Man hat desshalb der- 
selben durch mannigfache Vorbeugungsmittel zu steuern versucht. 

Früher bestanden wohl allgemein die sog. geschlossnen Güter, 
welche ohne besondere Bewilligung der Verwaltung nicht getheilt 
werden durften; als das Bedürfniss der Volkswirthschafl diess 
nicht mehr unbedingt aufrecht erhalten Hess, gestattete man Ab- 
trennung einzelner Theile (walzende Grundstücke) nur bis zu einer 
gewissen Quote des gesammten Gutes, oder man setzte ein untheil- 
bares Minimum, Besitz- oder Parcellenminimuni fest (Güter- oder 
Stückschluss). Solche gesetzliche Bestimmungen erwiesen sich, ab- 
gesehen von dem darin gelegnen Verstösse gegen das Princip der 
Freiheit des Eigenthums und des wirthschaftlichen Verkehres, als 
unwirksam, weil der wirthschafblich ungünstige Zustand der Zwerg- 
wirthschafb dann nur in andrer Form auftrat (Zwergpacht) die noch 
dazu ökonomisch und social der verbotnen Form nachstand. 
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Noch weniger zulässig erscheint es, in jedem Einzelfalle die Be- 
hörde entscheiden zu lassen, oder gar Strafbestimmungen gegen 
gewerb«^niässige Gutszertrümmerung (Hofraetzgen) aufzustellen. 

Am wirksamsten kann noch einer leichtsinnigen oder schwindel- 
haften Theilung des Grundbesitzes vorgebeugt werden: 

1. durch Erschwerung des Besitzwechsels bei Grundstücken 
durch strenge Grundbuchs- und Hypothekenbnchsvorschriflen , die 
schon im Interesse der Eigenthumsordnung geboten sind, sowie 
durch hohe Besitzveränderungsabgaben, wobei jedoch ein billiges 
Mass nicht überschritten werden darf; 

2. durch Verpflichtung des Eigenthümers zum Eintrag in die 
Grundbücher als Bedingung der Wiederveräusserung oder Parcel- 
lirung ; 

3. durch die Gestattung der Errichtung von Fideicommissen 
und Erbgütern, welche jedoch, um aufrecht erhalten zu bleiben 
von dem Erben des Gründers oder Besitzers immer wieder er- 
neuert werdon müssen. Damit darf jedoch keine Beseitigung der 
Pflichttheilsberechtigungen verbunden sein. 

4. Einer Latifundienbildung durch den Staat im Interesse der 
Beseitigung übermässiger Parcellirung stehen dieselben Erwägungen 
entgegen, welche für Beseitigung der Domänen sprechen, sowie das 
Prinzip der wirthschaftlichen Verwaltung, welches Massregeln zu 
Gunsten einzelner Klassen der Bevölkerung auf Kosten Aller ver- 
bietet. Höchstens Hesse sich eine solche als ein Stück innerer 
Colonisation im Interesse der Armenpflege rechtfertigen. 

Im Allgemeinen ist auch hier an das Prinzip zu erinnern, 
dass die wirthschaftlichen Gesetze in der Freiheit harmonisch 
wirken, und dass der Staat nur dann sein Interesse gegen 
dieselben zu vertreten Veranlassung hat, wenn ihm wirksame 
Mittel zur Seite stehen und nicht der kleine Vortheil des Staates 
durch einen grössern Nachtheil für das wirthschaftliche Leben 
erkauft wird. 

II. Die Ordnung der Eigenthums- und Besitz- 
verhältnisse kann von der Verwaltung theils durch möglichst 
genaue Kenntniss der Vermögensthatsachen , theils durch formelle 
Vorschriften in Betreff des Wechsels der Eigenthümer und Besitzer 
einer Sache, theils endlich durch eine auch auf das Vermögen sich 

Inatna-Stqimoi^g, Wrwnltuntjshshre. 9 



130 

erstreckende durchgreifende Administrativ-Eintheilung des Landes 
hergestellt nnd erhalten werden. Diese Aufgaben der Verwaltung 
werden durch folgende Massregeln gefördert. 

1. Allgemeine Vermögensstatistik. Eine vollständige 
direkte Vermögensaufnahme wird, abgesehen von den unüberwind- 
liehen Schwierigkeiten, auch wegen mangelnder Berechtigung der 
Verwaltung, in die Privatverhältnisse des Einzelnen einzudringen, 
nicht möglich sein. Die statistischen Erhebungen und Schätzungen 
können daher zunächst nur auf Grund von Anhaltspunkten vor- 
genommen werden, welche direct oder indirect ein ürtheil über 
einzelne Vermögens thatsachen erlauben; die Benützung der Spar- 
kassen, die Vertheilung der Staatsschuld im Lande, die Besteue- 
rungsergebnisse sowohl der directen als indirecten Steuern sind 
hieflir geeignet. 

2. Eine besondereGrundbesitzstatistik dagegen ist, 
wenn schon mit grossen Kosten , aber doch ausfahrbar und für 
die Verwaltung von grösstem Werthe. Hiezu wird erfordert: 

a) eine vollständige Landesvermessung, welche nicht 
bloss als Grundlage einer genauen Landeskenntniss für den Rechts- 
bestand des Staatsgebiets, für militärische und fiskalische Zwecke 
(Grundsteuer) nothwendig, sondern auch im Interesse der privaten 
Rechtsordnung und aller auf das Grundeigenthum sich beziehenden 
Verwaltungsaufgaben dringend gefordert ist. Soll dieselbe genau 
und dadurch zweckentsprechend sein, so darf sie nicht in einer 
gesonderten Aufnahme der einzelnen Gemeindemarkungen bestehen, 
sondern muss auf Grundlage einer Triangulirung des ganzen Landes 
vorgenonunen werden, weil sonst bei dem Aneinanderfügen der 
einzelnen Flurkarten viele Fehler unvermeidlich sind. 

b) Die Resultate der Vermessung werden in Karten dar- 
gestellt, welche für die einzelnen der oben bezeichneten Aufgaben 
in verschiednen Massstäben auszuführen und auch dem Publikum 
zugänglich zu machen sind. 

3. Zur Vermeidung öfteren Nachmessens und zur Herstellung 
äusserer Merkmale, wodurch die Vermessungsresultate erhalten und 
die Grundbesitzverhältnisse zuverlässig bleiben, dient die Setzung 
von Grenz- und Marksteinen, deren Unantastbarkeit durch 
strenge Strafbestimmungen verstärkt werden muss. 



131 

3. Zur besondern Kenntniss des Wechsels des Grundeigen- 
thunis dient das Institut des Grundbuchs, welches die Ver- 
messungsergebnisse und zugleich eine Schätzung aller Immobilien 
enthalten muss (vollständiges Kataster). Dasselbe dient als Grund- 
lage für die Rechtswirksamkeit aller Besitzveränderungen, welche 
sämmtlich im Grundbuche eingetragen werden müssen, so dass 
dasselbe einestheils eine genaue statistische Kenntniss aller auf 
das Immobiliareigenthum sich beziehenden rechtlich begründeten 
Thatsachen ermöglicht, andern Theils in Bezug auf die Rechts- 
verhältnisse vollen Beweis zu machen geeignet ist. 

4. Die administrative Ordnung des Grundeigenthums 
wird dadurch erreicht, dass jedes Grundstück ohne Ausnahme 
einem Gemeindeverbande zugewiesen wird. Gegen eine Ausnahms- 
stellung grosser Waldungen, von Freigebirgen und Seen, oder der 
Staatsdomänen, fürstlichen Güter u. dgl. spricht die überall noth- 
wendige, nur von den Gemeinden wahrzunehmende Sorge fiir 
dauernde und neu auftretende lokale und Verkehrsbedürfhisse, so- 
wie die dadurch entstehende Schwierigkeit bei Behandlung neuer 
Ansiedlungen auf solchen Gebieten; zudem darf nicht vergessen 
werden, dass jedes Grundstück als Theil des Staatsgebietes in die 
allgemeine Ordnung und die rechtliche Gliederung desselben ein- 
bezogen sein muss, wenn nicht Irrungen über die Staatsangehörig- 
keit der Eigenthümer und Bewohner und damit über die Staats- 
grenze selbst hervorgerufen oder wenigstens möglich gemacht 
werden sollen. 

§. 35. Der Rechtsschutz des Eigenthums und 

Besitzes. 

Von dem Grundsatze der ünverletzlichkeit des Eigenthums 
aus gelangt man zur Verpflichtung des Staates, dasselbe durch 
eine Rechtsordnung zu schützen. Es ist die Aufgabe des bürger- 
lichen Rechts und Processes, des Strafrechts und Strafprocesses 
in Verbindung mit der gerichtlichen Polizei, jeden unberechtigten 
Angriff auf das Eigenthum abzuwehren und im Falle einer Ver- 
letzung den Rechtszustand wieder herzustellen. 

Der Verwaltung kommen hier ausser der allgemeinen Sorge 

9* 
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für die Sicherheit und Ordnung auf allen Gebieten des wirth- 
schaftlichen Lebens keine besondern Aufgaben zu. 

Aber der Schutz der privaten Rechtsordnung und die Frei- 
heit des Eigenthums haben eine Grenze 

1. in der Selbsterhaltungspflicht des Staates, vermöge welcher 
er sich Alles im Staate, Personen wie Sachen unterordnet, wenn 
eine Gefahr für seine Existenz nur durch Inanspruchnahme jener 
auf Grund eines starkem Rechtes abgewendet werden kann. 
(Staatsnothrecht besonders bei Krieg und Revolution). 

2. Muss eine solche Grenze angenommen werden, wo es sich 
um unbedingte Durchführung eines Gesetzes oder einer als noth- 
wendig anerkannten administrativen Massregel handelt, und der 
vorhandene Nothstand nur durch einen Eingriff in das Privatrecht 
beseitigt zu werden vermag. (Staatsnothrecht im Frieden, z. B. bei 
Feuers- und Wassersgefahr). 

3. Eine noch engere Grenze des Eigenthumsschutzes und der 
Eigenthumsfreiheit muss bezüglich des unbeweglichen Eigenthums 
angenommen werden, dessen Rechtsordnung eine principielle Ver- 
schiedenheit von der des Mobilareigenthums zeigt. Dieses nämlich 
steht in keiner öffentlich-rechtlichen Beziehung zum Staate: es ist 
ausschliesslich an die Person geknüpft und damit sein Rechts- 
schutz auch der gleiche, wie der Schutz der Person. Das Immo- 
bilareigenthum theilt nun zwar gleichfalls diese Eigenschaften; es 

. gehört auch zur vermögensrechtlichen — wirthschaftlichen — Seite 
der Persönlichkeit. Aber es trägt noch einen besondern Charakter; 
denn ein jedes Grundstück im Staate ist Theil des Staatsgebietes, 
also des ausschliesslichen Herrschaftsgebietes des Staates. An die 
Materie des Gebietes ist die Existenz des Staates geknüpft, sie 
ist Bedingung desselben; darum kann der Staat auch einen An- 
spruch an die Materie, die Substanz des Staatsgebietes und eines 
jeden Theils desselben erheben, wenn die Bethätigung seiner Exi- 
stenz, die Durchfuhrung seiner Aufgaben auf dem Staatsgebiete 
selbst, d. h. an seiner Substanz erfolgen soll. Stehen daher Pri- 
vatrechtsverhältnisse am Grundeigenthum der Herrschaftsausübung 
durch den Staat ausnahmsweise entgegen — das Staatsgebiets- 
recht setzt in der Regel das volle Privateigenthum voraus — 
so kann dieser, wenn seine Zwecke es erheischen, dasselbe auf- 
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heben oder beschränken. Das Privatrecht an der Substanz wird 
demnach nur da beseitigt werden können, wo sein Fortbestand mit 
der Verfolgung des Staatsgebietsrechts unvereinbar wird; dagegen 
kann der Staat einen Anspruch an den Werth des Immobile aus 
diesem seinem stärkeren Rechte nicht erheben, weil er dadurch ja 
nur das Staatsgebietsrecht, beziehungsweise seine Verwaltungsauf- 
gaben auf dem ganzen Gebiete, in vollem Umfange zur Geltung 
bringen will.* 

Die Fälle, in welchen der Staat im Interesse der ungehin- 
derten Durchfuhrung der Staatszwecke in die Freiheit des Privat- 
eigenthums am Staatsgebiete eingreift, lassen sich unter folgenden 
Gesichtspunkten zusammenfassen: 

1. Administrative Aufhebung des Privateigen- 
thums. — Enteignung, Expropriation.** 

2. Administrative Beschränkung des Privateigen- 
thums — staatsrechtliche Servitutenbestellung , Enteignung des 
Gebrauchs. 

In diesen beiden Fällen nimmt der Staat die Substanz voll- 
ständig oder nur einzelne Eigenschaften derselben in Anspruch, um 
entweder selbst Anstalten zu errichten oder administrative Mass- 
regeln im Interesse der Verfolgung der Staatszwecke durchzuführen, 
soferne der im Privateigenthume gelegene Widerstand auf keinem 
andern Wege beseitigt werden kann. Die. principielle Begründung 
des staatlichen Enteignungsrechtes liegt daher in den staatlichen 
Hoheitsrechten in ihrer räumlichen Beziehung — Staatsgebiets- 
recht; die concrete Motivirung der administrativen Aufhebung oder 
Beschräaikung des Eigenthums kann nur durch den Nachweis gelie- 
fert werden, dass die Entfaltung staatlicher Thätigkeit auf einem 
bestimmten Theile des Staatsgebiets im Interesse eines anerkannten 
Staatszweckes gelegen und nur durch Beseitigung oder Beschrän- 
kung des Privateigenthums zu erreichen sei. Daraus folgt denn 



^ Eine weitere Aasfübrung und Begründung dieser Ansicht habe ich in 
der Abhandlung ,,die Rechtsverhältnisse des Staatsgebiets^ in der Zeitschrift 
für die gesammten Staatswissenschaften, 1870, II. u. in. Heft, zu geben Torsncht. 

** Hierüber u. a. G. Meyer das Recht der Expropriation. 1868. ThieU 
Expropriationsrecht und Verfahren. 1866. 
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auchj dass von einer Enteignung bei Mobilien nur in uneigent- 
lichem Sinne gesprochen werden kann; in Wahrheit liegt hier 
immer ein Fall des Staatsnothrechts vor; für die regelmässige Ex- 
propriation beweglicher Sachen um der blossen Nützlichkeit für die 
Staatszwecke willen fehlt jede staatsrechtliche Basis, wenn man 
nicht auf die veraltete Lehre von einem dominium eminens über 
alles Privateigenthum zurückkommen will. 

Die Enteignung ergreift aber dennoch auch nur die Substanz 
des Grundeigenthums, nicht auch den Werth; denn nur soweit die 
Nothwendigkeit ausschliesslicher staatlicher Verfügung über das- 
selbe geht, reicht auch die Berechtigung zur Enteignung; der 
Werth des Immobilareigenthums ist aber keine Bedingung für die 
Möglichkeit staatlicher Thätigkeit; derselbe ist daher dem Enteig- 
neten voll und zugleich mit der Enteignung zurückzugeben. (Ent- 
schädigung). 

3. Administrative Beschränkung des Privateigen- 
thum s. Diese findet ausschliesslich aus wirthschaftspolitischen 
Gründen statt und äussert sich in den Verwaltungsgesetzen und 
Vorschriften in Bezug auf einzelne Erwerbszweige (besonders bei 
Bergbau, Jagd und Forstbetrieb etc.). Siehe hierüber das folgende 
Gapitel. 

4. Administrative Aufhebung dinglicher Rechte 
an fremdem Grund und Boden. (Grundentlastungen und Ab- 
lösungen). In so weit die mannigfachen Unfreiheitsverhältnisse der 
ständischen Gesellschaftsordnung einen staatsrechtlichen Charakter 
trugen, gründen sich diese Massregeln auf das Recht des Staates 
innerhalb des Staatsgebietes ausschliesslich staatsrechtliche Befug- 
nisse auszuüben. Aber auch soweit diese Beschränkungen rein 
privatrechtlicher Natur waren, ist der Staat zu ihrer Aufhebung 
befugt, weil sie die Geltendmachung der Staatszwecke, besonders 
den individuellen Freiheitszweck und den gesellschaftlichen Cultur- 
zweck und daher die Verwaltungsthätigkeit für das persönliche und 
das wirthschaftliche Leben aufhielten. Selbstverständlich ist auch 
die Entschädigangsfrage ganz anders gelagert als bei der Enteig- 
nung. Soweit die Eigenthumsbeschränkungen und Grundlasten 
staatsrechtlichen Charakter und Ursprung hatten, kann davon 
überhaupt keine Rede sein; privatrechtliche Grundlasten dagegen 
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werden von den Entlasteten abgelöst, weil sie, nicht der Staat die 
volle privatrechtliche Verfügung über das Eigenthtim erhalten. 
Ueber die sociale Seite der Frage siehe IV. Abtheilung. 

5. Administrative Aufhebung eines Korporations- 
Eigenthums. Diese zeigt abgesehen von der auch hier zuläs- 
sigen Enteignung eine besondere Eigenthümlichkeit darin, dass der 
staatliche Einfluss auf das Privateigenthum zunächst wegen der 
staatsähnlichen Organisation des Eigenthümers veranlasst sein kann 
{Gemeinde, Kirche). Läuft der Staat in Folge dessen Gefahr, 
dass er auf seinem Gebiete nicht mehr ausschliesslich Staat sein 
könne, so nimmt er eben die volle Verfugung über das Gebiet 
zur Beseitigung dieser Gefahr in Anspruch, sofeme er nicht zu 
der noch wirksamem Auflösung solcher Korporationen befugt ist. 
Ausserdem sind es auch hier wirthschaflspolitische Gründe, welche 
den Besitz der todten Hand beschränken, damit das Grundeigen- 
thum nicht dauernd extra commercium gehalten werden kann, wo- 
bei die Beschränkung der staatlichen Massregehi auf das Immobilar- 
eigenthum gleichfalls aus dem Staatsgebietsrechte abgeleitet werden 
zu müssen scheint 

Dagegen besteht eine erhebliche Verschiedenheit der Aus- 
führung dieses Rechtes in den beiden hauptsächlichen Fällen seiner 
Anwendung. Bei der administrativen TheilungdesGemeinde- 
vermögens treten nämlich die Gemeindebürger an die Stelle der 
Korporation; bei den Secularisationen dagegen der Staat; 
auch das Besitzrecht ist wesentlich verschieden, da das Gemeinde- 
vermögen neben den vermögensrechtlichen Ansprüchen der Ge- 
meindeglieder in der Regel auch eine staatsrechtliche Beimischung 
hat, während das Kirchenvermögen dieselbe in der Regel entbehrt, 
dagegen aber auch nur von der Korporation als solcher besessen 
wird. Bei den Gemeinheitstheilungen tritt also keine Bereicherung 
des Staates ein, sondern nur eine Geltendmachung seiner Herrschaft 
auf dem Staatsgebiete; bei den Secularisationen erwächst für den 
Staat die Pflicht, eine Entschädigung eintreten zu lassen, soweit 
das Vermögen nicht aus staatsrechtlichen Titeln erwachsen war. 
Siehe übrigens auch hierüber weiteres im IV. Abschnitte. 

Für alle diese Falle einer adnunistrativen Aufhebung oder 
Beschränkung des Privateigenthums ist selbstverständlich nur in 
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besonderer gesetzlicher Anerkennung der Zulässigkeit der richtige 
Weg zu sehen ; administrative Willkür ist um so mehr da zu ver- 
meiden, wo durch die nothwendige Verfolgung der Staatszwecke 
wohlerworbene Privatrechte verletzt werden müssen. Auch das 
Verfahren nmss gesetzlich genau vorgeschrieben und den Privaten 
zur Vertheidigung ihres Rechts auch gegen die Verwaltungsorgane 
Rechtsmittel offen gelassen sein. 

Eine nothwendige Vervollständigung und Ergänzung des Eigen- 
thumsschutzes ist der Schutz des Besitzes. (Ihering). 

Dieser Satz gilt ebenso von dem Rechtsschutze, welchen das 
Civilrecht und der Civilprocess gewährt, als von dem öffentlichen 
Rechtsschutze; der Besitz ist die thatsächliche Erscheinungsfonb 
des Eigenthums, und darum seiner praktischen Bedeutung nach 
eine „ Eigen thumsposition", welche desshalb auch einen besondern 
vermögensrechtlichen (wirthschaftlichen) Werth hat; dämm ist auch 
der Besitzesschutz eine Seite des Rechtsschutzes des Vermögens; 
der Besitz „dient wie das Eigenthum der allgemeinen Bestimmung 
des Vermögens: der menschlichen Befriedigung durch Sachen mit- 
telst freier Gewalt über dieselben." (Stahl) *. 

§. 34. Der wirthschaflliche Schutz des Eigen- 
thums und Besitzes. 

Das Vermögen bedarf zu seiner Sicherheit nicht bloss des 
Rechtsschutzes, sondern auch eines Schutzes vor Werthsverlust 
und Untergang der Sache, der durch natürliche und wirthschaft- 
liche Verhältnisse entstehen kann. Dieser Staatsschutz tritt na- 
türlich erst ein, wenn die Vorsicht und Kraft der Einzelnen oder 
freier wirthschaftlicher Vereinigung zur Abwehr solcher Gefahren 
oder zur Beseitigung der Folgen für das Vermögen nicht ausreicht ; 



^ Die neuesten Untersuchungen von Ihering über den Grund des 
Besitzesschutzes, 2. Aufl. 1869, liefern einen neuen Beweis dafür, dass 
eine gesunde ciyilistische Behandlung auch für die Publicistik von höchster 
Bedeutung werden kann; gerade in dem Umstände, dass die Ergebnisse seiner 
Untersuchungen auch auf das öffentliche Recht volle Anwendung finden, scheint 
mir ein nicht zu unterschätzender Beweis für die Richtigkeit derselben gesehen 
werden zu müssen. 
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denn das Prinzip der wirthschaftlichen Freiheit hat die wirth- 
schaftliche Selbstverantwortlichkeit und den Selbstschutz zur Con- 
sequenz, während beim Rechtsschutze eine prinzipielle und aus- 
schliessliche Aufgabe des Staates vorliegt, weil dieser für den Bestand 
der Rechtsordnung im Ganzen und Einzelnen immer einzutre- 
ten hat. 

Von den Gefahren, welche das Vermögen als eine Summe 
wirthschaftlicher Güter (Werthe) bedrohen, entziehen sich manche 
gänzlich jeder menschlichen Vorsicht und Einwirkung. Hieher 
gehören nicht bloss unvorherzusehende Naturereignisse wie Erd- 
beben, Dürre, Frost etc., sondern auch insbesondere wirthschaft- 
liche Ereignisse, welche eine allgemeine oder eine Entwerthung ein- 
zelner wirthschaftlicher Güter mit sich bringen, wie Aenderungen 
in den grossen Verkehrsrichtungen, Erfindungen, Mode etc. etc. 
Der Verwaltung kann hier höchstens die Aufgabe zufailen, recht- 
zeitig auf das Herannahen solcher Ereignisse aufmerksam zu 
machen und die Vortheile veränderter Productions- und Verkehrs- 
richtungen auch für den eignen Staat zu erstreben, um damit Ver- 
mögensverluste anderer Art auszugleichen. Im üebrigen wird sich 
die Thätigkeit der Verwaltung auf die Durchführung von Noth- 
standsmassregeln beschränken müssen. 

Andere Gefahren dagegen lassen sich durch eine vereinte 
Sorgfalt aller Betheiligten und Bedrohten unter ordnender Mit- 
wirkung der Verwaltung bekämpfen oder wenigstens in ihren wirth- 
schaftlichen Folgen beseitigen. 

Die Aufgabe der Verwaltung ist hier eine zweifache; erstens 
hat sie Anordnungen und Massregeln durchzuführen zur Ordnung 
in der Benützung und zur Bekämpfung der entfesselten Elemente 
Feuer und Wasser, sowie zur Fernhaltung und Beseitigung von 
epidemischen Thierkrankheiten ; zweitens hat sie jene Anstalten 
und Unternehmungen zu überwachen, welche die Versicherung des 
Vermögenswerthes gegen Verlustgefahr zu ihrer Aufgabe gemacht 
haben. 

T. Feuerordnung. (Feuerpolizei.) 

1. Zur Verhütung von Feuersgefahr hat die Verwal- 
tung eine Reihe von Vorschriften, theils allgemeiner theils lokaler 
Natur zu erlassen, welche eine feuersichere Herstellung und Er- 
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haltung von Gebäuden bezwecken (besonders in Betreff der Feuer- 
stellen, Bedachung, Reinigung der Kamine etc.). Daneben be- 
darf es noch besonderer Bestimmungen über feuergefährliche Ge- 
werbsanlagen wie Pulvermühlen, Hochöfen u. dgl. , sowie strenge 
Verbote feuergefahrlicher Handlungen. Alle dieise Anordnungen 
sind besonders durch lokale Organe (Feuerbeschau) sorgfältig zu 
überwachen. 

2. Zur Bekämpfung und Unterdrückung ausge- 
brochener Feuersgefahr hat die Verwaltung sowohl Lösch- 
geräthe und Löschmittel herzustellen und bereit zu halten, als auch 
ein besonderes Löschpersonal zu organisiren und einer freiwilligen 
Feuerwehr jede thunliche Unterstützung und Förderung angedeihen 
zu lassen. Ferner sind Einrichtungen zur . Erlangung möglichst 
schneller Kunde vom Ausbruche eines Brandes zu treffen (Feuer- 
wache) und bei der Löschung selbst eine zweckmässige energische 
Thätigkeit zu entwickeln, dabei aber zugleich für Rettung der Men- 
schenleben und Schutz des Vermögens gegen Zerstörung durch die 
Löschvorkehrungen oder gegen Entwendung etc. umfassende Vor- 
kehrungen zu veranlassen. 

n. Schütz gegen Wassersgefahr. 

1. Vorbeugende Massregeln sind theils 

a) Anordnungen der Verwaltung in Betreff der Benützung der 
Gewässer und der Instandhaltung ihrer Ufer, um jedes Hinder- 
niss eines geregelten Wasserabflusses zu vermeiden und nicht bei 
jedem hohen Wasserstand eine Ueberfluthung der angrenzenden 
Grundstücke besorgen zu müssen. Die Setzung von Aichpfählen 
(Pegeln), welche die jeweilige Höhe des Wasserstandes anzeigen, 
dient zur Controle der Befolgung solcher Anordnungen und zu- 
gleich zur Kenntniss der Verwaltung, wann ausserordentliche Mass- 
regeln zum Schutze vor Ueberschwemmung geboten sind. 

b) Directe Schutzanlagen (Flusscorrectionen , Dämme, 
Deiche, Archenbauten etc.) erfordern immer ein organisirtes Zu- 
sammenwirken der bei solchen Anlagen Interessirten; die Her- 
stellung derselben , welche vielfach allein eine Gefahr zu beseitigen 
vermag, ist daher als eine öffentliche Last zu behandeln und von 
der Verwaltung (Gemeinde-, Provinzialverwaltung) zu veranlassen 
und zu überwachen. Die Kosten sind in erster Linie von den 
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betheiligten Uferbesitzern, in derem Interesse die Anlage vorzugs- 
weise hergestellt wird zn tragen; ein Zuschuss aus Staatsmitteln 
ist jedoch wegen der Bedeutung derartiger Schutzmassregeln für 
ganze Gegenden nicht nur wünschenswerth, sondern sogar geboten. 

III. Massregeln zur Unterdrückung der Gefahr sind 
insbesondere die Verbreitung der Nachricht nahender Ueberschwem- 
mung, die Bereithaltung und zweckmässige Verwendung von Ret- 
tungsanstalten (Bote etc.) unter zwangsweiser Mitwirkung der 
benachbarten Bevölkerung, sowie besondere Anordnungen und Vor- 
kehrungen bei Eisgang in Flüssen (Aufstellung von Eisbrechern, 
Anlegung von Kanälen im Eise etc.). 

IV. Zum Schutze des Viehstandes gegen Krank- 
heiten, welche epidemisch auftreten (Epizootien), sind zum Theil 
ähnliche Massregeln anzuwenden, wie sie bei der Verwaltung des 
öffentlichen Gesundheitswesens geboten sind; durch eine allgemeine 
Anzeigepflicht der Viehbesitzer muss die Verwaltung über das 
Auftreten einer solchen Krankheit rechtzeitige Information erlangen ; 
Sperre gegen das Ausland, Absperrung von Häusern und Ort- 
schaften im Inlande oder Consignirung des verdächtigen Viehes 
müssen zur Verhütung einer weitern Verbreitung angeordnet wer- 
den; bei hartnäckigen Krankheiten wie z. B. bei der Rinderpest 
kann nur äusserst strenges Vorgehen (Schlagen aller verdächtigen 
Stücke) eine Weiterverbreitung verhüten. Für solche Fälle ist 
aber, da die Massregeln im Interesse der Gesammtheit vorge- 
nommen werden, der einzelne Viehbesitzer, dessen Viehstand den- 
selben zum Opfer gefallen ist, billig durch die Verwaltung zu ent- 
schädigen. Zur Vermeidung der Einschleppüng ist auch besonders 
eine polizeiliche Ueberwachung der Viehmärkte durch besonders 
aufgestellte Thierärzte nothwendig. 

V. Die Ordnung des Versicherungswesens.** 

Die Volkswirthschaft zeigt in dem Versicherungsprinzipe den 

* Vgl. Schenk die Wasserrechtsfrage. 1860. Stein L. Die Wasser 
rechtslehre in HaimerTs Magazin. XVIII. 2. 

** Viel Belehrung findet sich in der „Zeitschrift für Versicherungsrecht '* 
▼on Mal SS. 1865 ff. Hauptwerk auch für die Technik des Versicherungs 
Wesens ist: Masius, Ijehre der Versicherung. 1846. Femer kommen in 
Betracht: Saski, Jahrbuch für das gesammte Versicherungswesen, Eisner. 
Versicherungszeitung und Ässecuranzalmanach. 
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Weg an, auf welchem die wirthschaftlichen Folgen eines nicht 
vorhergesehenen Unglücksfalls für das Vermögen gemildert oder 
ganz beseitigt werden können. Es ist die Versicherung eine Form 
der genossenschaftlichen Selbsthilfe, mag dieselbe nun als unmit- 
telbare oder als mittelbare Genossenschaft auftreten. (Gegen- 
seitigkeitsversicherung — Spekülationsversicherung.) 

Dadurch ist die Verwaltung jeder Pflicht zur Herstellung und 
Leitung eigener staatlicher Versicherungsanstalten überhoben ; denn 
zu positiver Unterstützung des wirthschaftlichen Lebens ist sie nur 
dann veranlasst, wenn der Einzelne sich selbst oder in freier ge- 
sellschaftlicher Verbindung die Bedingungen seiner wirthschaftlichen 
Bedürfnissbefriedigung nicht herzustellen vermag. Aber auch ab- 
gesehen von dieser prinzipiellen Entscheidung ist die Führung 
eigener Landesversicherungsanstalten , welche besonders zur Ver- 
sicherung von Gebäuden gegen Feuerschaden vielfach bestehen, von 
praktischen Gesichtspunkten nicht zu empfehlen, weil sie nicht bloss 
da als vollständig entbehrlich sich zeigen, wo sie nicht bestehen 
(Frankreich , England , Oesterreich) , sondern auch mit allen der 
industriellen Thätigkeit der Staatsverwaltung anklebenden Mängeln 
und Nachtheilen versehen sind (Stagnation in den Satzungen, 
theure und minder sorgsame Geschäftsführung, daher auch höhere 
Versicherungsprämien). Am stärksten treten diese Nachtheile auf, 
wo die staatlichen Versicherungsanstalten ausschliessende Befug- 
nisse haben, weil hier noch die aus dem Monopol immer entste- 
hende Ausbeutung des Publikums und in Folge mangelnder Con- 
currenz noch grössere Lässigkeit in Berücksichtigung der Vortheile 
einzutreten pflegt. 

Eine Verbindung des staatlichen Versischerungsgeschäfts mit 
andern Zweigen der Verwaltung zur Kostenersparung , welche man 
dann oft als einen Vortheil solcher Anstalten, gegenüber den M- 
vatversicherungsgesellschaften , rühmt, kann nur auf Kosten der 
Sorgfalt für beide Arten der administrativen Thätigkeit geschehen. 

Ebenso wenig kann ein besonderer Vortheil einer solchen 
Staatsanstalt für Gebäudeversicherung in der günstigen Wirkung 
auf den Credit der Hausbesitzer , denen hier eine Versicherung nie 
versagt werde , gesehen werden , weil das gleiche von jeder Privat- 
versicherungsgesellschaft oder wenigstens bei einiger Concurrenz von 
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ftivatan stalten erwartet werden kann. Dagegen liegt in dem an- 
geblichen Vortheil ihrer Ausdehnung über ein weites Gebiet (das 
ganze Land oder einzelne Provinzen) geradezu ein grosses Bedenken 
gegen sie, weil dadurch ihre Kassa bei jedem grossem Unglück 
(besonders Brand) in erheblichem Maasse in Anspruch genommen 
Tvird, während bei freiem Geschäftebetriebe aller Privat Versiche- 
rungsanstalten sich der Verlust auf viele vertheilen könnte. Nur 
die relativ grössere Sicherheit der Land es Versicherungsanstalten 
lässt sich als wirklicher Vortheil anfiihren ; aber auch dieser ver- 
schwindet gegenüber den in der Ausbildung begriffenen Rückver- 
sicherungsan stalten , wodurch die einzelnen Privatanstalten zu ebenso 
grosser Sicherheit sich zu entwickeln vermögen. 

Aber ebensowenig als die Verwaltung selbst Versicherungs- 
anstalten in's Leben zu rufen und zu fuhren berufen ist, kaim sie 
eine Berechtigung haben, eine Betheiligung der Bevölkerung an den 
Versicherungsanstalten mit Zwang herbeizuführen. Denn durch das 
Versäumniss des Einzelnen , sich zu versichern , entsteht keine 
Wirkung für Dritte, aus welcher auf staatlichen Schutz Anspruch 
gemacht werden könnte; für die Sorgfalt des Einzelnen aber hat 
der Staat nicht einzutreten. Andere Personen (z. ß. Gläubiger) 
aber können ihre Interessen an einem Vermögen selbst hinlänglich 
wahrnehmen; Hypotheken insbesondere können dadurch sicher- 
gestellt werden, dass ihre Gewährung von der Versicherung der 
Hypothekenobjekte abhängig gemacht wird. Nur für solche Ge- 
bäude, welche der staatlichen Aufsicht oder Verwaltung unterstehen, 
also für öffentliche Gebäude , Gemeindehäuser etc. , auch für die 
Pupillen gehörigen Gebäude oder solche, welche als eine dem Staate 
bestellte Caution betrachtet werden, ist der Versicherungszwang 
zulässig, ja sogar geboten. 

Vom Standpunkte der Verwaltung aus kommen daher die 
Versicherungsgeschäfte in gleicher Weise wie alle Erwerbsgeschäfle 
in Betracht; daher ist prinzipiell Freiheit der Concurr 
zwar für inländische wie ausländische Anstalten zu gewäh 

Dagegen ist allerdings im Interesse der Bevölkerung, 
sich über die Verhältnisse der einzelnen Anstalten, besond 
Einrichtung, Fundation etc. nicht genau informiren kann, i 
aufsichtigung aller im Lande Geschäfte treibenden Versid 
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anstalten in der Weise von der Verwaltung zu handhaben, dass 
sie Einsicht in die Statuten einer jedßn, sowie periodische öffent- 
liche Rechnungslegung fordert, von auswärtigen die Aufstellung 
eigner Agenten im Inlande und deren Bekanntmachung verlangt, 
und jedem Unrecht und Schwindel mit Versicherungsgeschäften 
(Ueberversicherung, Doppelversicherung) aufs strengste zu steuern 
sucht. 

Diese Grundsätze gelten fiir alle Arten der Vermögensver- 
sicherung, also in gleicher Weise nicht bloss für Immobiliar- und 
Mobiliar-Feuerversicherungen, sondern auch fär See-, Hagel-, Vieh- 
versicherungen u. dgl. Von Lebensversicherungen vide S 50. 

n. Capitel. Erwerb. 

§ 35. Die Ordnung der Erwerbsverhältnisse. 

Die grosse Mehrzahl der wirthschaftlichen Güter muss immer 
wieder neu erworben werden. Eigenthum und Besitz sind zunächst 
rechtliche Formen der Aneignung und Verfügung über die Güter, 
ohne welche ein nachhaltiger und kräftiger Erwerbsbetrieb nicht 
möglich wäre. Sie genügen aber den Bedürfnissen nur insoferne, 
als sie als Grundlage für die Beschaffung aller nothwendigen Güter 
— also für den Erwerb dienen. Daher sind sie auch nicht bloss 
Gegenstand juristischer und statistischer Betrachtung, sondern fallen 
wegen ihrer ökonomischen Bedeutung auch in den Kreis der wirth- 
schafts-politischen Aufgaben des Staates. 

Daneben tritt nun als zweites Hauptgebiet der Verwaltungs- 
thätigkeit die gesammte Gewerbsthätigkeit des Volkes auf, auch 
wieder als Collectiverscheinung , ja noch unzweifelhafter als solche 
zu behandeln. Denn während durch die Form des Eigenthums der 
Einzelne sich von der Gemeinschaft zu emancipiren trachtet, ist er 
im Erwerb geradezu auf dieselbe angewiesen, und kann nur in 
derselben sein wirthschaftliches Ziel erreichen. 

I. Zwei grosse Prinzipien zeichnen hier die materielle 
Ordnung der Erwerbsverhältnisse und damit die Richtung der 
Verwaltungsthätigkeit im Allgemeinen vor; sie muss 1. Jeden 
möglichst erwerbsfähig zu machen streben; 2. jeder Art von Er- 
werb in gleicher Weise wirthschaftliche Productivität zuerkennen, 
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und daher keiner eine Bevorzugung angedeihen lassen, keine zu 
Gunsten andrer benachtheiligen. 

1 . Als allgemeine Voraussetzung der Erreichung dieser Ziele dient 
die persönliche Freiheit und die Freiheit des Eigenthums. Insbesondere 
aber hängt die günstige Wirksamkeit der Verwaltungs thätigkeit von Ge- 
währung der Freizügigkeit ab, deren Complement die Erwerbfreiheit ist. 

2. Ebenso erscheint als Voraussetzung die Herstellung der Be- 
dingungen jeder Erwerbthätigkeit — der körperlichen und geistigen 
Entwicklung der Bevölkerung, insbesondere eine ausreichende Gewäh- 
rung des Realunterrichts. 

3. Die Erwerbslähigkeit des Einzelnen wird unter diesen 
Voraussetzungen am besten durch volle Erwerbsfreiheit hergestellt. 
Da der Staat im wirthschaftlichen Leben nicht dem Einzelnen zu 
Hilfe kommt, sondern die Erwerbsmöglichkeit blos von dessen 
Leistungen für die Volkswirthschaft abhängt, so ist er auch nicht 
berufen und berechtigt, den Einzelnen den Besitz und die Ver- 
ftigung über Produktionskräfte zu vermehren, was nur auf Kosten 
anderer geschehen könnte; dagegen kann er nun auch keine an- 
dern Einschränkungen auferlegen, als solche, welche das öflPentliche 
Wohl gebieterisch erheischt. 

Es ist das Prinzip der Selbsthilfe, durch welches der Staat 
die volle Erwerbsfreiheit anerkennt. Hiezu wird er schon gedrängt 
durch die Grundsätze, welche als Richtschnur für alle Verwaltungs- 

■ 

thätigkeit auf dem wirthschaftlichen Gebiete gelten müssen (S31). 
Insbesondere aber weisen noch mehrfache besondere Erwägun- 
gen der Verwaltung dieselbe Grundlage für ihre Wirksamkeit an. 

a) Das Streben der Einzelnen nach Erwerbsfahigkeit wird um 
so stärker sein, je weniger sie sich auf die directe Unterstützung 
des Staates verlassen können. 

b) Mit jeder directen Einmischung in die wirthschaftlichen 
Angelegenheiten übernimmt die Verwaltung die Verantwortung für 
den Erfolg, so weit er auf Rechnung derselben gesetzt werden 
kann, während doch ein wirkliches Einstehen dafür nicht möglich 
ist. Es betheiligt sich daher die Verwaltung durch die Einmisch- 
ung beständig an der wirthschaftlichen Spekulation, während das 
Risiko dafür von der Bevölkerung, bald von den Producenten bald 
von den Consumenten getragen wird. 
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c) Jede directe Geldhilfe, welche einzelnen Erwerbsunterneh- 
mungen oder Klassen von der Verwaltung geboten wird, kann nur 
aus den Kräften des gesammten Staates genommen sein; also 
werden gleichberechtigte Interessen zu Gunsten Einzelner verletzt, 
was um so bedenklicher ist, als an und für sich jede Gesellschafts- 
form , also auch ' jede Erwerbsgesellschaft nach Herrschaft über 
ihre Concurrenten strebt. 

d) Ebenso wird die Gleichheit des Rechts verletzt, wenn 
rechtliche Unterschiede der Erwerbsßihigkeit im Volke gemacht 
werden. 

Durch das Prinzip der Erwerbsfreiheit und seiner Consequenz, 
der Selbsthilfe, wird die Verwaltung daher auch dem zweiten 
volkswirthschaftlichen Grundsatze gerecht, welcher gleiche Berüct- 
sichtigung aller Erwerbszweige verlangt. 

Noch ist die gegenwärtige Verwaltungspraxis lange nicht auf 
diese Grundsätze gestellt. Die noch vorhandenen mehr oder minder 
verbreiteten Beschränkungen der Erwerbsfreiheit und Formen der 
Staatshilfe sind grösstentheils auf die polizeiliche Auffassung des 
Staates zurückzuführen, nach welcher nur durch die staatliche 
Dazwischenkunft für die Gesammtheit (Volkswirthschaft) etwas 
geleistet werden könne; theils beruhen sie noch auf der Wohl- 
fahrtsanschauung, welche bald den Schutz der Consumenten vor 
üebervortheilung , bald den Schutz der Production oder einzelner 
Productionszweige im Auge hatte; theils gehen sie hervor aus 
Uebertreibung politischer Rücksichten, welche überall eine Gefahr 
für den Staatsbestand sehen. . 

Dagegen gehen die in neuester Zeit gemachten Anstrengungen 
zur Erweiterung des Staatseinflusses auf den Erwerb in der Form 
der Staatshilfe aus absichtlicher oder unbedachter Unterstützung 
socialistischer Bestrebungen hervor, wie sie insbesondere von Seiten 
der Arbeiterbevölkerung immer deutlicher zu Tage treten (§ 36). 

Als Massregeln und Einrichtungen, welche mit dem Systeme 
der Erwerbsfreiheit sich nicht vereinen lassen, sind zu betrachten : 

1. Privilegien und Monopole, ausschliessliche Befug- 
nisse Einzelner zur Ausübung bestimmter Erwerbszweige oder ein- 
zelner Theile eines solchen; besonders Handelsmonopole und Privi- 
legien; Bankmonopol etc. in der Regel sind sie in der Absicht 
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verliehen, Erwerbszweige zur Blüthe zu bringen und ihnen Absatz 
zu sichern, von denen anzunehmen ist, dass sie ohne Schutz nicht 
würden bestehen können. Sie erzeugen den Nachtbeil, dass der 
Betrieb solcher Unternehmungen wegen mangelnden Impulses schlecht 
oder doch weniger gut eingerichtet ist, als er unter freiem Wett- 
bewerbe sein müsste ; ferner vertheuem sie die Consumtion, machen 
dadurch nur eine geringere Production möglich oder schaffen künstlich 
eine Productionsart , welcher die natürlichen Bedingungen des Ge- 
deihens fehlen, alles auf Kosten der Consumenten und der übri- 
gen Productionsfahigen, an denen dadurch auch ein Unrecht ver- 
übt wird. 

2. Regalien, Monopole in der Hand des Staates, welche 
dem übertriebenen Gedanken der staatlichen Hoheitsrechte und der 
ängstlichen Sorge fQr die Staatsbedürfnisse entsprungen und aus 
vornehmlich fiskalischen Rücksichten aufrecht erhalten worden sind. 
Dieselben Nachtheile, wie bei den Monopolen treten hier nur in 
erhöhtem Masse auf, wenn auch noch die theure Verwaltung aller 
Staatsgewerbe mit in Betracht zu ziehen ist.* 

3. Milder in den Wirkungen sind Erwerbsbeschränkungen, 
welche auf dem Concessionssysteme beruhen. Unter diesem 
Systeme besteht zwar eine vielfache, aber doch immer beschränkte 
Befugniss zur Ausübung einzelner Erwerbszweige; soweit die Be- 
schränkungen reichen, müssen daher auch hier die gleichen Wir- 
kungen eintreten, welche das System der Monopole erzeugt. Die 
Rücksichten auf persönliche Verhältnisse, Leumund, Kenntnisse 
der Erwerbtreibenden sowie die Inbetrachtnahme des lokalen Be- 
dücfnisses, von welchen Umständen die Goncessionsertheilung ab- 
hängig gemacht wird, sind durch Uebertreibung des Wohlfahrts- 
gedankens hervorgerufen, nach welchem man der Verwaltung eine 
besondere Sorge für die einzelnen Erwerbtreibenden und ihren 
gesicherten Nahrungsstand, sowie fiir das consumirende Publikum 
und die Versorgung des Marktes mit guten Producten aufbürden 
zu müssen glaubt 

^ Dass die Regalien nicht bloss Tom Standpunkte der Wirtbscbaftslehre 
nnd Politik, sondern insbesondre auch vom Bechtsstandpunkte ans za Ter* 
werfen sind, weil „das Regal überhaupt kein juristischer Begriff ist^, hat H* 
Strauch, über Ursprang nnd Natnr der Regalien, 1865, schön nachgewiesen« 

Inama-Stemegg, Verwaltungslehre. 10 
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4. Ein Gorrectiv. all dieser monopolistischen Beschränkungen 
masste im Systeme obrigkeitlicher Taxen entstehen. (Lohn- 
taxen, .Zinstaxen, Taxen der einzelnen Producte.) Als hauptsäch- 
liches Motiv kann hier die Sorge für die Consumenten angesehen 
werden, welche ohne solche Taxationen der monopolistischen Aus- 
beutung durch die vor Concurrenz gesicherten Producenten preis- 
gegeben gewesen wären. Dieses System wird mit dem Fallen aller 
oben bezeichneten Beschränkungen von selbst entbehrlich. Es ist 
seine Beseitigung auch nothwendig, weil obrigkeitliche Taxen ein 
Bindemiss für naturgemässe Ausdehnung der Production sind und 
den Consumenten ein ausreichender Schutz doch nicht gewährt 
werden kann, da bei dem beständigen Schwanken der Preise die 
Taxen mindestens eben so leicht zu hoch als zu niedrig gegriJQTen 
sein können; ja ersteres tritt bei der natürlichen Ueberlegenheit 
der Producenten über die Consumenten sogar häufiger ein, da letz- 
tere eine unorganisirte nicht leicht zu associirende Nachfrage dar- 
stellen, während erstere sich leichter über gleichmässige Preise 
verständigen und dadurch die obrigkeitliche Taxation nicht unerheb- 
lich beeinflussen. 

5. Erwerbsbeschränkungen aus socialen Motiven. Hie- 
her gehören z. B. Erwerbsbeschränkungen des Adels, der unehe- 
lichen Kinder; beschränkte Wechselfahigkeit, Börsenfahigkeit. Ins- 
besondere aber zählen hieher die mannigfachen Beschränkungen, 
welche in Folge ständischer Abgeschiedenheit der Erwerbsarten 
entstanden und festgehalten worden sind; Bauernstand mit geschlos- 
senen Gütern, die Zunftverfassung der Gewerbe, die Handelsgilden. 
Auch ein das ökonomische Leben stark beeinflussendes geschlos- 
senes Gemeindebürgerthum fallt zum Theil in den Kreis dieser Be- 
trachtungen, obwohl dasselbe hauptsächlich unter socialen und rein 
politischen Gesichtspunkten zu betrachten ist Siehe IV. Abschnitt. 

6. Während so der Erwerb im Inlande selbst den mannig- 
fachsten Beschränkungen unterlag, ist durch das Prohibitiv- 
system, die praktische Gestaltung des Merkantilismus, auch dem 
Verkehr nach aussen ein mächtiges Hinderniss m den Weg gelegt 
worden. Dieses System vermehrte die Menge monopolistischer Be- 
günstigungen der Production auf Kosten der Consumenten und 
schuf eine Reihe künstlich blühender Erwerbszweige» welche unter 
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freier Concürrenz wegen Mangel der natürlichen und wirthschaft- 
lichen Voraussetzungen nicht hätten gedeihen können. Je weniger 
dasselbe in allgemeiner Ausdehnung über alle nationale Production 
sich als durchführbar erwies, desto mehr neigte sich die Yerwal- 
tungspraxis 

7. zum gemässigten Protectionssysteme, welches aber, 
indem es nur einzelnen Erwerbszweigen Begünstigungen gewährte, 
selbst innerhalb der Productionsthätigkeit von dem Grundsatze der 
Gleichberechtigung der Interessen abwich, ohne desshalb der Con- 
sumtion voUkonmien gerecht zu werden, welche doch immer der 
monopolistischen Ausbeutung durch die protegirten Gewerbe preis- 
gegeben war. 

Alle diese verschiedenen Beschränkungen werden durch das 
System der Erwerbsfreiheit beseitigt; freie Concürrenz, Selbsthilfe, 
Gewerbefreiheit, Freihandel sind lauter einzelne Bezeichnungen dieses 
Systems in der besondem Anwendung auf die hauptsächlichsten 
Richtungen desselben. Aber auch dieses System erleidet nach den 
oben (§ 31) entwickelten Grundsätzen des Staatsinteresses an der 
Volkswirthschaft gar mannigfache Modificationen; politische Ifück- 
sichten können und müssen unter Umständen über die volkswirth- 
schafblichen überwiegen und der dadurch für einzelne Zweige des 
Erwerbs oder der Gonsumtion entstehende Nachtheil ist eben dann 
als Opfer für das Wohl der Staatsgesammtheit zu betrachten. 
Nur darf natürlich ein solcher Widerspruch der staatlichen mit den 
wirthschaftiichen Interessen nicht leichthin angenommen werden, 
sondern muss bestinmit nachweisbar sein und ein überwiegender 
Yortheil für das staatliche Interesse aus der Erwerbsbeschränkung 
mit Sicherheit erwartet werden können. 

n. Die formale Ordnung der Erwerbsverhältnisse beruht 
in der Zusanoimenfassung, Heranziehung und Benützung der bei den 
Erwerbtreibenden eines jeden Zweiges vorhandenen Kraft und 
Leistungsfähigkeit zur selbständigen Ordnung ihrer Erwerbsangelegen- 
heiten und Wahrung ihrer eigenen Interessen. 

1. Die Verwaltung muss sich vor Allem den freiwillig sich 

bildenden Vereinen, Innungen, Congressen n. s. w. gegenüber, so- 

feme sie nur auf dem Principe der freien Mitgliedschaft beruhen, 

nicht nur nicht feindselig verhalten, sondern dieselben als eine 

10» 
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erhebliche Unterstützung in Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben mit 
Freuden begrüssen und nach Kräften befördern. 

2. Sie kann aber auch, wo sie eine Förderung ihrer Interessen 
erwartet, solche Verbindungen selbst hervorrufen und einen Ein- 
fluss auf dieselben, soweit ein solcher zur Erreichung ihrer Zwecke 
nothwendig erscheint, ausüben. 

ad 1. Am stärksten hat sich das Associationsbedürfniss bis- 
her in Vereinen ausgesprochen, welche zur Wahrung und Be- 
förderung der Interessen jedes Erwerbszweiges entstanden sind. 
Diesen die Weiterentwicklung auf dem Prinzipe der freien Mit- 
gliedschaft, und eine wahre Interessenvertretung gegenüber der 
Staatsverwaltung möglich zu machen, liegt im wohlverstandenen 
Interesse dieser selbst. Denn nicht in der Heranbildung willfah- 
riger, unselbständiger Organe, sondern in freiwilliger Mitwirkung 
der Betheiligten bei Durchfahrung der staatlichen Aufgaben hat 
die Verwaltung Aussicht für die wirthschaftlichen Angelegenheiten 
des Volkes besser, als durch blos bureaukratische Einrichtungen 
möglich ist, sorgen zu können. Wo das Vereinsleben daher sich 
reich entfaltet, da wird die Verwaltung durch dasselbe die beste 
und ausreichendste Förderung ihrer Bestrebungen finden, anderseits 
werden aber auch die Interessen der einzelnen Erwerbszweige am 
kräftigsten vertreten werden. Hinsichtlich der landwirthschaftlichen 
Vereine ist die Verwaltung dah^r besonders veranlasst, die früher 
allgemein bestandene Neigung zur Geltendmachung eines Regierungs- 
einflusses aufzugeben ; bezüglich der Gewerbs- und Handelsverbände 
handelt es sich um Verhinderung jeder Unfreiheit der Mitglied- 
schaft, als dem charakteristischen Merkmale der alten Zunft- 
verfassung. 

Dagegen kann und soll die Staatsverwaltung solche Vereini- 
gungen in der ausgedehntesten Weise zur Beförderung ihrer Auf- 
gaben heranziehen ; zur Herstellung einer alle Zweige des Erwerbs- 
lebens umfassenden, vollständigen Statistik, als Grundlage aller 
Erkenntniss der einzelnen Aufgaben und der Beobachtung über die ^ 
Erfblge der Gesetzgebung; ferner zur Einholung von Gutachten, 
Berichten und Vorsehlägen etc. etc. , überhaupt zur Ermittlung und 
Constatirung thatsächlicher Verhältnisse des Erwerbslebens (z. B. 
üesancen) und unzweifelhafter Aussprache der Wünsche und Be- 



149 

schwerden der erwerbtreibenden Bevölkerung. Siehe über Vereine 
im Ällg. IV. AbtheiluDg. 

ad 2. Anstatt der Vereine, wo solche sich noch nicht in 
befriedigender Weise entwickelt haben , oder neben denselben kann 
die Staatsverwaltung Vereinigungen der Erwerbsinteressen selbst 
hervorrufen, sei es fiir einzelne bestimmte Zwecke, wie z, B. durch 
Einsetzung einer aus Sachverständigen und Betheiligten gebildeten 
Untersuchungsoonunission (enqnete), oder durch Organisirung be- 
sonderer Vertretungen, Räthe (conseils, boards), Kammern, Con- 
gresse u. dgl., wobei dann wenigstens der Grundsatz befolgt wer- 
den muss, dass denselben mögliehste Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeit vom Behördenorganismus eingeräumt werden und nur 
in Bezug auf das Mass der Aufgaben (z. B. Fragestücke der 
Enquete, Competenz der Kammern etc.), nicht aber hinsichtlich 
der Art und Weise ihrer Ausführung, bindende Vorschriften ge- 
geben werden dürfen. ^In der That sind sie an sich viel besser, 
als ein unthätiger und schlecht organisirter , aber anderseits nicht 
so gut, als ein tüchtiger Verein. Wo Vereins- und Versamm- 
lungsredit daher in rechter Blüthe stehen, 'da werden sie fast 
überflüssig; wo sich die Regierung auf die Vereine nicht verlassen 
kann, sind sie nodiwendig.^ (Stein). 

§ 36. Die Arbeit* 

Die Anwendung der allgemeinen Grundsätze, welche für die 
Politik der Erwerbsverhältnisse gelten müssen, (S 35) auf die 
einzelnen Arten des Erwerbs ist vielfach beeinflusst von dem 
nationalökonomischen Grundcharakter derselben, welcher für Arbeit, 
Kapital und Unternehmung besonders zu beachten ist. 

Für den Erwerb aus Arbeit wird vielfach ein besonderer 
Staatsschutz in Anspruch genommen , weil die Arbeit einer zuneh- 



^ Die speoifische Literatur über die Arbeiterfrage besteht in Brosohüren 
ond Vereiiis-(G6no8seiischaft8-)BerichteiL Sie scheidet sich in Deutschland ent- 
sprechend den drei grossen Arbeiterparteien in eine Lassalleanische Rich- 
tung mit dem Prinzip der Staatshilfe, eine SchuIze(Delitsch)'sche mit dem 
Prinzipe der genossenschaftlichen Selbsthilfe, und in eine demokratisch e^ 
welche ohne bestimmtes national-ökonomisches Programm «unliebst toq der 
Negation des bestehenden Staatswesens ausgeht. 
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menden Vergewaltigung durch das Kapital entgegen gehe und da^ 
mit das Loos der zahlreichsten und bedürftigsten Volksklasse sich 
fortwährend verschlechtere; es erheische der Arbeiterstand daher 
um so dringender die Staatshilfe, als ohne diese der Verfall der 
ganzen wirthschaftlichen und socialen Existenz des Staates erfolgen 
müsse. (Arbeiterfrage). Wären diese Beftirchtangen gegründet, 
so würde allerdings eine Aufgabe des Staates darin gesehen wer- 
den müssen, Sorge für die ökonomischen Wirkungen der Arbeit 
im gleichmässigen Interesse der Arbeiter wie der übrigen Staats- 
gesellschaft zu entfalten. 

Der nationalökonomische Charakter des Erwerbes aus Arbeit 
zeigt nun allerdings die besondere Eigenthümlichkeit, dass das Ge- 
setz von Angebot und Nachfrage, welches den Preis jeder wirth- 
schaftlichen Leistung im Allgemeinen bestimmt, hier anders wirkt 
als bei andern Productionsfactoren. Die Preisausgleichung welche 
sich nämlich bei vermehrter Nachfrage durch Vermehrung des An- 
gebots ergibt, kann hier erst in langen Perioden erfolgen durch 
Heranwachsen einer neuen Arbeitergeneration, und nur, soweit das 
Kapital (zunächst in Form von Maschinen) sofort in wirksame 
Goncurrenz mit der Arbeit zu treten, und dieselbe zu ersetzen 
vermag, wird die durch Steigerung der Nachfrage zu erwartende 
Lohnerhöhung nicht eintreten. Da aber nun mit der beständigen 
Vermehrung des Nationalreichthums auch die Summe der nach 
Arbeitsverwendung verlangenden Kapitalien wächst und die Ver- 
mehrung der Arbeiterbevölkerung nicht in demselben Maasse sich 
vollzieht, so ist, unter der Voraussetzung voller Freiheit der Ar- 
beitsverwendung eine constante Steigerung des Arbeitslohnes zu 
erwarten, welcher für höhere als rein mechanische (von der Ma- 
schine zu ersetzende) Arbeit gegeben werden muss. Nur für die 
gemeine Arbeit wird also der Durchschnittslohn sich für die Dauer 
auf der Höhe der zur Erhaltung der Existenz und Fortpflanzung 
erforderlichen Lebensnothdurft behaupten; ftir die Arbeit überhaupt 
bestinunen die sämmtlichen Produktionskosten (herkömmliche Le- 
bensbedürfnisse, nicht Lebensnothdurft) das Minimum des Lohnes. 

Daraus ergibt sich schon die Unrichtigkeit der socialistischen 
Forderungen, welche vom Staate eine besondere Hilfe für die Ar- 
beiter aus dem Grunde verlangen, weil bei der bestehenden Ver- 
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mögensungleichheit und der Inferiorität der Arbeit gegenüber* dem 
Kapitale in Folge des ^ehernen ökonomischen Gesetzes vom Ar- 
beitslöhne'' (Lassalle) die natürliche Gerechtigkeit nur auf dem 
Wege der Staatshilfe hergestellt werden könne. 

Abgesehen von den gan^ unzulässigen Forderungen des Gom- 
munismus , Socialismus und Mutualismus ist daher auch jede For- 
derung nach Geldhilfe für die Arbeiter als ungerechtfertigt zurück- 
zuweisen: sowohl die Einrichtung der Staatswerkstätten, in 
welchen dem Arbeiter, der nicht eine entsprechende Arbeit auf 
dem privaten Arbeitsmarkte findet, auf öffentliche Kosten -eine 
solche Erwerbsgelegenheit geboten werden soll, als auch die Er- 
richtung einer Staatsbank für JProductivassociationen , wodurch 
den Arbeitern das Gründungskapital zu selbständigen genossen- 
schaftlichen Unternehmungen dargeboten, und zugleich (durch Dis- 
kontirung der Wechsel, welche eine solche Association ausstellt) 
das ganze Betriebskapital beständig garantirt werden sollte. Solche 
Massregeln widersprechen den obersten Grundsätzen der Erwerbs- 
politik, wornach die Mittel der Gesaniratheit nicht zur Verbesserung 
der ökonomischen Lage einer einzelnen Gesellschaftklasse verwen- 
det werden dürfen. 

Ebensowenig kann aber auch ein Eingreifen der Staatsgewalt 
in die freie Lohnübereinkünft zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer gerechtfertigt werden. Weder obrigkeitliche Lohntaxen 
noch obligatorische Einfahrung des Systems der Gewinnbe- 
theiligung (Commissionssystem oder industrielle Partnerschaft), 
welche nur eine besondere Form, des Arbeitslohnes ist, lassen sich 
vom Standpunkte der Erwerbfreiheit und der Selbsthilfe verthei- 
digen. Lohntaxen enthalten eine Verkümmerung des Arbeitslohns, 
indem sie den Arbeiter verhindern von der Freiheit und Gunst 
der Concurrenz vollen Gebrauch zu machen, um die Unternehmer 
vor unbilligen Forderungen zu schützen und den auswärtigen Ab- 
satz der Producte durch Verminderung der Productionskosten zu 
heben; sie halten damit die Arbeitsleistung auf einer Stufe der- 
Mittelmässigkeit und sind daher ungerecht gegen bessere wirth- 
schaftliche Arbeitsleistungen, und damit ein Hindemiss der geisti- 
gen Erhebung des Arbeiterstandes. Das System der Gewinnbe- 
theiligung ist nicht bloss selten am Platze (am besten noch bei 
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sehr schwierigen grosser Sorgfalt bedürfenden Arbeiten), sondern 
auch meistens gerade für den Arbeiter ungeeignet, zu dessen Gun- 
sten die Einrichtung bestehen soll, indem sie ihn durch die An- 
\trartschaft auf Gewinnantheil an ein Unternehmen kettet und damit 
der vollen Freizügigkeit verlustig macht; anderseits ist für die 
Unternehmer kein ökonomisch bedeutender Vortheil zu sehen, weil 
sie an Selbständigkeit der Geschäfbsleitung in Folge der Gontrole 
der gewinnbetheiligten Arbeiter jedenfalls ebensoviel verlieren als 
sie durch vermehrte Sorgfalt derselben gewinnen. Reinenfalls 
eignet sich daher das System zur Grundlage einer allgemeinen ge- 
setzlichen Regelung der Verhältnisse zwischen Unternehmer und 
Arbeiter, weil es von einer nur annähernden Lösung der Arbeiter- 
frage mindestens eben so weit entfernt ist, als von einer Wah- 
rung der Grundsätze wirthschaftlicher Freiheit und Selbständigkeit. 

Die Verwaltung muss sich darauf beschränken , mit den ihr 
zu Gebote stehenden berechtigten Mitteln dem Arbeiter gleichfalls 
die Erreichung des doppelten Zieles aller wirthschaftlichen Entwick- 
lung zu ermöglichen, welches in Selbständigkeit und Freiheit des 
Wirthschaftslebens besteht. Zumeist sind auch die Arbeiter auf 
die Selbsthilfe angewiesen; durch Ausbildung des Sparkassen-, 
Versicherungs- , überhaupt des Genossenschaftswesens, müssen sie 
nach jener Selbständigkeit ringen, welche nur dann einen Werth 
und eine wirkliche Unabhängigkeit begründet, wenn sie aus eigner 
Kraft erworben ist; der Staat befördert diese Bestrebungen durch 
Feststellung rechtlicher Formen für die genossenschaftliche Selbst- 
hilfe, in welcher sie nach allen Seiten ungehindert und ungestört 
sich entwickeln kann und darf. 

Die Mittel, welche der Staat, abgesehen hievon, zur Hebung 
des Loses der arbeitenden Klassen anwenden muss, lassen sich 
ungefähr folgendermassen bestimmen. 

1. Es ist Pflicht des Staates, alle Hindernisse zu beseitigen, 
welche einer Entwicklung der persönlichen Freiheit und ungehin- 
derten Verwendung der vollen Arbeitskraft im Wege stehen. Frei- 
zügigkeit und Erwerbsfreiheit sind auch für die Arbeiter die 
Voraussetzung jeder Verbesserung ihres Loses. 

2. Auch den Arbeitern muss die Möglichkeit offen stehen^ 
durch die Kraft der Association die individuelle Leistungsfähigkeit 
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zu steigern; auf diesem Prinzipe muss das Vereins- und Genossen- 
schaftsrecht aufgebaut sein. Insbesondere ist ihnen die Goalitions- 
freiheit zu gewahren, um durch gemeinsame Verabredung die best- 
mögliche Regulirung der Lohnverhältnisse herbeizuiiihren; und zwar 
darf der Staat weder einzelne Verabredungen und gemeinsames 
Handeln zu diesem Zwecke (Arbeitseinstellung) verbieten, noch auch 
ständigen Arbeiterverbindungen entgegentreten, welche den Zweck 
verfolgen, solchen Arbeitseinstellungen durch vorsorgliches Ansam- 
mehi von periodisch eingezahlten Beiträgen der Mitglieder eine 
grössere Aussicht auf Erfolg zu sichern (sog. Gewerkvereine, tra- 
de unions). 

Dagegen ist es allerdings Aufgabe des Staates, nicht bloss 
die ausserhalb solcher Verbindungen stehenden Arbeiter vor physi- 
scher oder moralischer Vergewaltigung (Drohung, Einschüchterung, 
betrügerische Manöver) seitens der Gewerkvereine zu schützen 
und ihnen die Freiheit des Willens und Handelns zu sichern, son- 
dern auch zu verhüten, dass nicht aus solchen organisirten Ver- 
bindungen der zahlreichen besitzlosen Klasse der Gesammtheit eine 
sodale Gefahr von unberecheiibarer Tragweite erwachse. Den 
ersten Zweck erreicht der Staat durch eine in der Bestinmiung des 
Thatbestands der unerlaubten Goalition klare Strafgesetzgebung und 
wirksame Einrichtung der Strafverfolgung ; * das zweite wird verhindert 
durch ein auf der allgemeinen Unerlaubtheit geheimer Gesellschaften 
begründetes Verbot, einer Arbeiterverbindung anzugehören, deren 
Statuten und sonstige Organisation nicht der Verwaltungsbehörde 
zur Kenntniss vorgelegt sind, sowie durch eine, den Grundsätzen 
über politische Vereine analoge, Beschränkung der erlaubten Mit- 
gliedschaft auf inländische oder im Inlande ausdrücklich anerkannte 
Arbeitergenossenschaften. 

Im Uebrigen lässt sich, wenn gleich von Arbeitseinstellungen 
in der Regel weder für die Arbeiter noch für die Volkswirthschaft 
überhaupt ein erheblicher Vortheil geschafft werden kann, kein 
Rechtsgrund ermitteln, um den Arbeitern die (wenn auch massenhafte) 



* Das Moment des Vertragsbruchs bei Arbeitseinstellung ist nicht Gegen- 
stand der strafrechtlichen, sondern der ciyilrechtlichen Qualification , kann also 
an sich auch keine unerlaubte Arbeitseinstellung begründen. 
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Kündigung eines Vertragsverhaltnisses zü verbieten, wahrend sie 
doch jedem Einzelnen unbedingt gestattet ist. Im Gegentheile 
würde der Staat sich einer grossen Ungerechtigkeit gegen die 
Arbeiter schuldig machen, wenn er ihnen Lohnverabredungen ver- 
bieten wollte, während er ein gleiches Verbot gegenüber den Unter- 
nehmern durchaus nicht aufrecht zu erhalten vermag; ja er würde 
dadurch den Arbeitern eine Waffe zur Vertheidigung ihrer Existenz 
aus den Händen winden, auf welche sie um so mehr Gewicht legen, 
als ihre Stellung im wirthschaftlichen Wettkampfe ohnehin eine 
viel ungünstigere ist, als die der Unternehmer. 

Eine sehr zweckmässige Einrichtung um die Nachtheile der 
Arbeitseinstellung von dem Wirthschaftsleben überhaupt abzuwenden, 
muss in den Schiedsgerichten gesehen werden, welche zur 
Prüfung der beiderseitigen Anforderungen zwischen Lohnherrn und 
Arbeitern eingesetzt werden können. Ihrer Einfuhrung auf gesetz- 
lichem Wege, am besten in organischer Verbindung mit der Ge- 
meindeverwaltung oder den Handels- und Gewerbekammem steht 
nichts im Wege, obschon ein Zwang zu ihrer Benützung sich nicht 
wird rechtfertigen lassen. Sie werden Arbeitseinstellungen nicht 
ganz beseitigen, aber doch seltner und weniger andauernd zu 
machen vermögen. 

3. Besondere Sorgfalt muss die Verwaltung der Förderung 
und Ausdehnung des Unterrichts der arbeitenden Klassen zuwenden 
(Verbot der Kinderarbeit während der gesetzlichen Schulzeit), weil 
gerade von der geistigen Erhebung der Arbeiter auch ihre ökono- 
mische Verbesserung zunächst bedingt ist. 

4. Auch für Leben und Gesundheit der Arbeiter hat die 
Verwaltung einzutreten, theils durch Gesetze, welche eine Beschrän- 
kung der Arbeitszeit und Arbeitsverwendung für die Kinder ent- 
halten, theils durch positive Vorschriften über den Betrieb schäd- 
licher Gewerbe und die Beschaffenheit der Arbeitsräume; die Her- 
stellung gesunder Arbeiterwohnungen wird besonders eine der Auf- 
gaben der Gemeindeverwaltungen sein. 

5. Eine sociale Erhebung des Arbeiterstandes und damit 
wieder ein Hebel zur Verbesserung des Loses desselben überhaupt 
muss endlich auch in der Gewährung von Wahlrechten gesehen 
werden. 
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S 37. Das Kapital. 

Weder zur Ansammlung von Kapitalien, noch zur Herbei- 
ziehung solcher vom Auslande oder zm* Verhinderung des Abflusses 
nach dem Auslande lassen sich (abgesehen von den Thätigkeiten 
der Finanzwirthschaft) directe Staatsmassregeln ergreifen, welche 
unter Wahrung der wirthschaftlichen Freiheit und Festhaltung des 
Rechtsbodens für die Staatsverwaltung irgend eine Aussicht auf 
Erfolg haben könnten. Ebensowenig kann die Verwaltung ihre 
Aufgabe in Ausübung eines Zwanges zu Darlehens- oder Erwerbs- 
geschäften sehen. Vielmehr wird die Eapitalsbildung und Ver- 
wendung, so vortheilhaft auch die Zunahme derselben für die ganze 
Volkswirthschaft ist, doch immer als Sache der individuellen 
Neigung und Möglichkeit aufgefasst und darnach von der Verwal- 
tung gehandelt werden müssen. 

Indirect kann der Staat die Eapitalsbildung befördern durch 
besondere Massregeln in Bezug auf Consumtion (§ 49 fiP), sowie 
durch eine umfassende Sorge für das Erwerbsleben überhaupt, in- 
dem die Verwaltung bedacht ist auf Herstellung jener Bedingungen,, 
unter welchen der Erwerb im Inlande möglichst vielseitig werden 
kann, sowie dadurch, dass sie für unbedingte Sicherheit und Frei- 
heit des Erwerbs und Verkehrs im Inlande sowohl als mit dem 
Auslande thätig wird. 

Die beste Beförderung ausgiebiger Kapitalverwendungen für 
die inländische Volkswirthschaft muss also 1. in der Sicherheit 
der Kapitalsanlagen, 2. in der Freiheit der Anwendung, 3. in der 
möglichsten Mannigfaltigkeit der Anwendung von Kapital gesehen 
werden. 

1. Die Sicherheit der Kapitalien als Productionsfactoren 
(als Vermögen siehe oben § 33 f.) hängt ab von guten Schuld- 
gesetzen. Vornehmlich wird also von der Ausbildung des Civil- 
rechts und Processes besonders in Bezug auf das Verkehrsleben, 
von schneller und billiger Hilfe der Kapitalisten in einer guten 
Subhastationsordnung und von entsprechenden Bankerottgesetzen 
eine Beförderung der Kapitalsbildung erwartet werden müssen. 

2. Die Freiheit in der Anwendung der Kapitalien be- 
steht hauptsächlich in der Freiheit des Zinsennehmens. Zins- 
taxen wie Lohntaxen sind aus der veralteten, wissenschaftlich 
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längst widerlegten Anschaaung hervorgegangen, als wenn die Be- 
stimmung des Preises für Kapitals- oder Arbeitsnutznng eine rein 
willkürliche, nicht an bestimmte volkswirthschaftliche Gesetze ge- 
bundene sei; das System der Erwerbsbeschränkungen liess das 
Taxationssystem als Gorrectiv gegen monopolistische Ausbeutung der 
Consumenten sogar als nothwendig erscheinen. Die dabei verfolgten 
Intentionen, schon in der Zeit der wirthschaftlichen Unfreiheit nicht 
ZQ erreichen, können jedoch unter der Herrschaft des Prinzips 
der Erwerbs- und Verkehrsfreiheit, gar keine Aussicht auf Reali- 
sation mehr haben. Die als Maximalsätze aufgestellten Zinstaxen 
verfehlen nicht nur ihren Zweck, den Kapitalsbedürftigen Kapital 
zu billigem Zinsfusse zu sichern, sondern bringen gerade eine ent- 
gegengesetzte Wirkung hervor; die Kapitalien werden durch Zurück- 
haltung, Hinaussenden in das Ausland, Mangel an Ersparungs- 
antrieb u. dgl. seltner und daher nach wirthschaftlichen Gesetzen 
auch theurer; da aber unter der Herrschaft der Wuchergesetze der 
naturgemässe Preis für Kapitalnutzungen nicht gefordert werden 
darf, so wird durch Erbebung einer Assecuranzprämie die Differenz 
zwischen dem erlaubten und dem naturgemässen Zins ausgeglichen 
und dabei noch eine besondere Vorausvergütung für die Gefahr 
der Entdeckung eines unerlaubten Darlehensgeschäftes gefordert; 
diese nothgedrungene Verheimlichung der Darlehensgeschäft« und 
ihrer Formen ist erst die Quelle des unsittlichen Wuchers, - beson- 
ders wenn auch der Borger vom Gesetze bedroht ist. 

Der Schutz des Schuldners gegen Ausbeutung durch wahren 
Wucher ist gerade in der Oeffentlichkeit und Klagbarkeit aller 
Darlehensgeschäfte zu sehen, welche erst mit voller Freiheit des 
Zinsennehmens eintreten kann. Denn auch alle Modificationen der 
Zinsfreiheit leiden an demselben Uebel wie die reine Zinsbeschrän- 
kung; so das Vorzugsrecht der landesüblichen (gesetzlichen) Zinsen, 
der ausdrücklich stipulirten Zinsen gegenüber etwaigen Prämien, 
Zuschlägen etc. ; die Beschränkung der Klagbarkeit der Zinsen aus 
Darlehensgeschäften auf die gesetzlich erlaubte Höhe u. dgl. 

Ein gesetzlicher Zinsfuss, welcher sich dann an den landes- 
üblichen möglichst genau anschliessen mnss, ist nur ftir einzelne 
Fälle von Rechtsgeschäften, wo nichts stipulirt worden, bei Verzugs- 
zinsen u. ähnl. nothwendig 
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Das beste Mittel, um den Eapitalbedürftigen entgegen zu 
kommen , ist eine gute Pflege des Creditwesens , wovon in § 47 
ansführlich gehandelt wird. 

3. Möglichst mannigfache Verwendung der Kapitalien 
wird durch Beförderung aller einzelnen Erwerbszweige herbeigeführt, 
wobei ein besonderes Augenmerk auf alle Anstalten der Credit* 
beforderung gerichtet werden muss, wie sie fiir den Immobiliar- 
credit in der Hypothekenordnung, für den Mobiliarcredit in Banken 
und Greditinstituten und für den persönlichen Credit in Credit- 
vereinen und Volksbanken bestehen. Auch hievon weiteres in 47. 

§. 38. Die Unternehmung. 

Eine Unternehmung im volkswirthschafllichen Sinne ist immer 
vorhanden, wo die verschiedenen Prodactionskräfte zu einer Pro- 
duction vereinigt werden. Auf der Unternehmung beruht die volks- 
wirthschaflHche Leistung. Darum gelten bezüglich der Unterneh- 
mungen im Allgemeinen auch die Grundsätze der Verwaltung in 
Bezug auf den Erwerb (S 35). 

Auf einem Punkte aber beginnt eine neue Aufgabe des 
Staates, da nämlich, wo mehre Individuen sich zu gemeinschaft- 
licher Unternehmung verbinden. Denn hier wird eben wegen der 
Gemeinschaft des Erwerbs der Einzelne durch alle andern Theil- 
nehmer gebunden; die Verwaltung ist daher berufen, daftir zu 
sorgen, dass nicht durch die Gesellschaft Unfreiheitsverhältnisse 
entstehen, und dass nicht der Einzelne durch die Betheilignng an 
solchen Unternehmungen zu Schaden komme in Fällen, in welchen 
er durch eigene Vorsicht ihn nicht verhüten konnte; ebenso ist es 
ihre Aufgabe zum Schutze des Publikums, welches mit solchen 
Unternehmungen in Geschäftsverbindung tritt, sowie zur Belebung 
des Unternehmungsgeistes im Volke rechtliche Grundlagen fiir diese 
Seite des wirthschaftUchen Lebens zu schaffen, welche eine unge- 
hinderte Entwicklung des Untemehmungstriebes gestatten und doch 
zugleich die wirthschaftlichen Verhältnisse der Bevölkerung vor 
Missbrauch schützen; denn gerade bei solchen gesellsdiaftlichen 
Unternehmungen ist eine bedeutende Eapitalsansammlung und da- 
mit Wne grosse Wirkung auf die ganze Volkswirthschaft nicht nur 
möglich, sondern in der Regel ausgesprochene Absicht 
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Diese Ziele erreicht ntin die Verwaltung nicht etwa durch 
beschränkende Bestimmungen über Gründung solcher Unterneh- 
mungen oder durch besondere Goncessionsertheilung in jedem 
einzelnen Falle. Dadurch würde sie theils eine ausreichende Ver- 
sorgung des wirthschaftlichen Bedürfnisses verhindern» theils sich 
selbst eine Verantwortlichkeit aufbürden, welche sie nicht überneh- 
men kann. Die Goncession ist eine stillschweigende Anerkennung, 
dass die Verwaltung das Unternehmen för solid und für geeignet 
halte, während sie doch weder über die Vertrauensfrage, noch 
über die Bedürfnissfrage eine Cognition haben kann. Geht die 
Goncessionsertheilung nicht von diesem Gesichtspunkte aus, so fehlt 
ihr jedes Object; denn die Prüfung der rechtlichen 'Erlaubtheit des 
Zweckes ist überflüssig, weü ein Verstoss gegen die Gesetze doch 
der richterlichen Verfolgung anheimfällt und der dadurch etwa ent- 
stehende Kapitalsverlust für einzelne Theilnehmer selbstverschuldet 
ist, da jeder die Gesetze kennen muss. — Auch wegen sogenannter 
Gemeinschädlichkeit kann die Verwaltung nicht ein Unternehmen 
verbieten, weil damit kein klarer Begriff und Thatbestand bezeichnet, 
also nur polizeiliche Willkür wieder möglich wäre und weil bei 
einem gemeinschädlichen Unternehmen auch keine Betheiligung des 
Publikums zu befürchten sein wird. 

Es wird daher auch hinsichtlich der Gründung von Erwerbs- 
gesellschaften von dem Grundsatze der unbedingten Erlaubtheit 
ausgegangen werden müssen. Damit verträgt sich jedoch nicht nur, 
sondern ist nothwendig zu verbinden eine genaue rechtliehe 
Formulirung der Thatsachen, von deren Vorhandensein die 
Ezistenzfahigkeit einer jeden besondern Art von Erwerbsgesell- 
schaften bedingt ist Dabei sind zu unterscheiden: 

1. Gesellschaften, deren Theilnehmer persönlich für die Ge- 
sellschaft eintreten und an dem Erwerbe sich direct betheiligen; 
offene Handelsgesellschaften, Erwerbsgenossenschaften und ähnl. 

2. Gesellschaften, welche nur durch Kapitalsansammlung ge- 
bildet und von einer eigens bestellten Verwaltung geleitet werden; 
Gonunanditgesellschaft, Actiengesellschaft etc. etc. Für erstere hat, 
so weit nicht, wie bei offnen Handelsgesellschaften, die bürgerliche 
und Handelsgesetzgebung, sowie eine geordnete Rechtspflege aus- 
reicht, die Specialgesetzgebung von dem Prinzipe der Solidarbaft 
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ausztLgeheD. — Für Actiengesellschaiten (und Gommanditen auf 
Actien) sind ausser rechtlichen Bestimmungen über die Haftung 
fiir den Nominalwerth der Actien besondere Normativbestimmungen 
aufzustellen, hinsichtlich des nothwendigen Inhalts der Statuten, 
der Organisation etc. etc., um die Ausfuhrung betrügerischer Ab- 
sicht ztL verhindern. Besonders ist für Erwerbsgenossenschaften, 
sowie für Actiengesellschaften die Forderung mindestens jährlicher 
Rechnungslegung zu stellen, und zwar muss bei ersteren, sowie 
bei Actiengesellschaften mit Actien auf Namen den Theilnehmern, 
bei Actiengesellschaften mit Actien au porteur eine ö£fentliche 
Rechnungslegung stattfinden, welche am besten in einer General- 
versammlung zugleich mit der Berichterstattung über den Stand 
des Unternehmens gegeben wird. 

m. Capitel. Die Erwerbszweige. 

§ 39. Land- und Forstwirthschaft; Viehzucht*. 

Die Verwaltung wird ihre richtige Stellung zu den einzelnen 
Erwerbszweigen und damit das Maass ihrer Aufgaben nur dann 
finden, wenn sie dabei ausgeht von dem nationalökonomischen und 
socialen Charakter derselben. 

Hier unterscheiden sich nun sänuntliche Arten der ürproduc- 
tion erheblich von den Verhältnissen der Gewerbs- und Handels- 
thätigkeit vorzugsweise durch ihre viel grössere Abhängigkeit von 
der Natur und die dadurch entstehende geringere Beweglichkeit; 
femer durch ihre überwiegende Bedeutung fiir die Gesammtpro- 
duction, und endlich durch den weitgehenden Einfluss des land- 
und forstwirthschaftlichen Betriebes insbesondere auf die natür- 
lichen Productionsbedingungen. 

Je ausgeprägter diese Verhältnisse sind, desto grösser wird 
die Sorge der Verwaltung fiir diese Erwerbszweige sein müssen; 
sei es nun, dass die Urproduction in zu grosser Abhängigkeit von 



* Hieza vergleiche das Torzügliche Werk von Koscher, National- 
Ckonomik des Ackerbaues und der yerwandten ürproductionen. ü. Band seines 
Systems der Yolkswirthschaft. 5. Aufl. 1867. Von frühem Werken F. Bülau, 
der Staat und der Landbaa. 1834. JQlsner, Politik der Landwirthscbaft. 1835. 
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der Nattir gehalten ist (unentwickelter Zustand), oder dass die 
Bevölkerung des Staates überwiegend ackerbauti'eibend ist, oder 
dass die Bewirthschaftung einer Grundfläche ganz besonders auf 
die Productionsbedingungen wirkt (Klima, Feuchtigkeit). 

Daneben treten natürlich auch hier viele wirthschaftliche Mo- 
mente auf, welche für alle Erwerbszweige gleichmässig oder doch 
ohne wesentliche Modificationen gelten und daher auch gleiche 
staatliche Massregeln erfordern. Jedenfalls aber hängt von der 
Blüthe der Urproductionszweige und der möglichst vollständigen 
Ausnutzung der vorhandenen Naturkräfte die Entwicklung der 
Volkswirthschaft und die Blüthe des Staates so sehr ab, dass 
dieser mit allen zulässigen Mitteln auf eine Beförderung derselben 
hinarbeiten muss. 

I. Für die Landwirthschaft und die verwandten 
Zweige der Urproduction ist nun die Thätigkeit der Ver- 
waltung in zweifacher Richtung geboten; zuerst handelt es sich 
um Aufhebung aller gesetzlichen Beschränkungen, welche der freien 
Geltendmachung der wirthschaftlichen Leistungsfähigkeit entgegen- 
stehen ; Beseitigung der persönlichen Abhängigkeitsverhältnisse, 
Herstellung vollkommener Verfugungsfreiheit, Aufhebung aller Real- 
lasten und culturfeindlichen Grundgerechtigkeiten; — negative 
Richtung der Verwaltungsthätigkeit; 

dann sind Massregeln und Einrichtungen geboten, wodurch 
die Urproductionszweige zu höherer Entwicklung und Ertragsfaihig- 
keit gebracht und zugleich die Interessen der gesamraten Volks- 
wirthschaft am besten gefördert werden können; Schutz der Pro- 
duction, Anregung und Leitung, nöthigenfalls Selbstbewirthschaf- 
tung durch die Staatsverwaltung; — positive Richtung der 
Verwaltungsthätigkeit. 

Im modernen Rechtsstaate ist die erste Aufgabe der 
Staatsverwaltung schon annähernd gelöst. Die angebomen und 
unkündbaren Knechtschaftsverhältnisse sind beseitigt. Auch von 
Grund und Boden sind die drückendsten Fesseln gelöst und bleibt 
nur nothwendig durch strenge Gesetze Gewähr zu geben, dass sie 
nicht unvermerkt wieder entstehen. Noch nicht ganz verwirklicht 
dagegen ist die Freiheit des Betriebes. Flurzwang, Offen- 
heit der Felder, Hut- und Triftgerechtigkeiten einerseits; Dorf- 
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System und Gemengelage der Felder anderseits sind noch vielfach 
Hindemisse einer freien intensiven Bewirthschaftung und schwächen 
die Leistungsfähigkeit der Landwirthschaft und ihrer verwandten 
Zweige. 

Die erstgenannten drei Haupthindemisse zwar können und 
müssen durch Gesetz einfach beseitigt oder wie sonstige Reallasten 
abgelöst werden ; Dorfsystem und Gemengelage dagegen bieten dem 
Eingreifen der Verwaltung erheblich grössere Schwierigkeiten dar. 
Das erstere kann gar nicht als unbedingt nachtheilig bezeichnet 
werden; ein überwiegender Nutzen aus dem Hotsysteme lässt sich 
im Allgemeinen nicht behaupten; daher wird sich auch eine staat- 
liche Einmischung hier nicht rechtfertigen lassen. Bei der Arron- 
dirung dagegen ist dieser Nutzen unzweifelhaft; die Thätigkeit der 
Verwaltung wird hier aber eine positive, daher erst weiter unten 
näher davon zu handeln ist. 

In der zweiten positiven Richtung der Verwaltungsthätig- 
keit liegt zuerst der Productionsschutz, der eben in der 
grössern Abhängigkeit dieser Erwerbszweige von der Natur und in 
ihrer relativ höhern Bedeutung für die Nationalversorgung seine 
Rechtfertigung erhält, soferne er nicht weiter ausgedehnt wird, als 
zur Herstellung einer wahren Concurrenzf&higkeit nothwendig ist. 
Die Gesammtheit setzt hier durch die Staatsverwaltung ihre Kraft 
ein, um diesen Zweigen der ürproduction die Emancipation von 
den Einflüssen der äussern Natur zu erleichtem und ihnen die 
Möglichkeit eben so freier Bewegung anzubahnen, wie sie Gewerbe 
und Handel aus eigener Kraft erringen konnten. 

Der Productionsschutz kann sich vornehmlich gegen zwei Feinde 
wenden müssen : gegen ein übermächtiges Ausland und gegen feind- 
liche Kräfte im Innem. 

Die Nothwendigkeit eines solchen Schutzes zunächst gegen die 
Concurrenz des Auslandes ist aber nicht allgemein zuzu- 
geben. So lange dieselbe nur die inländische Getreideausftihr ver^ 
ringert oder aufhebt, ist darin gar kein bedenkliches Symptom zu 
sehen; denn nur niedrig cultivirte und dünn bevölkerte Länder 
sind zu dauemder Komausftihr befähigt. Wird aber der inländische 
Landbau geradezu gefährdet, dann sind Kornzölle zulässig, welche 
in Theurungsgesetzen ihren naturgemässen Regulator finden müssen. 

IiMuna-8t«megg, Yerwftltongslelur«. 11 
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Ein solcher Fall ist aber sicherlich nur als Ausnahmszustand denk- 
bar; die Gleichmässigkeit der meisten Productenpreise in den Län- 
dern gleicher Gulturstufe, die mit zunehmender Entfernung steigen- 
den Transportkosten und die Unsicherheit eines regelmässigen 
Bezugs der Hauptmenge der nothwendigen Nahrungsmittel aus 
sehr entlegenen culturarmen Ländern wirken einer solchen Gefahr- 
dung der inländischen Landwirthschafl entgegen. Die Regel wird 
daher auch hier die Freiheit des Getreidehandels bilden müssen. 
Aehnliches gilt bezüglich der Forst- und Viehzuchtsproducte; eine 
Gefahr für die Wirthschafl des Volkes im Ganzen und die nach- 
haltige Nationalversorgung durch starke ausländische > Concarrenz 
ist daher vorzugsweise nur für solche Staaten vorhanden, bei wel- 
chen der eine oder andere Zweig der ürproduction in überwiegen- 
dem Grade den Haupterwerb der Bevölkerung bildet, also wieder 
nur bei unentwickeltem wirthschaftlichen Leben, wo allerdings der 
Staat ganz andere, hier nicht weiter zu untersuchende Grundsätze 
der wirthschaftlichen Politik zu verfolgen gezwungen sein kann. 

Der Schütz der Landwirthschaft gegen feindliche Kräfte im 
Innern muss zunächst durch eine umfassende Feldpolizeige- 
setzgebung gewährt werden, welche sich als nothwendige Er- 
gänzung des Eigenthumsschutzes den Schutz der Feldfrüchte zu 
ihrer hauptsächlichsten Aufgabe setzt. Anordnung eines ständigen 
Flur- und Waldschutzes, Verpflichtung der Weideberechtigten zur 
Haltung ständiger Hirten, Verbot der Weide auf Aeckem, Wiesen 
und Waldgründen während der Hegezeit, der Besamungs- und ersten 
Bestockungsperiode, sowie Bestimmungen zur Verhütung von Scha- 
den durch Hausgeflügel, Raupen und schädliche Insekten bilden 
den hauptsächlichen Inhalt solcher Feldpolizeiordnungen , welche 
unter Aufstellung der allgemeinen Rechtsgrundsätze und Anord- 
nungen ßir das Verfahren der Geltendmachung aller auf localen 
Verhältnissen beruhenden Bedürfnisse den freiesten Spielraum offen 
lassen soll; Provinzial- und Gemeindeordnungen müssen dem ge- 
meinsamen Feldpolizeigesetze ergänzend zur Seite treten. 

Hinsichtlich der durch die Elemente, besonders Feuer, Wasser, 
Hagel etc., drohenden Gefahren fällt der Productionsschutz mit 
dem Eigenthumsschutze zusammen. 

Auch der landwirthschaftliche Credit kann einen be- 
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sondern Schutz der Staatsverwaltang mit Recht in Anspmdi neh- 
men, da er bei der viel geringeren Beweglichkeit der landwirth- 
schaf blichen Prodnction und bei dem überwiegenden Bedarf an fixen 
Kapitalien aus eigener Kraft die Concnrrenz mit den übrigen Er- 
werbszweigen nicht zu bestehen vermag. 

Eine gute Grundbuchs- und Hypothekengesetzgebung und daran 
sich schliessend eine möglichst rasche Subhastationsordnung können 
zwar den dringendsten Bedürfnissen in dieser Richtung genügen; 
nichtsdestoweniger werden jedoch besondere Anstalten zur Förde- 
rung des landwirthschaftlichen Gredits, vorzugsweise landschaftliche 
— provinzielle — Creditvereine durch die Verwaltung hergestellt 
oder doch hervorgerufen werden müssen, so lange wenigstens die 
Formen des Inmiobiliarcredits und die allseitige Benützung der 
Creditfahigheit der Landwirthschaft nicht auf gleicher Stufe mit 
der Entwicklung des Geschäfts- und Industriecredits stehen (vgl. 
8 47). 

Auch sonst bedürfen wohl die für den landwirthschaftlichen 
Betrieb abzuschliessenden Rechtsgeschäfte einer besondem, von den 
allgemeinen Privatrechtsnormen abweichenden gesetzlichen Regelung 
zum Schutze der hier besonders auftretenden Interessen; so z. B. 
bei Gewährleistungen im Viehhandel, bei der Regelung der Wasser- 
benützung, wo, wegen der Leichtigkeit der Industrie, die Wasser- 
kraft durch Dampf zu ersetzen, im Zweifel die Entscheidung der 
Frage über Ausnützung der Wasserkräfte zu Gunsten der Land- 
wirthschaft getroffen werden soll. 

Auch der Anregung durch die Staatsverwaltung bedarf die 
Landwirthschaft noch vielfach, während Industrie und Handel durch 
das lebhaft drängende Verkehrsbedürfniss allein genügenden Sporn 
zur Weiterentwicklung erhalten. Einerseits sind nämlich landwirth- 
schaitliche Verbesserungen an sich schwieriger einzuföhren und be- 
dürfen eines längeren Zeitraums, bis wirthschaftliche EHblge sich 
ergeben; anderseits zeigt die landbautreibende Bevölkerung ihrer 
Hauptmasse nach (der sog. Bauernstand) ein viel grösseres sociales 
Beharren und ist desshalb Neuerungen im Betriebe weniger zu- 
gänglich. Die Mittel, welche die Verwaltung zu zweckmässiger 
Anregung besitzt, bestehen: 

1. in Gewährung eines den verschiedenen Klassen der land- 

11* 
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bauenden Bevölkerung entsprechenden Unterrichts (besonders 
auch in Einführung des Instituts der Wanderlehrer); vgl. dazu S 27; 

2. in Einrichtung von Musterwirthschaften, welche ent- 
weder als Unterrichtsmittel dienen oder rein praktische Beispiele 
einer vorzüglichen Gutswirthschaft sein sollen. Die ersteren, theo- 
retischen Musterwirthschaften müssen mit landwirthschafllichen Lehr- 
anstalten in Verbindung gebracht werden, welche derselben als 
Lehrmittel bedürfen; auch sollen solche Wirthschaften för den 
ganzen Umfang der landwirthschafllichen Theorie Muster und Bei- 
spiele bieten, daher auch mit einer Versuchsstation versehen sein. 
Dabei bleibt der Gesichtspunkt der Rentabilität einer solchen Wirth- 
schaft gänzlich ausser Frage; das Bedürfniss des Unterrichts ist 
die einzige Richtschnur für den zu machenden Aufwand. Bei den 
praktischen Musterwirthschaften dagegen soll die Verwaltung ein 
Muster richtiger wirthschaftlicher Verwaltung darstellen und in dem 
Gewinnen eines möglichst hohen Reinertrages muss die Muster- 
haftigkeit einer solchen Wirthschaft jedem Landwirthe einleuchten. 

3. Auch strebsame Landwirthe können von der Verwaltung 
als Musterwirthe aufgestellt und ihnen Betriebskapitalien dar- 
lehensweise gegeben werden. Nie aber darf ein solcher Musterwirth 
Geldunterstützung, also auch keine unverzinslichen Darlehen, er- 
halten, weil damit sofort die ökonomische Musterhaftigkeit seiner 
Wirthschaft in Frage gestellt würde. 

4. Auch landwirthschaftliche Ausstellungen mit 
oder ohne Prämienvertheilung können in ausgezeichneter Weise 
anregend wirken. 

5. Sonstige Prämienvertheilungen zur Einführung von 
Meliorationen u. dgl. sind nur in kleinem Masse wirklich geeignete 
Mittel der Anregung. Für grossartige Verbesserungen, mit deren 
Versuch immer auch ein grosses Risiko verbunden ist, sind die 
Mittel, welche im richtigen Verhältnisse zu anderem nothwendigen 
Verwaltungsaufwande zu Gebote stehen, in der Regel viel zu un- 
bedeutend, als dass eine Wirkung von solchen Prämien erwartet 
werden könnte; dagegen mag inunerhin bei Gultur öder Gründe 
oder Einführung höherer Culturarten zeitweiUge Steuerbefreiung als 
taugliches Mittel angesehen werden. 

Leitend nennen wir die Landwirthschaftspolitik theils dann, 
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wenn die Verwaltung durch positive Massnahmen (z. B. Besteue- 
rung, Zollgesetzgebung u. dgl.) einzelnen Zweigen der Landwirth- 
schaft eine bestimmte Richtung zu verleihen, und auf die Produc- 
tion oder Consumtion mit Absicht bestimmend einzuwirken sucht; 
theils wenn sie die Regelung der Benützung einzelner Productions- 
factoren in eigene Hand nimmt und Veränderungen oder Verbesse- 
rungen des Betriebes dadurch erst recht ermöglicht. In erster Be- 
ziehung besteht für Anregung und Leitung das gleiche Prinzip; der 
Staat versucht ohne zwingende oder bevormundende Einwirkung auf 
den Einzelnen der nationalen Production diejenige Richtung zu ge- 
ben, welche sich ihtn für die Gesammtheit und mit besonderem 
Hinblick auf die Zukunft als die für nachhaltige Nationalversorgung 
vortheilhafteste darstellt. Nur darf natürlich auch hier die Rück- 
sicht auf das Prinzip der wirthschaftlichen Freiheit, sowie auf die 
berechtigten Interessen der lebenden Generation nicht schon um 
eines möglichen künftigen Vortheils willen ausser Acht gelassen 
werden. Dagegen ist die Berechtigung positiv leitender Thätigkeit der 
Verwaltung bei solchen landwirthschaftlichen Angelegenheiten un- 
bestritten, wo es sich handelt um unzweifelhafte, im Interesse der 
Volkswirthschaft und des Staates gleichmässig wünschenswerthe 
Verbesserungen, welche durch eine wenn auch vereinte Thätigkeit 
der dabei betheiligten Privaten entweder gar nicht oder nur mit 
grossen Schwierigkeiten durchzufuhren sind. Hieher gehören vor- 
nehmUch die beiden Fälle einer Regelung der Wasserbenützung 
oder Entwässerung und der Arrondirung der Gutscomplexe. 
Die Leitung der Wasserbenützung* kann sich be- 
ziehen 1) auf Entwässerungen, 2) Bewässerungen, 3) Deichwesen, 
4) Uferschutz. Es handelt sich dabei vornehmlich um Durchfuh- 
rung grösserer Unternehmungen zum Behufe der Bodencultur, welche 
sich über eine grössere Grundfläche erstrecken und ohne Ausdehnung 
auf fremde Grundstücke oder zwangsweise Enteignung unbeweg- 
lichen Eigenthums nicht ausführbar sind. Indem solche Unterneh- 
mungen als Gegenstand des öffentlichen Interesses erklärt werden, 
ist zugleich der Verwaltung das Recht einzuräumen, auf Verlangen 
einer bestimmten Majorität der Betheiligten (nach Köpfen und 



* Vgl. hiesn die angeführten Schriften ron Schenk nnd Stein (S 34). 
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nach Grundbesitz) eine gesetzliche Genossenschaft zu diesen 
Zwecken zu bilden, einen Zwang zur Theilnahme, eventuell zur 
Ueberlassung der für die Ausführung nöthigen Grundstücke oder 
des nicht selbst benützten Wassers an die Genossenschaft durch- 
zuführen und so den Widerstand Einzelner zu brechen, welcher die 
Einführung solcher unzweifelhafter Verbesserungen sonst für immer 
zu hindern vermöchte. 

Ganz ähnliche Grundsätze gelten für die Arrondirung, 
nur werden hier seltener Genossenschaftsbildungen möglich sein, 
sondern die Verhandlungen in der Regel durch die Verwaltungs- 
organe (vorzugsweise der Selbstverwaltung) unmittelbar und selb- 
ständig mit den einzelnen^ Grundbesitzern gepflogen werden müssen. 
Immerhin wird aber auch hier die Nothwendigkeit des Zwanges der 
Minorität zuerst nachzuweisen sein, der Besitzübergang durch Be- 
freiung von den regelmässigen Abgaben und den Taxen des Grund- 
und Hypothekenbuchs erleichtert und die Entschädigung für die 
Expropriirten möglichst deren Bedürfnissen angepasst werden müs- 
sen, was am besten wohl durch Entschädigung in Grundstücken 
und Geld geschieht. 

Gemeindegrundvertheilungen, welche ökonomisch ähn- 
liche Wirkungen äussern können, wie die Arrondirungen , fallen 
überwiegend in den Bereich -der Verwaltung des socialen Lebens; 
vgl. 8 64. 

Die Nothwendigkeit der Selbstbewirthschaftung durch 
die Staatsverwaltung endlich kann nur in einzelnen ausnahmsweisen 
Fällen vorliegen, wo besondere, nicht rein wirthschaftliche Interessen 
es verlangen. Dahin gehören die Bewirthschaftung ausgedehnter 
Domänen oder der Betrieb monopolisirter Culturen (z. B. Tabak), 
wo das fiskalische Bedürfniss zur Aufrechthaltung solcher Ein- 
nahmsquellen drängt; femer der Betrieb grosser Staatsforste zur 
Sicherung der Nachhaltigkeit des Holzwuchses im Interesse künf- 
tiger Generationen oder zur Erhaltung nothwendiger klimatischer 
oder sonst physikalischer Eigenschaften des Landes; endlich die 
Haltung von Staatsgestüten, wo das militärische Bedürfniss auf 
keinem andern Weg sicher befriedigt werden kann. Im Uebrigen 
muss als Regel aufrecht erhalten bleiben, dass der Staat wie über- 
haupt zu privatwirthschaftlicher Thätigkeit so auch zu eigener 
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Landwirthschaft weder Beruf noch gleiche Befähigung wie der Privat- 
mann besitzt.* 

n. Die Forstwirthschaft erheischt besondere, erhöhte Rück- 
sichten von der Staatsverwaltung, theils wegen der physikalischen 
Eigenschaften der Wälder, wodurch sie auf Klima, Feuchtigkeits- 
vertheilung, Formation der Erdoberfläche und Fruchtbarkeit des 
Landes unstreitig sehr bedeutenden Einfluss haben; theils auch 
wegen ihres nationalökonomischen Charakters, indem sie in noch 
höherm Grade wie die Landwirthsohaft von der äussern Natur ab- 
hängig ist, sehr langandauernder Wirthschaftsperioden bedarf und 
ein gleichfalls allgemein und fortwährend dringend begehrtes Product 
liefert, für dessen nachhaltige Erzielung Sorge getragen werden 
muss. Zudem gibt es wohl in jedem Lande wenigstens in massiger 
Ausdehnung sog. unbedingten Waldboden, der keinen andern land- 
wirthschaftlichen Gebrauch zulässt, und dessen Benützung durch 
die Forstwirthschaft daher zur möglichsten Ausnützung aller vor- 
handnen Productivkräfte sowohl, als zur Verhütung der aus gänz- 
lich uncultivirtem Areale hervorgehenden Gefahren für das Cultur- 
land nicht blos dringend gewünscht, sondern nöthigenfalls durch 
die Verwaltung veranlasst werden muss. 

Diese verschiednen Rücksichten veranlassen nun mehrfache 
Massregeln der Forstpolitik, welche unter Wahrung des freien forst- 
wirthschaftlichen Betriebes die berechtigten Interessen der Gesammt- 
heit gegen Missgriffe Einzelner schützen und die Nachhaltigkeit der 
Holzproduction sichern sollen. Dabei kann es sich hier selbst- 
verständlich nur um das Mass der Staatsaufsicht über die Privat- 
waldungen handeln, während die Frage von der nothwendigen 
Ausdehnung und Bewirthschaftung der Staatswaldungen Gegenstand 
tinanzwissenschaftlicher Erörterung sein muss. 

Unter den nicht staatlichen Waldungen haben nun die Körper- 
schafts-, Stiftungswaldungen u. dgl. wieder eine besondere Stellung 
gegenüber der Verwaltung, indem der Gesichtspunkt der Nach- 
haltigkeit des Betriebes hier viel ausschlaggebender sein muss, als 
hinsichtlich der im Privateigenthum befindlichen; daher auch fftr 



^ Zur Ergänzung yergleiche meine Studien über Landwirthschaftspolitik. 
Deutsche Vierteljahrschrift (Cotta) 1867. IV. Heft. 
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diese eine viel strengere Gesetzgebung und Aufsicht durchzu- 
fuhren ist. 

Die ökonomischen und technischen Grundsätze, welche die 
Staatsverwaltung hiefiir beobachtet, müssen die gleichen wie fiir 
die Staatswaldungen selbst sein; daher auch die Cultur- und Be- 
triebsplane Zur behördlichen Prüfung vorzulegen sind, bei Rodungen 
besondere Genehmigung der Forstbehörde nachgesucht, öftere Be- 
sichtigung durch die Verwaltungsorgane geduldet werden muss, 
wogegen aber besondere beschränkende Bestimmungen hinsichtlich 
des Forstpersonals für solche Waldungen unter diesen Voraus- 
setzungen nicht geboten erscheinen. 

Der Privatforstbetrieb dagegen kann keinen andern Beschrän- 
kungen unterliegen, als 

1. im Interesse der Erhallung der Wälder gewissen Bestim- 
mungen über Rodungen, dahin gehend, dass solche nur erlaubt 
sind, wenn die gerodete Fläche entweder sofort in andre Cultur 
genommen wird, oder neue Besamung oder Bestockung eintritt; 

2. im Interesse der Sicherung des Terrains (vorzüglich bei 
Bodenerhebungen), sowie der klimatischen Verhältnisse und der 
Fruchtbarkeit des Landes bestimmten Verboten der Rodung in sog. 
Schutzwäldern; 

3. im Interesse der Sicherung wohlerworbener Rechte dem 
Verlangen einer vorgängigen Zustimmung der Forstberechtigten zur 
beabsichtigten Umwandlung eines Waldbodens fiir andre Culturarten. 

Zur Durchführung dieser Beschränkungen des freien Privat- 
forstbetriebs ist nicht blos eine nöthigenfalls zu erzwingende Ein- 
sichtsnahme der Staatsforstbehörde zu gestatten, sondern müssen 
auch insbesondere sowohl die Eigenschaft eines Waldes als Schutz- 
wald als auch die verschiednen am Walde bestehenden Berechti- 
gungen Dritter (Servituten) zweifellos festgestellt sein. Das erstere 
kann nur durch sorgfaltige Erhebungen von Fall zu Fall und Ein- 
tragung der Schutzwaldeigenschaft in das Kataster erreicht werden, 
während eine einfache Definition des Schutzwaldes im Forstgesetze 
fiir den einzelnen Wald immer Zweifel und Meinungsverschieden- 
heiten bestehen liesse und dadurch die strenge Durchfährung der 
beschränkenden Bestinunungen erschweren würde. Die Forstberech- 
tigungen Dritter (Holzrecht, Streurecht, Weiderecht) sind vor allem 
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zu fixiren und dabei auf ein solches Mass einzuschränken, welches 
der Durchführung . eines rationellen Forstwirthschaftsplanes keine 
Schwierigkeiten entgegenstellt; zugleich aber müssen sie der Mehr- 
zahl nach wenigstens einfach , die wenigen für den kleinen 
Landwirth wichtigen dagegen unter beiderseitiger Zustimmung für 
ablösbar erklärt und die Ablösung seitens der Verwaltung durch 
Errichtung einer besondem Kasse erleichtert werden. * 

m. Unter den vielen im Interesse der Yiehzuclit angewen- 
deten Verwaltungsmassregeln lassen sich nur die Ordnung des 
Beschälwesens (Körung) und die Sorge gegen ansteckende 
Viehkrankheiten rechtfertigen. 

1. In erster Beziehung handelt es sich für die Verwaltung 
nur um die Aufgabe, eine rationelle Fortpflanzung der inländischen 
Viehrassen möglich zu machen, nicht aber, unter der falschen 
Voraussetzung der privaten Leistungsunfähigkeit das Beschälwesen 
selbst in die Hand zu nehmen. Der Staat erfüllt hier seine Auf- 
gabe voUkonMnen, wenn er 

1. für Verbreitung von Kenntnissen in der Viehzucht auf 
landwirthschaftlichen Schulen, insbesondere auch für Heranbildung 
tüchtiger Thierärzte sorgt; 

2. die Haltung von männlichen Zuchtthieren und deren gewerbs- 
mässige Verleihung zwar frei gibt, aber doch durch periodische 
ärztliche Untersuchung ihre Tauglichkeit in sanitärer Beziehung 
feststellen lässt; 

3. zur Verbreitung besonders geeigneter Rassen mit den ihm 
zu Gebote stehenden Mitteln anregt, insbesondere von Staatsgütern 
aus eine Verbreitung veranlasst. 

Die Haltung und Verleihung von Zuchtvieh — besonders 
Zuchtstieren — den Gemeinden zur Pflicht zumachen, erscheint 
nicht als gerechtfertigt, da dieselben nur als sociale Gemeinschaften 
eine derartige Thätigkeit entfalten, hiefür aber ihnen die Autonomie 
gewahrt werden muss. 



* Die Frage Ton der Staatsaufsicht über den Forstbetrieb ist Gegenstand 
lebhafter Erörterungen. Gegen dieselbe sprach sich u. a. der volkswirthsch> 
Congress im J. 1868 aus ; vgl. Vierteljahrschrift für Yolkswirthschaft und Cnltur- 
geschichte. 1868, III. Für dieselbe u. a. Contzen in Gl&ser's Jahrbüchern 
für Gesellsehafts- und Staatswissenschaft. 1869. 
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Auch das staatliche Gestütswesen findet vom Stand- 
punkte der Vülkswirthschaftspolitik aus keine Rechtfertigung; es 
widerspricht einmal dem Grundsatze, dass die Staatsverwaltung 
keine direkte privatwirthschaftliche Leistung für die einzelnen Land- 
wirthe übernehmen soll; dann aber erweist sich das Gestütwesen 
auch als ein überflüssiger oft sehr bedeutender Aufwand, welcher 
durch keine höhern politischen Rücksichten geboten erscheint. Ein 
Hauptpunkt hiebei sind die von den Gestüten erhobenen Taxen 
fiir Benützung seitens des Publikums. Sind dieselben niedrig, so 
dass die Gestüte ökonomisch unwirthschaftlich betrieben werden, 
so erfordern sie nicht blos grosse Staatszusehüsse, welche nur ein- 
zelnen Viehbesitzern zu gute kommen, sondern machen auch das 
Privatbeschälwesen und damit einen Zweig erlaubter Rivatwirth- 
schaft unmöglich; bei hohen Taxen wird der Staat einfach Con- 
eurrent in einem Erwerbszweige, wozu er keinen Beruf hat. 

Aber allerdings wird durch die Privatthätigkeit nur das 
wirthschaftliche Bedürfniss befriedigt. Das militärische Bedürf- 
niss des Staates scheint auf Beibehaltung der Gestüte hinzuweisen ; 
aber auch hier wirken sie nicht richtig. 

Wenn nämlich der Staat durch sein Gestütwesen eine über- 
mässige Pferdehaltung bei Privaten über das landwirthschaftliche 
Bedürfniss hinaus herbeiführt, veranlasst er eine schlechte Wirth- 
schaft der Landwirthe im Interesse eines möglichen Krieges; er 
schädigt also indirekt deren ökonomische Verhältnisse schon im 
Frieden. Dass dieselben daraus in Kriegszeiten Gewinn ziehen 
können, ist hiefiir keine Entschädigung; sie werden zu Spekulanten 
auf den Krieg. Wird aber die vermehrte Pferdezucht zur Ausfuhr 
verwendet, so ist dieselbe entweder in Folge der wirthschaftlicheu 
Bedingungen möglich, dann wird sie aber auch durch die Privat- 
industrie herbeigeführt werden können ; oder sie ist künstlich, dann 
tritt wieder fiir die übrigen Zweige der Landwirthschaft ein Nach- 
theil dadurch ein, und wird die Pferdezucht zu einer Begünstigung 
Einzelner auf Kosten Aller, um so mehr als die Staatsgestüte nur 
ein einseitiges Viehbedürfniss befriedigen. 

Wenn daher die politisch-militärischen Interessen zur Aüfrecht- 
haltung des staatUchen Gestütswesens drängen, so muss diess doch 
immer als Ausnahmszustand bezeichnet werden, welcher in Zeiten 
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des eatsehiednen Friedens jedenfalls den Erwägungen aus volks- 
wirthsohafUichen und finanziellen Rücksichten weichen sollte. 

2. Die Sorge gegen ansteckende Viehkrankheiten ruft Mass- 
regeln hervor, welche schon unter dem Gesichtspunkte des wirth- 
schaftlichen Schutzes von Eigenthum und Besitz betrachtet sind. 
Vgl. $ 34. 

§ 40. Jagd und Fischerei. 

I. Nachdem das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden, 
welches theils als Regal, theils als Realrecht der Grundherrn bis 
auf die neueste Zeit bestanden hatte, wohl allenthalben beseitigt, 
und der Grundsatz allgemein Geltung erlangt hat, dass im Grund- 
eigenthum die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden 
gelegen ist, besteht die Aufgabe der Staatsverwaltung in Bezug 
auf die Pflege der Jagd nur darin, Garantien zu schaffen, dass die 
Jagdausübung weder die rechtlichen noch wirthschaftlichen Verhält- 
nisse der Jagd oder der Bodencultur gefährde oder beschädige. 

Diese Garantien liegen theils in einer von dem Jagdrecht un- 
abhängigen Regelung der Jagdausübung, theils in Festsetzung von 
Strafen för Beeinträchtigung der Jagdberechtigung, theils endlich 
in Gewährung eines Rechtsanspruchs der Grundbesitzer gegenüber 
den Jagdberechtigten auf Ersatz des erlittenen V^ildschadens. 

A. Soll die Jagd rationell ausgeübt werden, so muss sie nach 
einem bestimmten Plane, unter Berücksichtigung der eigenthüm- 
lichen Fortpflanzung und Ernährung einer jeden Wildgattung, mit 
einer bestimmten anerkannten Technik und auf einem grösseren 
zusammenhängenden Bezirke betrieben werden. 

Daraus ergibt sich die Nothwendigkeit : 

1. das Recht zur Ausübung der Jagd von dem im 
Grundeigenthume liegenden Recht auf den Nutzen der Jagd zu 
trennen, wenn nicht in einem grossen zusammenhängenden Grund- 
besitze selbst die Garantie for eine rationelle Jagdausübung gege- 
ben ist, oder mit der Trennung eine unzulässige Beschränkung der 
freien Verfügung über den Grundbesitz verbunden wäre (z. B. bei 
Hofräumen, Gärten, umfriedeten Grundstücken u. dgl.); 

2. das Jagdausübungsrecht auf allen für selbständige Jagd- 
ausübung zu kleinen Grundstücken der Gemeinde, als socialer 
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und Interessengemeinschaft einzuräumen, welche dieses Recht in der 
Regel durch Verpachtung, ausnahmsweise durch Vertrauensmänner 
ausübt. Der Pachterlös ist selbstverständlich auf die betheiligten 
Grundbesitzer als die Inhaber des Rechts auf die Nutzung der 
Jagd, nach Massgabe ihres Grundbesitzes zu vertheilen. 

3. Zur Ermöglichung einer rationellen Jagdausübung ist es 
auch nothwendig, allgemein bindende Vorschriften über eine ge- 
wisse Hegezeit für die verschiedenen Arten des Wildes, sowie 
über die erlaubten (waidmännischen) Arten der Erlegung und 
des Fangens zu erlassen, damit nicht die Willkür des Einzelnen 
die Interessen vieler anderer Jagdberechtigten gefährde. 

4. Durch allgemeine Verpflichtung zur Lösung von Jagd- 
karten behufs der Jagdausübung und durch Berechtigung der 
Verwaltung, dieselben zu verweigern, werden sowohl gewisse per- 
sönliche Garantien für eine rationelle und nicht sicherheits- oder 
rechtsgefahrliche Ausübung gewonnen, als auch das Vergnügen der 
Jagd mit einer ganz entsprechenden Art von Luxussteuer belegt. 

B. Dieser für die Interessen der Jagd wie der Bodencultur 
gleichmässig fbrderlichen Regelung der Jagdausübung tritt als noth- 
wendige Ergänzung zur Seite: 1. der Schutz des Jagdausübungs- 
rechts gegen Jagdfrevel mittelst Bestrafung aller unberechtigten 
Eingriffe in fremdes Jagdausübungsrecht; 2. der Schutz der Boden- 
cultur gegen jede Beschädigung durch jagdbares Wild (besondere 
Wildschadensgesetze). 

n. Eine Aufgabe der Staatsverwaltung in Bezug auf die 
Fischerei kann nur für solche Gewässer bestehen, deren Be- 
nutzung nicht einem Einzigen zusteht, und auch hiefur wird ausser 
einem Verbote des Fischfangs in der Laichzeit, des Gebrauchs 
undurchlassender Geräthschaften oder zerstörender Fangmittel keine 
besondere Aufgabe der Verwaltung erwachsen. Schutz des Privat- 
fischereirechts und Anregung zu Verbesserungen in künstlicher 
Fischzucht können nach gleichen Grundsätzen wie für andere Zweige 
der Urproduction von ihr ausgehen. 

§ 41. Bergbau. 

Der Bergbau ist in doppelter Hinsicht Gegenstand staatlicher 
Sorge : 
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als Zweig der hervorbringenden Arbeit und als Quelle der 
Staatseinkünfte. 

Früher war er wohl allgemein Regal, — der finanzielle Stand- 
punkt massgebend. Für uns konunt dagegen nur die Stellung der 
Verwaltung und Polizei zum Bergbau in Frage. 

Das Wesen des Bergbaues ist durch mehrere besondere 
Eigenschaften verschieden von allen übrigen Productionsarten. 

1. Der Bergbau kann von keinen kleinen Unternehmungen 
ausgehen. 

2. Er macht grosses stehendes Capital nothwendig zur Er- 
öffnung (Stollen, Schachte), zur Erhaltung (Wasser-, Wetter- 
losung), zum Betrieb (Förderung). 

3. Das grosse Interesse des Staates an den Producten ruft 
besondere Massnahmen hervor; daher gegenwärtig noch viel mehr 
beschränkende Bestimmungen und Staatsbeihilfe als bei anderen 
Productionsarten sich vorfinden. 

Gegenwärtiger Zustand des Verwaltungsrechts. 
1. Das Recht des Unternehmens. 

a) Staatserlaubniss zu jedem Bergwerksunternehmen; 
diese muss bezahlt werden (gegenwärtiger Modus der Regalitäts- 
ausübung). 

b) Freierklärung des Bergbaues. Das Recht auf berg- 
männische Gewinnung der Mineralien ist vom Grundeigenthum ge- 
trennt (aber es ist kein Verzicht auf das Regal darin zu sehen). 

Die Erlaubniss auf Anmelden nach Mineralien zu schürfen, 
ist in der Regel unbedingt. (Schürfzettel dürfen nicht verweigert 
wejden; der Grundeigenthümer schürft ohne Zettel.) 

Ein Entschädigungsrecht des Grundeigenthümers besteht zwar 
(meist in Freikuxen), wird aber nur flir die Oberfläche bemessen. 
Bei missglücktem Schürf ist der Status quo wieder herzustellen. 

Das Muthungsrecht entsteht für den Finder nach erfolg- 
tem Nachweise des Aufschlusses und der Abfindung mit dem Eigen- 
thümer oder Cautionsleistung. Die Priorität richtet sich nach dem 
Datum des Schürfzettels. Die Muthung wird nur für einen be- 
stimmten Raum (Zeche, Grubenfeld) gewährt. 
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2. Recht des Betriebes. 

a) Finanzielle Rechte des Staats. 

1. Die Bergwerkseigenthömer zahlen dem Staate Abgaben 
(früher Bergzehent). 

2. Der Staat hat ein Vorkaufsrecht bei edlen Metallen. 

b) Rechte des Staats, welche die Nachhaltigkeit 
des Bergbaues bezwecken (Verhütung von Raubbau), 

1. Recht der Besichtigung. 

2. Einsicht in die Betriebspläne. 

3. Verbot unnachhaltigen Betriebs durch Vorwegnahme des 
Zugänglichsten. 

4. Verbot des längeren Stillstands des Baues bei Strafe des 
in's Freie Fallens (Aufhebung der Berechtigung). 

5. Häufig Pflicht des Staates, den Erbstollen zu bauen. 

6. Dafür Entschädigung an nutzbarem Gestein in diesem 
Stollen und aus dem ganzen Ertrag der entwässerten Gruben (in 
der Regel Yg). 

c) Rechte des Staats an der Bergwerksverwaltung. 

1. Bestätigung der Vorstandschaft und der technischen Werk- 
führer. 

2. Revision der Rechnungen. 

3. Austheilung der Ausbeute oder Repartition der Zubusse an 
die Kuxe. 

4. Forderung, aus der Dividende einen Hilfsvorrath zu bilden. 
Dieser Rechtszpstand bedarf einer eingehenden Revision. 

1. Der Regalitätsstandpunkt und die aus demselben hervor- 
gehenden Beschränkungen sind gänzlich aufzugeben. Jurisprudenz 
und Volkswirthschaftslehre haben sie in gleicher Weise als un- 
haltbar nachgewiesen. 

2. Die Freierklärung des Bergbaues ist ein Unrecht am Grund- 
besitz, eine theilweise Aufhebung des Eigenthumsrechtes , welches 
durch kein Staatsnothrecht gerechtfertigt werden kann. Für die 
Ausführung der nothwendigen wirthschafbspolitischen Massregeln 
reicht das EIxpropriationsrecht vollkommen aus. 

3. Auch das Recht des Betriebs muss von jenen Be- 
schränkungen befreit werden, welche theils aus dem Regalitäts- 



176 

Standpunkte entstanden sind, theils über die Grenzen erlaubter 
Staatsaufsicht hinausgehen. Nui' wo der Staat besonderes leistet 
(Erbstollen), kann er auch besondere Rechte in Anspruch nehmen. 
Die Massregeln der Staatsverwaltung zur Beför- 
derung des Bergbaues bestehen in Anwendung: 

1. allgemeiner Beförderungsmittel. 

a) Verbreitung geologischer Kenntnisse. 

b) Bildung der Techniker (Steiger etc.). 

c) Verbesserung und Vermehrung der Transportmittel. 

2. in finanzieller Unterstützung. 

a) üebernahme von Kuxen. 

b) Vorschüsse aus der durch Abgaben gebildeten Bergkasse. 

c) Zinsengarantie. 

d) Erbauung von Erbstollen. 

e) Eventuell Selbstbau. 

3. in der Sorge für die Bergarbeiter. 

a) Veranlassung von Knappschaftskassen. 

b) Einfuhrung von* Nebenbeschäftigungen. 

c) Verhütung von Unglücksfällen-* 



'^ Die zu diesem letzten Behufe zweckmässigen Massregeln sind meist 
polizeilicher Natur, am strengsten bei Kohlenbergwerken nöthig; diese können 
dh belehrendes Beispiel dienen: 

Die Verhütung von Unglücksfällen in Kohlengruben 
durch schlagende Wetter erfordert folgende Massnahmen: 

1. Sämmtliche ,,alte Baue^ in oberen Sohlen etc. müssen sofort nach 
Einstellung der Arbeit luftdicht abgesperrt werden. 

2. In den Betrieben selbst muss die Ventilation, der Luftwechsel der 
Grabe so lebhaft sein, dass das entwickelte Kohlenstoffgas aus den FlOtzen 
sogleich fortgeführt und als unschädlicher Gemengtheil in die Luft aufgenom- 
men wird. 

3. Es genügt aber auf grossen Tiefbau-Kohlenzechen ein einziges Yenti- 
lationssystem mit einer Wettermaschine nicht, vielmehr muss für jeden Schacht 
(bei nur einem Schacht sowohl für den hängenden als liegenden Betrieb) je 
eine Wettermaschine und dadurch ein getheiltes um so wirksameres Wetter- 
system in der Grube beschafft werden. Ein grosser Geldaufwand ist hiebei 
unvermeidlich. 

4. Für den Schutz des Bergmanns dient die Sicherheits-Lampe. 

5. Der Zustand des Luftzugs in der Grube und der Wetterwechsel muss 
an den Betriebspunkten während der Nacht, wenn nicht gearbeitet wird, von 
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§. 42. Die Industrie. * 

Es genügt, von den vielen die Industrie von den verschie- 
denen Zweigen der Urproduction unterscheidenden nationalökono- 
mischen Momenten nur zwei hervorzuheben, die ungleich grössere 
individuelle Beweglichkeit des Betriebes und die Leichtigkeit des 
Ausschlusses der Production an das jeweilige Bedürfniss nach 
Menge und Art; eine Würdigung derselben führt unbedingt zu der 
Ueberzeugung, dass die Industrie auch in ungleich geringem Masse 
eines besondern staatlichen Schutzes, administrativer Anregung und 
Leitung bedürftig sei, ja dass die Staatsverwaltung gerade hier 
von dem Principe der Gewerbefreiheit, die Industriellen von dem 
der Selbsthilfe ausgehen können und sogar müssen, wenn die In- 
dustrie sich naturgemäss, das heisst nach den Gesetzen des wirth- 
schaftlichen Lebens entwickeln soll. 

Allerdings besteht auch innerhalb der Industrie wieder ein 
Gradunterschied, sowohl was die individuelle Freiheit der Bewe- 
gung, als auch was die Leichtigkeit in Ausnützung der jeweiligen 
Conjunkturen des Marktes .anbetrifft; und besonders ist es das 
Handwerk, welches in einer verhäJtnissmässig ungünstigen Lage 
gegenüber dem Fabrikb et riebe sich befindet und gerade mit 
Ausbildung voller gewerblichen Freiheit inmier noch mehr von der 
erdrückenden Concurrenz derselben bedroht wird. Darum wird 
auch eben aus den Kreisen der Handwerker heraus noch immer 
theilweise das Streben wahrgenommen, diejenigen administrativen 
Beschränkungen festzuhalten, welche aus der alten, auf die Ver- 
hältnisse des vorherrschenden Handwerksbetriebs begründeten zünf- 
tigen Gewerbeordnung sich erhalten haben, ja sogar die Rückkehr 
zu dem System der Goncessionirung oder gar der Exclusivität zünf- 
tiger Gewerbeverfassung verlangt. 



besonders angestellten, eventuell staatlich beeidigten Controlbeamten revidirt 
werden. Erst darnach soll die Schicht beginnen. 

Simmerbach, Sendschreiben an Liebig in der Augsb. Allg. Zeitung. 
1869, Nr. 269 Beil. 

* Hiezu obschon theilweise yeraltet: F. Bülan, der Staat und die In- 
dustrie. 1834. Steinbeis, Elemente der Gewerbebeförderung. 1851. — 
Mascher, das deutsche Gewerbewesen. 1865. 
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Die Staatsgewalt kann selbstverständlich anf derartiges Ver- 
langen nach positivem Eingreifen in die Ordnung der industriellen 
Verhältnisse nur unter der Voraussetzung eingehen, dass die be- 
fürchteten Zustände der Gesammtheit einen Nachtheil brächten, sei 
es einen directen durch minder guten und allgemeinen Gewerbs- 
betrieb, oder einen indirecten durch Verletzung der Rechtsordnung, 
Vermehrung der Ärmuth u. dgl.; denn sie darf die Mittel der 
Gesammtheit nicht dazu verwenden, um nur die ökonomische Lage 
Einzelner oder selbst einzelner Kategorien der Gesellschaft zu ver- 
bessern und vor der Concurrenz andrer Gleichberechtigter zu 
schützen. Solche allgemeine Gefahren der Gewerbefreiheit nun, 
obwohl vielfach behauptet, sind jedoch weder der Natur der Sache 
nach zu befurchten, noch auch trotz ihrer fast allgemeinen Durch- 
führung irgendwo eingetreten; höchstens haben sich vorübergehende 
Uebelstände und für einzelne Personen wirthschaftliche Verluste 
ergeben, welche zum Theil auf Rechnung eigenen Verschuldens 
gesetzt, zum Theil als noth wendige Folge eines jeden üebergangs 
aus alten in neue Zustände erklärt werden müssen. Eine Ver- 
schlechterung der Gewerbsproducte im Allgemeinen ist schon wegen 
der grossen technischen Vervollkommnung der Maschinenproduction 
nicht zu befürchten; aber auch die eigentlichen Handwerksproducte 
werden an durchschnittlicher Güte nicht verlieren, sondern eher ge- 
winnen, da ja gerade in freier Concurrenz ein grösserer Sporn zu 
technischer VoUkonunenheit liegt und bei freiem Verkehre die Ver- 
sorgung eines jeden Marktes mit guten Producten erleichtert ist; 
ganz abgesehen davon, dass das System der Gewerbs- und Meister- 
prüfungen nur in sehr unvollkommener Weise auf einen absolut 
guten Handwerksbetrieb hinwirken konnte.- — Eine übermässige 
Besetzung der Handwerke, welche bei Einfahrung der Gewerbe- 
freiheit vorübergehend entstehen kann, gleicht sich erfahrungs^ 
gemäss sehr rasch aus, theils durch den erleichterten Uebergang 
von einem Gewerbe zum andern, theils durch die Aufenthalts- 
und Niederlassungsfreiheit, theils endlich durch Zurückdrängen der 
ungeschickten Handwerker in die Reihe der Gewerbsgehilfen. — 
Die Unterdrückung endlich des Handwerks durch den Fabriks- 
betrieb findet nur in solchen Gewerben statt, bei welchen eine aus- 
<j;edehnte Maschinenanwendung möglich ist und erzeugt nur vor- 

Inama-Bterneffg, Vorwaltang« lehre. 12 
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Übergehende üebelstände für einzelne Gewerbtreibende, indem für 
solche Zweige der Industrie der handwerksmässige Betrieb über- 
haupt aufgegeben wird; dagegen wird eine solche Unterdrückung 
nicht blos bei Lokalgewerben, sondern bei allen denjenigen nicht 
stattfinden, welche für das individuell verschiedne Bedürfniss ar- 
beiten; ja der tüchtige Handwerker erhält gerade neben der Fa- 
brik erhöhte Bedeutung. Nicht zu übersehen ist hiebei auch, dass 
der Fabrik- und Maschinenbetrieb, sowie die gesteigerte Cpnsum- 
tion überhaupt eine Reihe von handwerksmässigen Beschäftigungen 
erst hervorruft. 

Soweit aber durch die Gewerbefreiheit und die dadurch be- 
dingte Aufhebung der Zunftverfassung wohlerworbene Rechte be- 
rührt werden, seien es reale Gewerbsrechte oder Vermögens- 
rechte der Zünfte, lässt sich theils durch Ablösung, theils durch 
eine, den neugeschaflPnen Verhältnissen sich anpassende Aende- 
rung in der Form der Ausübung eine Rechtsverletzung jeden- 
falls vermeiden. 

Aber auch bei der Herrschaft des Prinzips der Gewerbefrei- 
heit ist nicht absolute Nichteinmischung des Staates in die Ver- 
hältnisse der Industrie, sondern eine öffentlich rechtliche 
Ordnung des freien Gewerbsbetriebes im Geiste der mo- 
derrien Volkswirthschaftspolitik gelegen. Ja es machen sich auch 
hier Rücksichten der allgemeinen wie der speziellen Verwaltungs- 
politik geltend, welche selbst einzelne Beschränkungen des Prin- 
zips nicht blos als zulässig, sondern geradezu als nothwendig er- 
scheinen lassen. 

1. Die Grundlage für die Ordnung der Gewerbsverhältnisse 
bilden die Gewerberegister, welche auf Grund der Gewerbs- 
anmeldungen gefuhrt werden müssen. Sie erfüllen neben dem ad- 
ministrativen Zwecke, das Vorhandensein der nothwendigen Vor- 
aussetzungen für einen freien Gewerbsbetrieb zu constatiren, auch 
noch einen statistischen und fiscalischen Zweck (Gebühren aus der 
Gewerbsanmeldung, Fassion für die Gewerbesteuer). Jedem An- 
gemeldeten, dessen Gewerbsbetrieb nicht besondern Beschränkungen 
unterliegt (siehe unten), wird ein Gewerbeschein ausgestellt. 

2. Obschon den Consumenten in der Regel über die richtige 
Menge und Güte eines gekauften Gewerbserzeugnisses ein Urtheil 
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möglich ist, so kann doch in einzelnen Fällen eine vorsorgliche 
Thätigkeit der Verwaltung zur Verhütung von Betrug ge- 
boten sein, wo ein sicheres Resultat der Waarenuntersuchung ent- 
weder besondere Kenntnisse oder besondere Werkzeuge, Vorrich- 
tnngen u. dgl. voraussetzt. 

Hieher gehören nicht blos die Sorge fiir richtiges Mass, Ge- 
wicht und Geld (siehe § 45 u. 46), sondern auch die Bestimmun- 
gen über die nothwendigen Erkennungszeichen und Proben des 
Feingehalts der Edelmetalle, über wahrheitsgetreue Angaben über 
den Inhalt bei eigenthümlicher Verpackungsweise, über den Ge- 
brauch der Fabrikszeichen, sowie auch der Marken — Etiquetten- 
und Firmenschutz. Die Einrichtung von Schauanstalten (Industrie- 
Bazar), soferne die Benützung derselben facultativ ist, kann gleich- 
falls sehr günstig wirken; ähnlich wie ftür die Producte der Land- 
wirthschaft und Viehzucht Markthallen, Fleischbänke eingerichtet 
werden. 

3. Für die Entwicklung und Vervollkommnung der Industrie 
kann die Verwaltung besonders durch Pflege und Unterstützung 
des niedern und höhern technischen Unterrichts, sowie durch Her- 
vorrufung und Beförderung von lokalen und allgemeinen Industrie- 
ausstellungen wirken. (Siehe hierüber bes. §$ 27 u. 29). 

4. Zur Entwicklung geordneter und blühender Verhältnisse 
der Industrie trägt endlich auch die Organisation des Ge- 
werbebetriebes sehr viel bei. Dieselbe ist nach dem Prinzipe 
der Selbsthilfe zwar zumeist in die Hand der Gewerbtreibenden 
selbst gelegt, welche durch die Ausbildung des Assodationswesens 
auf allen Gebieten des industriellen Lebens die Hindemisse der 
Verbesserung ihres Loses bekämpfen und beseitigen können; es 
bedai:f jedoch auch der thätigen Mitwirkung der Verwaltung zur 
B^eichung grosser Resultate. Theils sind es die rechtlichen Grund- 
lagen des Genossenschaftswesens, welche dieselbe herzustellen und 
zu erhalten berufen ist, theils die Schaffung besonderer Organe 
wie Gewerbekammem und Gewerbegerichte, wodurch die Verwal- 
tung der Industrie die Möglichkeit einer ausreichenden Interessen- 
vertretung und einer wirksamen Beseitigung der innerhalb derselben 
auftretenden Conflicte schaffen muss. (§§ 35, 36 u. 38). 

Eine Beschränkung des freien Gewerbsbetriebes 

12» 
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kann auch bei dem System der Gewerbefreiheit da eintreten müssen, 
wo entweder höhere politische Interessen das Aufgeben derselben 
nothwendig machen, oder wo Rücksichten der Verwaltung des per- 
sönlichen Lebens überwiegen, oder endlich wo ausnahmsweise die 
freie Concurrenz und die Selbsthilfe der eigenthümlichen Natur 
einzelner Richtungen der Industrie gemäss nicht voll wirksam wer- 
den kann. 

1. In die erste Kategorie von Beschränkungen gehören alle 
jene, welche zum Schutze der fiskalischen Rechte des Staates 
(z. B. Staatsraonopole, Münze, Zölle), oder zur Erhaltung der Ver- 
theidigungsfahigkeit des Staates (z. B. in Festungen, in Kriegs- 
zeiten) auferlegt werden. 

2. Rücksichten der Verwaltung des persönlichen Lebens rufen 
vorzugsweise Beschränkungen der Kinderarbeit, sowie jener Zweige 
des Gewerbsbetriebs hervor, welche eine Gesundheitsgefahrdung 
befürchten lassen; für solche bleibt zweckmässig das Concessions- 
system beibehalten. (Vgl. übrigens § 16). 

3. Aus wirthschaftspolitischen Gründen müssen der Autor- 
und Verlagsschutz beibehalten werden. (Hierüber und über Erfin- 
dungen siehe § 44). 

4. Auch die Abhaltung übermässiger Concurrenz des Aus- 
landes durch Schutzzölle kann für einzelne Gewerbszweige immer- 
hin als vorübergehende Massregel gerechtfertigt sein, soferne deren 
Blüthe für einen Staat nothwendig ist und die Ausnützung sonst 
unbenutzt bleibender vorhandener Productivkräfte dadurch erzielt 
werden kann (z. B. bei Zucker-, Eisenindustrie). Dagegen ist ein 
allgemeines Schutzbedürfniss der Gewerbe nicht nur nicht nach- 
weisbar, sondern es erweist sich auch jeder unnütze Schutz als 
schädlich, weil er einen Mangel an Aneiferung durch die Concur- 
renz hervorruft, den Consumenten und damit der ganzen Volks- 
wirthschaft grosse Opfer auflegt, welche ausser Verhältniss.zu dem 
erreichten Vortheile stehen und durch Hervorrufung von Retorsions- 
massregeln des Auslandes die Lebhaftigkeit und Erweiterung der 
Verkehrsbeziehungen hemmt (vgl. S 35). 
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§ 43. Handel» 

Dieselben Grundsätze, welche das Verhalten der Verwaltung 
gegenüber der Industrie, besonders im handwerksmässigen Betriebe 
bestimmen, gelten auch für den Kleinhandel (Kramerei), welcher 
nach seiner nationalökonomischen Bedeutung vollkommen auf gleicher 
Stufe steht. 

Dagegen zeichnet sich der Grosshandel durch grösste Leich- 
tigkeit der Bewegung und Unabhängigkeit von örtlichen, natür- 
lichen oder wirthschaftlichen Verhältnissen nicht bloss vor der In- 
dustrie , sondern vor allen Zweigen des Erwerbslebens aus ; er 
ist ^geradezu cosmopolitisch, nicht national^. (Bluntschli.) 

Darum kann und muss auch das Prinzip der wirthschaftlichen 
Freiheit in Bezug auf den Grosshandel zur schrankenlosesten An- 
wendung konunen. Eine staatliche Beeinflussung oder Beschrän- 
kung liegt weder im Interesse des Handels, welcher das grösst- 
mögliche Freigebiet für seine Thätigkeit anstrebt, noch im Interesse 
der hervorbringenden und verzehrenden Bevölkerung, welche Absatz 
ihrer Producte und Befriedigung ihrer Bedürfnisse um so sicherer 
und vortheilhafter erwarten kann, je ausgedehnter und mannig- 
facher die Handelsbeziehungen der Menschen untereinander geknüpft 
sind; noch endlich im Interesse des Staates, welcher in einem 
blühenden und vielverzweigten Handel nicht bloss die beste Stär- 
kung der wirthschaftlichen Nationalkraft, sondern auch eine beson- 
dere Bürgschaft fiir Erhaltung und Erweiterung friedlicher Bezieh- 
ungen zu andern Staaten zu sehen veranlasst ist. 

Es ist demnach die erste Aufgabe des Staates zur Pflege 
des Handels, nicht nur im Innern des Landes alle Hindernisse, 
welche in Form von Binnenzöllen, Stapelrechten u. dgl. bestehen, 
zu beseitigen, sondern auch för den auswärtigen Handel (Einfuhr-, 
Durchftihr- und Ausftihrhandel) die Handelsfreiheit im Prinzip an- 
zunehmen und derselben bei den handelspolitischen Verträgen mit 
fremden Staaten zur Geltung zu verhelfen (Formel der ^meistbe- 
günstigten Nation*). 

* Das umfassendste Werk tod Murhard, Theorie and Politik des 
Handels, I. n, 1831, ist yielfach veraltet. 
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Auf die Zollgesetzgebung übt dieses Prinzip den rückwirken- . 
den Einfluss, dass die Schützzölle die Ausnahme bilden und immer 
mehr zu Finanzzöllen werden, bei Ausfuhr Zollfreiheit die Regel 
wird, Durchgangsabgaben gänzlich wegfallen. 

Auch jeder Widerspruch öffentlicher Einrichtungen mit den 
Entwicklungstendenzen des Handels muss beseitigt werden, sofeme 
ein solcher nicht in höheren politischen Motiven seinen Ursprung 
und seine Rechtfertigung findet. Desshalb muss der Staat verzich- 
ten auf jedes widernatürliche Festhalten des Handelszugs in seinem 

* 

Gebiete durch Stapelrechte, künstliche Verlängerung des Strassen- 
laufs, der Eisenbahnen etc. innerhalb des Landes; nicht minder 
sind Monopole und Privilegien einer vom Staate betriebenen oder 
nur begünstigten Handelsgesellschaft aufzugeben und zu beseitigen ; 
sie sind bei der reichen Entfaltung der Privathandelsthätigkeit 
nnsrer Tage entschieden nicht nur kein Bedürfniss, sondern nur 
ein Hemmschuh, und es wäre nicht gerechtfertigt, dieselben in 
Rücksicht auf ihre etwa bedeutende Leistung in früherer unent- 
wickelter Zeit, unter ganz andern Voraussetzungen, fortbestehen 
zu lassen. 

Die Freiheit des Handels bedingt auch hier die Ordnung des- 
selben, welche 

1. zunächst in einer Rechtsordnung besteht. Diese be- 
zieht sich sowohl auf die privatrechtlichen Verhältnisse des Handels 
(Handelsrecht), als auch auf die besondem processualischen Ein- 
richtungen, welche wegen der eigenthümlichen Natur kaufmänni- 
scher Rechtsgeschäfte gefordert sind (Handels-, Wechsel- Mess- 
und Marktgerichte), endlich auf das Strafrecht (Bankerottgesetze). 

2. An die Rechtsordnung schliesst sich die Organisation 
der Handelsinteressen, damit ihre Berücksichtigung und Ver- 
tretung stets gesichert sei. Dieselbe muss von der Aufhebung 
jeder Exclusivität des Handelsstandes, welche eine öffentlich recht- 
liche Bedeutung haben würde, ausgehen und auf dem Prinzipe 
der freien Vereinigung beruhen. Die Genossenschaflbsbildung wird 
hier in der Regel ohne Staatsbeihilfe dem Bedürfnisse entgegen- 
kommen und demselben entsprechen, wenn sie sich nur ungehindert 
entfalten kann. Neben derselben erscheinen die Handelskam- 

• 

mern als zweckmässige Bindeglieder unter den Angehörigen des 
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üandelsstandes and als geeignete Vertretungskörper für ihre Inter- 
essen (vgl. § 35). 

Als besondere organisatorische Einrichtungen im Interesse des 
Handels müssen jedoch noch betont werden: 

a. Gonsulate,^ Behörden, welche ihren Sitz im Auslände haben, 
um sowohl die Interessen der Handeltreibenden selbst zu schützen 
als auch die staatlichen Interessen am Handelsverkehre zu wahren 
und zu vertreten. Ihre Thätigkeit umfasst daher den allgemeinen 
Schutz der schiflfahrt- und handeltreibenden Personen, ihrer Rechte, 
Freiheiten, Schiffe und Güter im fremden Lande, die Ertheilung von 
Rath und Beistand im Falle eines ConflictSy Schlichtung ihrer Strei- 
tigkeiten; sodann die Sorge für Achtung und Durchführung der 
Handels- und Schiffahrtsverträge, die Anknüpfung und den Ab- 
schluss neuer handelspolitischer Verhandlungen und Vereinbarungen. 
Zu diesem Behufe haben die Consuln beständig genaue Kenntniss 
von der Handels- und Schiffahrtsbewegung zu nehmen, hierüber 
laufende Berichte an die Regierung zu erstatten und mit den Be- 
hörden des Consularbezirks in beständiger Korrespondenz zu stehen, 
Anträge, Vorstellungen etc. etc. zu machen; ferner muss ihnen 
das Recht zukommen, den Handeltreibenden Atteste, Pässe etc. etc. 
auszustellen und überhaupt jene Regierungshandlungen vorzuneh- 
men, weldie im handelspolitischen Interesse geboten und nur im 
fremden Lande ausfahrbar sind. Ihre Bedeutung und Wirksam- 
keit ist bei der immer weitern Ausdehnung der Handelsbeziehungen 
gegenüber den Gesandtschaften eine stets zunehmende und eben 
desshalb muss nicht bloss für eine genügende Anzahl von Gon- 
sulaten, sondern auch fiir eine ihren Aufgaben entsprechende recht- 
liche Stellung (Exterritorialität) Sorge getragen werden. 

b) Die Mäckler (Sensalen) sind Geschäftsleute zur Ver- 
mittlung zwischen Angebot und Nachfrage, yelche daher mit der 
Menge, Güte und den Preisen der disponiblen Waaren vertraut 
sein müssen. Diese Eigenschaften machen sie auch tauglich, als 
Sachverständige und Schätzleute beim Abschlüsse von Handelsge- 
schäften beigezogen zu werden. Diese Thätigkeit und Sachkennt- 

* L. Nenmann, Handbuch des Consulatswesens. 1854. Lind he im 
A. ▼., zur Reform der Consulate. 2. Aufl. 1864. 
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niss der Mäckler ist for deo Handel von bedeutendem VortheUe; 
derselbe kann jedoch noch erhöht werden, wenn die Mäckler ein 
öffentliches Vertrauen in Anspruch nehmen können, weil sie 
dann zugleich als glaubwürdige Zeugen für die Rechtsgiltigkeit der 
von ihnen vermittelten Handelsgeschäfte anerkannt werden. Dar- 
um ist es im Interesse des Handels gelegen, wenn eine genugende 
Anzahl von Mäcklern, welche dann auf eigne Rechnung keinerlei 
Geschäfte machen dürfen, entweder amtlich bestellt oder wenig- 
stens die aus dem Handelsstande gewählten amtlich beeidigt und 
an eine Mäcklerordnang gebunden werden. Jedoch soll solchen 
amtlich bestellten oder bestätigten Mäcklern damit kein Monopol 
eingeräumt, und die freie Concurrenz von Privatmäcklem nicht be- 
hindert werden. 

c. Börsen, Vereinigungspunkte für den Abschluss aller Arten 
von Handelsgeschäften, sind am besten geeignet, um die verschie- 
denen auf die Preisbestimmung einwirkenden Momente des Pro- 
ducten- und Effectenmarktes zu überblicken und dadurch einheit- 
liche Preissätze (Curse) für jede Gattung der Waaren und Werth- 
papiere an jedem Tage zu erhalten. Da sich nun die Bötsen 
immer an grossen Verkehrsmittelpunkten bilden, so üben die hier 
festgesetzten Curse einen bestimmenden Einfluss auf die Preissätze 
innerhalb des ganzen Verkehrsgebietes emes solchen Mittelpunkts, 
sowie auf die Curse anderer Börsen aus. Wegen dieser grossen 
Bedeutung einer jeden Börse für das ganze Verkehrsleben ist eine 
staatliche Ordnung für die Börsengeschäfte nothwendig, theils um 
unberechtigte Einflüsse fernzuhalten, theils auch um die wünschens- 
werthe Autorität der Börsencurse zu erhöhen. Eine solche. Börsen- 
ordnung* muss Bestimmungen enthalten über die Börsenfahigkeit 
und die Bedingungen der Antheilnahme an dem Börsenverkehre, 
sowie über die Formen des Geschäftsabschlusses und die Fest- 
setzung der Curse. Die Freiheit der Errichtung solcher Börsen, 
wodurch am besten den schädlichen Winkelbörsen vorgebeugt wird, 
soll weder durch das Concessionssystem noch auf eine andere Weise 
weiter beschränkt werden. Die Staatsverwaltung betheiligt sich an 
dem Börsenleben selbst nur durch Vereidigung eines Börsennotars 



* Vgl. u. a. Sommaruga F. y., die neue Wiener BörsenordnuDg. 185d' 
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sowie durch Aufstellung eines ßörsencommissärs (Börsenrath), wel- 
cher für die Einhaltung der Börsenordnungen Sorge zu tragen hat, 
und entweder amtlich bestellt oder nur bestätigt ist. Ausserdem 
hat die Verwaltung in eigenem Interesse den Börsen jene Mitthei- 
lungen ungesäumt zu machen, welche auf die richtige Bestimmung 
der Curse und auf die Unterdrückung schwindelhafter Operationen 
zu wirken vermögen, soferne die Rücksichten der Politik solche 
Mittheilungen zulassen. 

d. Die staatlichen Aufgaben far Messen und Märkte sind 
bei der abnehmenden Bedeutung derselben gering und beschränken 
sich vorzugsweise auf Erlassung von Markt- und Messord- 
nungen zum Schutze anderweitiger Berechtigungen am Messplatze 
sowohl, als zur • Verhütung von Ordnungs-, Sicherheits- und Ge- 
sundheitsgefahren. Im Uebrigen kann sich der Staat ihnen gegen- 
über neutral verhalten, sie weder verbieten noch begünstigen; denn 
das Bedürfniss darnach ist höchstens ein locales oder speciales und 
wird dann durch die eigene Thätigkeit der Interessenten hinläng- 
lich befriedigt werden können. 

e. Dagegen macht sich in unsrer Zeit das Bedürfniss nach 
Lagerhäusern* (entrepots, Docks) immer mehr geltend, beson- 
ders seit die Anwendung der Lagerscheine im kaufmännischen 
Verkehre in Aufnahme gekommen ist. Diese auf den Inhaber 
lautenden, indossirbaren Empfangsbestätigungen (Auslieferungsscheine 
nach dem deutschen Handelsgesetzbuche art. 302) dienen theils 
zum bequemen Verkaufe der gelagerten Waaren, theils zu deren 
Verpfandung, und sollen desshalb auch immer in duplo ausgestellt 
sein, als üebertragungsschein (cedule, weightnote) und Pfandschein 
(Warrant), wodurch sie gleichzeitig ein höchst bequemes Mittel des 
Waarenumsatzes und ein sehr geeignetes Creditpapier (gleichsam 
ein Wechsel mit Realsicherheit) werden können. Die Staatsver- 
waltung muss die Errichtung solcher Anstalten begünstigen und 
eine rechtliche Ordnung dieser modernen Verkehrsformen herbei- 
führen; im Allgemeinen sind sie wohl gleich den Banken zu be- 
handeln, vgl. § 47. 

3. Die Freiheit im Betriebe von Handelsgeschäften kann eine 
Beschränkung erfahren, wo der Handel im Umherziehen (Hausir- 

* E. Sax, über Lagerhäuser und Lagerscheine/ 1869. 
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handel) betrieben wird. Die sittlichen, und rechtlichen Bedenken, 
welche in Folge des unordentlichen Lebenswandels solcher Handel- 
treibenden entstehen, sowie sanitätspolizeiliche Rücksichten machen 
es nothwendig, den Hausirhandel an besondre öfter zu erneuernde, 
polizeiliche Bewilligung (Patent) zu knüpfen, welches nur auf Hei- 
mäts- und Gesundheitsausweis hin, nur an ältere Personen und 
für einen bestimmten Bezirk gegeben werden soll. Gewisse Waa- 
ren wie Gifte, Arzneien, Waffen, Gold und Silber sind von dem 
Umfange eines solchen Handelsbetriebes auszuschliessen. 

S 44. Geislig-e Arbelt.* 

Geistige Arbeit kann entweder in der Form der persönlichen 
Dienste geleistet oder an körperlichen Produkten fixirt ausgeboten 
werden. Im ersten Falle bietet sie weder besondere nationalöko- 
nomische von andrer Arbeit wesentlich verschiedene Merkmale dar, 
noch veranlasst sie eigenthümliche aus ihrem nationalökonomischen 
Charakter hervorrgehende administrative Massregeln oder Einrich- 
tungen. Hieher gehört nicht nur die praktische Thätigkeit der 
Aerzte, Lehrer, Richter etc., sondern auch geistige Arbeit in der 
Form der Rede, des Vortrags, der mimischen Darstellung etc. 

Dagegen zeigt sich im zweiten Falle allerdings ein solcher 
prinzipieller Unterschied zwischen den Resultaten rein geistiger 
Arbeit und jedem andern Producte. 

Soll nämlich die an einem körperlichen Producte fiidrte geistige 
Arbeit einen im Preise desselben ausgedrückten selbständigen Tausch- 
werth haben, so muss dem Geistes- Arbeiter eine dem Eigenthums- 
rechte analoge ausschliessliche Verfügung über die Form der Ver- 
öffentlichung möglich sein, in welcher er das Resultat seiner geisti- 
gen Arbeit anbietet, da der geistige Inhalt eines solchen Productes 
vom Eigenthumsrecht nicht ergriffen werden kann. 

Eine solche Tauschwerthsfahigkeit der Producte geistiger Arbeit 
ist ebenso die Vorbedingung für diese selbst, als die Freiheit der 
Person und des Eigenthums die Voraussetzung der Volkswirthschaft 
bildet. Ja, der Staat hat nicht nur ein wirthschaftspolitisches. 



^ Hierüber ausgezeichnet A. £. F. Schaffte, die nationalökonomische 
Theorie der ausschliessenden Absatzverh&Itnisse. 1867. Auch Kloster mann, 
das geistige Eigenthum an Schriften, Kunstwerken und Erfindungen. 1867, 1869. 
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sondern überhaupt ein eminentes culturpolitisches Interesse au der 
steten Erweiterung der geistigen Arbeit und muss darum derselben 
auch einen Schütz angedeihen lassen, welcher ausreicht, um der 
Entfaltung des geistigen Arbeitstriebes sicher zu sein. (Autor- 
schutz, Verlagsrecht.) 

Gerade die Erwerbfreiheit bringt es mit sich, dass Jeder ge- 
schützt sein muss gegen Thätigkeiten eines Andern, wodurch seine 
eigne Freiheit gefährdet wird ; das Prinzip der bürgerlichen Freiheit 
lautet, dass sie so weit reicht, als nicht die Freiheit eines Andern 
dadurch verletzt wird. 

Mit Rücksicht darauf darf aber auch der Schütz nicht weiter 
gehen, als das specielle national-ökonomische Interesse reicht, die 
an körperlichen Producten fixirte geistige Arbeit tauschwerthföhig 
zu machen. 

In welchen Fällen nun und in welcher Form der geistigen 
Arbeit ein besonderer Schutz des Staates gewährt werden muss, 
hängt von den Formen ab, in welchen die Resultate der reinen 
Geistesarbeit in den Verkehr gebracht werden können, weil hievon 
wieder die Tauschwerthsbestimmung der geistigen Leistung be- 
dingt ist. 

1. Ist die Fixirung der geistigen Arbeit in einem bestimmten 
körperlichen Producte nur dem Geistes- Arbeiter selbst möglich, so 
ist seine Arbeit, da er an diesem Producte an sich schon Eigen- 
thum besitzt, tauschwerthfahig, ohne dass sie eines besondern 
Staatsschutzes bedürfte. Diess gilt z. B. bezüglich aller Original- 
Schöpfungen der bildenden Kunst, bei welchen zwar die zu Grunde 
liegende Idee ja das ganze Resultat der geistigen Arbeit, aber nicht 
ihre vollkommene Darstellbarkeit, Gemeingut werden kann. 

2. Aehnlich verhält es sich bezüglich aller Erfindungen auf 
dem industriellen Gebiete, deren Darstellungsweise aus dem Pro- 
ducte nicht sofort ersichtlich oder auf dem Wege naechanischer 
Vervielfältigung nicht ohne weiteres genau nachgeahmt werden kann. 

3. In allen Fällen gewerblicher Production, welche zwar eine 
vorausgehende besondere Geistesarbeit unterscheiden lässt, bei wel- 
cher aber dennoch die Stoflfproduction und Verarbeitung so sehr 
überwiegt, dass in den Vortheilen einer gewerblichen Initiative ein 
entsprechender Preis der Geistesarbeit gesehen werden kann, recht- 
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fertigt sich gleichfalls ein eigener Schütz nicht; so bei vielen Er- 
findungen, gewerblichen Mustern, photographischen Aufnahmen etc. 
Dieser besondere Schutz der reinen Geistesarbeit wird daher 
vorzugsweise in jenen Fällen noth wendig sein, wo die Resultate 
derselben nur in einer solchen Form körperlich dargestellt werden 
können, welche auf rein mechanischem Wege beliebig vervielfältigt 
werden kann. Hieher gehören: 

1. der Schutz der Schriftsteller, deren geistige Arbeit nur in 
Druckwerken fixirt und veröflFentlicht werden kann. 

2. Der Schutz der Künstler, sofeme deren Kunstleistungen in 
derselben Form gleichfalls auf mechanischem Wege beliebig wieder- 
gegeben werden kann (Compositeure, Kupferstecher, Holzschneider 
etc., aber nicht Architekten, Oelmaler, Bildhauer, deren Original- 
schöpfungen durch Copien, Nachbildungen etc. nicht in ihrem Tausch- 
werthe beeinträchtigt werden können). 

3. Verwandt hiemit ist der Schütz dramatischer Dichter und 
Compositeure, welche die Form der Darstellung oder musikalischen 
Aufführung für ihre Arbeit wählen, weil auch diese Verkehrsform 
vom Autor nicht beherrscht werden und ohne sein Zuthun beliebig 
reproducirt werden kann. Nur wird sich die Cumulirung dieses 
Schutzes mit dem Schriftstellerschutze nicht rechtfertigen lassen, da 
dem Geistesarbeiter nicht für alle erdenklichen Formen, sondern 
nur fiir jene bestimmte Form des Geistesproductes Schutz gewährt 
weiden soll, in welcher er das Resultat seiner geistigen Arbeit 
anbietet. 

4. Der sog. Patentschutz ist dadurch zwar nicht vollständig, 
aber doch grossentheils beseitigt. Ein ausschliessendes Recht des 
Erfinders auf die Form, in welcher er die Erfindung in den Ver- 
kehr bringt, könnte nur dann gerechtfertigt werden, wenn eines- 
theils die Resultate dieser geistigen Arbeit eine von der Form, an 
welche sie fixirt sind, unabhängige Existenz haben (z. B. wenn 
wissenschaftliche Lehrsätze zu unmittelbarer technischer Verwen- 
dung sich eignen), oder wenn diese Form eine beliebige nicht vom 
Erfinder abhängige mechanische Vervielfältigung zülässt. Da aber 
einerseits die Unmöglichkeit besteht, bei dem fraglichen Schutz der 
Erfindungen eine solche Unterscheidung praktisch festzuhalten, und 
da anderseits das Schutzbedürfniss der Autoren zum Theil wenig- 
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stens in ihrer berufsmässigen geistigen Thätigkeit begründet ist, 
welche beim Erfinder nicht angenommen werden kann, so wäre es 
migerechtfertigt, einen allgemeinen Schutz der Erfindungen (Patente) 
zu gewähren, weil dadurch die Verbreitung vortheilhafter industrieller 
Verbesserungen und damit der Fortschritt der Producfcion über- 
haupt aufgehalten würde, um in ganz vereinzelten Fällen einen 
höhern als den freien üntemehmerlohn zu sichern. 

Da der Autorschutz nur den Zweck verfolgt, die Geistesarbeit 
unter allen Umständen tauschwerth fähig zu machen, also dem 
Autor eine entsprechende Entlohnung zu ermöglichen, so darf 
derselbe auch nicht weiter gehen, als dem Autor das ausschliess- 
liche Recht für eine bestimmte Zeit (Lebenszeit, besser bestimmte 
Schutzfrist för jedes (reistesproduct) zu gewähren, um sein Geistes- 
product in jener Form gewerbsmässig darzustellen, welche er für 
die Veröffentlichung gewählt hat (Buch, Photographie, dramatische 
Darstellung etc.). Ja er könnte ganz entbehrlich werden, wenn das 
Verkehrsleben selbst solche Formen ausbilden würde, in welchen 
der Geistesarbeit ihr Tauschwerth gesichert wäre (Gegenseitigkeits- 
versicherung?). 

IV. Capitel. Der Verkehr. 

§ 45. Mass und Gewicht. 

Im Gegensatze zu den Erwerbszweigen, deren Gedeihen von 
möglichster Mannigfaltigkeit und Vielseitigkeit bedingt ist, verlangt 
der Verkehr, sowohl was die rechtlichen Formen anbelangt (Han- 
dels-, Wechsel-, Seerecht), als auch hinsichtlich der Tauschwerk- 
zeuge und Verkehrsanstalten eine einheitliche, gleichförmige Ent- 
wicklung, welche eben desshalb vielfach eine besondere Thätigkeit 
der Staatsverwaltung unentbehrlich macht. 

Masse und Gewichte zunächst, als die Werkzeuge zur 
raschen und richtigen Beurtheilung der körperlichen Ausdehnung 
und Schwere der Sachgüter, welche zur Schnelligkeit und Sicher- 
heit des Tauschverkehrs so unumgänglich nothwendig sind, können 
nur durch staatliche Thätigkeit jene allgemeine Geltung im Staate 
und jenes Vertrauen in die Richtigkeit ihrer Verhältnisse erlangen, 
von welchen ihre Anwendbarkeit im grossen Verkehrsleben abhängt. 
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Auch die immer mehr angestrebte Gleidiförmigkeit des Mass- 
and Gewichtswesens nicht blos fiir den ganzen Staat, sondern wo 
möglich för die ganze dviüsirte Welt wird nur auf dem W^e der 
staatlichen Cresetzgebung zu erreichen sein. 

Bei -der Einiiihrung oder Verändenmg eines Mass- mid Ge- 
wichtssystems sind die Resultate der mathematischen und natur- 
wissenschaftlichen Forschungen nebst den aus der Betrachtung der 
Volkswirthschaft sich ergebenden £rfahrungssätzen zu Grunde zu 
legen. Darnach können gegenwärtig als Forderungen in Betreff der 
Zweckmässigkeit eines solchen einheitlichen Systems bezeichnet 
werden : 

1. Die möglichste Unveränderlichkeit der Grundlage des ganzen 
Systems. (Unwandelbare Grundlage aus der Natur.) 

2. Die Uebereinstimmung der verschiedenen Massgattnngen 
(Längen- und Flächen-, Körper- und Hohlmasse, Gewichte) in 
der Einheit des Grundmasses. 

3. Einheitliche Massbestimmung für alle auf die gleiche Weise 
messbaren Gegenstände (nicht zweierlei Pfunde, Ellen etc.). 

4. Einfache Rechnungsweise (dekadisches System). 

Das diesen Anforderungen am meisten entsprechende franzö- 
sische Mass- und Gewichtssystem mit der Grundlage des Meters 
in decimaler Theilung hat eben desshalb bereits eine nahezu allge- 
meine Anerkennung und Anwendung gefunden. 

Die besondem Aufgaben der Staatsverwaltung zur Erhaltung 
der Richtigkeit und Zuverlässigkeit der eingeführten Masse und 
Gewichte bestehen: 

1. in Niederlegung und Verwahrung der Urmasse (^talons) 
unter besonderer Aufsicht; 

2. in Anfertigung und Vertheilung von Gopien derselben in 
den einzelnen Verwaltungsbezirken zur Aichung, Stempelung und 
Revision ; 

3. in amtlicher Aichung und Stempelung aller als Masse 
oder Gewichte dienenden Gegenstände; 

4. in Vorschriften über die ausschliessliche Anwendung solcher 
geaichter und gestempelter Masse und Gewichte, verbunden mit 
Strafandrohungen gegen üebertretung derselben; 

5. in öfterer Untersuchung der im Umlaufe und gewerblichen 
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Gebrauche befindlichen Masse und Gewichte und Entfernung der 
als unrichtig befundenen,* 

S 46. Geld.** 

Das volkswirthschaftliche Bedürfniss hat sich im Gelde einen 
allgemeinen Tauschwerthsmesser und ein bequemes Mittel zur Vor- 
nahme von Tauschoperationen geschaffen. Vollkommen kann das- 
selbe aber seine Aufgabe doch nur dann erfüllen, wenn der Stoff 
des Geldes edles Metall (Gold oder Silber), die Form Münze, und 
die Anerkennung seiner Eigenschaften, die Annahme an Zahlungs- 
statt in Folge des Einsetzens der staatlichen Autorität gesetzlich 
erzwingbar ist. 

Die Aufgabe der Staatsverwaltung ist also damit begrenzt^ 
dass dem volkswirthschaftlichen Verkehr ein brauchbares Geld her- 
gestellt wird. Weder Regalität des Ausmünzens, noch eine Finanz- 
operation, noch ein Staatsgewerbe kann und darf in dem aus- 
schliesslichen Rechte des Staates auf die Münzprägung gesehen 
werden; der Staat hat ein solches Recht nur, weil er die Pflicht 
hat für das volkswirthschaflbliche Bedürfniss nach Geld thätig zu 
werden, und weil er diese nach den gegenwärtigen gesellschaftlichen 
Verhältnissen auf keinem andern Wege erfüllen kann, 

I. Die Forderungen der Volkswirthschaft , von welchen die 



* Nach der Mass- und Gewichtsorduung des Norddeut- 
schen Bundes yom 17. August 1868, welche das französische System 
zuerst den deutschen Verhältnissen angepasst hat, ist für das Längenmass 
die Einheit der Meter (Stab), mit den Abtheilungen Centimeter (Neuzoll), 
Millimeter (Strich); Dekameter (Kette), Kilometer (1000 M.). — Die Einheit 
des Fläch enmass es ist der Quadrat-Meter; 100 Quadrat-M. sind eine Are; 
10.000 Qnadrat-M. eine Hektare. Für das Körpermass ist die Einheit der 
1000. Theil des Cubikmeters, Liter oder Kanne; y, Liter (Schoppen); Y^q Cu- 
bik-M. ein Hektoliter (Fass); 50 Liter = V, Fass = 1 Scheffel. — Entfer- 
nung s m a s s ist die Meile = 7500 Meter. — G e w i c h t s eiuheit bildet das 
Kilogramm ^ 2 Pfund = 1000 Gramm ; 10 Gramm = 1 Neuloth; Y^ Kilogramm 
= 1 Pfund; 50 Kilogramm = 1 Centner; 1000 Kilogramm = 1 Tonne. — Das 
Gramm ist 1 Cubik-Centimeter destillirten Wassers. 

^* H o f f m a n n , Die Lehre vom Gelde^ 1838. Oppenheim, Natur 
des Geldes. 1855. 
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Verwaltung sich iu ihrer Thätigkeit für das Mtinzwesen vorzugs- 
weise leiten lassen muss, sind im Allgemeinen dahin zu bestimmen : 

1. Das Münzwesen muss für den ganzen Staat einheit- 
lich und allgemein geordnet sein; ja selbst mit dem Auslande 
(in erster Linie mit den Nachbarstaaten) soll wo möglich eine 
üebereinstimmung wenigstens in den Grundverhältnissen bestehen. 

2. Die Währung soll den thatsächlichen Verhältnissen des 
Geld-(Edelmetall-)Marktes entsprechen. 

3. Die Wahl des Münzfusses, die Stückelung und eine 
genügende Ergänzung durch Scheidemünze muss sich an das 
Verkehrsbedürfoiss anschliessen. 

ad 1. Die Einheit des Münzwesens im Staate ist 
ebenso nothwendig für dß.s lebhafte Verkehrsbedürfniss innerhalb 
der Grenzen des Staates, welcher ja auch immer ein gemeinsames 
Wirthschaftsgebiet umschliessen soll, als sie bei dem ausschliesslichen 
Rechte des Staates auf Münzprägung leicht herzustellen und zu 
erhalten ist. Auch für den internationalen Verkehr wäre 
eine einheitliche (Welt-) Münze ein nicht zu unterschätzender Vor- 
theil, wenn schon das Bedürfniss darnach bei weitem nicht so 
dringend ist, wie bezüglich einer einheitlichen Mass- und Ge- 
wichtsordnung. Für den grossen Handelsverkehr nemlich, welcher 
die Hauptmenge seiner Forderungen durch Wechsel und Anweisungen, 
seine Baarzahlungen aber vorzugsweise durch Barren (ungemünztes 
Edelmetall) vermittelt, hat das gemünzte Geld mehr oder weniger 
nur die Bedeutung der Scheidemünze; es wird weniger zur Zah- 
lungsvermittlung als zur leichtern Auseinandersetzung angewendet. 
Für den Kleinverkehr andererseits ist eine internationale Münzein- 
heit so viel wie bedeutungslos, da er höchstens an der Landes- 
grenze häufig mit einem fremden Münzgebiete in Berührung kömmt, 
sonst aber nur in ganz vereinzelten Fällen Zahlungen oder Berech- 
nungen in fremden Münzsorten zu empfangen oder zu machen hat. 
Der unmittelbare Nutzen einer solchen internationalen Münzeinigung 
besteht demnach nur in allgemeiner Erleichterung und Vereinfa- 
chung der Berechnungen, und in Gleichfxirmigkeit daher auch allge- 
meiner Verständlichkeit der Preisbestimmungen; daneben noch in 
Vortheilen fiir den Reiseverkehr und für die (nicht bedeutenden) 
Geldsendungen. Es wäre daher verfehlt, wollte ein Staat die im 
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Innern nothwendige Reform des Münzwesens aufschieben oder sich 
in der Wahl eines als vorzüglich anerkannten Münzsystems beirren 
lassen durch den Gedanken an eine einmal mögliche internationale 
Regelung des Münzwesens, oder um der Beförderung einer inter- 
nationalen Münzeinigung willen ein anerkannt unrichtiges, aber 
vielverbreitetes Münzsystem annehmen. 

ad 2. Die Frage, welche Währung dem Münzsysteme zu 
Grunde liegen soll, lässt sich, sofeme eines von den Edelmetallen 
als ausschliessliches Währungsmetall gewählt werden soll, endgültig 
nicht allgemein entscheiden , sondern wird je nach den Verhält- 
nissen der Edelmetallproduction und den sonstigen wirthschaftlichen, 
besonders Verkehrs- Verhältnissen verschieden beantwortet werden 
müssen. Die letzteren sprechen nun allerdings für eine stetig zu- 
nehmende grössere Geeignetheit der Goldwährung. Silber ist für 
niederere, Gold for höhere Culturstufen im Allgemeinen brauch- 
bare!. Dagegen treten bei der Edelmetallproduction fortwährend 
solche Schwankungen auf, dass ein aus den Thatsachen derselben 
gezogener Schluss auf die Vorzüglichkeit des einen oder anderen 
Edelmetalls nur unsicher sein kann, weil weder Gold noch Silber 
eine stetig überwiegende Vermehrung aufzuweisen hat. Während 
früher fast allgemein die Silberwährung bevorzugt war, hat sich in 
neuerer Zeit (besonders seit 1848) das Streben nach der Gold- 
währung mit Beziehung auf die veränderten Productionsverhaltnisse 
gezeigt; die allerneueste Zeit dagegen hat wieder einen Umschwung 
gebracht, da sich unter unsern Augen (seit 1858) die Production 
wieder mehr zu Gunsten des Silbers zu gestalten beginnt. 

Rann man sich daher prinzipiell weder zu Gunsten der Gold- 
noch der Silberwährung entscheiden, so ist dagegen die Doppel- 
währung* (alternirende Mischwährang) geeignet, sich unter allen 
Verhältnissen der Edelmetallproduction als entsprechend zu be- 
haupten. 

Der Haupteinwand, welcher gegen die Doppelwährung immer 



* Man hat in neuester Zeit anch von einer Parallelw&hrnng ge- 
sprochen (Grote, Der üebergang von der Silberwährnng zur Goldw^rung. 
Berlin 1868.), welche sich von der Doppelwährung nur dadurch unterscheidet, 
dass die beiden Edelmetalle ganz nnabh&ngig von einander, ohne gesetzliche 
Tarifimng gegen einander umlaufen würden. 

Jjkmm^Siemeggf Verwaltiingal«hre. 13 
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erhoben wird, hält sich an die dabei nothwendige Festsetzung eines 
gewissen Werthverhältnisses zwischen Gold und Silber (in Frank- 
reich 1 : 15.50); dadurch entstehe bald ein Widerspruch der gesetz- 
lichen Bestimmung mit dem thatsächlichen Werthsverhaltnisse, 
welches sich bei veränderten Productions- und Gonsumtionsmengen 
der Edelmetalle gleichfalls leicht verändere; dieser Widerspruch 
aber führe eine Unsicherheit des ganzen Geldwesens mit sich. 
Ausserdem werde dadurch auch eine Ungerechtigkeit gegen 
die Bürger begangen, indem sie gezwungen werden, billigeres Geld zu. 
höherem Kurse anzunelimen; damit schädige man insbesondere die 
Interessen aller derjenigen, welche Forderungen an andere haben, 
da den Schuldnern die Möglichkeit geschaffen würde, durch Zah- 
lung in der billigen Geldsorte sich auf Kosten der Gläubiger einen 
Vortheil zu verschaffen. Endlich sei die Doppelwährung für die 
Dauer eine Unmöglichkeit, weil das billigere Metall massen- 
haft eingeführt, das theure ausgeführt werde und dadurch immer 
bald eine factische Einheitswährung entstehen müsse. 

Es erweisen sich jedoch diese Gründe gegen die Doppelwäh- 
rung bei näherer Betrachtung als unzureichend. 

a. Der sog. Zwangskurs des relativ entwertheten Metalls kann 
jedenfalls nicht lange währen; das Ausströmen des theureren Me- 
talls wird in der Erweiterung des Gebrauchs des billigeren selbst 
seine Grenze finden, weil eben dadurch dem weitern Sinken des 
Preises vorgebeugt wird. Die steigende Nachfrage nach dem billi- 
geren Metalle wird also dessen Preis wieder erhöhen, dadurch den 
Preisunterschied der Metalle ausgleichen und weitere Ausfuhr des 
einen Metalls verhindern. 

b. Eine Ungerechtigkeit gegen die Gläubiger liegt in Einfüh- 
rung der Doppelwährung nicht, weil ein Nettogewinn aus den Preis- 
schwankungen der edlen Metalle nur bei grossartigen Verkehrs- 
'operationen möglich, aber auch hier immer minim ist, während von 
dem einfachen Privatmanne ein solcher Gewinn aus der Differenz 
zwischen dem gesetzlichen und dem factischen Werthverhältnisse 
•der Edelmetalle in der Regel gar nicht gemacht werden kann. 
Abgesehen aber von dieser so geringen Möglichkeit für den Schuld- 
ner, aus solchen Werthdifferenzen überhaupt auf Kosten des Gläu- 
bigers zu gewinnen, wird sowohl durch die Konkurrenz der Ver- 
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käufer des theurern Metalls diese Möglichkeit noch verringert, als 
auch durch Stipulation einer bestimmten Geldsorte (Gold oder 
Silber), wodurch sich der Gläubiger vor unvorhergesehener Be- 
nachtheiligung schützen kann. 

c. Die Möglichkeit des Ausströmens eines Metalls bei der 
Doppelwährung ist eher als ein Vortheil denn als ein Nachtheil anzu- 
sehen. Dadurch ist dem Handel freie Wahl des Metalls, je nach 
dem grössern Vortheile des einen oder andern gelassen, und also 
das Geldwesen am meisten den Prinzipien der wirthschafllichen 
Freiheit entsprechend geregelt. 

d. Die vorübergehenden Nachtheile, welche mit dem factischen 
Uebergange von zwei Währungsmetallen zu einem in Folge einer 
Preisverminderung desselben entstehen können, würden jedenfalls 
aufhören, wenn die Doppelwährung nicht blos in einem Staate, 
sondern in einer Mehrzahl von Staaten oder gar allgemein ange- 
nommen würde; die Preisschwankungen der Edelmetalle könnten 
auf das Münzwesen um so weniger Einfluss haben, je grössere 
Verbreitung die Doppelwährung gefunden hätte. 

e. Die Doppelwährung ist jedenfalls auch das beste Mittel, 
um das jeweilige Verkehrsbedürfniss nach Gold- oder Silberwäh- 
rung zum deutlichsten und unverfälschten Ausdrucke zu bringen, 
und würde sich daher auch als Uebergangsmassregel bei einem 
beabsichtigten Wechsel des Währungsmetalls empfehlen* 

ad 3. In Bezog auf den Mtinzfuss, die Stückelung 
und Scheidemünzen (Münzsystem i. e. S.) gilt es als erster 
Grundsatz, dass das Münzsystem mit dem Gewichtssystem übierein- 
stimme, sowohl was die Münzeinheit, als was ihre Vervielfachungen 
und ihre Theilung anbelangt. Das metrische (Decimal-) System 
ist desshalb auch allgemein als das theoretisch und praktisch einzig 
richtige anerkannt; die vorzuglichste Grundlage für ein Münzsystem 
ist daher auch die reine metrische Einheit, das Gramm Fein-Gold, 
um so mehr als dasselbe zugleich eine ganz geeignete Rechnungs- 
einheit bildet.* 



* Die Darchfuhrong eines auf dieser Grandlage aufgebauten Münzsystems 
würde am besten in der Weise geschehen, dass das Zehnfache der Rechnungs- 
einheit (welche dem gegenwärtigen preuss. Thaler am nächsten kommt und 
zugleich MüDzeinheit für Silberwährung würde) zur Münzeinheit für Goldwäh- 

13» 
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Bei der Wahl der Rechnungseinheit (Hauptmünzstü^^^) ^^ 
nemlich die Rücksicht auf die Bequemlichkeit des Verkehrs und 
der Rechnung, auf die Wohlstandsverhältnisse und die Grösse der 
Durchschnittsumsätze massgebend; allzu grosse Rechnungseinheiten 
sind nicht nur unbequem im Gebrauche, sondern veranlassen auch 
eine zu mannigfache Stückelung; allzu kleine tragen den entgegen- 
gesetzten Fehler an sich, dass die Stückelung dem Bedürfnisse nicht 
mehr genügen kann und sind zum Rechnen nicht minder unbequem. 

Ferner ist eine möglichst grosse Reinheit des Edelmetalls 
(geringe Beimischung von schlechterem), sowie thunlichste üeber- 
einstimmung der Münzeinheit und des darauf begründeten Rech- 
nungssystems mit den Bedürfnissen des internationalen Verkehrs 
anzustreben. 

Scheidemünzen sind schon der höheren Prägekosten 
wegen nach einem leichteren Münzfiisse (Verhältniss der Münzstück- 
zahl zum Münzgewichte) auszuprägen. Doch darf diese Erleichte- 
rung eine gesetzlich bestimmte massige Grenze nicht übersteigen, 
und die Menge der Scheidemünze nicht über den reellen Bedarf 
vermehrt werden; die grösste Scheidemünze soll kleiner sein, als 
die kleinste vollwichtige Münze, und zur Annahme von Scheide- 
münze darf nur bis zum Werthe der Rechnungseinheit gesetzlicher 
Zwang bestehen. 

U. Den von der Volkswirthschafb gestellten Anforderungen an 
ein gutes Münzwesen kann der Staat f lir die Dauer nur dann ge- 
nügen, wenn er auf die Ausbildung und Vervollkommnung der 
Münztechnik bedacht ist, und bei Herstellung der Münzen, sowie 
zu ihrer Erhaltung in gutem Zustande sich von den durch die 
Technik festgestellten Erfahrungsregeln leiten lässt. Vorzugsweise 
muss Rücksicht genommen werden auf den Durchmesser der Mün- 
zen, welcher zur Verminderung der Abreibungsflächen im Verhält- 
niss zur Dicke nicht zu gross gewählt werden darf, auf die Rän- 
derung, die Legirung (Beimischung von fremdem Metall, rothe, 
weisse L.), welche wenn auch nicht ganz vermieden, so doch be- 

rung (Goldkrone) genommen würde; der 1000. Theil der Krone würde dann 
als Kreuzer die Einheit der Scheidemünze werden. Solche Yorschlftge sind in 
neuester Zeit Ton Nothomb in den preussischen Jahrbüchern 1869 nnd von 
Mosle, Das teutonische Münzsystem 1870, gemacht worden. 
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sonders bei GoJd auf ein Minimum reducirt werden soll, in keinem 
Falle aber zum Vortheile der Münzstätte ausgebeutet werden darf. 
Zur Erhaltung guter Münzen im Verkehre ist es nothwendig, 
sowohl eine Maximalgrenze des erlaubten Gewichtsverlustes festzu- 
setzen, über welche hinaus die Münze nicht mehr als gesetzliches 
Zahlungsmittel gilt, als auch durch sorgfaltige Controle der im 
umlaufe befindlichen Münzen und Einziehung und Umprägung der 
nicht vollwichtigen Münzen, wozu das Bedürfniss aus dem Ange- 
bote alter Münzen bei den Münzstätten und öfi^entlichen Kassen 
wahrgenommen werden kann, jene Sicherheit des Münzwesens zu 
erhalten, welche durch Einsetzen der staatlichen Autorität garantirt 
ist und die Voraussetzung bildet für den wirklichen Eintritt der 
günstigen Folgen eines geordneten Münzwesens für das volkswirth- 
schaftliche Leben im Staate. 

m. Die staatliche Sorge für das Geldwesen erstreckt sich 
über alle Zweige desselben, welche das volkswirthschaftliche Be- 
dürfniss entwickelt. Hieher zählt denn auch das Papiergeld, 
welches zwar nicht wie das Metallgeld für den Verkehr nothwendig 
ist, aber doch grosse Annehmlichkeiten bietet (Zahlungserleichte- 
rung, geringe Kosten der Versendung etc.). 

D^ Staat ist also nicht prinzipiell zur Herstellung von Pa- 
piergeld verpflichtet; aber wo das Bedürfbiss nach Papiergeld auf- 
tritt, muss es vom Staate befriedigt werden. Als Anzeichen eines 
solchen Bedürfnisses können u. a. angesehen werden: ein Steigen 
im Preise des Metallgeldes im Vergleiche zu den Waarenpreisen ; 
geringes Angebot von ungemünztem Metall, starke Benützung von 
Creditbillets, bereitwillige Aufnahme fremden Papiergelds. Beson- 
ders durch letzteren Umstand kann der Staat sogar zur Emission 
gezwungen werden, wenn er nicht eine dauernde unverzinsliche An- 
leihe des auswärtigen Staates im Inlande zulassen will, statt selbst 
dieselbe zu gemessen. 

Jedes vom Staate emittirte Papiergeld muss nun, um seine 
Bestimmung vollkommen zu erfüllen und das geltende Münzsystem 
nicht zu alteriren, einen gesetzlichen Curs (Parikurs) gleich dem 
Metallgelde haben. Da aber der Preis des Papiergeldes nicht auf 
dem innem Werthe desselben, sondern nur im Vertrauen auf die 
Autorität des Staates beruht, so kann der Parikurs mit dem Me- 
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tallgelde nnr aufrecht erhalten werden, wenn jenes. vom Staate an 
Zahlungsstatt angenommen (Steuerfundation) mid auf Verlangen 
eingelöst wird (Metallfundation). Das erstere allein ist nicht ge- 
nügend, weil der Staat mit den Einkünften ans Steuern wieder 
seine Zahlungen machen, also das Papiergeld immer wieder in den 
Verkehr bringen muss; in der letzteren Forderung dagegen liegt 
das richtige Correctiv gegen übermässige Emission. Wo dieses 
fehlt, tritt leicht, bei Schwächung des Staatscredits zumal, eine 
Entwerthung des Papiergelds, daher Agio för Metallgeld ein; das 
Papiergeld verliert den Charakter eines Surrogats, und eine fao- 
tische Papierwährung verdrängt die gesetzliche Währung im Ver- 
kehre, wodurch für die ganze Volkswirthschaft Störung und Un- 
sicherheit entsteht. Die factische Emission kann der Staat auch 
einem Privatuntemehmen (Bank) unter seiner Gontrole überlassei, 
was aber nicht mit dem Rechte der Banknotenemission verwechselt 
werden darf; vgl. S 47. 

§ 47. Credit* 

Der Credit erleichtert die Uebertragung der Productionsfactoren, 
zumal des Kapitals aus einer Hand in die andere, fuhrt sie der 
jeweilig besten Verwendung zu und bildet damit eine der Haupt- 
fbrmen des Güterumlaufs, ein vorzügliches Beförderungsmittel des 
Verkehrs. 

Wie aber bei den übrigen Formen des Gütemmlaufes, so ist 
audi hier eine positive Thätigkeit des Staates nicht bloss unter 
gewissen Voraussetzungen , sondern prinzipiell und unter allen Um- 
ständen geboten; sie ist schon im Begriffe des Credites gelegen, 
welcher in dem Vertrauen besteht, dass der Borgende zu rechter 
Zdt zahlen woUe, könne und müsse. (Definition Hermanns.) 
Diese nothwendige erste Function der Staatsgewalt besteht in der 
Erlassung und Durchführung der Schuldgesetze (Creditgesetze) und 
Einrichtung einer raschen und sichern gerichtlichen Execution der 
s&umigen Schuldner ^vgl. S 37"^. 

Daran schliessen sich sodann eine Reihe administratiTer Mass- 
regeln und Einrichtungen, welche für die einzelnen Arten des Cre- 
dits besondo^ nothwendig werden. 



« Neb*Bi«s. der «ffteüicbe Cndit. S. Auf. 1829. 
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Die Hauptarten des Credits sind: 

1. Der persönliche Credit mit seinen Formen der ein- 
fachen Schuldverschreibung , des Darlehens auf Faustpfand und der 
Darlehen mit Verbuchung (bei Vorschusskassen und Darlehens- 
vereinen). 

2. Der Realcredit mit dem System der Grund- und 
Hypothekenbücher und den Formen der Hypothekenbriefe und 
Pfandbriefe. 

3. Der Geschäftscredit, dessen Hauptformen der Buch- 
credit (bes. Contocorrent) , der Wechselcredit und der Bankcredit 
fiind. 

4. Der industrielle Credit, dessen gewöhnlichste Form 
die Actie bildet. 

Für alle vier Arten des Credits bestehen besondere Anstalten, 
welche wegen der Wichtigkeit des Credits für das Verkehrsleben 
eine besondere Aufmerksamkeit der Staatsverwaltung in Anspruch 
nehmen. 

ad 1. Für den persönlichen Credit bestehen Leih- 
anstalten, welche die Benützung desselben dadtirch erleichtern^ 
dass sie Darleihen gegen Faustpfand oder einfache Verschreibung 
(mit oder ohne Bürgschaft) ganz allgemein oder wenigstens für 
bestimmte Kategorien der Bevölkerung, nicht bloss in einzelnen 
Fällen anbieten. Je nach der Art der Creditgewahrung sind sie 
Pfand- oder Leihhäuser und Hilfsleihkassen. 

Beide Arten von Anstalten eignen sich zwar auch für den 
Privatgewerbsbetrieb; die Vortheile derselben, welche in Schnellig- 
keit und Geheimhaltung der Hilfe, massiger Zinserhebung, vor- 
zugsweise aber in Gewährung von kleinen Darlehen an ärmere 
Schuldner bestehen, sind auch durch Privatleihanstalten zu er- 
reichen, und dieselben daher auch nicht zu verbieten. Aber doch 
stellen sich die mit derartigen Anstalten immer verbundenen Nach- 
theile (Veranlassung zur Verschwendung, Diebshehlerei und Betrug 
einerseits, Unsicherheit des Credits und eine dadurch hervorgerufene 
in höherem Zinse sich ausdrückende Assekuranzprämie anderseits) 
bei Privatanstalten in so erhöhtem Masse ein, dass die Verwal- 
tung, zunächst wegen des mehr örtlichen Charakters solcher An- 
stalten die Gemeindeverwaltung, mit gutem Grunde sich veranlasst 
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sieht, Privatleihanstalten einer strengen Ueberwachung zu unter- 
werfen und durch Errichtung öffentlicher Leihanstalten dem Credit- 
bedürfnisse der Dürftigern in ausreichender Weise entgegenzu- 
kommen; um so mehr als eine gedeihliche Wirksamkeit ron Pri- 
vatanstalten wegen der geringen Gewinne immer auf ein bescheidnes 
Mass sich beschränkt sehen wird. 

Dabei ist jedoch nicht aus dem Auge zu lassen, dass solche 
öff^entliche Leihanstalten nicht eine Einnahmsquelle für die öfi^ent- 
lichen Finanzen, sondern nur Hilfsanstalten zur Hebung der unbe- 
mittelten Klassen sein sollen; es darf daher nicht die Erzielung 
eines Reingewinnes verfolgt werden; Ueberschüsse welche sich er- 
geben sind vielmehr zur Herabsetzung des Zinsfusses für Darlehen 
zu verwenden. Anderseits dürfen aber auch insbesondere die 
Hilfsleihkassen nicht als Almosenanstalten aufgefasst werden; es 
sind vielmehr auch hier nur verzinsliche Darlehen zu gewähren, 
welche etwa in Annuitäten zurückgezahlt werden dürfen. Dagegen 
ist allerdings die äussere Verbindung solcher Anstalten mit der 
Verwaltung von Armenanstalten (aber nicht die Gonfundirung) 
wegen der Vereinfachung der Geschäfte und der Kostenersparung 
zweckmässig. 

lieber die für einzelne Kategorien bestehenden Vorsohuss- 
kassen vgl. was über die genossenschaftliche Selbsthilfe an ver- 
schiedenen Stellen bes. § 35 — 38 gesagt ist. 

ad 2. Der Realcredit verlangt ausser den allgemeinen 
Creditgesetzen noch besondere staatliche Einrichtungen, welche dem 
Kapitale als Antrieb dienen sollen, sich in diese Verwendung zu 
begeben. Bei der Gebundenheit und relativen Unbeweglichkeit des 
Hypothekkapitals ist nemlich eine erhöhte Sicherheit das nothwen- 
dige Aequivalent, welches zur Erhaltung ausgedehnter Anwendung 
des Realcredits geboten werden muss. Nicht genügende Sicherheit 
der Unterlage des Realcredits (des Werthes der Immobilien) und 
eine grössere Unbeweglichkeit, als im Wesen des Realcredits g^ 
legen ist, sind die Ursachen, welche gerade in der Gegenwart ein 
starkes Wegziehen des Kapitals von Grund und Boden bewirkt 
haben , und es ist Aufgabe der Gesetzgebung gerade durch Besei- 
tigung dieser Ursachen eine Hebung und Ausdehnung des Real- 
credits herbeifuhren zu helfen. 
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Dieses Ziel wird vornehmlich ntir durch dne gute Einrichtung 
der Grundbuch- und Hypotheken-Gesetzgebung sowie durch Real- 
creditanstalten erreicht werden können. 

a) Die Reform-Grundsätze der Grundbuch- und Hypo- 
thekenordnung* beziehen sich theils auf die Vermehrung der 
Sicherheit theils auf die Erhöhung der Beweglichkeit der darge- 
liehenen Hypothekkapitalien, wodurch am besten auch die Inter- 
essen der kapitalbedürftigen Grundbesitzer gefordert werden. Die 
erstere Aufgabe wird erreicht durch Einführung des Grundbuch- 
systems (S 32) an Stelle des Pfand- (Hypotheken-) Buchsystems und 
Begründung desselben auf ein genaues Kataster; ferner durch Fest- 
halten der rein dinglichen Natur der Hypothek, sowie der be- 
währten Prinzipien der Publicität, Specialität und Priorität. 

Die grössere Beweglichkeit der Hypothekkapitalien, als zweites 
Ziel der Reform, wird erreicht durch die Möglichkeit der Mobili- 
sirung der Hypothek **, welche durch Hypothekenbriefe auf Inhaber 
(Pfandbriefe) mit Theilung der gesammten Post in kleinere Be- 
träge (appoints) geschaffen wird. 

b) Die Gründung von Realcreditanstalten kann vom 
Staate ausgehen , wo Privatspeeulation oder Association diese nicht 
in*s Leben rufen; prinzipiell ist hiefiir Staatsthätigkeit ebenso 
wenig gefordert, als es gerechtfertigt ist, solchen Anstalten be- 
sondere Vergünstigungen oder Privilegien (wie z. B. schnellere 
Executionsmittel) einzuräumen. 

Hypothekenbanken und Hypothekenversicherungs- 
anstalten, letztere besonders geeignet zur Belehnung von Naoh- 
hypotheken, unterliegen denselben Bestimmungen, wie die übrigen 
Banken oder Versicherungsanstalten; sonstige Realcreditanstalten 
fallen je nach der Form ihrer Zusammensetzung unter das Ge- 
sellschafts- oder Genossenschaftsrecht. 

ad 3. Als Voraussetzung einer vortheilhafteu Entfaltung des 
Geschäft scredits erscheint zunächst ein gut codificirtes Han- 
dels- und Wechselrecht, welches einheitlich für den ganzen Staat 



* Mascher, H. Ä., Das deutsche Grundbäoh- und Hypotheken, 
wesen. 1869. 

** Lehmann, die Mcbilisirung des Hypothekenbriefs. 1863. 
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sein und in möglichster Uebereinstimmnng mit den Grundsätzen 
des Handels- und Wechselrechts anderer, wenigstens der benach- 
barten Staaten sich befinden soll ; ferner eine einheitliche Recht- 
sprechung, damit nicht die handeis- und wechselrechtliche Praxis 
die gleichmässige Anwendung der Rechtsgrundsätze wieder alterire. 
Eine weitere staatliche Sorge für die verschiedenen Thätigkeiten 
zur Belebung des Geschäftscredits ist in der Regel nicht geboten, 
da die meisten der zu diesem Zwecke bestehenden Unternehmungen 
und angewendeten Formen sich als regelmässige kaufmännische 
Geschäfte darstellen, wie z. B. Gründung von Handelsgesellschaf- 
ten, Benützung von Wechseln, Depositen, Saldosaal (clearing- 
house etc.). 

Die verschiedenen Formen des Geschäftscredits concen- 
triren sich nun in den Banken;^ die Stellung des Staates zu 
denselben ist daher auch entscheidend für die Erfüllung staatlicher 
Aufgaben in Bezug auf den Geschäftscredit überhaupt. In der 
Concentration der verschiedenen Formen des Geschäftscredits, wie 
diese dem Bankunternehmen zu eigen ist, liegt an sich keine Ver- 
anlassung für die Verwaltung, andre als die allgemeinen Grund- 
sätze über Unternehmungen zur Anwendung zu bringen. Der Bank- 
geschäflsbetrieb einer einzelnen Person (Bankier) wird demnach 
als Gewerbsbetrieb der Gewerbeordnung, der Bankbetrieb einer 
offnen Handelsgesellschaft, Commandite oder Actiengesellschaft, den 
betreffenden allgemeinen Bestimmungen des Handelsrechts und den 
allgemeinen administrativen Anordnungen hinsichtlich solcher Gesell- 
schaftsformen unterliegen (vgl. § 38); es bestehen keine genügen- 
den Gründe, welche bei dem Prinzipe der Unternehmungsfreiheit 
gerade für Bankuntemehmungen die Beibehaltung des Systems der 
Goncessionirung rechtfertigen. Der Einfluss, welchen Banken auf 
das wirthschaftliche Leben äussern ist nicht ihnen besonders zu 
eigen; grosse Actienunternehmungen andrer Art können unter 
vielen Umständen gleichen ja bedeutenderen Einfluss auf die Volks- 
wirthschaft ausüben. Die möglicherweise für Dritte aus betrüge- 



*■ Vgl. unter yielen: Tellkampf, über die neuere Entwicklung des 
Bankwesens in Deutschland. 3. Aufl. 1856. Hüb n er, die Banken. I. ü. 
1853. Tooke, Geschichte der Preise. (Hauptwerk!). Deutsch von Asher, 1858. 
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rischer, sorgloser oder allzu speculativer Geschäflsfuhrnng entstehen- 
den Nachtheile können weder als Regel gelten und daher auch 
nicht die Grundlage ftir eine besondere Mass re gel sein, noch 
kommen sie in Vergleich zu der Befriedigung eines thatsächlich 
grossen wirthsehaftlichen Bedürfnisses, worin ihre regelmässige 
Wirksamkeit gesehen werden muss, überhaupt in Betracht. 

Gesetzliche Normativbedingungen, Verpflichtung zur Anzeige 
und Eintragung in die Handelsregister, und eine staatliche Ueber- 
wachung, ausgeübt durch die Forderung der ÖflPeutlichkeit und Con- 
trole der Einhaltung der Normativbedingungen genügen der Sicher- 
heit des Verkehrs und ermöglichen eine naturgemässe Entwicklung 
des Bankwesens; damit ist denn auch das vielfach vom Staate in 
Anspruch genommene Bankmonopol und die Frage von der Einheit 
oder Vielheit der Banken in einem Staate gewürdigt. 

Mit den regelmässigen Creditgeschäften einer Bank (Wechsel- 
diskont, Lombard, Gontocorrent, Depositengeschäfl, Handel mit 
Werthpapieren etc.) verbindet sich jedoch häufig auch noch die 
Anwendung eines besondern Mittels zur weitem Entwicklung und 
insbesondere zur Erhöhung der Gewinne aus Bankuntemehmungen, 
zu welchem die Verwaltung wegen seiner grossen Tragweite für den 
Verkehr eine besondere Stellung nehmen muss: die Banknoten- 
ausgabe* (Zettelemission). Der Verkehr hat diese Creditform 
entwickelt, nicht bloss die Gewinnsucht der Banken ; ohne ein vor- 
handenes Bedürfniss würden dieselben gewiss keine allgemeine An- 
erkennung und Annahme sich verschaffen können. Verwandt mit 
der Banknote sind zwar auch sonstige Creditbillets (Depositen- 
scheine, Waarennoten, Warrants, weightnotes, cedules und checks), 
welche sämmtlich in kleinern oder grossem Kreisen, für kürzere 
oder längere Fristen als Geldsurrogate umlaufen können. Die Bank- 
note unterscheidet sich aber doch von allen diesen Greditformen 
wesentlich theils durch die unbegrenzte Dauer ihrer Umlaufszeit, 
theils auch und insbesondre durch die Art ihrer Emission, welche 
eine selbständige Bankoperation bildet und ihre Sichemng in dem 
ganzen Bankgeschäfte haben muss, während die andern Formen 
von Creditbillets nur accessorisch zu einer andem Bankoperation 



* Wagner, A., System der deutschen Zettelbankgesetzgebang. 1870. 
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sich verhalten nnd immer specielle Deckung haben müssen. Danim 
sind auch besondere Massregeln hinsichtlich der Zettelbanken ge- 
rechtfertigt nnd geboten. Es lässt sich nun unbedingt annehmen, 
dass die etwaigen Nachtheile, welche durch die Benützung dieser 
Greditformen, der Banknoten, entstehen können, von den enormen 
Vortheilen überwogen werden, welche der Verkehr durch Verein- 
fachung, Baschheit und Billigkeit der Geschäfte aus ihrer Benütz- 
ung schöpft. 

Aber doch können diese Vortheile sicher nur dann gehofft 
werden, wenn die grösste Vorsicht und Erfahrung bei der Geschäfts- 
führung solcher Zettelbanken waltet. Zudem berührt die Banknoten- 
ausgabe das Gebiet des ausschliesslich dem Staate vorbehaltnen 
Geldwesens (S 46) so nahe, tind nimmt das öffentliche Vertrauen 
in so besonderem Masse in Anspruch, dass aus diesen Gründen 
die Staatsverwaltung mit Recht die unbedingte Freiheit der Zettel- 
banken für bedenklicher hält, als die ausnahmsweise Beibehaltung 
des Ooncessionssystems ttat diese besondere Art von Banken. 

Ueber das Mass der bei Gründung einer Zettelbank zu stellen- 
den Forderungen und des auf den Betrieb auszuübenden staatlichen 
Einflusses bestehen jedoch gegenwärtig noch sehr verschiedene 
Grundsätze, welche sich in drei Gruppen scheiden lassen, und ah 
Systeme der Bankpolitik bezeichnet werden.* 

a) Das continentale System beruht auf dem Prinzipe 
der bankmässigen Deckung; die Sicherung der emittirten Bank- 
noten wird zu erreichen gesucht durch die Vorschrift, dass der- 
jenige (grössere) Theil der Noten, für welchen nicht Baardeckung 
verlangt wird, durch kurzfristige Forderungen der Bank gedeckt 
sein muss. Der Bankcredit ist bei diesem System zwar leicht be- 
nutzbar; denn soviel die Bank auf kurze Fristen (Wechsel, Depo- 
siten etc.,) creditirt, so viel kann sie in Banknoten schulden. Es 
sichert aber diese Deckung nicht gegen eine Zahlungsunfähigkeit 
der Einlösungskassa einer Bank, wenn in Zeiten der Krisis die all- 
gemeine Greditlosigkeit auch die Banknoten ergreift und dieselben 
massenhaft der Bank zur Einlösung präsentirt werden. Gerade 



* YgL die Dantellnng in A. Beer, Geschichte des Welthandels. 
Bd. m, 1864. 
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für die Zeiten einer Geldkrisis und Creditnoth wirkt daher das an- 
gewendete Sicherungsmittel nicht; in ruhigen Zeiten aber hängt die 
Uinlaufsfahigkeit der Banknote nicht von der Einhaltung dieses 
arithmetischen Verhältnisses zwischen baar und bankraässig ge- 
deckten Noten ab. 

b) Das amerikanische System gestattet nur so viele 
Banknoten auszugeben, als bei einer eigens dazu errichteten Staats- 
kassa Activa, besonders solide Staatspapiere hinterlegt sind. Auch 
hier tritt die Unwirksamkeit der Massregel gerade am deutlichsten 
bei einer politischen oder wirthschaftlichen Krisis auf; die Activa 
werden dann eben gleichmässig wie der Bankcredit entwerthet 
und damit ungeeignet als volle Deckung der emittirten Banknoten 
zu gelten. 

c) Das englische System (beruhend auf der Peelsacte 
v. J. 1844) hat eine absolute Ziffer (I4.4 Mill. Pf. St.) angenom- 
men, bis zu welchem Betrage Banknoten ohne Baardeckung aus- 
gegeben werden dürfen; diese sind fundirt durch eine Forderung 
der Bank von England an den Staat, wie auch das ganze System 
diese eine Zettel bank zu ihrer Voraussetzung hat und auf den 
besondem englischen Zuständen beruht; jede über diese Ziffer 
hinausgehende Banknote muss baar gedeckt sein. Die Unanwend- 
barkeit dieses Systems auf eine Mehrzahl von Zettelbanken in 
einem Staate leuchtet sofort ein; aber auch für die eine Bank von 
England hat sich das Prinzip als ungenügend erwiesen, da in Zeiten 
der Greditlosigkeit und Krisis die Forderung der Bank an den 
Staat auch nicht unter allen Umständen realisirbar ist. 

Absolute Sicherheit der Banknoten wird durch keines dieser 
Systeme erreicht; am besten kann noch durch das continentale 
Banksystem ein Anschmiegen der Notenemission an das Verkehrs- 
bedürfniss erreicht werden, obschon auch durch dieses gerade in 
Fällen grossen Mangels an Zahlungsmitteln der Bank Hindemisse 
bereitet werden, wodurch sie ausser Stand gesetzt wird, durch 
vorübergehende Mehrausgabe von Banknoten schnelle Hilfe in 
einer Geldkrisis zu bringen, also eine der wichtigsten Functionen 
einer Zettelbank auszuüben. 

Zudem ist die Bankpolitik, welche Zettelemission einschränken 
will, ja factisch undurchführbar, weil die andern Formen der Credit- 
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billets auch viel ümlaufsfahigkeit besitzen, ja sogar einer weitern 
Stufe der Creditentwicklung angehören. Entbehrlich aber ist sie, 
weil die Geschäftswelt über die Creditwördigkeit einer Zettelbank 
in der Regel ein ziemlich richtiges ürtheil haben und die Noten 
einer solchen also auch darnach annehmen oder zurückweisen wird; 
insbesondere aber auch desshalb, weil eine das Verkehrsbedürfniss 
übersteigende Notenmenge alsbald immer nach derjenigen Bank zu- 
strömen wird, von welcher sie ausgegangen ist, wenn nur die volle 
Freiheit in der Annahme herrscht. . * 

Die Frage von der Einheit oder Vielheit der Zettelbanken ist 
also zu Gunsten der letztern zu entscheiden; freilich aber, wenn 
die Banknote als Papiergeld umläuft, d. h. mit staatlicher Autori- 
sation und gar ' Zwangscurs versehen ist, dann kann es nur eine 
Zettelbank geben; wird ihr aber ihr eigentlicher Charakter gelassen, 
so muss unbedenklich jeder Bank, welche die festzustellenden Be- 
dingungen erfüllt, die Concession zum Geschäftsbetriebe gewährt 
werden. 

Unter den festzuhaltenden Bedingungen für die Ertheilung 
einer Concession zur Errichtung einer Zettelbank sind besonders 
hervorzuheben: a) eine gewisse namhafte Grösse des Gnindkapi- 
tals, wobei, wenn es in der Form von Actien herbeigeschaflFt ist, 
dieselben Grundsätze wie bezüglich aller Actiengesellschaften, be- 
sonders was die allmälige Einzahlung betrifft, zur Anwendung 
kommen müssen; b) eine Beschränkung der Geschäfte einer Zettel- 
bank auf jene Zweige des Bankbetriebs, welche weder mit starkem 
Wagnisse verbunden, noch eine andauernde Verwendung des Be- 
triebskapitals enthalten; also weder Effectenhandel, noch Hypo- 
theken- oder Pfandbriefdarlehen, noch Betheiligung bei andern ge- 
werblichen Unternehmungen (z. B. Eisenbahnen) können gestattet, 
sondern es muss der übrige "Wirkungskreis der Zettelbanken auf 
Wechsel-, Lombard- und Depositengeschäfle möglichst beschränkt 
sein; jedenfalls sollten andre Zweige des Bankbetriebs ganz un- 
abhängig von diesen Geschäften gehalten werden, wenn sie auch 
von derselben Bank betrieben werden; b) die auszugebenden Bank- 
noten dürfen nur grössere Preismengen darstellen, welche durch 
eine Münzö nicht mehr ausgedrückt werden; d) die Verbindlich- 
keit zu jederzeitiger Einlösung muss bei Strafe des Concessions- 
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Verlustes ausgesprochen sein ; e) die Organe der Zettelbank müssen 
so eingerichtet sein, dass eine wahre und volle Verantwortlichkeit 
derselben besteht; f) periodisch zu veröffentlichende Bilanzen müssen 
das Verhältniss der umlaufenden Notenmenge zur vorhandenen 
haaren und bankmässigen Deckung ersichtlich machen. 

4. Der industrielle Credit, dessen Pflege sich die mo- 
dernen Greditaostalten, credits mobiliers, zur Aufgabe machen, be^ 
fördert die grossartigste Verwendung des massenhaft geeigneten 
Kapitals in neuen oder in Erweiterung bestehender Erwerbsunter- 
nehmungen aller Art. Solche Unternehmungen sind daher an sich 
gewiss geeignet, den Verkehr und die ganze wirthschaftliche Pro- 
duction besonders zu beleben und grossartige Ergebnisse zu er- 
zielen; aber eben in dieser Massen Verwendung von Kapital und 
in dem unbestimmten Geschäftskreise solcher Greditanstalten liegt 
auch eine gewisse Gefahr der ünsolidität, welche die Verwaltung 
veranlassen muss, sich ein Einspruchsrecht bei Gründung solcher 
Actienunternehmungen vorzubehalten, oder doch wenigstens allge- 
mein einschränkende Bestimmungen über Gründung und Betrieb 
solcher Unternehmungen zu erlassen, und sie nicht zu Spielbanken 
und Schwindelgeschäften ausarten zu lassen. Ein allgemeines Ver- 
bot des Rückkaufs der eignen Actien, sowie der Ausgabe von Ob- 
ligationen, ohne besondere Pfandsioherheit, endlich Strenge in Durch- 
fuhrung der Massregeln, welche hinsichtlich nicht voll einbezahlter 
Actien geboten sind (S 38), müssen als die nothwendigsten ad- 
ministrativen Anordnungen in Bezug auf solche Anstalten erscheinen. 

§. 48. Transport* 

Die Erleichterung und Belebung des Verkehrs durch beson- 
dere Transportmittel und Transportanstalten ist nicht nur ein her- 
vorragendes wirth schaftliches Bedürfniss, sondern liegt auch ebenso 
im Interesse der allgemeinen Politik. Das ganze Staatsleben zieht 
aus einer fortwährend lebhaften wechselseitigen Berührung der 
Staatsbürger und aus einer mannigfachen Verbindung der einzelnen 
Theile des Staates durch Strassen, Posten und Telegra- 



* ZvL dem Ganzen vergl. Mohl, B. v., Staatsrecht, Yölkerreobt und 
PoUtik, Bd. in. 1869. 
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phen, Eisenbahnen und Schiffahrt den grössten Gewinn 
sowohl durch Belebung des Zusaminengehörigkeitsbewusstseins und 
Zusammengehörigkeitsbedürfnisses, als durch erleichterte Durch- 
führung aller vom Centrum des Staates ausgehenden Begierungs- 
massregeln. Dieses eminent staatliche Interesse an der Entwick- 
lung der Transportmittel und Anstalten veranlasst daher einerseits 
eine besondere Verwaltungsthätigkeit in Bezug auf alle diesen 
Zwecken gewidmeten Privatunternehmungen, um den verschiednen 
Interessen der Staatsverwaltung Geltung zu verschaffen und gegen- 
über dem reinen Privatinteresse zu wahren, anderseits kann unter 
Umständen sogar eine unmittelbare Thätigkeit des Staates zur Her- 
stellung und Betreibung solcher Anstalten geboten erscheinen, wo 
Privatunternehmungen entweder überhaupt nicht vorhanden und auch 
nicht zu erwarten sind, oder doch von solchen eine Berücksichti- 
gung der besondem Staatsinteressen nicht verlangt werden kann. 

Während also dieser Zweig wirthschaftlicher Unternehmungen 
ebensogut wie alle übrigen principiell der freien Entfaltung der 
wirthschafUichen Kraft und Leistungsfähigkeit des Volkes über- 
lassen werden kann, macht sich dennoch vielfach des Bedürfniss 
geltend, in diese privatwirthschaflliche Thätigkeit bestimmend ein- 
zugreifen, sie zu ergänzen oder gar zu verhindern. Das Mass 
der nothwendigen upmittelbaren Staatsthätigkeit lässt sich prinzi- 
piell nicht feststellen, sondern ist immer im Einzelnen aus der Er- 
fahrung und der gegebenen wirthschafblichen Gesammtentwicklung 
des Volkes zu finden. 

I. Eisenbahnen und Schiffahrt* sind diejenigen Zweige 
der Transportuntemehmungen, welche am unbedenklichsten der 
privatwirthschaftlichen Thätigkeit überlassen werden können. Nur 
wird es zweckmässig sein, das System der Goncessionirüng beizube- 
halten, theils um das Verkehrsbedürfniss auf allen Punkten zur Gel- 
tung zu bringen und Bürgschaften für die Sicherheit des Trans- 
ports zu erlangen, theils auch um die Befriedigung der besondem 



* Vgl. Knies, C. , die Eisenbahnen und ihre Wirkungen. 1853. Be- 
schorner, das deutsche Eisenbahnrecht. 1858. Koch, Deutschlands Eisen- 
bahnen. I, n. 1860, Kaltenborn, Ct., Grundsätze des prakt. Seerechts. 
1851. 2. Bd. 
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staatlichen Interessen auch bei Privateisenbahnen und Schiffahrt 
sicher zu stellen. 

In erster Beziehung wird daher die Goncession abhängig 
zu machen sein vom genauen Anschlüsse an ein von der Staats- 
verwaltung festzustellendes den ganzen Staat umfassendes System 
der Eisenbahn- und Schiffahrtslinien, wobei zugleich dem Privat- 
unternehmer Verpflichtungen zum Ausbau und Betrieb sich an- 
schliessender Zweiglinien auferlegt werden können, welche sonst viel- 
leicht wegen geringer Rentabilität nie von solchen Privatunterneh- 
mungen in Angriff genommen würden; ferner wird eine besondere 
Rücksicht auf Sicherheit, Gesundheit und Bequemlichkeit zu ver- 
langen sein. In zweiter Beziehung aber wird die Verwaltung Con- 
cessionen nur unter der Verpflichtung der Privatuntemehmungen 
ertheilen dürfen, dass der Benützung der Verkehrsanstalten durch 
die Staatsregierung auf Verlangen ein Vorrang eingeräumt werde 
(z. B. für militärische Transporte, Briefpostbeförderung etc. etc.) 

Posten und Telegraphen* eignen sich im Ganzen (etwa 
Fahrpost und überseeische Telegraphen ausgenommen) weit weniger 
für den Privatbetrieb und sind desshalb auch immer noch als Gegen- 
stände der unmittelbaren Staatsthätigkeit zu betrachten. Es ist 
diess begründet theils in dem besonderen Interesse, welches die 
Staatsverwaltung selbst an der Brief- und Depeschenbeförderung 
hat, theils in dem erhöhten Grade von Vertrauen, welches von 
solchen Anstalten in Anspruch genommen wird; theils endlich in 
dem vielfachen Conflikte, welcher zwischen dem öffentlichen Ver- 
kehrsbedürfnisse und dem privatwirthschaftlichen Interesse solcher 
Anstalten besteht, indem die Forderungen des ersteren nach allge- 
meiner und gleichmässiger .Ausdehnung solcher Anstalten über alle 
auch die entlegensten Theile des Staatsgebiets, sowie nach mög- 
lichst niedrigen Taxen und Gebühren (Penny-taxe) von Post- und 
Telegraphenanstalten oft nur mit Aufgeben ihres eignen Vortheils 
und mit bedeutenden Opfern befriedigt werden können. 

Am unentbehrlichsten ist die unmittelbare Staatsthätigkeit bei 
Herstellung und Instandhaltung derLandstrassen und Wasser- 



* Hüttner, das Postwesen unserer Zeit. V. 1854 — 60. Gab, das 
deutsche Postrecht. 1865. Knies, der Telegraph als Verkehrsmittel. 1857. 

I]uuna*St«rnegg, Yenraltangalehre. 14 
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Strassen (E^äle etwa ausgenommen, welche nadi ähnlichen 
Grundsätzen wie Eisenbahnen zu benrtheilen sind); ja die Privat- 
thätigkeit ist anf diesem Gebiete gar nicht einmal wünschenswerth, 
weil damit eine Erhebung von Fahrgeld nothwendiger Weise ver- 
bunden sein mnsste; es ist aber darin ein bedeutendes Verkehrs- 
hindemiss zu sehen, welches die Yortheile guter Strassen zum 
grossen TheiJe wieder aufheben wurde. 

Der allgemeine Vortheil, welchen die Yolkswirthschaft aus 
guten Strassen durch die Verminderung der Transportkosten und das 
damit eintretende Sinken aller Waarenpreise zieht, rechtfertigt auch 
die Tragung der Gesammtkosten für Land- und Wasserstrassen 
durch die Gesanuntheit, den Staat. 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe werden sowohl die Central- 
als auch die Selbstverwaltungsorgane thätig sein müssen; erstere 
werden besonders die Hauptstrassenrichtungen (Hauptnetz), letztere 
die Strassen von nebensächlicher Bedeutung, und die Verbindungswege 
(Detailnetz) herzustellen haben. 



Soweit nun überhaupt der Staat Verkehrsanstalten herstellt, 
müssen dieselben für das ganze Verkehrsbedürfhiss, nicht nur für 
die besondem Bedürfnisse der Staatsverwaltung entsprechen, wo- 
durch natürlich besondere Anstalten (z. B. Telegraphen) zu rein 
administrativen Zwecken nicht ausgeschlossen sind. 

Darum ist es ungerechtfertigt, diese Anstalten fiskalisch aus- 
zubeuten. Es darf daher bei Errichtung der Linien, Festsetzung 
der Tarife etc. nicht der Gesichtspunkt des Erträgnisses für die 
Staatskasse (Regalitätsstandpunkt) in erster Linie stehen, ja selbst 
ein bedeutendes Opfer (z. B. bei Portoermässigung) nicht gescheut 
werden, wenn damit dem allgemeinen Verkehrsbedürfnisse genützt 
wird. Anderseits aber wäre es auch wieder ungerechtfertigt, wollte 
die Verwaltung bei jenen Zweigen der Transportuntemehmungen, 
welche der Privatthätigkeit gleicherweise wie dem Staate offen 
stehen sollen (z. B. Eisenbahn-, Kanalbau) die Gebühren von ihren 
Anstalten soweit herabsetzen, dass damit die Privatthätigkeit 
ausser Stand gesetzt würde eine erfolgreiche Concurrenz zu be- 
stehen. Auch würde es den finanziellen Interessen des Staates 
wenig entsprechen, wenn nicht zum mindesten die zur Anlage noth- 
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wendigen Anleihen nnd der Kapitalaufwand für den Betrieb aus 
den Einkünften dieser Anstalten gedeckt würde. Im Gegenthcile 
muss die Politik der Verkehrsanstalten das den Verkehrsinteressen 
am meisten entsprechende Ziel nie aus den Augen verlieren, bei 
allen Verkehrsanstalten eine möglichste Gleichförmigkeit im Betrieb 
und den Tarifen zu erzielen, was nur durch gegenseitiges Einver- 
standniss aller in einem Staate (wo möglich sogar auch in den 
benachbarten Staaten) thätigen Verkehrsanstalten je eines Zweiges 
der Unternehmung zu erreichen ist. 

V. Capitel. Verbrauch. 

§ 49. Verzehrungspolitik. 

Die Consumtion schliesst den Kreis der wirthschaftlichen Lebens- 
funcdonen ab, indem sie die Producte ihrer endlichen Bestimmung 
entgegenfiihrt und damit die Bedürfnisse befriedigt, welche die 
Menschen zu wirthschaftlicher Thätigkeit antreiben. Darum ist die 
Consumtion auch vom ethischen Standpunkte ebenso eine wichtige 
Seite des Volkslebens, wie sie als solche vom Gesichtspunkte 
der Volkswirthschaft aus bezeichnet werden muss; denn nur 
das Bedürfniss treibt den Menschen zu wirthschaftlicher Thätig- 
keit, und ^jede höhere Bildung äussert sich wieder in einer ver- 
mehrten und doch befriedigten Zahl und Lebhaftigkeit von Bedürf- 
nissen". (Röscher.) 

Ein solcher vollständiger Güterverbrauch, bei welchem die 
Verzehrung mit dem productiven Verbrauche im richtigen Verhält- 
nisse steht, muss auch für den Staat eine erfreuliche Erscheinung 
sein; ja, da von ihm das Gedeihen und die Entwicklung der 
Volkswirthschaft so wesentlich bedingt ist, darf der Staat dem- 
selben in keiner Weise hindernd entgegentreten, weil er damit seinen 
eignen Interessen entgegenhandeln würde, welche mit denen der 
Volkswirthschaft zusammentreffen. 

Daraus ergibt sich schon die Unzulässigkeit sog. Luxus- 
ge setze (Aufwandgesetze), welche, abgesehen von vielen mass- 
gebenden ständischen Vorurtheilen , von der irrthümlichen An- 
schauung ausgingen, dass jeder Luxusverbrauch eine Verschwen- 

14* 
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düng und damit ein wirthschaftliches üebel sei. Die früher herr- 
schenden allgemeinen Bevormundungstendenzen erhielten in dieser 
Richtung ihren Ausdruck besonders in Kleider- , Gastmäler- und 
Begräbnissordnungen, welche vielfach mit den handelspolitischen 
Absichten des Merkantilismus versetzt ganz dazu angethan gewesen 
wären, dem Verkehre und der volkswirthschaffclichen Entwicklung 
starke Fesseln anzulegen, wenn es möglich gewesen wäre, sie auch 
nur annähernd vollständig durchzuführen. 

Die vielfach an Stelle der Aufwandgesetze getretnen Auf- 
wandsteuern können nur in soweit als Massregeln gegen allzu- 
grosse Verschwendung angesehen werden, als sie nicht um des 
finanziellen Ergebnisses willen aufgelegt sind; denn der ökonomisch- 
moralische Zweck der Erweckung der Sparsamkeit und der fiska- 
lische Zweck einer Einnahme aus Luxusverbrauch schliessen sich 
gegenseitig aus; je mehr der eine erreicht wird, desto weniger 
kann der andere zugleich erreicht werden. 

Das hauptsächlichste und zugleich wirksamste Mittel zur Er- 
weckung und Beförderung einer gesunden Volksconsumtion , über 
welches der Staat verfügen kann, ist die Steigerung der Bildung 
und Gesittung im Volke und die Kräftigung des wirthschaftlichen 
Sinnes, wozu alle Massregeln der Verwaltung, insbesondere die 
Pflege der Volkswirthschaft in allen ihren Richtungen am sicher- 
sten fähren. Das Prinzip der wirthschaftlichen Freiheit verträgt 
sich nicht mit Massregeln, welche den Einzelnen zu einer nach den 
Ansichten der Staatsverwaltung ökonomisch besten Güterverwen- 
dung zwingen sollen. 

Wo dagegen noch andre Motive auftreten, welche ein zwangs- 
weises Einschreiten der Verwaltung gegen die unwirthschaftliche 
Verzehrung rechtfertigen, da ist es im Geiste einer umsichtigen 
Wirthschaftspolitik gelegen, dass auch das ökonomische Moment 
nicht unberücksichtigt bleibe, sondern dass die erlaubten und gebo- 
tenen Massnahmen eine möglichst günstige allseitige Wirksamkeit 
äussern. 

Diess tritt ein bei solchen Fällen einer unwirthschaftlichen 
Verzehrung, welche entweder gleichzeitig gegen die öffentliche 
Sittlichkeit oder gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung Ver- 
stössen, oder eine Gefahr für die individuelle Freiheit in sich 
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tragen. Aus solchen Gründen wendet sich die Verwaltung mit 
Recht: 

1. gegen die ünmässigkeit in der Verzehrung, welche so- 
wohl Gesundheitsgefährdungen als öffentliche Sicherheitsstörungen 
vielfaclr in ihrem Gefolge hat. * Sie sucht dieselbe zu verhindern, 
indem sie auch bei der Gewerbefreiheit die Errichtung von Schenk- 
stuben an besondre polizeiliche Genehmigung knüpft und damit die 
Anlockung zur Ünmässigkeit zu verringern strebt; aus dem gleichen 
Grunde wird vielfach eine bestimmte Stunde festgesetzt, über 
welche hinaus solche Schenkstuben dem Publikum nicht geöffnet 
sein dürfen (Polizeistunde). Die Folgen der ünmässigkeit für dritte 
muss die Verwaltung zu unterdrücken trachten durch polizeiliches 
Einschreiten gegen jeden in der Trunkenheit verübten Exzess, 
durch polizeiliche Haftnahme eines jeden die öflfentliche Ordnung 
und Sicherheit gefährdenden Unmässigen, wie sie überhaupt zur 
Wahrung der öffentlichen Sitte mit polizeilichen Mitteln einzutreten 
verpflichtet ist. 

2. Aehnliche Motive veranlassen die Verwaltung zur Beschrän- 
kung der Freiheit in der Abhaltung von Festen und Lust- 
barkeiten, welche nicht bloss eine starke Versuchung zu un- 
wirthschaftlicher Verzehrung und ünmässigkeit, sondern auch zahl- 
reiche Gefahren für Sitte und Recht in sich tragen. Ganz besonders 
erheischt die Sorge für das körperliche und geistige Wohl der 
Jugend strenge Massnahmen der Verwaltung, um dieselbe von zu 
frühzeitigem und regelmässigem Besuche von Tanzunterhaltungen 
oder sonstigen lärmenden Festen abzuhalten. 

3. Verwandt hiemit ist die administrative Mitwirkung bei Fest- 
stellung der gebotnen und erlaubten Feiertage, nicht bloss um 
die in einer zu grossen Zahl derselben liegende Verlockung zu 
Müssiggang und unwirthschafblicher Consumtion möglichst einzu- 
schränken, sondern auch zur Wahrung der individuellen Freiheit 
und des Rechts auf Arbeit, welche durch eine politische Anerken- 
nung der vielen von einzelnen Kirchen vorgeschriebenen Feiertage 
in der That auf unverantwortliche Weise verletzt werden. 

4. Vorzugsweise aus wirthschaftspolitischen Gründen wendet 
sich die Verwaltung gegen jede gewerbsmässig betriebne Art von 
Glückspielen, welche nicht bloss einer geordneten wirthschaft- 
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liehen Lebensweise entgegen sind, und sehr viel unsittliche Folgen 
haben können, sondern auch in ganz besonders hohem Grade Ge- 
legenheit und Verlockung zur Verschwendung mit sich bringen. 
Voraussetzung einer jeden erspriesslichen Wirksamkeit der Ver- 
waltung ist freilich das Aufgeben des sog. Spielregals durch den 
Staat, welches er in Form der Staatslotterie noch so vielfach aus- 
übt. Daneben ist die dringendste Verwaltungsmassregel in der 
Aufhebung eoncessionirter Spielbanken zu sehen, welche auf das 
wirthschaflliche Leben in nahen und ferneren Kreisen die schäd- 
lichste Wirkung äussern können. Dagegen scheint ein allgemeines 
Verbot der Glückspiele auch wenn sie nicht gewerbsmässig, son- 
dern nur um des Vergnügens willen geübt werden, als ein Ein- 
griff in die Privatrechtssphäre nicht gerechtfertigt werden zu können. 
Die Privatthätigkeit hat sich auch auf diesem Gebiete der öffent- 
lichen Interessen schon versucht und sich bemüht, durch Mässig- 
keitsvereine auf eine mehr wirthschaflliche Verzehrung im 
Volke hinzuwirken. Da aber gerade der Genuss Sache der alier- 
individuellsten Neigungen und Bedürfnisse ist, so ist es begreiflich, 
dass die Wirksamkeit solcher Vereine, abgesehen von ihrer oft 
sehr ascetischen Richtung, im Vergleiche mit der guten Absicht 
doch eine sehr geringe geblieben ist. Aus demselben Grunde kann 
die Verwaltung, welche ihren Freiheitszweck nie ausser Acht lassen 
darf, ihnen nicht wohl eine besondere Unterstützung angedeihen 
lassen. 

§. 50. Besondere Anstalten zur Beförderung der 

Sparsamkeit. 

Je weniger die Verwaltung direct eine verschwenderische 
Lebensweise verbieten kann, um so mehr muss sie ihre Aufgabe 
darin sehen, dieselbe durch Belebung der Sparsamkeit ina Volke 
einzuschränken und zu verdrängen. Das wirthschaftliche Leben hat 
nun eine Menge von Formen entwickelt , in welchen dem Einzelnen 
Gelegenheit geboten ist, die üeberschüsse seines Einkommens über 
den Betrag seiner wirthschaftlichen Consumtion zur Erhöhung sei- 
ner wirthschaftlichen Productions- oder Consumtionsf&higkeit an;- 
zusammeln und fruchtbringend anzulegen. 
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Anstalten zu diesem Zwecke sind Sparanstalten im wei- 
testen Sinne mit bald mehr, bald weniger scharf ausgeprägtem 
Charakter, je nachdem die Erweckung und zweckmässige Leitung 
der Sparsamkeit die ausgesprochene Hauptaufgabe bildet, wie bei 
den sog. Sparkassen, oder in Verbindung mit andern wirthschaft- 
lichen Zwecken jedoch so verfolgt wird, dass die Absicht der 
Sparsamkeitsbeförderung nicht nur eine untergeordnete Rolle spielt, 
(Lebens- und Rentenversicherungsanstalten.) 

Obschon nun derartige Anstalten auch als wirthschaftliche 
Unternehmungen betrieben werden können, also nicht immer als 
öffentliche Anstalten zur Erfüllung einer Verwaltungsaufgabe be- 
stehen müssen, so tragen doch die Geschäfte solcher Privatunter- 
nehmungen einen eigenthümlichen von allen andern Arten der Unter- 
nehmung verschiedenen Charakter an sich, so dass auch der Ver- 
waltung besondere Aufgaben nach dieser Seite erwachsen. 

Einestheils nemlich ist es nothwendig dass ein stärkerer staat- 
licher Einfluss auf diesen Zweig wirthschaftlicher Unternehmungen 
ausgeübt werde, weil das Verhältniss, in welchem der Einzelne 
zur Unternehmung steht, in viel höherem Masse ein Vertrauens- 
verhältniss ist, als bei sonstigen Erwerbsgesellschaften ; denn nicht 
die Speculation treibt zur Theilnehmerschaft an solchen Unterneh- 
mungen, sondern eine wohlbedächtige Sorgfalt für die Zukunft, 
welche um so sicherer gehen muss, als es in der Regel die min- 
derbemittelten Klassen des Volkes sind, welche ohne specielle Ge- 
schäftskenntniss ihre kleinen Ersparnisse solchen Unternehmungen 
entgegen bringen. — Selbstverständlich darf aber diese staatliche 
Beeinflussung nicht ein Hemmschuh reichlicher Entwicklung solcher 
Anstalten sein; im Gegentheile muss die Verwaltung in dem Auf- 
treten zahlreicher und gedeihlich wirkender Sparanstalten eine hoch- 
zuschätzende Unterstützung ihrer eigenen Bestrebungen für das 
wirthschaftliche Leben erkennen. 

Anderseits ist die Verwaltung gerade an diesem Punkte häufig 
veranlasst selbstschaffend und selbstthätig aufzutreten und durch Her- 
stellung und Verwaltung von Sparanstalten einen starken äussern 
Antrieb zu Ersparungen zu gewähren, welcher mehr nützt als alle 
unhaltbaren polizeilichen Luxusverbote einer frühern Zeit. Die 
Errichtung von Sparanstalten ist nemlich durchaus nicht immer 
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von der privaten Spekulation zu erwarten, wenn auch das Be- 
dürfhiss darnach unzweifelhaft vorhanden ist; denn gerade die 
reinen Sparanstalten (Sparkassen) werfen, wenn richtig betrieben, 
nur wenig Gewinn ab, ja es ist ein solcher nicht einmal wön- 
schenswerth, weil er nicht den eigentlichen Zweck einer solchen 
Anstalt fördert; und auch von privaten Humanitätsbestrebungen 
wird die Gründung von Sparkassen nur ausnahmsweise ausgehen, 
da dieselben sich zumeist auf das für sich schon weite Gebiet der 
freiwilligen Armenpflege beschränken. Da es sich also hier nicht 
um Verkehrsbedürfnisse, sondern um Sorge für die Hebung des 
Volkes in wirthschafblicher und ethischer Beziehung handelt und 
damit zugleich der Verarmung vorgebeugt werden kann, so ist die 
positive Thätigkeit der Verwaltung neben der immerhin zu beför- 
dernden Privatthätigkeit nicht bloss zulässig, sondern liegt unmit- 
telbar in den Aufgaben des Staates für Hebung des wirthschafb- 
lichen Zustandes der Bevölkerung insbesondere der untern Klassen 
und ist zugleich in dem Erziehungsberufe der Verwaltung und in 
ihrer Aufgabe für Hebung der Cultur begründet. 

Die Anstalten zur Ansammlung und fruchtbringenden An- 
legung von Ersparnissen lassen sich in zwei Klassen scheiden : * 

1. reine Sparanstalten — Sparkassen, welche wieder allge- 
meine und besondere sein können; 

2. gemischte (theilweise) Sparanstalten, welche neben dem 
Zwecke der Ersparung auch noch die wirthschafltliche Versicherung 
gegen die Vermögensfolgen bestimmter Ereignisse als eine Haupt- 
aufgabe ansehen. Auch diese können wieder für alle Klassen der 
Bevölkerung oder nur für einzelne Kategorien eingerichtet sein und 
entweder alle Zweige dieses Spar- und Versicherungsgeschäfles oder 
nur einzelne in den Kreis ihrer Wirksamkeit hereinbeziehen. 
(Lebens-, Renten-, Kapitalversicherungen.) 

1. Am meisten Veranlassung zur eigenen Einrichtung wird 
für die Verwaltung aus den oben angeführten Gründen hinsichtlich 
allgemeiner Sparkassen bestehen. Die einzelnen gesell- 
schafllichen Kreise finden sich vermöge des Associationstriebs und 



* Hieza: Hermann, über Sparanstalten. 1835. Mangoldt, über 
die Aufgabe, Stellung und Einrichtung der Sparkassen. 1847. 



217 

in Folge des stets wachsenden Strebens nach Selbsthilfe leicht zu 
besondern Sparvereinen zusammen, um so mehr als för solche 
kleinere Kreise die Verbindung des Sparzweckes mit dem Hilfs- 
zweck nicht nur möglich, sondern sogar in der Regel geboten ist. 
(Arbeiterkassen, Fabriksparkassen, Knappschafts-, Bruderschafts- 
kassen u. dgl.) Derartige Sparkassen machen jedoch allgemein 
zugängliche und höchstens örtlich, nicht auch social begränzte Spar- 
kassen nicht bloss nicht entbehrlich, sondern diese bilden gerade 
eine wünschenswerthe Ergänzung; ohne sie könnten nur Diejenigen 
des Vortheils einer solchen Anstalt theilhaftig werden, welche sich 
in einer gegliederten Berufssphäre befinden ; auch werden besondere 
Sparkassen selten jene Ausdehnung erlangen können , welche noth- 
wendig ist, theils um die Geschäfte auf Annahme und Anlegung 
von Ersparnissen beschränken zu können, wodurch die Sicherheit 
der Einlagen erhöht wird; theils auch um die laufenden Kosten 
der Geschäftsverwaltung auf ein im Verhältnisse zu dei;i Geschäf- 
ten verschwindendes Mass zurückzuführen, wodurch ein höherer 
Ertrag von den Ersparnissen erzielt werden kann. 

Für das Bedürfniss der gesammten Bevölkerung, welche durch 
keinen engern Organismus als den der Gemeinde und des Staates 
verbunden ist, wird also auch in der Regel die Gemeindeverwal- 
tung, subsidiär die Provinzial- oder Centralverwaltung eintreten 
müssen; vorzugsweise liegt es in dem socialen Berufe der erstem 
dem wirthschaftlichen Leben seiner Angehörigen durch Gründung 
und Leitung solcher Anstalten einen Impuls zu regerem Schafifen 
und wohlständigem Verbrauche zu geben. Dabei muss nach den 
von der Erfahrung an die Hand gegebenen Regeln bei Einrichtung 
und Verwaltung der Sparkassen verfahren werden; die Maxima 
und Minima der zulässigen Einlagen sollen niedrig bestimmt sein, 
um besonders den unbemittelten Klassen die Vortheile solcher An- 
stalten gemessen zu lassen; die Benützung möglichst erleichtert 
sein, um die Gelegenheit zur Ersparung zu vermehren; die Ver- 
zinsung ist so hoch als möglich zu leisten, da auf Gewinn nicht 
gerechnet werden darf, um den Reiz zum Sparen zu erhöhen; bei 
Verwendung der Spareinlagen und Verwaltung der ganzen Anstalt 
muss absolute Sicherheit der oberste leitende Grundsatz sein; 
endlich ist auch durch vollständige Oeffentlichkeit der Verwaltung 
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das Vertrauen des Publikums za gewinnen und zu erhalten, weil 
davon erst die volle günstige Wirkung auf das wirthschaftliche 
Leben erwartet werden kann. 

2. Hinsichtlich aller Privatunternebmungen, mögen sie nun 
reine Sparanstalten oder zugleich Versicherungsanstalten sein, ist 
eine stärkere staatliche Beeinflussung geboten, als diess bei andern 
wirthschaftlichen Unternehmungen geschieht; aber nicht durch das 
unhaltbare, nach keiner Seite hin befriedigende Concessionssystem, 
sondern auf dem Wege der Normativbedingungen, ähnlich 
wie bei Erwerbsgesellschaften, muss jene Sicherheit för das Publi- 
kum geschaffen werden, welche ebenso die Grundlage für das be- 
anspruchte Vertrauen, als überhaupt die Voraussetzung für ein 
gedeihliches Wirken solcher Anstalten ist. Hiebei muss der er- 
hebliche unterschied zwischen reinen und theilweisen Sparanstalten 
deutlich zum gesetzlichen Ausdrucke gelangen; die Normen für 
erstere sind verhältnissmässig einfach und schliessen sich den 
Grundsätzen an, welche bezüglich der Gründung und Leitung 
öffentlicher Sparanstalten massgebend sind. 

Für die Versicherungsanstalten, insbesondere diejenigen für 
Lebensversicherung, ist gefordert, dass die Normativen 
den Eigenthümlichkeiten solcher Unternehmungen entsprechend 
gehalten seien. Es handelt sich hiebei vorzugsweise um Sicher- 
stellung jenes Thdies der eingezahlten Versicherungsprämien, wel- 
cher nicht als Vergütung für das Risiko betrachtet werden darf, 
welches die Anstalt übernimmt, sondern eine wahre Spareinlage 
bildet*, welche mit Zins und Zinseszins entweder bei Eintritt des 
verabredeten Ereignisses oder bei Kündigung des Versicherungs- 
vertrags zurückgezahlt werden muss. Eine solche Sicherstellung 
ist um so nothwendiger, als sich die Geschäfte der Lebensver- 
sicherung nicht wie in andern Zweigen von Jahr zu Jahr abwickeln, 
und der jeweilige wahre Werth der Police, jener Urkunde, welche 
über den Versicherungsvertrag besteht, nur unter der Voraussetzung 
richtiger Mortalitätstabellen und eines den wirthschaftlichen Ver- 

* Hiedarch schon unterscheidet sich, abgesehen von andern wirthschaft- 
lichen Momenten, die Lebensversicherang so wesentlich von allen Arten der 
Unfallsyersicherung (§ 34), dass sich eine gemeinsame Behandlang von selbst 
verbietet. 
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häjtnissen genau entsprechenden Zinsfusses mit der nothwendigen 
mathematischen Genauigkeit festgestellt werden kann. 

Zu diesem Ende erscheint es als nothwendig, dass jedes der- 
artige Unternehmen 

a) gleichzeitig mit der Anmeldung bei den Handelsregistern 
die Prinzipien angebe, nach welchen es sowohl die Prämienreserve, 
als den Zinsfuss berechne, und nach welchen Mortalitätstabellen 
es sich richten wolle; 

b) dass die vollste Oeffentlichkeit der Geschäftsgebahrung be- 
folgt werde; 

c) dass die Rechnungsergebnisse, besonders die nothwendige 
Höhe der Prämienreserve, welche sich genau berechnen lässt, in 
Uebereinstimmung sich befinden mit den aufgestellten Prinzipien; 

d) dass diese Uebereinstimmung jährlich durch eine Commis- 
sion von Sachverständigen für jede angemeldete Anstalt erfolge, 
welche aus der Mitte der Betheiligten hervorgehen und zu diesem 
Zwecke beeidigt werden soll. (Zweckmässig in Verbindung mit den 
Handels- und Gewerbekammern.) 

Sind derartige Lebens- oder Rentenversicherungen von einer 
Actiengesellschaft unternommen, so müssen selbstverständlich die 
fiir diese besondern Formen der Unternehmung bestehenden Nor- 
mativbedingungen gleichfalls zur Anwendung kommen (vgl. § 38). 

3« Einzelne theilweise Sparanstalten für besondere Kategorien 
werden gleichfalls häufig dem Staate zu errichten obliegen , oder 
wenigstens wird er ihre Errichtung zu begünstigen haben ; so z. B. 
Wittwen- und Waisenkassen, Beamtenvereine, Pensionskassen u- dgl. 
Doch ist hierüber nichts besonderes zu bemerken. 



VIEKTE ABTHEILUNG. 
Die Yerwaltnng des socialen Lebens. 



§ 51. Staat und Gesellschaft* 

Der Mensch ist mit all seinen Bedürfnissen anf die Gesell- 
schaft angewiesen ; nur in der beständigen, alle Verhältnisse durch- 
dringenden Verbindung mit anderen kann er den Anforderungen 
genügen, welche er an das Leben stellt. Das Streben nach mög- 
lichst vollständiger Aneignung der für die Lebensbedürfnisse er- 
forderlichen materiellen Güter treibt ihn zu Tausch und Verkehr, 
zu Arbeitstheilung und Arbeitsvereinigung , zu Gebrauchstheilung 
und Gebrauchsvereinigung, kurz zu allen Formen des volkswirth- 
schäft liehen Lebens, welches eben nur als gesellschaftliche 
Erscheinung denkbar ist. 

Aber auch die Summe der geistigen Güter, deren Besitz 
der Mensch hochhält und hochhalten muss, weist ihn auf die ge- 
sellschaftliche Vereinigung hin; denn er findet nie die Kraft der 
Aneignung und Erhaltung dieser Güter in sich selbst, und würde 
daher ohne die gesellschaftliche Vereinigung darauf verzichten 
müssen. 

Der Staat allein kann aber diesem Bedürfnisse nie genügen. 
Viele und grosse geistige Bedürfnisse allerdings werden nur durch 
den Staat eine volle Befriedigung erfahren können; dem National- 

* Vgl. Treitschke, Gesellschaftswissenscliaft. 1859. Stein L., Sy- 
stem der Staatswissenschaft. II. Bd.: Die Gesellschaftslehre. 1856. Held J., 
Staat und Gesellschaft. 3 Thie. 1863-65. 
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gefiihl und Nationalbewtisstsein zunächst, dem Rechtsbedürfniss und 
dem Bedörfniss nach Sicherheit kann vollkommen nur der Staat 
genügen. Das Streben nach Selbstvervollkommnung und Verbreitung 
der Civilisation ist wenigstens zum grossen Theile auf den Staat 
unmittelbar hingewiesen. Aber der moderne Staat beruht auf dem 
Prinzipe der staatsbürgerlichen Gleichheit seiner Angehörigen und 
kann daher doch nur für die Befriedigung derjenigen Bedürfnisse 
des Volkes wirksam eintreten, welche entweder als allgemeine, allen 
gemeinsame aufgefasst werden müssen oder von deren Befriedigung 
doch eine die Interessen der Gesammtheit direct berührende Wir- 
kung voraussichtlich erwartet werden muss. 

Für die besonderen gesellschaftlichen Bedürfnisse einzelner 
Gruppen im Volke wird dagegen der Staat nicht seine Kraft ein- 
setzen können; im Gegentheile, er setzt die sociale Gruppirung 
zur Erreichung gesellschaftlicher Sonderzwecke voraus, und tritt in 
der Regel mit directer Verwaltungsthätigkeit nur auf, so weit die 
gesellschaftliche Kraft des Volkes dessen eigene Bedürfnisse nicht 
zu befriedigen vermag. Der Staat ist eben nicht aus einer Summe 
einzelner Menschen gebildet (atomistische Auffassung), sondern er 
beruht auf der Voraussetzung eines Volkes, also einer für alle 
Lebenszwecke in mannigfachster Weise auch ausserstaatlich unter 
einander verbundenen Summe von Menschen (organische oder ge- 
sellschaftliche Auffassung). In einer allen Bedürfnissen des Volkes 
sich anschliessenden socialen Gliederung sieht der Staat die Stei- 
gerung seiner eigenen Leistungsfähigkeit. 

Die gesellschaftlichen Formen nun, welche ausser der Volks- 
wirthschaft die Einzelkraft und damit auch die Staatskraft steigern, 
sind Familie, Stände, Kirche, Vereine, Gemeinden. 

In der Familie wird zunächst das höchste ethische Bedürf- 
niss des Menschen befriedigt, welches durch die natürlichen Ver- 
hältnisse der Blutsgemeinschaft den Aeltern und Kindern gemein- 
sam eingepflanzt ist; ihre Grundlage ist die Ehe, die höchste 
Form der wechselseitigen Ergänzung des individuellen Lebens. Für 
den Staat ist die Familie die einzig denkbare Form geordneter 
Fortpflanzung des Volkes und die bei weitem vorzüglichste Form 
der Entwicklung des persönlichen Lebens zur Selbständigkeit. 

In den Ständen wird das Bedürftiiss nach gesellschaftlicher 
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Geltung uod wechselseitiger Unterstützung gleicher socialer Ziel- 
punkte auf Grund gleicher materieller oder geistiger Kräfte ange- 
strebt (Geburts-, Besitz-, Berufsstände). Vom staatlichen Gesichts- 
punkte aus ist die in den ständischen Gesellschaftsformen liegende 
conservative Tendenz und die dadurch erreichbare Befriedigung 
jener besondern Bedürfnisse von Bedeutung, welche aus einer ge- 
wissen gesellschaftlichen Stellung hervorgehen. ' 

Die kirchliche Ordnung beruht auf der Gleichheit des 
religiösen Bekenntnisses und auf der historischen Gestaltung der 
kirchlichen Organisation. Die sociale Bedeutung der Kirche für den 
Einzelnen wie für den Staat ist sehr gross, theils wegen der innern 
üebereinstimmung in den höchsten Angelegenheiten des Menschen, 
theils wegen der der kirchlichen Organisation vindicirten und ein- 
geräumten Macht über die Gewissen der einzelnen Bekenner. 

Diesen unfreien Gesellschaftsformen, bei welchen die Zugehörig- 
keit des Einzelnen durch eine natürliche oder gesellschaftliche 
Thatsache (Geburt, Besitz, Berufswahl) ohne sein Zuthun bestimmt 
wird, stehen zunächst die V e r e i n e als die freie Gesellschaftsform 
für alle Lebenszwecke geeignet gegenüber. Das charakteristische 
Merkmal dieser Gesellschaftsform ist die Bestimmtheit des Zweckes, 
zu dessen Erreichung sich alle diejenigen verbinden, welche ein 
Interesse an demselben haben. Die Vereine wirken mit und für 
den Staat; die Verwaltungsaufgaben werden vielfach von den Ver- 
einen übernommen, und von diesen um so sicherer und vollkom- 
mener erfüllt, als sie den dabei betheiligten Subjekten und Ob- 
jekten näher stehen, und die Arbeitstheilung und Vereinigung auf 
dem socialen Gebiete durchzuführen vermögen. 

Die Gemeinden endlich sind nicht blos Organe der Staats- 
verwaltung, berufen, die Verwaltungsaufgaben in örtlicher Begren- 
zung nach dem Prinzipe der Selbstverwaltung durchzufuhren, son- 
dern zugleich selbständige sociale Körper, deren Glieder in dieser 
Vereinigung eine Reihe gesellschaftlicher Bedürfnisse befriedigen 
wollen, welche eben in Folge ihres örtlichen Zusammenseins, der 
dauernden Nachbarschaft, sowohl in Bezug auf das persönliche wie 
gesellige Leben entstehen. 

Die Entwicklung und Steigerung des socialen Lebens, wodurch 
die Kraft und Leistungsfähigkeit des Volkes erhöht wird, liegt 
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daher im eigensten Interesse des Staates; er wird die Gesellschafts- 
bildungen nicht bloss befördern, weil ihm dadurch die Erfüllung 
seiner Verwaltungsaufgaben erleichtert wird, sondern es ist die 
Fördei-ung des socialen Lebens eine prinzipielle Verwaltungsaufgabe 
schon für sich, weil damit die Vervollkommnung des Individuums 
in der Gesellschaft und die Givilisation des Volkes im Ganzen 
gesteigert wird. 

Freilich muss der Staat sein Augenmerk auch beständig darauf 
gerichtet haben, dass die Entwicklung gesellschaftlicher Formen 
nicht die persönliche Freiheit des Individuums beeinträchtige, oder 
die Vielgestaltigkeit des gesellschaftlichen Lebens unmöglich mache, 
oder gar den Staat selbst in seinen Lebenselementen und seiner 
endlichen Bestimmung für die Gesammtheit des Volkes bedrohe. 
Auch die Freiheit der Gesellschaftsformen kann keine ungezügelte, 
keine schrankenlose im Staate sein; dieser hat vielmehr die Auf- 
gabe und den Beruf, auch für das sociale Leben einen Rechts- 
boden zu schaffen, auf welchem die persönliche Freiheit Schutz 
findet gegen die strammen Organisätionsbestrebungen jeder Gesell- 
schaftsform; auf welchem die Möglichkeit jeder gesellschaftlichen 
Neubildung und jeder erlaubten Wirksamkeit einer Gesellschafts- 
form gewahrt wird gegen das exclusive Streben einer andern; einen 
Rechtsboden endlich, welchen die Gesellschaftsformen nicht über- 
schreiten können, ohne in die ausschliessliche Rechtssphäre des 
Staates einzutreten und damit seiner unbedingten Herrschaft unter- 
worfen zu werden. Nur dadurch können die vielen verschiedenen 
Kräfte des Volkslebens in harmonischer Wechselwirkung neben 
einander bestehen und sämmtlich für das grosse Ziel des Staats- 
lebens, für den idealen Staatszweck der Culturentwicklung dauernd 
verwerthet werden. 

I. Capitel. Die Famüie.* 

§ 52. Die Ehe. 

Die Ehe ist die Grundlage der Familie und damit des Volkes, 



* Geistreich und tief empfanden: W. H. Riehl, Die Familie. 3. Band 
seiner Naturgeschichte des Volkes. 6. Aufl. 1862. Vgl. auch W. Röscher, 
System der Volkswirthschaft. Bd. II. S 88 ff. 
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nicht blos in Beziehung auf die Fortpflanzung, sondern auch hin- 
sichtlich seiner körperlichen und geistigen Entwicklung. Sie ist 
aber nicht eine staatliche Einrichtung, sondern eine aus der Ge- 
sittung entspringende gesellschaftliche Erscheinung. Darum kann 
sie nur als freiwillige Einigung auftreten, wie ja auch die Gesit- 
tung selbst nicht staatlich erzwungen werden kann. 

Dagegen schliesst die Ehe begriffsmässig die Freiheit der 
Auflösung aus, weil damit der Familie, dem Resultate und Ziele 
der Ehe, ihr Fundament beliebig entzogen werden könnte. Der 
Staat muss daher die Ehe als gesellschaftliche Thatsache anneh- 
men; aber er muss sie auch rechtlich formuliren, weil jede Gesell- 
schaftsform der rechtlichen Ordnung bedarf, diese aber nur vom 
Staate ausgehen kann, und weil die Interessen des Staates, welche 
in Bezug auf die Ehe mit den Gesellschaftsinteressen zusammen- 
fallen, nur durch gesetzliche Feststellung des Eherechts gewahrt 
werden können. 

Daraus ergeben sich die Aufgaben der Staatsverwaltung in 
Bezug auf die Ehe. 

I. Der Staat muss die Ehe als freien Vertrag er- 
klären; er muss daher sich selbst jedes directen oder indirecten 
Zwanges in Bezug auf die Eheschliessung enthalten, und darf auch 
keinerlei privaten oder gesellschaftlichen Zwang dulden. 

1, Verwerflich ist daher nicht nur jedes directe Gebot der 
Eheschliessung, sondern auch die Festsetzung von Ehehindernissen, 
welche nicht schon aus dem Wesen der Ehe und ihrer socialen 
und politischen Bedeutung hervorgehen. Daher ist es zwar gerecht- 
fertigt, zu jungen Personen, zu nahe mit einander verwandten oder 
schon in einer giltigen Ehe gebundenen, ebenso solchen Personen 
das Recht auf die Ehe zu verweigern, welche von der öffentlichen 
Armenpflege unterstützt werden müssen; dagegen erscheint es als 
unzulässig, die Berechtigung zur Eheschliessung abhängig zu ma- 
chen von dem Nachweis eines gewissen Vermögens oder Einkom- 
mens, von gleichem Religionsbekenntnisse, oder gar die Erlaubniss 
zur Eheschliessung in das Belieben der Verwaltungsbehörden oder 
Gemeinden zu legen. 

2. Auch alle Formen des indirecten Zwangs müssen beseitigt 
werden; bieher gehören die besondern Begünstigungen und politi- 
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sehen Vortheile (Wahlrechte, Steuerzahlung, gewisse Aemter etc.), 
welche den Verheiratheten eingeräumt werden, Kinderprämien etc. 
einerseits; anderseits die Abhängigmachung des Rechts der Ehe- 
schliessung vom Gemeindebürgerrecht, selbständigem Gewerbsbe- 
triebe; der amtliche Eheconsens för Beamte etc. etc. 

3. Der private Zwang zur Eheschliessung, soferne er ein un- 
mittelbarer ist, fällt zunächst unter strafrechtliche Gesichtspunkte; 
aber auch der mittelbare Zwang wird, soferne es in der Macht der 
Verwaltung hegt, fern zu halten sein ; in der Regel lässt sich diess 
jedoch nur bei einem Excess der väterlichen Gewalt denken; diesef* 
ist aber auch im umgekehrten Falle (ungerechtfertigte Weigerung 
des väterlichen Consenses) zu verhindern, während ein beschränkter 
Consens hinsichtlich Minderjähriger, sowie die den Aeltern einge- 
räumte Möglichkeit, durch vermögensrechtliche Bestimmungen einen 
Einfluss auf den Entschluss der Kinder auszuüben, keinem Beden- 
ken unterliegen kann. 

Auch aus gesellschaftlichen Verhältnissen kann der Staat einen 
Zwang zur Ehe oder wider dieselbe nicht zulassen; daher darf er keine 
Schranken der Ebenbürtigkeit (ausser bei den regierenden Fürsten- 
Familien) rechtlich anerkennen; ebensowenig wird der Cölibat vom 
politischen Gesichtspunkte aus haltbar sein und auch die vom Staate 
nicht anerkannten kirchlichen Ehehindernisse oder sonstigen Zwangs- 
vorschriften können auf das staatliche Eherecht keinen Einfluss 
ausüben. 

n. Der Staat muss der Ehe die rechtliche An- 
erkennung in bestimmter Form öffentlich gewähren. 
(Civilehe). Die Nothwendigkeit der Ehe für Familie und Ge- 
sellschaft und ihr Bedürfniss nach einer Rechtsgrundlage macht die 
directe Thätigkeit des Staates durch seine Verwaltungsorgane noth- 
wendig, welche die Ehe als Bevölkerungs- und sociale Thatsache 
zu constatiren und die Einhaltung ihrer rechtlichen Ordnung zu 
überwachen haben. Die kirchlichen Functionen, welche zur Schlies- 
sung einer Ehe als religiöse Angelegenheit nothwendig sind, wer- 
den dadurch selbstverständlich in keiner Weise alterirt. 

Den Bedürfnissen der Rechtssicherheit der Ehe und der Fa- 
milie entspricht diese Form nur dann, wenn sie eine persönliche 
Erklärung der beiden eheschliessenden Theile enthält (keine Pro' 

Iiuuii*«8tonMgg» Verwaltungslehr«. 15 
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kuratie), iu öffentlicher Verhandlung nach vorausgegangener In- 
struction und öffentlicher Bekanntmachung gewährt und in allen 
Theilen urkundlich festgestellt wird. 

III. Der Staat hat sich die Scheidung und Auf- 
lösung der Ehe vorzubehalten. Die Ehe ist zwar ihrer 
Idee nach unauflöslich; in ihrer realen Erscheinung dagegen durch- 
aus eine lösbare Verbindung. Vom staatlichen Standpunkte aus 
wird daher zwar eine Scheidung (von Tisch und Bett) oder eine 
Auflösung der Ehe durch freiwilliges üebereinkommen der Eheleute 
nicht als rechtliche Thatsache anerkannt, ja sogar eine factische 
Trennung des ehelichen Leben«, wenn damit eine Benachtheiligung 
der Familieninteressen verbunden ist, zwangsweise aufgehoben wer- 
den können. Wohl aber entspricht es der ganzen Stellung des 
Staates zum socialen Leben, wenn er den Wegfall der thatsäch- 
lichen Voraussetzungen der Ehe berücksichtigend Ehen, die inner- 
lich doch gebrochen und zerstört sind, auch von Rechtswegen 
äusserlich löst (Bluntschli). Nur muss in solchem Falle diese Vor- 
aussetzung der Auflösung unzweifelhaft durch genaue ehegericht- 
liche Untersuchung unter Einhaltung strenger Formen festgestellt 
uni durch die Staatsverwaltung ausreichend Sorge getragen sein, 
dass durch eine solche Auflösung die Kinder in ihrem Recht und 
in ihren Interessen nicht geschädigt werden. (Bluntschli's Vorschlag 
auf Einrichtung einer Jury von Ehemännern, um die Scheidungs- 
ursachen zu untersuchen und zu würdigen). 

Uebrigens wird gerade in möglichster Beschränkung dieser 
Ausnahmen vom Principe der Unauflösbarkeit die beste Beför- 
derung consequenter Entwicklung für das Prinzip der bürgerlichen 
Eheschliessung gesehen werden müssen. 

§ 53. Die Ordnung der Familie. 

Die Familie bedarf wie jede Gesellschaftsform einer Organi- 
sation — einer Ueber- und Unterordnung der einzelnen Glieder 
zur Erreichung ihrer grossen sittlichen und gesellschaftlichen Ziele. 
Der eheherrlichen, väterlichen und hausherrlichen Gewalt des Mannes, 
als Haupt der Familie steht die Pflicht desselben zu standesge- 
mässer Erhaltung, Erziehung und Ausstattung der Familienangehö- 
rigen gegenüber; dem schuldigen Gehorsam, der Ehrfurcht und 
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Ergebenheit der Ehefrau, der Kinder und Hausgenossen steht das 
Recht derselben auf Wahrung ihrer individuellen Freiheit soweit 
sich dieselbe mit dem Wesen und den Aufgaben der Familie ver- 
tragt, schützend zur Seite. 

Diese Consequenzen des sittlich-gesellschaftlichen Begriffs der 
Familie muss der Staat ebenso wie die Ehe hinnehmen und durch 
rechtliche Formulirung zu einer allgemeinen Anerkennung im staat- 
lichen und Bechtsleben bringen. 

Die* Rechte des Oberhauptes und der Untergebenen, ebenso 
die Pflichten derselben sind gesetzlich festzustellen (Familienreoht), 
und die Achtung und Erfüllung derselben kann Gegenstand staat- 
licher Oberaufsicht und administrativen Einschreitens werden, wenn 
das Familienoberhaupt seine Aufgabe nicht ohne Mitwirkung der 
Behörden erfüllen kann, oder in der Ausübung seiner Familienge- 
walt die Grenzen des Erlaubten überschreitet. 

1 . Die directe administrative Mitwirkung bei Handhabung der 
Familiengewalt wird sich immer auf einzelne Ausnahmsfalle be- 
schränken' müssen, in welchen dem Familienhaupte die materielle 
oder moralische Kraft fehlt, um seine Aufgaben selbständig zu er- 
füllen; dahin zählt u. a. die polizeiliche Zurückfuhrung entlaufener 
Kinder, Dienstboten in die Familie, die Hafluahme und Verwah- 
rung sittlichverdorbener Kinder in Polizeianstalten oder sonstige 
Mitwirkung der öffentlichen Gewalt bei Ausübung der berechtigten 
Strafgewalt des Hausvaters. Natürlich wird ein solches Vorgehen 
der Verwaltungsorgane nur auf Ansuchen des Familienoberhauptes 
und unter genauer Würdigung der dazu dringenden Umstände gerecht- 
fertigt sein können ; unter dieser Voraussetzung ist ein solches Ein- 
schreiten nicht nur ganz dem Wesen der administrativen Aufgaben 
entsprechend, sondern auch ein sehr geeignetes Mittel, um die ge- 
störte Ordnung des Familienlebens wieder herzustellen und grössere 
physische und moralische Nachtheile von den Kindern und den 
andern Familienangehörigen abzuwenden* Von der administrativen 
Thätigkeit in Bezug auf arme Kinder vide oben § 23. 

2. Da die Familie in erster Linie eine sittlich-gesellschaftliche 

Einrichtung ist, kann auch die aus dem Wesen und den Aufgaben 

derselben hervorgehende Familiengewalt nur eine diskretionäre, nicht 

bis ins Detail rechtlich bestimmte sein; ein administratives Ein- 

15» 
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schreiten wegen Excess oder Vernachlässigung der Rechte 
und Pflichten des Hausvaters wird daher auch nur dann gerecht- 
fertigt sein können, a) wenn die Vernachlässigung Folgen über 
die Familie hinaus haben kann (z. B. Durchführung des Impf- 
zwangs), oder b) die körperliche und geistige Ausbildung der 
Kinder ganz unmöglich gemacht (wie diess etwa bei dauernder Ge- 
fangenhaltung oder Unterlassung jedes Unterrichtes der Fall wäre), 
oder c) öffentliches Aergerniss durch den Excess der Strafgewalt 
oder das Versäumniss der Pflichten des Familienhauptes erregt 
würde; endlich d) wenn die Angehörigen durch das Familienober- 
haupt nicht wirksam von Gesetzwidrigkeiten, z. B. Bettel, abge- 
halten werden. 

Die Einschreitung in diesen Fallen, besonders im Falle c) 
wird in der Regel nur auf Antrag der nächststehenden Verwandten 
oder eines eigends bestellten Familienrathes und am wirksamsten 
durch die Organe der gemeindlichen Selbstverwaltung erfolgen können. 

Schwerere Pflichtverletzungen, welche als Missbrauch der 
Familiengewalt zu rechtswidrigen und unsittlichen Zwecken bezeich- 
net werden müssen, bilden den Gegenstand strafrechtlicher Ver- 
folgung und können einen richterlichen Ausspruch auf Entziehung 
oder Beschränkung der Aelternrechte zur Folge haben.* 



^ Die Stellung der Frau in und ausserhalb der Familie ist unter dem 
Schlagworte der Emancipation der Frauen ein vielbehandelter Gegen- 
stand auf der Tagesordnung der öffentlichen Diskussion. Wenn damit nichts 
anderes verstanden werden soll, als die rechtliche Gleichstellung der Frauen in 
Bezug auf ihre Erwerbs- und Handlungsfähigkeit, so sind wir damit schon so 
ziemlich am Ziele; die priyatrechtliche Sonderstellung (weibliche BechtswohL 
thaten) ist ebenso wie die rechtliche Beschränkung im Erwerbsleben bis 
auf ein Minimum beseitigt. Es handelt sich hier nur mehr um eine Emanci- 
pation von der Unwissenheit und Yerbildung. Die politische Emancipation 
(Wahlrechte etc.) ist aber wohl indiskutabel, da die nothwendige Correspondenz 
der politischen Rechte und Pflichten (Militärpflicht, Uebemahme öfftntlicher 
Aemter etc.) bei den Frauen nicht vorhanden sein könnte. Die eheherrlicfaen 
Yertretungsbefugnisse sind aber in dem Wesen der Familie enthalten nnd nur 
mit (lieser selbst aufzuheben. Vgl. meinen Vortrag über die Emancipation der 
-Frauen. Innsbruck. 1869. 
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§ 64. Die Gesindeordnung. 

So lange das Gesiode seine dauernde Stellung im Hause 
nicht vertauscht hat mit einer bloss vorübergehenden Dienstver- 
miethung, so dass an die Stelle der „gebrödeten^ Diener blosse 
Arbeiter mit Tag- oder Stücklohnzahlung treten würden, so lange 
hat das Gesinde auch eine bestimmte sociale Bedeutung in der 
Familie und nach dem Prinzipe der Familienordnung müssen auch 
die Verhältnisse der Herrschaft zur Dienerschaft geordnet werden. 

Die Familiengewalt des Oberhauptes erstreckt sich daher auch 
auf diese Familienangehörigen und es ist Sache des Staates den 
Anfangs- und Endpunkt, sowie das Mass derselben während der 
Dauer des Dienstverhältnisses durch die Rechtsordnung zu bestim- 
men, und soweit die Familiengewalt überhaupt überwacht wird, 
auch von seinem allgemeinen Oberaufsichtsrechte Gebrauch zu machen. 

Dagegen kann eine Aufgabe der Verwaltung nicht darin ge- 
sehen werden, dass sie die (vorzugsweise) wirthschaftlichen Dienstr- 
leistungen des Gesindes überwache und für die Befähigung des- 
selben durch Ausstellung von Qualificationszeugnissen einstehe. 

Es muss der Sorgfalt des Einzelnen überlassen bleiben, sich 
Gewissheit über die Güte und Brauchbarkeit der Dienstboten zu 
verschaffen, welche er aufnehmen will; die gewohnheitsmässige 
Einführung von Privatzeugnissen, wobei, wenn sie Werth haben 
sollen, aber mit der grössten Strenge und Gewissenhaftigkeit zu 
Werke gegangen werden muss, kann hier viel mehr leisten, als 
eine jede administrative Einmischung. Nur die Thatsache einer 
straf- oder polizeistrafrechtlichen Verurtheilung eines Dienstboten 
muss durch die Behörden zur Kenntniss derjenigen Herrschaften 
gebracht werden, welche dieselben in ihre Dienste nehmen wollen. 
Die sociale Bedeutung des Dienstverhältnisses macht es nothwendig, 
auch wenn die politischen Folgen des Unrechts beseitigt sind, doch 
die socialen eine Zeit lang nachwirken zu lassen. 

Der administrative Inhalt einer Gesindeordnung wird sich 
daher beschränken: 

1. auf Festsetzung einer bestimmten Form, in welcher Anfang 
und Ende des Dienstverhältnisses constatirt werden muss. Die 
Pflicht des Familienoberhauptes zur Anzeige bei der (Gemeinde-) 
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Verwaltungsbehörde hat den Zwedk dieser die Cognition über das 
ganze Verhältniss zu ermöglichen und zugleich dem Dienstherm 
die eventuelle Unterstützung der Verwaltung in Handhabung seiner 
hausherrlichen Rechte, den Dienstboten in Wahrung ihrer indivi- 
duellen Freiheitsrechte zu. sichern. 

In beiderseitigem Interesse liegt die Einführung von laufenden 
Dienstbüchern, welche die Verwaltungsbehörde ausfertigen und auch 
zum Eintrag der gegen die Dienstboten ergangenen Strafurtheile 
benützen soll. (Periodische Neuausfertigung.) 

2. auf Bestimmung der Voraussetzungen, unter welchen ein 
Excess oder eine Vernachlässfgang der hausherrlichen Gewalt oder 
der dienstbotlichen Rechte und PiSichten angenommen und der 
öffentliche Schutz der individuellen Freiheitsrechte oder der haus- 
herrlichen Gewalt begehrt werden kann. Damit wird ein gewisses 
nothwendiges Mass von diskretionärer Gewalt des Dienstherm über 
die Dienstboten anerkannt, unbillige Forderungen und Handlungen 
jenes verhindert und die sociale Bedeutung des ganzen Verhält- 
nisses durch Anerkennung wechselseitiger sittlicher Obliegenheiten 
gewahrt. 

3. Sehr zweckmässig ist die Einsetzung eines eignen Bureaus 
(Abtheilung der Gemeindeverwaltung), welches nicht bloss als Schieds- 
gericht zur Entscheidung streitiger Fragen über Rechte und Pflich- 
ten der Herrschaft und Dienerschaft, sondern auch auf Dienst- 
vermittlung und Pflege des humanen Zusammenlebens und die 
sociale Stellung der Dienstboten die günstigsten Wirkungen zu äussern 
vermöchte. Es kann diess aber selbstverständlich keine Funktion 
der Staatsverwaltung, sondern nur der autonomen Gemeindeverwal- 
tung sein, in deren socialem Berufe zunächst auch die Sorge for 
diese Erscheinung des örtlichen Gesellschaftslebens gelegen ist.* 

§ 55. Der Besitz der Familie.** 

Die wirthschaftliche Bedeutung der Familie tritt gegenüber 
ihrem sittlich-socialen Inhalte entschieden in den Hintergrund. Die 



^ Ausführlicher Yorschlag vonBodz, Staatswesen und Menschenbildong. 
n. S. 68 ff. 

♦♦ Vorzüglich Koscher a. a. 0. 



!■• 



231 

besondern Vermögensrechte und Verpflichtungen des Familienober- 
hanptes sind nnr Gonseqiienzen seiner Stellung in der Familie und 
fiir die Verwaltung auch nur in so weit Gegenstand der Thätig- 
keit, als sie in Bezug auf diese einzutreten veranlasst ist. 

Eine selbständige Bedeutung für die Verwaltung hat der 
Familienbesitz nur dann, wenn das Vermögen sich an die Familie 
als gesellschaftliche Einheit schliesst und damit ein weit über die 
Dauer des individuellen menschlichen Lebens hinausreichendes Ver- 
mögenssubjekt geschaffen wird. Die Form eines solchen Vermögens- 
besitzes ist das Fideicommiss und alle ihm verwandten Arten 
des vorzugsweise unbeweglichen Familienbesitzes, welche auf dem 
Prinzipe der fortwährenden üntheilbarkeit und Unveräusserlichkeit 
und auf einer besondem, nicht gemeinrechtlichen, Erbfolgeordnung 
beruhen. (Bäuerliche Erbgüter, Stammgüter u. dgl.) 

Es liegt der Errichtung solcher geschlossenen Vermögen das 
an sich ganz berechtigte, ja selbst wünschenswerthe Streben zu 
Grunde, dem Bestände und Gedeihen des Familienlebens durch 
Sicherung eines bestimmten unentziehbaren Vermögens eine dauernde 
und genügende Grundlage zu geben. Nur muss in dem Institute 
der Fideicomisse und ähnlicher Formen des fiir unbegrenzte Dauer 
geschlossenen Familienbesitzes vom social-politischen Standpunkte 
aus ein unberechtigtes und zweckwidriges Mittel zur Erreichung 
jenes Zieles gesehen werden; zweckwidrig ist dasselbe nicht bloss 
aus volkswirthschaftlichen Rücksichten (S 32), sondern auch vom 
socialen Gesichtspunkte aus, weil die Leistungsfähigkeit des Ver- 
mögens fiir die Familienzwecke in umgekehrtem Verhältnisse zur 
Verfiigungsbeschränkung steht ; unberechtigt ist es, weil damit von 
dem Familienverbande ein Zwang auf die Familienglieder ausgeübt 
wird, welcher weder im Wesen noch in den Aufgaben der Familie 
gelegen ist. 

So wünschenswerth daher auch fiir den Staat der gesicherte 
Familienbestand und der mit solchen Institutionen ofli verbundene 
acht aristokratische Familiensinn ist, und so vortheilhaft auch für 
das volkswirthschaftliche Leben das dadurch beförderte Gleichge- 
wicht von grossen und kleinen Landgütern erscheint, so kann der 
Staat derartigen Familienbesitz doch nur unter der Bedingung un- 
bedenklich zulassen, dass die fideicommissarische Beliebung nur fiir 
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den Erben des Gründers (der die Erbschaft mit Ausnahme des 
Pflichttheils unter dieser Bedingung übernimmt) rechtliche Wirk- 
samkeit hat; im Falle aber das Fideicoxnmiss auch für dessen 
Erben fortbestehen soll, muss auch ein neues Privatstatut hiezu 
gefordert erscheinen; denn die mit der Erbschaftsantretung über- 
nommene Auflage kann doch nur für den Erben selbst, nicht auch 
für dessen Rechtsnachfolger an sich schon bindend sein. 

Ferner wird zu Gunsten der vom Fideicommiss Ausgeschlos- 
senen zugleich mit der fideicommissarischen Beliebung die Aus- 
setzung einer Apanage oder die Errichtung eines Kapitalfideicom- 
misses auf dem Grundfideicommiss gefordert werden müssen, und 
im Interesse der Familie sowohl, als zur Wahrung der Rechte 
Dritter notarielle Verlautbarung, Eintragung in die öffentlichen 
Bücher, und bei grossen Fideicommissefi wegen der politischen Be- 
deutung des grossen geschlossenen Grundbesitzes sogar Staatsge- 
nehmigung geboten erscheinen. 

n. Capitel. Die Stände * 

§ 56. Die ständische Ordnung. 

Die alte (historische) ständische Ordnung ist nur mehr in sehr 
geringem Masse Gegenstand der Staatsverwaltung, seit das Prinzip 
des freien Staatsbürgerthums zu einer politischen Gleichberechtigung 
aller Unterthanen geführt hat. Es widerstrebt auch eine ständische 
Organisation dem ganzen Wesen des gesellschaftlichen Rechtsstaats, 
weil sie die unfreie Mitgliedschaft zur Voraussetzung hat und diese 
nicht wie bei Familie und Kirche durch höhere ethische Motive 
gerechtfertigt, also nicht als im Wesen der Gesellschaft gelegen 
betrachtet werden kann. Zwar werden im socialen Leben soge- 
nannte Standesunterschiede aus der Familienangehörigkeit, dem Be^ 
sitze, Berufe und insbesondere aus der Verschiedenheit der Bil- 
dungsgrade sich immer ergeben und fortbestehen; dafür bürgt schon 
das exclusive Streben einer jeden standesähnlichen Gemeinschaft 
(besondere Standesehre, Ebenbürtigkeit!); aber der Staat kann 



* Hiezu Biehl, Die bürgerliche Gesellschaft. 5. Aufl. 1858. Zweiter 
Band seiner Naturgeschichte des Yolkes. Boscher II. § 102 ff. 
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solche gesellschaftliche Erscheinungsformen nicht politisch aner- 
kennen durch Einräumung von Standesvorrechten und Gewährung 
einer politischen Organisation; er würde damit nicht bloss seine 
eigene Verfassung in Frage stellen, sondern auch einen socialpoli- 
tischen Fehler begehen, indem er zu Gunsten der Privilegirten 
Partei ergriffe, also seine Neutralität gegenüber den Gesellschafbs- 
gruppen verletzen würde. „Jede Ertheilung von Privilegien erzieht 
in den Privilegirten selbst einen Feind der politischen Zukunft.^ 
(Holtzendorff.) Dagegen unterliegt es selbstverständlich keinerlei 
Bedenken, ist im Gegentheile eine erfreuliche Erscheinung, wenn 
der freie Associationstrieb die von gleichen Standesinteressen Be- 
einflussten zu Vereinigungen fuhrt, in welchen sie durch gemein- 
same Kraft und Arbeit die vollkonunenere Erreichung ihrer Ziele 
erstreben. Nur muss prinzipiell jeder Zwang auf die einzelnen Mit- 
glieder, sowie jeder widerrechtliche Angriff einer ständischen Ver- 
einigung auf die andere ferngehalten, und jeder Versuch einer 
Beeinflussung der Gesetzgebung und Verwaltung auf nicht verfas- 
sungsmässigem Wege zurückgewiesen werden. 

Die historischen Stände, der Glerus und der Adel, haben» 
abgesehen von einzelnen singulären VertretungsbeAignissen, in den 
gesetzgebenden Körpern eine besondere politische Bedeutung wohl 
nicht mehr anzusprechen. Der geistliche Stand ist im mo- 
dernen Staatsleben zu einem Berufe umgewandelt, dessen beson- 
deres Berufsrecht keine sociale Bedeutung nach sich zieht. Würde 
freilich die geistliche Organisation irgend einer Kirche eine absolut 
bindende, die individuelle Freiheit gänzlich aufhebende, würde also 
ein unbedingter allseitiger Gehorsam gegen das Oberhaupt einer 
Kirche zur Grundlage der hierarchischen Ordnung gemacht, dann 
müsste ein Staat einer derartigen berufsständischen Entwicklung 
mit aller Energie entgegentreten im Interesse der staatsbürgerlichen 
Freiheit und seiner eigenen Hoheit.* 

Der Adel ist als Stand auch in seiner socialen Bedeutung 
(wie in der politischen) nur mehr in Bruchstücken vorhanden, und 
beruht dieselbe nur auf seinem Besitz; darum differiren auch die 



* Schönes Wort eines österreichischen Bischofs auf dem Goncil von 1870: 
BeTor ich Priester wurde, war ich Oesterreicher. 
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gesellschaftlichen Interessen des hohen (grossen) tind niederen 
(kleinen) Adels viel mehr als die Interessen des grossen Adels 
von denen nicht adeliger Grossgrundbesitzer. Die oft wohlgemeinten 
und freisinnigen Vorschläge zur Reform des Adels* bedeuten daher 
im Grunde doch nichts anderes, als eine Reform der Grundbesitz- 
verhältnisse, wobei in der Regel das Streben auftritt, dem grossen 
Grundbesitz besondere politische Vergünstigungen zu erhalten oder 
zu gewinnen. Die Adelsqualität des Besitzers solcher Güter ist 
dabei von keinerlei belangreicher Bedeutung. 

Der Bürgerstand (Mittelstand, tiers-^tat, Bourgeoisie) der 
Gegenwart besteht aus all den Kreisen der Bevölkerung, in wel- 
chen liberale Berufsarten die Regel bilden, welche also nicht von 
ihrer Hände Arbeit leben und vorzugsweise auf gleicher Stufe der 
Bildung stehen. So wenig auch hier von einer ständischen Orga- 
nisation geredet werden kann, so ist doch der oft vernehmliche 
Vorwurf nicht ganz ungerechtfertigt, dass die Bourgeoisie durch 
verdeckte Beeinflussung der Gesetzgebung und Verwaltung sich der 
Staatsgewalt bemächtigt habe, und dieselbe nun auf Kosten der 
übrigen Bevölkerung (zumeist des vierten Standes) ausbeute. Der 
Fehler liegt hier hauptsächlich in der Staatsverfassung, welche die 
"Wahlrechte vom Census oder sonstigen ftlr den vierten Stand un- 
erfüllbaren Bedingungen abhängig macht. Gründlich wird aber aller- 
dings einer solchen Gefahr nur begegnet werden können durdi 
Steigerung der Bildung in den untersten Volksschichten und ihre 
wirthschaftliche Hebung; hiefiir aber müssen sie in erster Linie 
selbst ihre ganze Ej*aft einsetzen. 

Der Bauernstand ist zwar, was den Besitz und den po- 
litischen Charakter anbelangt, von dem i. e. S. sog. vierten 
Stande (Arbeiterstand) sehr verschieden, steht dagegen mit die- 
sem auf gleicher Stufe in Hinsicht auf Bildung und politische 
Einsicht. Von einer Gesammtorganisation dieses weiteren vierten 
Standes kann daher nicht die Rede sein, wohl aber sehen wir die 
Versuche einer Organisation des Arbeiterstand es vor unsern Au- 
gen sich beständig mehren. (Internationale Arbeiterassociation.) Die 



* Z. B. Eisenlohr, üeber den Berof des Adels. 1852. Fürgt Hohen 
lohe Chlodw., üeber Beconstitairong des Adels in Baiem. 1858. 
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Gefahr dieser Organisation fiir den Staat ist klar und unzweifel- 
haft, zumal das bewusste Streben nach politischer Organisation 
dieses Standes auch offen bekannt und zum Ausgangspunkte für 
die ganze socialistische Lösang der Arbeiterfrage genommen wird. 
Die sociale Organisation der Arbeit, mit genossenschaftlichem Zwang 
gegen die Mitglieder wäre in der That angethan, auch die poli- 
tische zu werden, das heisst, die Herrschaft des Proletariats im 
Staate zu errichten. Ueber die gegen solche Organisationsbestre- 
bungen anwendbaren Mittel vide S 36. 

§ 57. Der ständische Besitz.* 

Mit dem Aufhören der historischen Ständeordnung verschwindet 
auch der specifische Standesbesitz und die Summe von Vorrechten, 
welche an denselben geknüpft waren. 

Zuerst war es Aufgabe der Staatsverwaltung, den ständischen 
Charakter der Grundbesitzungen (bes. Ritter-, Bauerngüter) zu be- 
seitigen, und damit eine der wesentlichsten Fesseln des Grnnd- 
eigenthums zu entfernen, welche die ständische Ordnung angelegt 
hatte. Dann handelte es sich um Aufhebung der an den Standes- 
grundbesitz geknüpften Polizei- und Justizgewalt (Patrimonialge- 
richte) und der Standes-Privilegien in Be^ug auf Gerichtsstand, 
Standesautonomie u. dgl. Aber auch die wirthschaftlichen 
Rechte der Grundherren, so weit sie durch eine öffentlich recht- 
liche Herrschaft eines Standes über den andern entstanden sind, 
müssen beseitigt werden, damit auch die Consequenz des Wesens 
der freien Persönlichkeit, die freie Verfügung des Eigenthümers ins 
Leben treten könne. Solche Rechte, welche der Staat aufheben 
muss (vide § 33 : der Rechtsschutz des Eigenthums und Besitzes), 
braucht er aber, um das Ziel zu erreichen, nur in ihrer Ausübung 
zu beseitigen ; daher wird eine Umwandlung derselben in ablösbare 
Geldleistungen nach dem Prinzipe der Entwährung eintreten müssen. 
Die beiden Hauptformen dieser Aufhebung sind die Grundent- 
lastung und die Ablösung. 

Die Grundentlastung verfolgt die Aufgabe, alle mit 
Standesgrundbesitz verbundenen öffentlichen Rechte aufimheben und 



* Yonüglich Roicher a. a. 0. 
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damit demselben seine social-politische Sonderbedeutang selbst zn 
nehmen. Sie bildet also einen Theil des öffentlichen Verwaltungs- 
rechts und zwar zunächst des Rechts der socialen Verwaltung, in- 
dem es die öffentliche Stellung der Grundherrlichkeit beseitigt und 
damit die socialen Unterschiede des Grundbesitzes im Interesse 
staatsbürgerlicher Gleichheit aufhebt. Daneben steht in zweiter Linie 
die wirthschaitliche Bedeutung dieser Massregel, indem dadurch 
sonst unbesiegbare Hindernisse für den Einzelnen entfernt und die 
freie volkswirthschaftliche Entwicklung Aller möglich gemacht wird. 
Dass aber die wirthschaftliche Seite der Grundentlastung secundäre 
Bedeutung hat gegenüber der weit wichtigeren Bedeutung für das 
sociale Leben, .geht schon daraus hervor, dass der aufgeklärte 
Absolutismus, welcher hiebei nur von wirthschaftlichen Gesichts- 
punkten ausging, ohne die Grundlage der Grundlasten — die stän- 
dischen Elemente selbst — zu beseitigen, sein Grundentlastungs- 
werk auch nicht zu Ende führen konnte; eine Reaction gegen die 
blos wirthschaftliche Massregel war so lange möglich, als die 
Grundentlastungen nicht als Aufgabe der Socialpolitik aufgefasst 
und durchgeführt wurden. 

Die Ablösungen bäuerlicher Lasten, Realrechte etc. unter- 
scheiden sich von den Grundentlastungen dadurch, dass sie nicht 
auf den ganzen Zustand der von den Grundherrn Beherrschten sich 
erstrecken, sondern nur einzelne und örtliche Verhältnisse berühren, 
welche weder mit der bäuerlichen Unfreiheit im Allgemeinen ver- 
mischt, noch überhaupt in sich einheitlich sind. 

Zwei grosse Gruppen von Lasten werden hiedurch berührt. 

Die erste, mit der Grundherrlichkeit allerdings innig ver- 
schmolzen und aus ihr hervorgegangen bilden die sog. Bauernrechte, 
Realgerechtigkeiten und Grunddienstbarkeiten. Die zweite .Gruppe 
hängt mit dem Gemeindeleben aufs innigste zusanmien (vide § 64). 
Alle aber sind objektive Beschränkungen des freien Einzel-Eigen- 
thums, nicht durch freie Selbstbestimmung der Betheiligten ent- 
standen, sondern aus der socialen Ordnung der Verhältnisse hervor- 
gegangen, und auch nicht durch freien Entschluss der Belasteten zu 
beseitigen; daher entsteht hier eine der wichtigsten administrativen 
Aufgaben, den Widerspruch mit der individuellen Freiheit und 
staatsbürgerlichen Ordnung zu beseitigen. 
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in. Capitel. Die Kirche.* 

§ 58. Die kirchliche Ordnung. 

Die Religion hat ihr Augenmerk über das irdische Leben 
hinaus auf die Erlangung eines erst nach dem Tode beginnenden 
glücklichen Lebens gerichtet. Ihre Wirksamkeit für das irdische 
Leben ist nur Mittel zu diesem Zwecke. Sie kann daher auch 
für den Staat nur so lange unmittelbare Bedeutung haben, als 
dieser sich zur vollkonunensten Form menschlicher Vereinigung für 
die Zwecke des irdischen Daseins noch nicht verallgemeinert hat 

(S 1). . 

Daraus entsteht für den Staat die Aufgabe, einerseits sich 
von jeder Einmischung in die Religionsangelegenheiten der Bevöl- 
kerung fem zu halten, anderseits aber auch jeden Eingriff der Re- 
ligion in die Sphäre der staatlichen Wirksamkeit zurückzuweisen. 

Die mittelbare Bedeutung der Religion für das Staatsleben 
liegt darin, dass dieselbe für die Mehrzahl der Menschen ein 
wesentliches Beförderungsmittel der Moral ist, welche, mit dem 
Rechte, allerdings zu den geistigen Grundlagen des Staatslebens 
gehört. Diese Bedeutung wird vorzugsweise dadurch erhöht, dass 
jede positive Religion die Tendenz hat, über das Gebiet des indi- 
viduellen Seelenlebens hinaas eine Wirksamkeit zu äussern, durch 
äusseres Hervortreten der Ueberzeugung in einer bestimmten Form 
(Bekenntniss) , sowie durch Gewinnung mehrer für die als richtig 
erkannte religiöse Anschauung und organisirte Verbindung dieser 
zu einem gemeinsamen religiösen Leben (Kirche). 

Die im Bekenntniss einer bestimmten Kirche verbundene Ge- 
meinschaft von Menschen ist demnach eine sociale Thatsache, 
welche der Staat ebenso wie andere Formen des socialen Lebens 
anerkennen und nach den allgemeinen politischen Grundsätzen be- 
urtheilen muss. Aus dieser socialen Thatsache erwächst dem 



* Mohl, B. V., Staatsrecht, Völkerrecht und Politik. Bd. I u. III. Für 
Oegterreich ist hemerkenswerth : Beidtel, J. , Untersuchungen über die 
kirchUchen Zustände etc. 1849. (Schulte?) Zum Frieden zwischen ELirche 
und Staat in Oesterreich. 1868. 
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Staate auch die Aufgabe, den Religionsgesellschaften durch An- 
erkennung und Durchführung einer Rechtsordnung eine mit den 
übrigen Thatsachen und Rechten des Staates und im Staate har- 
monirende Existenz und Wirksamkeit zu ermöglichen und zu sichern. 
Dabei kann das historische Recht einzelner Kirchengesellschaften 
selbstverständlich nur in so weit eine fortdauernde Anerkennung 
erfahren, als es nicht in Widerspruch mit den Hoheitsrechten des 
Staates sich befindet; insbesondere wird die Stellung der Kirchen 
als öffentlicher Corporationen dann nicht mehr fiir die Dauer halt- 
bar sein, wenn der Zweck der Kirche nicht mehr als unmittelbar 
öffentlicher (Staats-) Zweck augesehen wird. 

Die administrative Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten 
muss von dem Grundsatze ausgehen, dass Religion und Kirchen- 
gesellschaflen zwar social bedeutsame Thatsachen sind, dass sie 
aber den Staat mit ihrer unmittelbaren Wirksamkeit nicht be- 
rühren. Daraus entwickeln sich dann die Regeln für das Ver- 
halten der Verwaltung gegenüber den Kirchengesellschaften.* 

L Die Innern Angelegenheiten der Kirchengesell- 
schaften sind Reinhaltung und Erklärung des Bekenntnisses, 
Cultus und religiöse Leitung ihrer Angehörigen. Diese unterliegen 
keinerlei Cognition der Staatsregierung, es sei denn, dass sie dem 
Wesensbestand des Staates oder einzelner seiner Hoheitsrechte 
widersprechen (z. B. Polygamie, absolutes Verbot des Waffentra- 
gens etc. etc.) , oder die individuelle Freiheit der Angehörigen auf- 
heben. In beiden Fällen hat der Staat die Pflicht den Wider- 
spruch mit seinen eigenen Principien und Staatszwecken (beson- 
ders auch mit dem individuellen Freiheitszwecke) durch Nicht- 
anerkennung der Kirchengesellschaft überhaupt oder der bestimm- 
ten widersprechenden kirchlichen Vorschriften und Anordnungen 
zu beseitigen. 

Insbesondere betreffen solche beschränkende Bestimmungen 
der Staatsverwaltung die Kirchendisciplin gegenüber den Geist- 
lichen wie den Laien (Kirchenstrafen), die Erzwingung kirchlicher 



* Es ist Aufgabe der Staatsverfassungslehre die prinzipielle Ordnung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche weiter auszuführen; die Verwaltungs- 
lehre muss sich auf Resultate beschränken. 
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Gelübde mit andern als geistlichen Mitteln, den Ein- und Austritt 
aus einer Kirchengesellschaft, überhaupt das Gebiet der Straf- und 
Zwangsgewalt, die nur dem Staate zustehen kann. Hinsichtlich 
der rechtlichen Grenzen der Kirchengewalt in Bezug auf Schule 
und Ehe vgl. S§ 25 und 52. 

II. In Bezug auf die Stellung der Kirchengesell- 
schaften zu einander muss die Verwaltung von dem Grund- 
satze der Gleichberechtigung der Bekenntnisse und der Religions- 
gesellschaften ausgehen und sich von jeder einseitigen Parteinahme 
in der Gesetzgebung wie in der Durchfahrung derselben fernhalten. 
Sie muss daher auch zum Schutze der Ehre und der Rechte einer 
jeden anerkannten Religionsgesellschaft gegen die Angriffe einer 
andern insbesonders gegen den Missbrauch der Kanzelfreiheit ein- 
treten, ohne aber die Freiheit einer jeden Kirchengesellschaft an- 
zutasten, von ihrer Lehre dogmatische Alleinberechtigung zu be- 

^ haupten und für deren wünschenswerthe Verbreitung (Mission) zu 
sorgen. Nicht minder ist jede Religionsgesellschaft in der freien 
Anwendung ihrer Cultusformeu zu schützen, so lange nicht die 
Freiheit einer andern Religionsgesellschaft dadurch beeinträchtigt 
wird. Das Prinzip der Neutralität der Staatsverwaltung schliesst 
jedoch einen factischen Vorzug einzelner Kirchengesellschaflen als 
Kirchen i. e. S. nicht aus, wenn die sociale Bedeutung derselben 
(mit Rücksicht auf ihre allgemeine Culturstufe und ihre Verbrei- 
tung im Staate) überwiegend grösser als die andrer Religions- 
gesellschaften ist. 

III. Endlich ist auch die Stellung der Kirchengesell- 
Bchaften zur Staatsgewalt rechtlich abzugrenzen und zu 
bestimmen. Der Staat darf seine Gewalt auf keinem Punkt der 
Kirchengewalt dienstbar machen, also insbesondre seinen Arm nicht 
zur Durchfuhrung kirchlicher Anordnungen, Execution von Kirchen- 
strafen, zum Zwang zu kirchlichen Handlungen, Befolgung von Ge- 
lübden etc. etc. leihen. Natürlich wird dadurch ein Zwang bei 
Durchführung eines Richterspruchs in kirchlichen Angelegenheiten 
nicht ausgeschlossen. Ebensowenig vertragen sich mit dem Grund- 
satze ausschliesslicher Staatshoheit auf dem Staatsgebiete die Im- 
munität, Steuerfreiheit oder andre Privilegien einer bestimmten, 
mehrer oder aller anerkannten Kirchengesellschaften. Am aller- 
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wenigsten selbstverständlich kann von einer vollständigen lieber- 
nähme einzelner Verwaltungszweige durch eine Kirchengesellschait 
oder von einem dem staatlichen Rechte gleichstehenden kirchlichen 
Rechte auf demselben Gebiete (Schule, Armenwesen etc. etc.j ge- 
redet werden. Auch wird die Staatsgewalt nie zugestehen können, 
dass eine Kirchengesellschafl in einer über den Staat hinausrei- 
chenden organischen Verbindung mit andern Kirchengesellschaften 
zu einer gemeinsamen Kirche in der Weise stehe, dass damit ein 
fortwährendes, unbedingtes Unterwürfigkeits- und Gehorsamsverhält- 
niss der Kirchengesellschafl unter ein der Staatshoheit nicht unter- 
worfenes Oberhaupt im Staate begründet ist, welches sich auch 
über das Gebiet der reinen Innern kirchlichen Ordnung hinaus er- 
streckt. Dagegen kann die Staatsgewalt auch kein Recht für sich 
in Anspruch nehmen, die einmal anerkannten Religionsgesellschaf- 
ten und Kirchen hinsichtlich ihrer (innern) Organisation, der Be- 
stellung ihrer Vorstände und Religionsdieuer zu beeinflussen oder 
zu beaufsichtigen, soferne nicht denselben gewisse staatliche Func- 
tionen (bei der Eheschliessung, den Standesregistern etc.) gleich- 
falls übertragen sind. ♦ Es würde dadurch die den Kirchengesell- 
schaften gewährte unbedingte Freiheit in ihren innern Angelegen- 
heiten (sub I) alterirt. 

§ 59. Der kirchliche Besitz. 

Das Recht des Vermögenserwerbs und Besitzes muss jeder 
Kirchengesellschaft schon mit ihrer prinzipiell durch Gesetz aus- 
gesprochnen oder für den einzelnen Fall gewährten Anerkennung 
als juristische Person zukommen. 

Das Recht auf die Verwaltung dieses Vermögens aber wird 
sich verschieden gestalten müssen je nach der Quelle, aus welcher 
dasselbe stammt und den Zwecken, welchen es bestimmt ist. 

I. Das Kirchenvermögen wird theils vom Staate abgeleitet; 
derselbe hat zur Ausstattung und Dotation der äussern Institute 



^ Dass jedoch eine solche üebertragung eines staatlichen Wirkungskreises 
an die Diener der Kirche mit den Grundsätzen des modernen Staates sich 
nicht verträgt, ist an mehreren Stellen nachgewiesen worden. Vgl. bes. S§ 1^ 
22, 25 und 52. 
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und Bedürfnisse der Kirche vielfach Beiträge gegeben (Kirchenbau, 
Fundirung kirchlicher Aemter, Sorge für die Schalbedürfnisse der 
Kirche, Unterstützung der Mission etc. etc.) , theils von der (früher 
herrschenden) Aufifassung der Religionsangelegenheiten als Staats- 
sache, als öflfentliche Zwecke, geleitet, theils wegen der mittelbaren 
Bedeutung der Kirche fiir die Moral; aus dem letztem Grunde 
ist die Verwaltung ohne Zweifel unter Berücksichtigung des Grund- 
satzes der Parität auch jetzt noch berechtigt, aus öffentlichen Mit- 
teln Beiträge zu kirchlichen Zwecken zu geben; die Grenze der 
erlaubten Leistung des Staates ist in den damit zu erreichenden 
Aufgaben für das sociale Leben zu sehen. 

Wo nun eine solche staatliche Vermögensleistung zur Förde- 
rung öffentlicher Zwecke gegeben wurde, da wird der aus dieser 
Quelle abgeleitete Theil des Kirchenvermögens auch einer fort- 
währenden staatlichen Oberaufsicht unterworfen sein müssen, weil 
die -Organe der Staatsverwaltung für die richtige Verwendung des 
ganzen öffentlichen Vermögens zu den bestimmten Zwecken ver- 
antwortlich sind, diese Verantwortlichkeit aber nur unter Voraus- 
setzung einer Oberaufsicht übernommen werden kann. 

Aber auch die Entziehung früher der Kirche zugewendeter 
periodischer Vermögensleistungen für die Zukunft unterliegt keinem 
Bedenken, sobald der Staat eine solche Leistung als mit den öffent- 
lichen Zwecken nicht mehr harmonirend erkennt , oder der bestimmte 
öffentliche Zweck überhaupt in Wegfall gekommen ist. 

n. Ein zweiter Hauptbestandtheil des Kirchenvermögens wird 
von Stiftungen abgeleitet. 

Solche Stiftungen, die für Zwecke des Unterrichts, der Armen- 
pflege und des Gultus zumeist gemacht wurden, müssen durch die 
Verwaltung auch nach der Ausscheidung der kirchlichen von den 
öffentlichen Angelegenheiten jedenfalls ihrer Bestimmung erhalten 
werden. Stiftungen für Cultus- oder sonstige kirchliche Zwecke 
sind daher unter Aufhebung ihres Stiflungs-Charakters , in ihrem 
vollen Vermögensinhalte der freien Verwaltung der Kirche zu über- 
lassen; Stiftungen für staatliche Aufgaben (Schule, Armenpflege etc.) 
dagegen sind zu secularisiren , d. h. von der Staatsverwaltung zu 
übernehmen, da die Kirche nach der Ausscheidung der Gebiete die 

Inama-Stemegg, Verwaltungslehre. 16 
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Zwecke solcher Stiftungen nicht mehr oder nicht mehr in dem mit 
der Stiftung bezweckten Masse zu erfüllen vermag. 

Neue kirchliche „Stiftungen** (im streng juristischen Sinne) 
sind nicht mehr zulässig, nachdem die Verwaltung aller öffentlichen 
Angelegenheiten, für welche gestiftet werden kann, von der staat- 
lichen Hoheit ergriffen und durchgeführt wird. — Anders natür- 
lich würde es sich verhalten, wo eine Kirche als öffentliche Corpo- 
ration anerkannt wird; hier stünde aber nicht bloss die ganze 
Stiftungsverwaltiing, sondern überhaupt die Corporationsverwaltung 
nothwendigerweise unter staatlicher Oberaufsicht, was dem Prinzipe 
der „freien Kirche im freien Staate'' widerspräche. 

UI. Hinsichtlich des übrigen Vermögens der Kirchen (aus 
Schenkungen, testamentarischer Zuwendung, eigner Productivität etc.) 
muss die Verwaltung zwischen beweglichem und unbeweglichem 
Vermögen unterscheiden. Für das erste gilt der Grundsatz voller 
Selbständigkeit der Kirche in Verwaltung und Verwendung; auch 
für den Vermögenserwerb der Kirche lassen sich strengere Formen 
als sie für juristische Personen überhaupt bestehen müssen, nicht 
rechtfertigen, wenn gleich übermässiger Vermögenserwerb der Kirche 
ihrer Bestimmung widerspricht, gewisse ökonomische Nachtheile 
daraus entstehen können und auch die Kirche von ihrem Einflüsse 
auf die Gewissen der Einzelnen möglicherweise einen Missbrauch 
zu Gunsten ihres Besitzes machen kann. 

Der Immobiliarbesitz der Kirchen dagegen unterliegt allerdings 
mit Recht gewissen beschränkenden Einwirkungen der Staatsver- 
waltung. 

Für's erste nemlich ist aus den im S 33 ausgeführten politi- 
schen Gründen eine administrative Aufhebung von Corporations- 
Eigenthum an Grund und Boden zulässig (Secularisation) , wenn 
dasselbe in der Hand einer staatsähnlich organisirten Corporation 
zu solcher Höhe angewachsen ist, dass eine Existenzgefahr für 
den Staat darin gesehen werden muss, was sowohl vom politischeö 
als nationalökonomischen Standpunkte aus möglich ist. Um einer 
derartigen Gefahr vorzubeugen, sind beschränkende Bestimmungen 
hinsichtlich der Erwerbung von Grundbesitz durch die „todteHand*' 
nicht bloss zulässig, sondern zur Vermeidung jener strengern admi- 
nistrativen Massregeln sogar geboten, da die Kirche eine entschiedne 
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Tendenz nach Ausbreitung und unbegrenzter Festhaltung ihres 
Grundbesitzes hat und derselben unter der Herrschaft des Prinzips 
der freien Verwaltung ihres Vermögens noch ungehinderter nach- 
gehen könnte. (Amortisationsgesetze.) 

Zweitens sodann hat die Staatsverwaltung offenbar das Recht, 
die Erwerbung von Grundeigenthum durch eine Kirche in dem 
Falle beliebig einzuschränken, wenn die Organisation der Kirche 
über den Staat hinausgeht, und insbesondere unter einem fremden 
Staatsoberhaupte steht, welchem ein unbedingter Gehorsam in kirch- 
lichen Dingen von Seiten aller Angehörigen dieser Kirche geleistet 
werden muss, so dass demselben also auch die endgiltige Verfügung 
über das Grundeigenthum zustehen würde. Es ist ein völkerrecht- 
licher Grundsatz, dass kein Staat die Erwerbung von Grundeigen- 
thum in seinem Gebiete andern Staaten und deren Souverainen 
zu gestatten schuldig sei, ja es kann auf Veräussening gedrungen 
werden, wenn dadurch die Unabhängigkeit gefährdet oder die Ver- 
fassung des Landes zerstört werden könnte.'*^ 

IV. Capitel. Das Vereinsleben.** 

§ 60. Die innere Ordnung des Vereinswesens. 

Das Vereinsleben hat sich erst in unsrer Zeit zu solcher Aus- 
dehnung und Bedeutung entwickelt, dass es als einer der wichtig- 
sten socialen Factoren in Betracht kömmt; es ist hervorgegangen 
aus den Bedürfnissen der staatsbürgerlichen Freiheit und der Selbst- 
thätigkeit des Volkes in öffentlichen Angelegenheiten, welche erst 
die Gegenwart zu voller Reife gebracht hat. Für den Einzelnen 
hat das Vereinsleben die Bedeutung, dass er dadurch viel leistungs- 
fiUger und selbständiger, freier wird, und damit einen bestimmen- 
den Einfluss auf die Befriedigung öffentlicher Bedürfnisse, auf die 
Entwicklung eines den gemeinnützigen Interessen zugekehrten Lebens 
erwirbt; dafür aber auch wieder freiwillig Opfer an persönlicher 



* Heffter, europäisches Volkerrecht. 4. Aufl. 1861. pag. 124. 

** Gierke, das deutsche Genossenschaftsrecht. 2 Bde. 1868. Ahrens, 
die Philosophie des Rechts und des Staates. 2 Thle. 1850, 52. 

16* 
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Freiheit und Vermögen bringt, wozu er sonst durch die Staatsgewalt 
gezwungen wurde. 

Für die bürgerliche Gesellschaft im Ganzen liegt die 
Bedeutung des Vereinslebens in der reichen Gliederung der socialen 
Ordnung, welche, indem sie die veralteten socialen Gruppen zu be- 
seitigen hilft, immer den lebendigen Bedürfnissen der Zeit sich 
anzuschmiegen vermag und dadurch allen Kräften des Volkes zu 
einer allgemeinen Anerkennung und zu gesteigerter Wirksamkeit 
verhilft. Der Staat endlich hat ein lebhaftes Interesse an der 
gedeihlichen Entwicklung des Vereinslebens, weil es zumeist gemein- 
nützige Aufgaben, Angelegenheiten des öffentlichen Wohls und daher 
auch Aufgaben der Staatsverwaltung sind, welche dasselbe in den 
Bereich seiner Wirksamkeit zu ziehen versucht und damit der 
administrativen Thätigkeit auf vielen Punkten die Wege ebnet und 
ihr die Erfüllung ihrer zahbeichen Aufgaben dadurch wesentlich 
erleichtert. 

In dieser socialen und politischen Bedeutung liegt fiir die 
Staatsverwaltung die Aufforderung, unter Zugrundelegung des Prin- 
zips der Freiheit, welche für das Vereins wesen das eigentliche 
Lebenselement ist, eine gedeihliche Entwicklung desselben zu er- 
möglichen, durch Schaffung einer rechtlichen Ordnung für die Innern 
Angelegenheiten der Vereine sowohl als für die Beziehungen der- 
selben nach aussen zu andern socialen Gruppen und zum Staate. 

Der Einfluss der Staatsverwaltung auf die innere Ord- 
nung der Vereine beschränkt sich in seiner negativen Rich- 
tung auf Fernhaltung rechtswidriger Vereinszwecke, auf Verbote 
der Anwendung unerlaubter Mittel zur Erreichung derselben und 
Verhinderung eines dem Prinzipe der individuellen Freiheit wider- 
sprechenden Gewaltsverhältnisses innerhalb des Vereines. In seiner 
positiven Richtung besteht der Einfluss in der Förderung einer 
Organisation des Vereines, und der Oeffentlichkeit der ganzen Ver- 
einsthätigkeit den Mitgliedern gegenüber, sowie in der gesetzlichen 
Verpflichtung zu einer den Mitgliedern verantwortlichen und haft- 
baren Vorstandschaft. 

Die Geltendmachung dieses Einflusses der Staatsverwaltung 
geschieht theils schon durch Erlassung gesetzlicher Bestimmungen 
über die Vereine, den nothwendigen Inhalt ihrer Statuten, (Name 
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und Sitz, Vorstandschaft, Verpflichtung der Mitglieder) theils so- 
gleich nach der Gründung und Constituirung des Vereines, indem 
ganz allgemein die Pflicht der Anzeige von der erfolgten Consti- 
tuirung eines Vereins und der Vorlage der Statuten besteht, wo- 
durch die Verwaltung die Möglichkeit erhält, gesetzlich unzulässige 
Vereine zu verhindern oder die Statuten in Einklang mit den gesetz- 
lichen Forderungen zu bringen; endlich durch Gewährung eines 
ausreichenden Schutzes an die Mitglieder der Vereine, wenn von 
ihnen die Staatsverwaltung angerufen wird, um sich in ihren Ver- 
einsrechten behaupten zu können. Eine allgemeine Oberaufsicht 
auf die Thätigkeit der Vereine aber entspricht weder den allge- 
meinen Rechten der Verwaltung in Bezug auf das sociale Leben, 
noch auch dem Wesen der Vereine, welche nicht als Organe der 
Selbstverwaltung (nach § 11) sondern als vom staatlichen Orga- 
nismus gänzlich unabhängige sociale Formen aufgestellt werden 
müssen. Nur, so weit ein Verein Aufgaben der Staatsverwaltung 
sich zum Zwecke setzt, kann die Art der Verfolgung dieses Zwecks 
unter eine staatliche Oberaufsicht gestellt werden, sofeme eine 
solche aus Rücksichten gefordert ist, welche in dem bestimmten 
Zwecke, nicht aber im Wesen des Vereines und der besondern Na- 
tur der Vereinsthätigkeit ihren Grund haben. 

§ 61. Die äussere Ordnung" des Vereinswesens. 

Während die innere Ordnung im Vereine durch diesen selbst, 
durch seine Statuten, Organe und die Mitglieder hergestellt und 
erhalten werden kann und dem Staate nur die Aufgabe zUlUllt, 
diese ordnende Thätigkeit beständig zu veranlassen und in ihren 
naturgemässen Schranken zu halten, ist dagegen die äussere Ord- 
nung des Vereinslebens nur vom Staate herzustellen und durch- 
zuführen. 

Schon seine juristische Person, die allgemeine Anerkennung 
und Geltung als Vermögenssubject kann der Verein nur vom 
Staate ableiten. Dieser wird daher auch die Entfaltung einer jeden 
Thätigkeit des Vereins nach aussen abhängig machen von einer 
vorausgehenden stillschweigenden oder ausdrücklichen Anerken- 
nung der Zulässigkeit des Vereins nach seinem Zwecke, seiner 
Organisation, seinen Statuten etc. etc., und wird diese Anerken- 
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nung verweigern müssen, wenn ein Widerspruch mit der bestehen- 
den Rechtsordnung überhaupt vorliegt. 

In gleicher Weise muss der Staat das Recht der Schlies- 
sung und Aufhebung eines Vereins haben, wenn der Wider- 
spruch mit der Rechtsordnung, welcher durch die Vereinsthätigkeit 
entstanden ist, auf einem andern Wege (Verpflichtung zur Statuten- 
revision, Aufgeben rechtswidriger Zwecke etc. etc.) nicht erreicht 
werden kann. 

Hievon abgesehen umfasst die äussere Ordnung des Vereins- 
lebens vornehmlich zwei Seiten: 

1. die Beziehungen der Vereine zu einzelnen Individuen (Nicht- 
mitgliedem) und andern gesellschaftlichen Gruppen; 

2. die Beziehungen zur Staatsgewalt und den von der Staats- 
verwaltung zu erfüllenden Aufgaben. 

ad 1. Die Beziehungen der Vereine zu Individuen, welche 
laicht Mitglieder sind (vorzugsweise sind es wohl vermögensrecht- 
liehe Beziehungen) regeln sich nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte und den etwa für besondere Formen der Vereinigung be- 
stimmten Specialrechten (über Rechts- und Handlungsfähigkeit, 
Haftpflicht etc. etc.) 

Hinsichtlich der Beziehungen zu andern gesellschaftlichen Grup- 
pen ist aber das Verhalten eines Vereins zu andern gleichgearte- 
ten noch besonders in*s Auge zu fassen. 

Innerhalb des Staats kann es keinem Bedenken unterliegen, 
dass mehre, gleiche Zwecke verfolgende Vereine unter sich in ein 
Wechselverhältniss, einen Verband treten, um dadurch grossarti- 
gere Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu erhalten. Die Staats- 
gewalt, welche über jeden einzelnen Verein durch die Anzeige ein ür- 
theil in Bezug auf seine innere Ordnung hat und mit dem Rechte 
ausgestattet ist, Widersprüche mit der Rechtsordnung nöthigenfalls 
sogar durch Auflösung eines Vereins zu beseitigen, wird eine solche 
Verbindung mehrer Vereine eben wieder nach den allgemeinen 
Grandsätzen über die Rechte der Vereine behandeln müssen und 
nur Sorge zu tragen haben, dass die Unter- und Ueberordnung 
in welche Vereine zu einander treten, nicht eine dem Freiheits- 
z wecke widersprechende Form und Ausdehnung annehme. Anders 
allerdings verhält es sich, wenn eine solche sog. Affiliation 
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von Vereinen beabsichtigt ist, welche nicht sämmtlich dem 
gleichen Staate angehören (dem gleichen Gesetze unterworfen sind). 
Da hier die Staatsgewalt nicht über alle verbundenen Vereine eine 
Cognition hat, und ihr kein allgemeines Anerkennungs- und Ein- 
wirkungsrecht zusteht, so hat sie Grund, eine solche organisirte 
Verbindung mehrer Vereine als der Einheit und Allgemeinheit der 
Staatsgewalt widersprechend, zu verbieten.* 

ad 2. Das Mass der erlaubten Vereinsthätigkeit richtet sich 
zunächst nach der materiellen gesetzlichen Ordnung aller derjeni- 
gen Angelegenheiten, welche als öffentliche prinzipiell in das Ge- 
biet der Staatsverwaltung fallen. Soweit in diesen Gesetzen ab- 
solut gebietende oder verbietende Bestimmungen gegeben sind 
(z. B. im Münzwesen, der Bankgesetzgebung etc. etc.) ist die sonst 
freie Wahl der Vereinszwecke und die Vereinsthätigkeit beschränkt. 
Die Staatsverwaltung darf keinen Uebergriff derselben in die ihr 
ausschliesslich vorbehaltne Sphäre der Wirksamkeit in öffentlichen 
Angelegenheiten dulden. Zur Wahrung und Sicherstellung dieser ^ 
äussern Ordnung der Vereinsthätigkeit verlangt die Staatsverwal- 
tung neben der in bestimmter Form zu erstattenden Anzeige von 
der Bildung (und Veränderung) eines Vereins mit Recht auch 
volle Oeffentlichkeit der Vereinsthätigkeit nach aussen 
(Oeffentlichkeit der Generalversammlungen und Berichterstattung) 
und verbietet prinzipiell jede geheime Verbindung. 

Der Staat darf aber auch seine Kräfte und Mittel nicht den 
Vereinszwecken dienstbar machen (keine staatliche Execution von 
Vereinsbeschlüssen) oder einem Vereine dauernd oder vorüber- 
gehend seine eigene Autorität zur Geltendmachung eines erhöhten 
Einflusses leihen. Im Gegentheile muss der Staat auch den Ver- 
einen gegenüber die vollste Neutralität bewahren, und darf keinerlei 
Bevorzugung einzelner Vereine, Privilegirung etc. eintreten lassen. 

Ebensowenig dient jedoch die Staatsverwaltung der gesunden 
Entwicklung dieser socialen Formen und den wahren Interessen der 
Vereine wie der Gesammtheit und ihren eigenen Interessen, wenn 
sie auch in wohlmeinender Absicht sich in die inneren Angelegen- 



* Das Recht des Einzelnen, Mitglied eines auswärtigen Vereins zn wer- 
den, wird dadurch selbßtrerstftndlich nicht berührt. 
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heiten der Vereine mischt, ihre Thätigkeit zu beeinflussen oder zu 
leiten versucht oder in anderer Weise eine Bevormundung durch- 
fuhren will. Die Vereine sind keine Selbstverwaltungsorgane; 
werden sie vom Staate zur Erfüllung von Staatsaufgaben in den 
Verwaltungsorganismus einbezogen, so hören sie auf freie Ver- 
einigungen zur Förderung des öffentlichen Lebens zu sein; in dem 
Masse in welchem ihnen diese Freiheit der Wirksamkeit verloren 
geht, verschwindet aber auch ihr wahrer Werth für das sociale 
Leben und verliert dieses selbst eines der wichtigsten Elemente 
seiner eigenen Kraft. Ja selbst wenn die Staatsverwaltung im 
Interesse der Entwicklung und Selbstthätigkeit des Volkes Vereine 
in's Leben ruft, wozu sie bei weniger entwickeltem socialen Leben 
berechtigt und berufen sein kann, sollte sie die Hinüberleitung 
solcher Schöpftmgen zu freien Vereinen durch allmäliges Zurück- 
ziehen ihres ursprünglich geltend gemachten Einflusses als letztes 
Ziel dieser ihrer Thätigkeit stets im Äuge behalten. 

§ 62. Verwandte Formen. 

Das sociale Leben hat auch eine Menge von Formen ent- 
wickelt, welche zwar eine gewisse Aehnlichkeit und Verwandtschaft 
mit den Vereinen zeigen, ohne doch selbst unter den Begriff der 
Vereine gestellt werden zu können. 

L Es bezieht sich diese Verschiedenheit zum Theil auf den 
Zweck der gesellschaftlichen Vereinigung, indem statt eines be- 
stimmten öffentlichen Zweckes ein allgemeines unbestimmtes, aber 
nicht öffentliches Ziel und Wirken als Zweck gewählt ist (wie 
z. B. bei religiösen Orden, welche das ganze Leben der Mitglie- 
der ergreifen, ohne eine einzelne bestimmte öffentliche Aufgabe zu 
erfüllen; bei Gesellschaften welche nur der Unterhaltung gewidmet 
sind; Studentenverbindungen etc.) 

Bezüglich dieser hat die Staatsverwaltung gar keine Veran- 
lassung zu irgend einer besondern Thätigkeit. (Für den nöthigen 
Schutz der individuellen Freiheit zu sorgen kömmt ihr aus allge- 
meinen Gründen des Freiheitszweckes zu.) Dagegen stehen solchen 
Verbindungen auch nicht die Rechte juristischer Personen zu, weil 
damit zugleich die Anerkennung einer öffentlichen Wirksamkeit und 
die Stellung unter das Vereinsgesetz oder unter die Ordnung wirth- 
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schaftlicher Unternehmungen (Erwerbs-, Kapitalgesellschaften etc.) 
nothwendig würde. Mit einer solchen Anerkennung von Seiten des 
Staates verschwindet also der eigenthümliche Charakter solcher 
Vereinignngen. 

n. Die Verschiedenheit von den Vereinen kann auch in dem 
Fehlen des Prinzips der Freiheit der Betheiligung liegen. 
Hieher zählen beispielsweise die auf Grundlage der ständischen 
Ordnung theilweise noch bestehenden gewerblichen Innungen und 
sonstige Berufsgenossenschaften mit öffentlichem Charakter (öffent- 
liche Corporationen) ; ferner die von der Staa,tsverwaltung in's 
Leben gerufenen Verbände (z. B. Deichverbände), Räthe (z. B. 
Gesundheitsräthe) und Kammern (Ackerbau-, Gewerbs-, Handels- 
kammern). Solche mit vollständigem oder theilweisem Zwange zur 
Mitgliedschaft bestehende Verbindungen zu öffentlichen Zwecken 
sind als Hilfsorgane der Staatsverwaltung gar nicht Objekt der- 
selben und von der Ordnung des Vereinswesens und des socialen 
Lebens überhaupt begreiflicherweise ausgeschlossen. 

HI. Endlich ist eine verwandte Form der Vereine auch in 
öffentlichen Versammlungen zu sehen, welche zwar in Bezug 
auf den Zweck und die Freiheit der Betheiligung mit den Vereinen 
übereinstimmen, aber einer dauernden Organisation ent- 
behren. Die Staatsverwaltung unterwirft dieselben mit Recht 
einer besondern gesetzlichen Ordnung, weil sie neben grossen Vor- 
theilen ftir die Entwicklung des socialen Lebens auch grosse Ge- 
fahren ftir dasselbe in sich tragen, welche vorzugsweise in dem 
Mangel einer bestimmten Organisation und der in der Regel fehlen- 
den Bestimmtheit der Theilnahmsberechtigung liegen. 

Darum verlangt die Verwaltung vorgängige Anzeige einer 
jeden Versammlung (bei Versammlungen unter ft'eiem Himmel Ein- 
holung einer besondern Erlaubniss), vindicirt sich das Recht der 
Absendung eines besondern Commissärs zu jeder Versammlung und 
ein allgemeines Auflösungsrecht bei ordnungs- oder rechtswidrigem 
Verhalten, und macht die Veranstalter solcher Versammlungen für 
die Einhaltung der Vorschriften über die nothwendigen Vorberei- 
tungen hiezu verantwortlich, während innerhalb der Versammlung 
jeder Einzelne ftir sein eignes Auftreten haftet. 
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V. Capitel. Das Gemeindeleben. * 

§ 63. Die sociale Ordnung der Gremeinde. 

Die Gemeinde (Ortsgemeinde) hat sich aus einer nrsprüng- 
lichen Besitz- und Erwerbsgemeinschaft (Markgenossenschaft) all- 
mälig in eine lokale Interessengemeinschaft umgewandelt und da* 
mit also ihre Bedeutung nach zwei Richtungen verändert. 

Die socialen Beziehungen der Gemeindeglieder sind nicht mehr 
so intensiv, aber durch Erweiterung auf die lokalen gemeinsamen 
Interessen überhaupt extensiv bedeutender geworden. Diese Ab- 
schwächung und zugleich Ausdehnung der Wirksamkeit der Ge- 
meinde musste auch für die politische Bedeutung derselben eine 
wesentliche Veränderung herbeiführen. 

Mit Erweiterung der Staatsgewalt und der Staatsaufgaben auf 
alle gemeinsamen öffentlichen Angelegenheiten der Staatsbürger 
kann eine Autonomie der Gesellschaftsformen nur mehr so weit 
bestehen bleiben, als sie über den Eareis der örtlich abgeschlossnen 
Interessen auch in ihren Wirkungen nicht hinausgeht, während alle 
übrigen öffentlichen Angelegenheiten von der Staatsverwaltung er- 
griffen werden müssen. 

Die Gemeinde kann demnach als sociale Erscheinungsform 
nur die erste Art gemeinschaftlicher Angelegenheiten in den Be- 
reich ihrer autonomen Thätigkeit ziehen, während sie fiir letztere 
zwar als das geeignetste Organ der Selbstverwaltung erscheint, aber 
der Einheit der Staatsverwaltung untergeordnet sein muss. Die sociale 
Ordnung der Gemeinde beruht daher auf dem Prinzipe der Auto- 
nomie, die politische geht von der auf die einheitliche Organisa- 
tion der Staatsverwaltung begründeten Selbstverwaltung aus. 

Hinsichtlich der politischen Ordnung vgl. SS 11 und 14. 

Aber auch die sociale Ordnung kann nur nach ihrer mate- 
riellen Richtung der Gemeindeautonomie überlassen sein; die for- 



* Sehr viel Material bietet die dentsche Gemeindezeitnng (toii 
Stolp). 1862 ff. Deutsche Yierteljahrschrift an vielen Orten. — bes. 
Tgl. noch: Stüve, Wesen und Verfassung der Landgemeinden. 1851. Riehl 
im L Bande der Naturgeschichte des Volkes. 4. Aufl. 1856. Boscher, IL 
S 71 ff. 
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melle Ordnung ist unter allen Umständen Sache der Gesetzgebung 
des Staates, weil ja die Tauglichkeit und Wirksamkeit der Ge- 
meinde als Selbstverwaltungsorgan davon bedingt ist, wofür doch 
nur durch allgemeine Organisationsgesetze gesorgt werden kann. 

Die formale Ordnung bezieht sich: 

1. auf die Stellung der Gemeinde zu ihren Mit- 
gliedern. Da die sociale Bedeutung der Gemeinde in der ge- 
meinsamen Sorge für die innerhalb derselben abgeschlossenen lokalen 
Interessen besteht, so muss auch jeder als Mitglied der Gemeinde 
(Gemeindeburger) anerkannt werden, der seinen dauernden Aufent- 
halt in derselben hat, weil an der gedeihlichen Thätigkeit für diese 
Zwecke jeder sesshafte Bewohner ein unmittelbares Interesse hat. 
Es versteht sich hiebei, dass nur selbständige Personen Gemeinde- 
bürger sein können, sowie dass die Stellung der Frauen in der 
Gemeinde analog ihrer Stellung im Staate sein muss, da das Ge- 
meindebürgerthum neben seinem socialen auch einen öffentlich recht- 
lichen Charakter hat. — Personen, welche sich nur vorübergehend 
in einer Gemeinde aufhalten oder noch nicht eine zur Begründüng 
eines dauernden Aufenthalts gesetzlich bestimmte Zeit hindurch in 
der Gemeinde wohnen, oder aus besondern Gründen (Armuth, Be- 
scholtenheit) von dem Redete der Gemeindebürger ausgeschlossen 
sind, werden als Gemeindeangehörige zwar inuner eine gewisse 
Bedeutung für die Gemeinde haben und damit auch gewisse Rechte 
in Anspruch nehmen können, aber doch nicht den dauernden Ge- 
meindemitgliedem (Bürgern) gleichzustellen sein. Auch wird es der 
Gemeinde unbenommen sein müssen, Bürgerrechte durch Vertrag 
oder Ehren halber zu verleihen, soweit das Gesetz solches allgemein 
gestattet. 

Die sociale Bedeutung einer Gemeinde wird aber auch wieder 
mitbestimmt von den persönlichen und wirthschafllichen Verhält- 
nissen ihrer Bürger, da diese fnr die Leistungsfähigkeit der Ge- 
meinde ausschlaggebend sind. Die hier auftretenden Unterschiede 
können demnach für die Gemeinde selbst nicht bedeutungslos sein 
und müssen einen Ausdruck in dem Umfange der Berechtigung und 
Verpflichtung der Mitglieder erhalten; eine Verschiedenheit des 
materiellen Inhalts der Bürgerberechtigung wird sich auch insbe- 
sondere durch die verschiedene sociale Bedeutung der Stadt- und 
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Landgemeinden ergeben. Am meisten werden sich diese Unter- 
schiede in den Wahlrechten und der Abgabenpflicht ansdrilcken. 

2. Die Stellung der Gemeinde zu andern gesell- 
schaftlichen Kreisen und Gemeinden wird zunächst durch 
den Charakter der Gemeinde als selbständiger socialer Körper be- 
stimmt; darnach kann von keiner andern als politischen (admini- 
strativen) Vereinigung mehrerer Gemeinden zu einer Grossgemeinde 
durch einen Act der Gesetzgebung die Rede sein; denn nur als 
Selbstverwaltungskörper unterliegen die Gemeinden solchen organi- 
satorischen Massregeln der Staatsgewalt. Sociale Gruppen inner- 
halb der Gemeinde müssen aber auch in ihrer Verfassung zur 
Geltung kommen; ja die Mannigfaltigkeit des socialen Inhalts und 
seine Bedeutung für die Gemeinde erhalten erst hiedurch einen recht ent- 
sprechenden Ausdruck. Indem den Vereinen, Gorporaüonen etc. in 
der Gemeinde eine ausdrückliche Anerkennung und als Gonsequenz 
hievon ein Einfluss auf die Wirksamkeit der Gemeinde eingeräumt 
wird, gewinnt die Gemeinde selbst aus der Vielheit der in ihr 
wirkenden Kräfte erhöhte Leistungsfähigkeit und Bedeutung für die 
socialen Interessen ihrer Bürger. 

3. Die formale Ordnung der Gemeinde bezieht sich dann end- 
lich auf die Organisation derselben. Die Doppelstellung der 
Gemeinde im Gesellschaits- und Staatsleben muss denn auch hier 
zum entsprechenden Ausdrucke kommen. 

In der Verfassung der Gemeinde steht 

a), dem (politischen) Heimathsrechte das sociale Bürgerrecht 
gegenüber und bedeutet die Summe von Rechten, welche der Ein- 
zelne an der socialen Persönlichkeit der Gemeinde hat (Mitwir- 
kung bei der Autonomie und Verwaltung der socialen Aufgaben); 
dasselbe ist an gewisse persönliche und (in seiner Ausdehnung) 
an wirthschaftliche Bedingungen geknüpft, und in der Form der 
Ausübung verschieden für Stadt- und Landgemeinden als Wahl- 
oder Versammlungsrechte bestimmt; 

b) auch in den Organen der Gemeinde muss sich der ver- 
schiedene Wirkungskreis der autonomen Gemeinde und des staat- 
lichen Verwaltungsorgans aussprechen. Gewisse Organe, deren der 
Verwaltungsorganismus nicht entrathen kann (die Vorstände, Räthe 
etc.) müssen allerdings fär die ganze Gemeinde gelten; die Besor- 
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gung einzelner Angelegenheiten gemeindlicher Autonomie kann aber 
auch füglich entweder vollständig andern Organen übertragen wer- 
den oder es kann doch ein die ersteren controlirendes Organ von 
der Gemeinde gewählt sein, soferne daselbe nicht im Widerspruche 
mit der gesetzlichen Organisation sich befindet. 

§ 64. Der Besitz der Gemeinde* 

Die Gemeinde als juristische Person erwirbt und besitzt Ver- 
mögen zur Erfüllung ihrer Doppelbestimmung für das sociale und 
politische Leben. Im ersten Falle erscheint es dem Staate gegen- 
über als Privatvermögen, und muss der vollkommen freien Ver- 
fügung und Verwendung zu den Zwecken der Gemeinde anheim- 
gegeben sein. Im zweiten Falle dagegen ist es mittelbares Staatgut, 
dient zur Deckung partikularen Staatsbedarfs und steht demnach 
nach den Grundsätzen der Selbstverwaltung zwar unter der un- 
mittelbaren Verwaltung der Gemeinde, jedoch mit Vorbehalt des 
staatlichen Oberaufsichtsrechts. 

Daneben tritt noch häufig ein drittes Vermögen in der Hand 
der Gemeinden auf, welches zum ausschliesslichen Privatnutzen von 
Gemeindebürgern oder Gemeindeangehörigen bestimmt ist und als 
reines Privatvermögen erscheint. 

I. Das Gemeindegut der ersten Art dient zur Verfolgung 
derjenigen Aufgaben der Gemeinde, welche ihr innerhalb ihres 
autonomen Wirkungskreises zukommen. Die Verwendung desselben 
kann also nur zum Nutzen der ganzen Gemeinde geschehen, und 
die gesammte Bürgerschaft muss demnach auch das Recht der 
Bestimmung über Art und Weise der Vermögensverwendung haben. 
Beicht das Einkommen aus eigenem Vermögen der Gemeinde nicht 
hin zur Deckung der zur Erfüllung ihrer socialen Aufgaben noth- 
wendigen Ausgaben, so muss der gesammten Gemeinde auch die 
Befugniss zur Erhebung von Umlagen von den Gemeindebürgern 
zustehen, weil ohne diese die Gemeinde ihre nothwendigen Func- 
tionen für das sociale Leben nur unvollkommen erfüllen könnte. 

II. Zu dem Vermögen der zweiten Art sind alle jene Be- 
standtheile des Gemeindevermögens im weiteren Sinne zu zählen. 



* YorzügUch Boischer a. a. 0. 
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welche für den der decentralisirten Verwaltung zur Deckung über- 
tragenen ' partikulären Staatsbedarf bestimmt sind (z. B. Schulge- 
bäude). Eine freie Verfügung und Verwendung kann desshalb der 
Gemeinde auch nur insoweit eingeräumt sein, als sie in Verfolgung 
dieser Staats Verwaltungsaufgaben selbständig ist; die noth wendige 
Verantwortlichkeit der Centralyerwaltungsorgane wird daher auch 
immer eine Oberaufsicht derselben über diesen Theil der Gemeinde- 
vermögensverwaltung erheischen. Zur Deckung des für Erfüllung 
solcher Selbstverwaltungsaufgaben erwachsenden Bedarfes sind Ge- 
meiüdesteuern zulässig, doch muss hier das Recht der Gemeinde 
von einer besondern Verleihung der Staatsgewalt abgeleitet werden, 
welche daher auch über Mass und Art der Erhebung allgemeine 
Bestimmungen erlassen, und über die Ergebnisse der Besteuerung 
Nachweise verlangen kann. 

III. Hinsichtlich des sog. Nutzungsgutes (Genossengut, All- 
mende), an welchem nur einzelne Gemeindeangehörige (die sog. 
Realgeraeinde) Nutzungsrechte haben, kann dem privatrechtlichen 
Charakter desselben entsprechend der Staatsverwaltung kein Recht 
der Oberaufsicht oder sonstigen Beeinflussung zustehen. Auch ent- 
hält das Gemeindebürgerrecht als solches keinen Anspruch auf 
Mitgenuss dieses auf besonderer historischer Berechtigung beruhen- 
den Gemeindegutes; diess unterliegt daher auch nicht der allge- 
meinen Vermögensverwaltung der Gemeinde, sondern muss vom 
übrigen Gemeindevermögen ausgeschieden und den Privatberechtig- 
ten ungeschmälert erhalten werden. 

Die Ausscheidung und Verwaltung dieser drei Vermögens- 
gruppen in der Gemeinde wird bei einigermassen entwickelter Or- 
ganisation der Selbstverwaltung um so leichter, als ja ohnehin für 
die wichtigsten Aufgaben derselben (Armenwesen, Schule etc.) be- 
sondere Ausschüsse (Commissionen) gebildet werden müssen, wel- 
chen naturgemäss auch die Verwaltung und Verwendung des diesem 
Zwecke gewidmeten partikulären öffentlichen Vermögens zustehen 
muss. Für die Verwaltung des Nutzungsgutes (Allmende) wird ja 
bei der besonderen privatrechtlichen Stellung desselben eine selb- 
ständige Vermögensverwaltung bestehen müssen, und das eigent- 
liche Vermögen der autonomen Gemeinde (Kämmereigut) ist dann 
das Objekt der selbständigen gemeinsamen Vermögensverwaltung; 
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die Gesammtheit der im aatonomen Wirkungskreise der Gemeinde 
stehenden Ausgaben und Einnahmen bildet dann den Inhalt des 
Gemeindebudgets. 

Besondere administrative Massregeln können noch nothwendig 
werden, wenn die aus Grundbesitz bestehende Allmende oder son- 
stiges Gemeindegrundvermögen eine für die Erfüllung der Aufgaben 
der Gemeinde schädliche Ausdehnung oder Benützung hat. Auf 
Grund der in § 33 ausgeführten allgemeinen Berechtigung des 
Staates zu besonderer Einwirkung auf das Privat- und Corpora- 
tionsgrundeigenthum sind gesetzliche Bestimmungen zulässig, welche 
die Auftheilung eines solchen Gemeindebesitzes erleichtern, nöthigen- 
falls sogar zwangsweise vorschreiben. Insbesondere kann die Be- 
seitigung der Gemeinweide auf diesem Wege erfolgen, wo diess 
Voraussetzung der Durchfahrung allgemein wirthschaftspolitischer 
Massregeln ist. Es versteht sich jedoch dabei, dass mit Durch- 
führung solcher Massregeln ein Ablösungs- und Ausgleichungsver- 
fahren (vgl. S 57) Hand in Hand gehen muss, um keine ökono- 
mische Schädigung der Berechtigten herbeizuführen. 
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heben oder beschränken. Das Privatrecht an der Substanz wird 
demnach nur da beseitigt werden können, wo sein Fortbestand mit 
der Verfolgung des Staatsgebietsrecht unvereinbar wird; dagegen 
kann der Staat einen Anspruch an den Werth des Immobile aus 
diesem seinem stärkeren Rechte nicht erheben, weil er dadurch ja 
nur das Staatsgebietsrecht, beziehungsweise seine Verwaltungsauf- 
gaben auf dem ganzen Gebiete, in vollem Umfange zur Geltung 
bringen will. * 

Die Fälle, in welchen der Staat im Interesse der ungehin- 
derten Durchführung der Staatszwecke in die Freiheit des^ Privat- 
eigenthums am Staatsgebiete eingreift, lassen sich unter folgenden 
Gesichtspunkten zusammenfassen : 

1. Administrative Aufhebung des Privateigen- 
thums — Enteignung, Expropriation.** 

2. Administrative Beschränkung des Privateigen- 
thums — staatsrechtliche Servitutenbestellung, Enteignung des 
Gebrauchs. 

In diesen beiden Fällen nimmt der Staat die Substanz voll- 
ständig oder nur einzelne Eigenschaften derselben in Anspruch, um 
entweder selbst Anstalten zu errichten oder administrative Mass- 
regeln im Interesse der Verfolgung der Staatszwecke durchzuführen, 
soferne der im Privateigenthume gelegene Widerstand auf keinem 
andern Wege beseitigt werden kann. Die prinzipielle Begründung 
des staatlichen Enteignungsrechtes liegt daher in den staatlichen 
Hoheitsrechten in ihrer räumlichen Beziehung — Staatsgebiets- 
recht; die concrete Motivirung der administrativen Aufhebung oder 
Beschränkung des Eigenthums kann nur durch den Nachweis gelie- 
fert werden, dass die Entfaltung staatlicher Thätigkeit auf einem 
bestinmiten Theile des Staatsgebiets im Interesse eines anerkannten 
Staatszweckes gelegen und nur durch Beseitigung oder Beschrän- 
kung des Privateigenthums zu erreichen sei. Daraus folgt denn 



* Eine weitere Ausführnng und Begründung dieser Ansicht habe ich in 
der Abhandlung ^die Rechtsverhältnisse des Staatsgebiets^ in der Zeitschrift 
für die gesammten Staatswissenschaften, 1870, II. u. III. Heft, zu geben versucht. 

** Hierüber u. a. 6. Meyer das Recht der Expropriation. 1868. Thiel. 
Ezpropriationsrecht und Verfahren. 1866. 
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auch, dass von einer Enteignung bei Mobiiien nur in uneigent- 
lichem Sinne gesprochen werden kann; in Wahrheit liegt hier 
immer ein Fall des Staatsnothrechts vor; für die regelmässige 
Expropriation beweglicher Sachen um der blossen Nützlichkeit för 
die Staatszwecke willen fehlt jede staatsrechtliche Basis, wenn man 
nicht auf die veraltete Lehre von einem dominium eminens über 
alles Privateigenthum zurückkommen will. 

Die Enteignung ergreift aber dennoch auch nur die Substanz 
des Grundeigenthums, nicht auch den Werth; denn nur soweit die 
Nothwendigkeit ausschliesslicher staatlicher Verfügung über das- 
selbe geht, reicht auch die Berechtigung zur Enteignung; der 
Werth des Immobilarefgenthums ist aber keine Bedingung für die 
Möglichkeit staatlicher Thätigkeit; derselbe ist daher dem Enteig- 
neten voll und zugleich mit der Enteignung zurückzugeben. (Ent- 
schädigung). 

3. Administrative Beschränkung der Benützung 
des Privateigenthums. Diese findet ausschliesslich aus wirth- 
schaftspolitischen Gründen statt und äussert sich in den Verwal- 
tungsgesetzen und Vorschriften in Bezug auf einzelne Erwerbs- 
zweige (besonders bei Bergbau, Jagd und Forstbetrieb etc.). Siehe 
hierüber das folgende Capitel. 

4. Administrative Aufhebung dinglicher Rechte 
an fremdem Grund und Boden. (Grundentlastungen und Ab- 
lösungen). In so weit die mannigfachen Unfreiheitsverhältnisse der 
ständischen Gesellschaftsordnung einen staatsrechtlichen Charakter 
trugen, gründen sich diese Massregeln auf das Recht des Staates 
innerhalb des Staatsgebietes ausschliesslich staatsrechtliche Befug- 
nisse auszuüben. Aber auch soweit diese Beschränkungen rein 
privatrechtlicher Natur waren, ist der Staat zu ihrer Aufhebung 
befugt, weil sie die Geltendmachung der Staatszwecke, besonders 
den individuellen Freiheitszweck und den gesellschaftlichen Gultur- 
zweck und daher die Verwaltungsthätigkeit fär das persönliche und 
das wirthschaftliche Leben aufhielten. Selbstverständlich ist auch 
die Entschädigungsfrage ganz anders gelagert als bei der Enteig- 
nung. Soweit die Eigenthumsbeschränkungen und Grundlasten 
staatsrechtlichen Charakter und Ursprung hatten, kann davon 
überhaupt keine Rede sein; privatrechtliche Grundlasten dagegen 
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betheiligten üferbesitzern , in deren Interesse die Anlage vorzugs- 
weise hergestellt wird, zü tragen; ein Zuschuss aus Staatsmitteln 
ist jedoch wegen der Bedeutung derartiger Schutzmassregeln für 
ganze Gegenden nicht nur wünschenswerth, sondern sogar geboten. 
m. Massregeln zur Unterdrückung der Gefahr sind 
insbesondere die Verbreitung der Nachricht nahender Ueberschwem- 
mung, die Bereithaltung und zweckmässige Verwendung von Ret- 
tungsanstalten (Bote etc.) unter zwangsweiser Mitwirkung der 
benachbarten Bevölkerung, sowie besondere Anordnungen und Vor- 
kehrungen bei Eisgang in Flüssen (Aufstellung von Eisbrechern, 
Anlegung von Kanälen im Eise etc.). 

IV. Zum Schutze des Viehstandes gegen Krank- 
heiten, welche epidemisch auftreten (Epizootien), sind zum Theil 
ähnliche Massregeln anzuwenden, wie sie l^ei der Verwaltung des 
öffentlichen Gesundheitswesens geboten sind; durch eine allgemeine 
Anzeigepflicht der Viehbesitzer muss die Verwaltung über das 
Auftreten einer solchen Krankheit rechtzeitige Information erlangen; 
Sperre gegen das Ausland, Absperrung von Häusern und Ort- 
schaften im Inlande oder Gonsignirung des verdächtigen Viehes 
müssen zur Verhütung einer weitem Verbreitung angeordnet wer- 
den; bei hartnäckigen Krankheiten, wie z. B. bei der Rinderpest, 
kann nur äusserst strenges Vorgehen (Schlagen aller verdächtigen 
Stücke) eine Weiterverbreitung verhüten. Für solche Fälle ist 
aber, da die Massregeln im Interesse der Gesammtheit vorgenom- 
men werden, der einzelne Viehbesitzer, dessen Viehstand denselben 
zum Opfer gefallen ist, billig durch die Verwaltung zu entschädigen. 
Zur Vermeidung der Einschleppung ist auch besonders eine polizei- 
liche Ueberwachung der Viehmärkte durch besonders aufgestellte 
Thierärzte nothwendig. 

V. Die Ordnung des Versicherungswesens.** 

Die Volkswirthschaft zeigt in dem Versicherungsprinzipe den 

♦ Vgl. Schenk, Die Wasserrechtsfrage. 1860. Stein L., Die Wasser- 
rechtslehre in Haimerrs Magazin. XVIII. 2. 

** Viel Belehrung findet sich in der „Zeitschrift für Versichernngsrecht^ 
▼on Malss. 1865 ff. Hauptwerk auch für die Technik des Versicheningswesens 
ist: Masius, Lehre der Versicherung. 1846. Femer kommen in Betracht: Saski, 
Jahrbuch für das gesammte Versicherungswesen. Eis n er, Versicherungszeitung 
und Assecnranzalmanach. 
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Weg an, auf welchem die wirthschaftlichen Folgen eines nicht 
vorhergesehenen Unglücksfalls für das Vermögen gemildert oder 
ganz beseitigt werden können. Es ist die Versicherung eine Form 
der genossenschaftlichen Selbsthilfe, mag dieselbe nun als unmittel- 
bare oder als mittelbare Genossenschaft auftreten. (Gegenseitig- 
keitsversicherung — Spekulationsversicherung.) 

Dadurch ist die Verwaltung jeder Pflicht zur Herstellung und 
Leitung eigener staatlicher Versicherungsanstalten überhoben; denn 
zu positiver Unterstützung des wirthschaftlichen Lebens ist sie nur 
dann veranlasst, wenn der Einzelne sich selbst oder in freier ge- 
sellschaftlicher Verbindung die Bedingungen seiner wirthschaftlichen 
Bedürfnissbefriedigung nicht herzustellen vermag. Aber auch ab- 
gesehen von dieser prinzipiellen Entscheidung ist die Führung 
eigener Landesversicherungsanstalten, welche besonders zur Ver- 
sicherung von Gebäuden gegen Feuerschaden vielfach bestehen, von 
praktischen Gesichtspunkten nicht zu empfehlen, weil sie nicht bloss 
da als vollständig entbehrlich sich zeigen, wo sie nicht bestehen 
(PYankreich, England, Oesterreich), sondern auch mit allen der 
industriellen Thätigkeit der Staatsverwaltung anklebenden Mängeln 
und Nachtheilen versehen sind* (Stagnation in den Satzungen, 
theure und minder sorgsame Geschäftsführung, daher auch höhere 
Versicherungsprämien). Am stärksten treten diese Nachtheile auf, 
wo die staatlichen Versicherungsanstalten ausschliessende Befug- 
nisse haben, weil hier noch die aus dem Monopol immer entste- 
hende Ausbeutung des Publikums und in Folge mangelnder Con- 
currenz noch grössere Lässigkeit in Berücksichtigung der Vortheile 
einzutreten pflegt. 

Eine Verbindung des staatlichen Versicherangsgeschäfts mit 
andern Zweigen der Verwaltung zur Kostenersparung, welche man 
dann oft als einen Vortheil solcher Anstalten, gegenüber den Pri- 
vatversicherungsgesellschaften, rühmt, kann nur auf Kosten der 
Sorgfalt für beide Arten der administrativen Thätigkeit geschehen. 

Ebenso wenig kann ein besonderer Vortheil einer solchen 
Staatsanstalt für Gebäudeversicherung in der günstigen Wirkung 
auf den Credit der Hausbesitzer, denen hier eine Versicherung nie 
versagt werde, gesehen werden, weil das gleiche von jeder Privat>- 
versicherungsgesellschaft oder wenigstens bei einiger Goncurrenz von 
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